6. Sitzung des Ortschaftsrates Baasdorf

21.05.2015 18:00 Uhr



Kéthen (Anhalt), 13.05.2015
- Bekanntmachung -

zur 6. Sitzung des Ortschaftsrates Baasdorf
am Donnerstag, dem 21.05.2015 um 18:00 Uhr
Gemeindeverwaltung, Raum 1, .
06388Baasdorf

Sehr geehrte Damen und Herren,

ich lade Sie zu der oben benannten Sitzung recht herzlich ein.

Vorgesehene Tagesordnung:

TOP Thema Vorl.

1 Eroffnung

1.1 Einwohnerfragestunde -

1.2 Feststellung der Beschlussfahigkeit und der Ordnungsmafigkeit der -
Ladung

2 Behandlung der 6ffentlichen TOPs

2.1 Bestatigung der Niederschrift der letzten Sitzung (6ffentlicher Teil) -

2.2 Informationen der Verwaltung (6ffentlicher Teil) -

2.3 Informationen des Ortsbirgermeisters -

2.4 Bestatigung der Tagesordnung (6ffentlicher Teil) -

25 Satzung der Stadt Kéthen (Anhalt) Uber den Ausgleichsbetrag fiir die 2015050/6

von Bauherren und Eigentiimern nicht herstellbaren Kfz-Einstellpléatzen
-Abldsesatzung- hier: Verlangerung der Geltungsdauer

2.6 Satzung der Stadt Kéthen (Anhalt) Uber notwendige Stellpléatze der 2015055/6
Stadt Kdthen (Anhalt) -Stellplatzsatzung- hier: Verlangerung der
Geltungsdauer

2.7 Kalkulation der Obdachlosengebiihr und der Anderung der Satzung tber ~ 2015006/6
die Erhebung von Benutzungsgebihren fur die Unterbringung Obdachloser
in der Stadt Kéthen (Anhalt) — Kalkulationszeitraum 2014 bis 2016

2.8 1. Anderung der Satzung tiber die Unterbringung Obdachloser in der 2014132/6
Stadt Kdthen (Anhalt)

29 Rechtsformwechsel KOWISA 2015060/3

2.10 Anfragen und Anregungen (6ffentlicher Teil) -

3 Behandlung der nichtéffentlichen TOPs

3.1 Bestétigung der Niederschrift der letzten Sitzung (nichtoffentlicher -
Teil)

3.2 Informationen der Verwaltung (nichttffentlicher Teil) -

3.3 Informationen des Ortsbirgermeisters -

3.4 Bestatigung der Tagesordnung (nichtoffentlicher Teil) -

3.5 Anfragen und Anregungen (nichtoffentlicher Teil) -

Mit freundlichen GriRen

Heiko Welz
Ortsbirgermeister






Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Protokollauszug

Datum : 21.05.2015

Sitzung . 6. Sitzung des Ortschaftsrates Baasdorf

Vorlage-Nr. . 2014132/6

TOP 2.8 : 1. Anderung der Satzung iiber die Unterbringung Obdachloser
in der

Stadt Kothen (Anhalt)

Protokolltext

Abstimmungsergebnis:

Gremium Ortschaftsrat SOLL Stimmberechtigte 5
Baasdorf

Sitzung am 21.05.2015 IST Stimmberechtigte 3

TOP 2.8 Befangen 0

Ja-Stimmen 3

Nein-Stimmen 0

Beschluss laut BV Enthaltungen 0

Die Ubereinstimmung vorstehenden Auszuges mit der Urschrift wird beglaubigt.

Kdéthen (Anhalt), 28.05.2015

Heiko Welz
Ortsbirgermeister



Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Protokollauszug

Datum : 21.05.2015

Sitzung . 6. Sitzung des Ortschaftsrates Baasdorf

Vorlage-Nr. : 2015006/6

TOP 2.7 . Kalkulation der Obdachlosengebiihr und der Anderung der

Satzung Uber

die Erhebung von Benutzungsgebihren fir die Unterbringung
Obdachloser

in der Stadt Kéthen (Anhalt) — Kalkulationszeitraum 2014 bis

2016
Protokolltext
Abstimmungsergebnis:
Gremium Ortschaftsrat SOLL Stimmberechtigte 5
Baasdorf
Sitzung am 21.05.2015 IST Stimmberechtigte 3
TOP 2.7 Befangen 0
Ja-Stimmen 3
Nein-Stimmen 0
Beschluss laut BV Enthaltungen 0

Die Ubereinstimmung vorstehenden Auszuges mit der Urschrift wird beglaubigt.

Kéthen (Anhalt), 28.05.2015

Heiko Welz
Ortsbirgermeister



Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Protokollauszug

Datum : 21.05.2015

Sitzung . 6. Sitzung des Ortschaftsrates Baasdorf

Vorlage-Nr. : 2015050/6

TOP 2.5 . Satzung der Stadt Kéthen (Anhalt) Gber den Ausgleichsbetrag
far die

von Bauherren und Eigentimern nicht herstellbaren Kfz-
Einstellplatzen
-Ablésesatzung- hier: Verlangerung der Geltungsdauer

Protokolltext

Abstimmungsergebnis:

Gremium Ortschaftsrat SOLL Stimmberechtigte 5
Baasdorf

Sitzung am 21.05.2015 IST Stimmberechtigte 3

TOP 2.5 Befangen 0

Ja-Stimmen 3

Nein-Stimmen 0

Beschluss laut BV Enthaltungen 0

Die Ubereinstimmung vorstehenden Auszuges mit der Urschrift wird beglaubigt.

Kdéthen (Anhalt), 28.05.2015

Heiko Welz
Ortsblrgermeister



Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Protokollauszug

Datum : 21.05.2015

Sitzung . 6. Sitzung des Ortschaftsrates Baasdorf

Vorlage-Nr. . 2015055/6

TOP 2.6 . Satzung der Stadt Kéthen (Anhalt) iber notwendige Stellplatze
der
Stadt Kothen (Anhalt) -Stellplatzsatzung- hier: Verlangerung
der

Geltungsdauer

Protokolltext

Abstimmungsergebnis:

Gremium Ortschaftsrat SOLL Stimmberechtigte 5
Baasdorf

Sitzung am 21.05.2015 IST Stimmberechtigte 3

TOP 2.6 Befangen 0

Ja-Stimmen 3

Nein-Stimmen 0

Beschluss laut BV Enthaltungen 0

Die Ubereinstimmung vorstehenden Auszuges mit der Urschrift wird beglaubigt.

Kdéthen (Anhalt), 28.05.2015

Heiko Welz
Ortsblrgermeister



Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Protokollauszug

Datum : 21.05.2015

Sitzung . 6. Sitzung des Ortschaftsrates Baasdorf
Vorlage-Nr. : 2015060/3

TOP 2.9 . Rechtsformwechsel KOWISA

Protokolltext

Abstimmungsergebnis:

Gremium Ortschaftsrat SOLL Stimmberechtigte 5
Baasdorf

Sitzung am 21.05.2015 IST Stimmberechtigte 3

TOP 2.9 Befangen 0

Ja-Stimmen 3

Nein-Stimmen 0

Beschluss laut BV Enthaltungen 0

Die Ubereinstimmung vorstehenden Auszuges mit der Urschrift wird beglaubigt.

Kéthen (Anhalt), 28.05.2015

Heiko Welz
Ortsblrgermeister



Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Beschlussvorlage 2014132/6

Dezernat: Dezernat 3 aktuelles Gremium Sitzung am: 21.05.2015
Ortschaftsrat Baasdorf TOP: 28

Amt: Amt 32 offentlich Vorlagen-Nr.:
ja 2014132/6
Az.: erstellt am: 29.07.2014
Betreff

1. Anderung der Satzung iiber die Unterbringung Obdachloser in der
Stadt Kothen (Anhalt)

Beratungsfolge

Nr. [Gremium Ist-Termin |Ergebnis
1]11.05.2015: Ortschaftsrat Dohndorf 11.05.2015 |laut BV
2{12.05.2015: Ortschaftsrat Merzien 12.05.2015 |[laut BV
3(13.05.2015: Ortschaftsrat Arensdorf 13.05.2015 |laut BV
4118.05.2015: Ortschaftsrat Lobnitz an der Linde 18.05.2015 |[laut BV
5120.05.2015: Ortschaftsrat Wilknitz 20.05.2015 |entspr. prot. And.
6 (21.05.2015: Ortschaftsrat Baasdorf 21.05.2015 |laut BV
7 [28.05.2015: Sozial- und Kulturausschuss 28.05.2015 |laut BV
8(23.06.2015: Hauptausschuss 23.06.2015 |laut BV
9(02.07.2015: Stadtrat 02.07.2015 |laut BV

Beschlussentwurf

Der Stadtrat beschlief3t die nachfolgende 1. Anderungssatzung tber die Unterbringung
Obdachloser in der Stadt Kéthen (Anhalt)

Gesetzliche Grundlagen:

Darlegung des Sachverhalts / Begrundung

Das Kommunalverfassungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (KVG LSA) hat die alte
Gemeindeordnung abgeldst. Dies hat zur Folge, dass die Satzung tber die Unterbringung
Obdachloser in der Stadt Kothen (Anhalt) an die neue Rechtslage angepasst werden muss.



Auch in der Praxis haben sich Sachverhalte ergeben, die in die neue Obdachlosensatzung
integriert werden muissen:

Mit der 1. Anderung der Obdachlosensatzung (n. F.) soll erreicht werden, dass
Umsetzungen nach § 3 Abs. 4 der Satzung auch erfolgen kénnen, wenn einzelne Benutzer
der Einrichtungen untereinander strafbare Handlungen vornehmen oder androhen
vorzunehmen.

Eine klare Abgrenzung bei der Nutzung der einzelnen Unterkinfte in den Objekten
Angerstral3e 52 und Augustenstral3e 63 war bisher nicht méglich. In § 4 Abs. 1 der Satzung
n. F. ist nun eindeutig geregelt, welche Person das ausschlie3liche Recht zur Nutzung der
Uberlassenen und zugewiesenen Unterkunft besitzt und wer nicht. Ein eigenmachtiger
Wechsel der Unterkunft ist damit ausgeschlossen.

Weiterhin soll das Verbot der Vornahme von Veranderungen an der Unterkunft aus § 4 Abs.
4 Buchst. d der Satzung erweitert werden. Bisher sind nur Veranderungen innerhalb der
Unterkunft untersagt. Hier wird das Verbot auf die gesamte Unterkunftsanlage einschlie3lich
des Uberlassenen Zubehors erweitert.

Zu § 11 Ordnungswidrigkeiten:

Soweit schuldhafte Zuwiderhandlungen gegen Verbote und Gebote, die in der
Obdachlosensatzung geregelt sind, als Ordnungswidrigkeit mit einer GeldbulRe geahndet
werden sollen, sogenannte BuRgeldbewehrung, muss der Tatbestand der
Ordnungswidrigkeit genau und bestimmt in der Satzung angegeben werden. Bestimmte
Handlungen von Bewohnern der Einrichtungen, insbesondere im Obdach Angerstral3e 52,
sind in der Satzung a. F. nicht bu3geldbewehrt und somit ware eine Ahndung der
Ordnungswidrigkeit zwar moglich, aber rechtswidrig. Nach der Anpassung bzw.
Neuaufnahme der Tatbestéande ist eine Ahndung der Verstdze moglich und rechtmafig.



T

Anlage 1-1.Anderungssatzung zur Satzung iiber die Unterbringung Obdachloser.pdf
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Anlage 2- Synopse.pdf



Anlage 1

1. Anderungssatzung zur Satzung iiber die Unterbringung Obdachloser in der Stadt
Kdéthen (Anhalt)

Aufgrund der §§ 8 Abs. 1 und 45 Abs. 2 Nr. 1 des Kommunalverfassungsgesetzes des Lan-
des Sachsen-Anhalt (KVG LSA)} vom 17.06.2014 (GVBI. LSA S. 288) hat der Stadtrat der
Stadt Kéthen (Anhalt) in seiner Sitzung am 02.07.2015 folgende 1. Anderungssatzung zur
Satzung Uber die Unterbringung Obdachioser in der Stadt Kéthen (Anhalt) beschlossen:

§1
Anderung der Satzung iiber die Unterbringung Obdachloser in der Stadt Kéthen (An-
halt)

1. § 4 Abs. 1 erhilt folgende Fassung:
»(1)  Eine Unterkunft darf nur aufgrund einer Einweisungsverfiigung und nur von
der eingewiesenen Person ausschliellich zu Wohnzwecken genutzt werden. Der ein-
gewiesenen Person ist es untersagt, weitere Personen in der ihr zugewiesenen Un-
terkunft aufzunehmen.”

2. § 4 Abs. 2 erhélt folgende Fassung:
(2) Der Benutzer der Unterkunft ist verpflichtet, die ihm zugewiesenen Raume
samt dem Uberlassenen Zubehdr pfleglich zu behandeln.*

3. § 4 Abs. 4 lit. d erbélt folgende Fassung:
o) Um-, An- oder Einbauten sowie Installationen oder andere Veranderungen in

oder an der Unterkunft oder Unterkunftsanlagen einschliefllich des Uberiasse-
nen Zubehdrs vorzunehmen.”





§ 4 Abs. 9 erhilt folgende Fassung:

.(9) Bei schwerwiegende Verstdfle gegen die Benutzungsordnung oder wenn In-
standhaltungsarbeiten bzw. die Beseitigung von Schaden und dhnlichem ein Betreten
der Unterktinfte erforderlich machen, sind stadtische Bedienstete oder von der Stadt
Kothen (Anhalt) beauftragte Dritte berechtigt, die Unterkiinfte auch ohne Einwilligung
der Nutzungsberechtigten jederzeit zu betreten. in der Zeit von 22.00 bis 06.00 Uhr
(Nachtruhe) gilt dies nur bei Malnahmen, die keinen Aufschub dulden.”

§ 5 Abs. 2 erhélt folgende Fassung:

»(2) Der Benutzer ist verpflichtet, flir eine ordnungsgemafle Reinigung, ausrei-

chende Liftung und Heizung der Uberlassenen Unterkunft zu sorgen.*

§ 6 Abs. 2 erhélt folgende Fassung:

«{2) Neben den Regelungen dieser Satzung gilt in den Obdachlosenunterkinften
die Hausordnung fir die Ohbdachlosenunterkiinfte in der Stadt Kéthen (Anhalt) in der
jeweils gultigen Fassung, die auch fiir Besucher bindend ist.”

§ 11 erhélt folgende Fassung:

.8 11

Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig im Sinne des § 8 Abs. 6 des Kommunalverfassungsgesetzes des

Landes Sachsen-Anhait (KVG LSA) vom 17.06.2014 (GVBI. LSA S. 288) handelt, wer

vorsatzlich oder fahriassig entgegen

1. § 4 Abs. 1 Satz 1 die Unterkunft ohne Verfligung zur Unterbringung fUr die zu-
gewiesene Unterkunft oder zu anderen als Wohnzwecken benutzt,

2. § 4 Abs 1 Satz 2 weitere Personen in seiner zugewiesenen Unterkunft auf-
nimmt,
3. § 4 Abs. 2 die ihm zugewiesenen Rdume oder das (berlassene Zubehr nicht

pfleglich behandel,





10.

1.
12.

§ 4 Abs. 3 Veranderungen an der Unterkunft oder dem {iberlassenem Zubehor
vornimmi,

§ 4 Abs. 4 lit. a weitere Schilssel flr die Unterkunft anfertigt oder anfertigen
l&sst,

§ 4 Abs. 4 lit. b Haustiere in der Unterkunft oder Unterkunftsaniagen halt,

§ 4 Abs. 4 lit. ¢ in der Unterkunft oder auf dem Grundstliick aulerhalb vorge-
sehener Park-, Einstell- oder Abstellpldtze ein Kraftfahrzeug abstellt oder
SperrmUil oder sonstiger Unrat, der nicht zur Abholung bereitgestellt wird, ab-
lagert,

§ 4 Abs. 4 lit. d Um-, An- oder Einbauten oder Installationen oder andere Ver-
anderungen in oder an der Unterkunft oder Unterkunftsanlagen einschliefllich
des uberlassenen Zubehdrs vornimmt,

§ 4 Abs. 9 stédtischen Bediensteten oder von der Stadt Kéthen (Anhalt) beauf-
tragten Dritten den Zutritt zur Unterkunft verweigert, obwohl schwerwiegende
Verstofle gegen die Benutzungsordnung oder instandhaltungsarbeiten oder
die Beseitigung von Schiden und ahnlichem ein Betreten der Unterkiinfte er-
forderlich machen,

§ 5 Abs. 2 nicht flr eine ausreichende Reinigung oder Liftung oder Beheizung
der (berlassenen Raume sorgt,

§ 6 Abs. 2 die Hausordnung nicht beachtet,

§7 Abs 1 Satz 1 der Raumungspflicht nach Widerruf der Einweisungsverfi-
gung oder nach Wechsel seines Wohnsitzes nicht nachkommt.

Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer GeldbuBe bis zu 5.000 Euro geahndet wer-

den.

§2

Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 01.08.2015 in Kraft.

Kothen (Anhalt), 02.07.2015

Bernd Hauschild
Oberblirgermeister {Siegel)





Anlage zur Sitzungsvorlage
Anlage 1-1.Änderungssatzung zur Satzung über die Unterbringung Obdachloser.pdf


alte Fassung {a. F.)

Erlauterung

neue Fassung {n. F.) Anlage 2

Satzung liber die Unterbringung Obdachloser in
der Stadt Kothen (Anhait)

Aufgrund der §§ 6 Abs. 1, Satz 1, § 8 Nr. 1, 44
Abs. 3 Nr. 1 der Gemeindeordnung fir das Land
Sachsen-Anhalt (GO LSA) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 10.08.2009 {GVBI. LSA S
383) zuletzt gedndert am 30.11.2011 (GVBL. LSA S.
814) in der jeweils geltenden Fassung hat der
Stadtrat der Stadt Kéthen(Anhalt) in seiner Sitzung
am 14.03.2013 folgende Satzung beschlossen:

. Rechtsform und Zweckbestimmung der
Obdachlosenunterkiinfte

§1
Rechtsform/Anwendungsbereich/
Gemeinniitzigkeit

(1) Die Stadt Koéthen (Anhalt) betreibt die
Obdachlosenunterkiinfte in 06366 Kothen (Anhalt)
als voneinander getrennte &ffentliche Einrichtungen
in der Form nicht rechtsfahiger Anstalten des

offentlichen  Rechts. Sofern ein  dringendes
Bedirfnis besteht, kann die Siadt weitere
Unterkinflte anmieten oder errichten und

gegebenenfalls Unterklinfte schlieRen.

Beachte: KVG LSA »
Kommunalverfassungsgesetz des Landes Sachsen-
Anhalt

Keine Anderungen.
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Satzung liber die Unterbringung Obdachloser in
der Stadt Kéthen (Anhalt)

Aufgrund der §§ 8 Abs. 1 und 45 Abs. 2 Nr. 1 des
Kommunalverfassungsgesetz des Landes Sachsen-
Anhalt (KVG LSA) vom 17.06.2014 (GVBI. LSA S.
288) hat der Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhalt) in
seiner Sitzung am 14.03.2013 folgende Saizung
beschlossen:

. Rechtsform und Zweckbestimmung der
Obdachlosenunterklinfte

§1
Rechtsform/Anwendungsbereich/
Gemeinnitzigkeit

(1) Die Stadt Kothen (Anhailt) betreibt die
Obdachlosenunterkiinfte in 06366 Kothen (Anhalt)
als voneinander getrennte offentliche Einrichtungen
in der Form nicht rechtsfahiger Anstalien des

offentlichen Rechts. Sofern ein dringendes
Bedirfnis besteht, kann die Stadt weitere
Unterkinfte  anmieten oder erichten und

gegebenenfalls Unterkiinfte schlieflen.





alte Fassung {a. F.)

Erlauterung

neue Fassung (n. F.)

(2) Die Stadt Kothen (Anhailt) verfolgt mit der

Betreibung der Obdachlosenunterkiinfte
ausschiie®lich und unmittelbar gemeinnitzige
Zwecke im Sinne des Abschnitts

"Steuerbeglinstigie Zwecke" der Abgabenordnung
in der jeweils geltenden Fassung.

(3) Zweck der Betreibung der
Obdachlosenunterkiinfte ist die Forderung des
Wohlfahrtswesens. Der Satzungszweck  wird
insbesondere verwirklicht durch die Unterbringung
von Personen, die obdachlos sind oder sich in einer
aullergewohnlichen Wohnungsnotlage befinden.

(4) Die Einrichtungen sind selbstlos tatig. Sie
verfolgen nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche
Zwecke.

(5) Mittel der o. g. Einrichtungen dirfen nur fir die
satzungsmaligen Zwecke verwendet werden. Die
Stadt Kothen (Anhalt) als Trager der Einrichtungen
erhdlt keine Zuwendung aus Mitteln der
Einrichtungen. Es darf keine Person durch
Ausgaben, die dem Zweck der Kérperschaft fremd
sind oder durch unverhdlinismdflig hohe
Vergltungen beglinstigt werden.

(6) Obdachlosenunterkiinfte sind die  zur
Unterbringung von Obdachlosen von der Stadt
bestimmten Gebdude, Wohnungen und R&ume.
Obdach wird nur voribergehend gewahrt.

Keine Anderungen.

Keine Anderungen.

Keine Anderungen.

Keine Anderungen.

Keine Anderungen.
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(2) Die Stadt Kothen (Anhalt) verfolgt mit der

Betreibung der Obdachlosenunterkinfte
ausschlieflich und unmittelbar gemeinnitzige
Zwecke im Sinne des Abschnitts

"Steuerbegtinstigie Zwecke" der Abgabenordnung
in der jeweils gelienden Fassung.

(3) Zweck der Betreibung der
Obdachlosenunterkiinfte ist die Forderung des
Wohlfahrtswesens. Der Satzungszweck  wird
insbesondere verwirklicht durch die Unterbringung
von Personen, die ocbdachios sind oder sich in einer
aulergewdhnlichen Wohnungsnotiage befinden.

(4) Die Einrichtungen sind selbstlos tatig. Sie
verfolgen nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche
Zwecke.

(5) Mittel der o. g. Einrichtungen dirfen nur fir die
satzungsmafigen Zwecke verwendet werden. Die
Stadt Kothen(Anhalt) als Trager der Einrichtungen
erhdlt keine Zuwendung aus Mittein der
Einrichtungen. Es darf keine Person durch
Ausgaben, die dem Zweck der Korperschaft fremd
sind oder durch unverhalinismdRig hohe
Vergiitungen beglnstigt werden.

(6) Obdachlosenunterkiinfte  sind die  zur
Unterbringung von Obdachlosen von der Stadt
bestimmten Gebdude, Wohnungen und Raume.
Obdach wird nur vorlbergehend gewahrt.





alte Fassung (a. F.)

Erlauterung

neue Fassung (n. F.)

(7) Die Obdachiosenunterkiinfte unterstehen der
Aufsicht des Oberblrgermeisters der Stadt Kothen
{Anhalt}.

. Gemeinsame Bestimmungen fir die
Benutzung der Obdachlosenunterkiinfte

§ 2

Benutzungsverhaltnis und Einweisung

(1) Unterzubringende Perscnen werden durch
schriftliche Einweisungsverfiigung der Stadt Kéthen
(Anhalt) unter dem Vorbehalt des jederzeitigen
Widerrufs in  eine der oben genannten
Obdachlosenunterk(infte eingewiesen. Im
Ausnahmefall kann bei unmittelbar bevorstehender
oder bereits eingetretener Obdachlosigkeit die
Verfligung zunachst miindlich erteilt werden. Sie ist
unverziglich schriftlich nachzuholen.

(2) Es besieht kein Rechtsanspruch auf den Bezug
bestimmter Ra&ume und den sténdigen Verbleib in
der zugewiesenen Unterkunft.

(3} Die Pflicht der Benutzer, sich selbst um eine
angemessene Wohnung zu kiimmern, wird durch
die Einweisung in die Obdachlosenunterkunft nicht
berihrt.

Keine Anderungen.

Keine Anderungen.

Keine Anderungen.

Keine Anderungen.
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(7) Die Obdachiosenunterkiinfte unterstehen der
Aufsicht des Oberblirgermeisters der Stadi Kothen
(Anhalt).

ll. Gemeinsame Bestimmungen fiir die
Benutzung der Obdachlosenunterkiinfte

§2

Benutzungsverhaltnis und Einweisung

(1} Unterzubringende Personen werden durch
schriftliche Einweisungsverfiigung der Stadt Kéthen
(Anhalt) unter dem Vorbehalt des jederzeitigen
Widerrufs in  eine der oben genannten
Obdachlosenunterkiinfte eingewiesen. Im
Ausnahmefall kann bei unmittelbar bevorsiehender
oder bereits eingetretener Obdachlosigkeit die
Verfugung zundchst mindlich erteilt werden. Sie ist
unverzuglich schriftlich nachzuholen.

(2) Es besteht kein Rechtsanspruch auf den Bezug
bestimmter Raume und den standigen Verbleib in
der zugewiesenen Unterkunft.

(3) Die Pflicht der Benutzer, sich selbst um eine
angemessene Wohnung zu kiimmern, wird durch
die Einweisung in die Obdachlosenunterkunft nicht
berthrt.





alte Fassung (a. F.)

Erlauterung

neue Fassung (n. F.)

§3

Beginn und Ende der Nutzung; Umsetzung

(1) Das Benutzungsverhalinis beginnt mit dem
Zeitpunki, in dem der Benuizer die Unterkunft
bezieht oder aufgrund einer Einweisungsverfligung
nutzen kann.

(2) Das Benutzungsverhélinisses endet mit Ablauf
oder Widerruf der Einweisung oder mit Auszug des
Nutzers. Soweit die Unterkunft Uber den in der
Einweisung angegebenen Zeitpunkt hinaus benutzt
wird, endet das Benutzungsverhélinis mit der
Raumung der Unterkunft.

(3) Das Benutzungsrecht flir die zugewiesene
Unterkunft endet gleichfalls, wenn von dem
Nutzungsberechtigten die Unterkunft anger als vier
Wochen nicht genutzt wird.

(4) Die Stadt Kothen (Anhalt) kann jederzeit dem
Obdachlosen eine andere Unterkunft zuweisen,
wenn es aus Grinden der zweckmaéligen Belegung
oder im Interesse des Hausfriedens erforderlich ist
{(Umsetzung).

Keine Anderungen.

Keine Anderungen.

Keine Anderungen.

Keine Anderungen.
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§3

Beginn und Ende der Nutzung; Umsetzung

(1) Das Benutzungsverhdlinis beginnt mit dem
Zeitpunkt, in dem der Benutzer die Unterkunft
bezieht oder aufgrund einer Einweisungsverfligung
nutzen kann.

(2) Das Benutzungsverhéltnisses endet mit Ablauf
oder Widerruf der Einweisung oder mit Auszug des
Nutzers. Soweit die Unterkunft (ber den in der
Einweisung angegebenen Zeitpunkt hinaus benutzt
wird, endet das Benutzungsverhaltnis mit der
R&umung der Unterkunft.

(3) Das Benutzungsrecht flir die zugewiesene
Unterkunft endet gleichfalls, wenn von dem
Nutzungsberechtigten die Unterkunft langer als vier
Wochen nicht genutzt wird.

{4) Die Stadt Kbéthen (Anhait) kann jederzeit dem
Obdachlosen eine andere Unterkunft zuweisen,
wenn es aus Grinden der zweckmaligen Belegung
oder im Interesse des Hausfriedens erforderlich ist
(Umsetzung).





alte Fassung {a. F.)

Erlauterung

neue Fassung (n. F.)

§4
Benutzung der
Hausrecht

iiberlassenen Raume und

AuUr von den eingewiesenen Personern und pur Zu
Wehnzwecken benuizt werden. Dem Benutzer ist
mm%m@?%b@&@ﬁm?%mwmﬁxmﬁm
der Stadt verfigen; in seiner
Hnterkonfiaufzunehmen:

%%@%ﬁ@%%%%

(3) Veranderungen an der zugewiesenen
Unterkunft und dem Uberlassenen Zubehor sind
nicht erfaubt.

(4) Untersagt ist des Weiteren:

a) die Anfertigung von weiteren Schlisseln fir die
Unterkunft,

Mit der Anderung ist nun eindeutig geregelt, welche
eingewiesene Person das ausschlieflliche Recht
zur Nutzung der Gberlassenen und zugewiesene
Unterkunft besitzt und wer nicht. Ein
eigenméchtiger Wechsel der Unterkunft oder
Umzug in eine andere Unterkunft ist somit
ausgeschlossen.

Dem Benutzer wird im Regelfall ein leerer Raum
zur Verfigung gestellt, der tatsachlich den
Charakter einer Notunterkunit hat, Es ist daher
unverhaltnismaRig, ein Ubergabeprotokoll
anzufertigen und dem Benutzer die Durchflihrung
von Schonheitsreparaturen aufzuerlegen. Es
handelt sich insoweit auch nicht um ein privates
Miet- sondern um ein dffentlich-rechtliches
Nutzungsverhaltnis. Die Instandhaliung bzw. -
setzung der offentlichen Einrichtung ist Sache der
Stadt Kothen (Anhalt) und grundsatzlich bei der zu
erhebenden Benutzungsgebiihr zu beriicksichtigen.

Keine Anderungen.

Keine Anderungen.

Keine Anderungen.
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§4

Benutzung der uberlassenen Raume und
Hausrecht

(1) Eine Unterkunft darf nur augrund einer
Einweisungsverfiigung und nur von der
eingewiesenen Person ausschliefilich Zu

Wohnzwecken genuizt werden. Der eingewiesenen
Person ist es untersagt, weitere Personen in der ihr
Zugewiesenen Unterkunft aufzunehmen.

(2) Der Benuizer der Uniterkunft ist verpflichtet, die
ihm zugewiesenen Raume samt dem Uberlassenem
Zubehor pfleglich zu behandeln.

(3) Verdnderungen an der zugewiesenen
Unterkunft und dem Uberfassenen Zubehdr sind
nicht erlaubt.

(4) Untersagt ist des Weiteren:

a) die Anfertigung von weiteren Schilisseln fir die
Unterkunft,





alte Fassung {a. F.)

Erlauterung

neue Fassung (n. F.)

b} das Halten von Haustieren in der Unterkunft oder
den Unterkunftsanlagen,

¢} in der Unterkunft oder auf dem Grundstlick
aufterhalb vorgesehener Park-, Einstell- oder
Abstelipldtze ein Kraftfahrzeug abzustellen, sowie
Sperrmill oder sonstigen Unrat, der nicht zur
Abholung bereitgestellt wird, abzulagern,

d} Um,- An- und Emmbauten sowie Instailationen
oder andere Veranderungen in der Unterkunft
vorzunehmen.

(5) Die Stadt Kéthen (Anhalt}) kann von den in
Absatz 1, 3 und 4 genannten Verboten auf Antrag
Ausnahmegenehmigungen im Einzelfall erteilen.
Die Zustimmung kann grundsatzlich nur dann erteilt
werden, wenn der Benuizer eine Erklarung abgibt,
dass er die Haftung fur alle Schaden, die durch die
besonderen Benutzungen nach Absatz 1, 3 und 4
verursacht werden konnen, ohne Ricksicht auf
eigenes Verschulden Ubernimmt und die Stadt
insofern von Schadensersatzanspriichen Dritter
freistelli.

Keine Anderungen.

Keine Anderungen.

Hier soll das Verbot der Vornahme von

Veranderungen an der Unterkunft erweitert werden.

Bisher sind nur Veranderungen innerhalb der
Unterkunft untersagt. Hier wird das Verbot auf die
gesamte Unterkunftsaniage einschiiellich des
uberlassenen Zubehors erweitert.

Keine Anderungen.
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b} das Halten von Haustieren in der Unterkunft oder
den Unterkunftsanlagen,

¢) in der Unterkunft oder auf dem Grundsilick
aullerhalb vorgesehener Park-, Einsteli- oder
Abstelipldtze ein Kraftfahrzeug abzustellen, sowie
Sperrmill oder sonstigen Unrat, der nicht zur
Abholung bereitgestellt wird, abzutagern,

d) Um,- An- und Einbauten sowie Installationen
oder andere Verdnderungen in oder an der
Unterkunft oder Unterkunftsanlagen einschlieRlich
des Uberlassenen Zubehdrs vorzunehmen.

(5) Die Stadt Kothen (Anhalf) kann von den in
Absatz 1, 3 und 4 genannten Verboten auf Antrag
Ausnahmegenehmigungen im Einzelfall erteilen.
Die Zustimmung kann grundséatzlich nur dann erteilt
werden, wenn der Benutzer eine Erkldrung abgibt,
dass er die Haftung flr alle Schiden, die durch die
besonderen Benutzungen nach Absatz 1, 3 und 4
verursacht werden kdnnen, ohne Ricksicht auf
eigenes Verschulden Ubernimmit und die Stadt
insofern von Schadensersatzanspriichen Dritter
freistellt.





alte Fassung {a. F.)

Erlauterung

neue Fassung (n. F.)

(68) Die Zustimmung kann befristet und mit Auflagen
versehen erteilt werden. Die Zustimmung kann
widerrufen werden, wernn Auflagen oder sonstige
Nebenbestimmungen nicht eingehalten werden,
Hausbewohner oder Nachbarn belastigt oder die
Unterkunft bzw. das Grundstick beeintrachiigt
werden.

(7) Bei vom Benutzer chne Zustimmung der Stadt
Kéthen (Anhalt) vorgenommenen baulichen oder
sonstigen Verdnderungen kann die Stadt Kdthen
(Anhalt) diese auf Kosten des Benutzers beseitigen
und den friheren Zustand wiederherstellen lassen
(Ersatzvornahme).

(8) Die Stadt Kothen (Anhalt) kann dartiber hinaus
die erforderlichen Malnahmen ergreifen, um den
Zweck der Einrichtung zu gewahrleisten.

sind  stadiische Beauftragle  berechtigh mrm
Unterkinfle aush ohne  Einwilligung  der
Nutzungsberechtigten jederzeit zu betreten, wenn
m : _ Verstss dic
Benutzangsordrung  voflieger  eder  weRn
{nstandhaltungsarbeiten bzw.  die  soforlige
Besciigurg ven Schiden und ahnlichem; ein
Betreten der Unierkiinfte erorderlich maehen: In
der Zeit von 2200 — 06-00 Uhr {Nachirdhe) ist dies

Keine Anderungen.

Keine Anderungen.

Keine Anderungen.

(6) Die Zustimmung kann befristet und mit Auflagen
versehen erteilf werden. Die Zustimmung kann
widerrufen werden, wenn Auflagen oder sonstige
Nebenbestimmungen nicht eingehalten werden,
Hausbewohner oder Nachbarn belastigt oder die
Unterkunft bzw. das Grundstick beeintrachtigt
werden.

(7) Bei vom Benutzer ohne Zustimmung der Stadt
Kothen (Anhalt) vorgenommenen baulichen oder
sonstigen Veradnderungen kann die Stadt Kéthen
(Anhalt) diese auf Kosten des Benutzers beseitigen
und den friheren Zustand wiederhersiellen lassen
(Ersatzvornahme).

(8) Die Stadt Kéthen {Anhalt) kann dariiber hinaus
die erforderlichen Maflnahmen ergreifen, um den
Zweck der Einrichtung zu gewahrieisten.

redaktionelle Anderung - keine inhaltliche Anderung (9) Bei schwerwiegenden Verstdlen gegen die
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Benutzungsordnung oder wenn
Instandhaitungsarbeilen bzw. die Beseifigung von
Schaden und ahnlichem ein Betreten der Uniekunft
erforderlich machen, sind stadtische Bedienstete
oder von der Siadt Kothen (Anhall) beaufiragte
Dritte berechtigt, die Unterkiinfle auch ohne
Einwilligung der Nutzungsberechtigten jederzeif zu
betreten. In der Zeit von 22.00 - 06.00 Uhr
(Nachtruhe) gilt dies nur bei Mafinahmen, die
keinen Aufschub dulden.






alte Fassung (a. F.)

Erlduterung

neue Fassung {n. F.)

(10} Aus wichtigem Grund kann Besuchern das
Betreten einzelner Obdachlosenunterkiinfle auf Zeit
oder auf Dauer untersagt werden.

§5

Instandhaltung der Unterkiinfte

(1) Der Benutzer ist verpflichtet, die Stadt Kéthen
(Anhalt) unverziiglich von Schiaden am AuReren
und Inneren der Rdume in der zugewiesenen
Unterkunft zu unterrichten.

(2) Der Benutzer wverpflichiet sieh, fir eine
ordnungsgemafie Reinigung, ausreichende Liiftung
und Heizung der (berlassenen Unterkunft zu
sorgern.

(3) Die Stadt Kothen (Anhalt) wird die
Obdachlosenunterkinfte und Hausgrundstiicke in
einem ordnungsgemafien Zustand erhalten. Der
Benutzer ist nicht berechiigt, auftretende Mange!
auf Kosien der Stadt Kéthen {Anhalt) zu beseitigen.

§6

Hausordnungen

(1) Die Benutzer sind zur Wahrung des
Hausfriedens und Zur gegenseitigen
Riicksichtnahme verpflichtet.

Keine Anderungen.

Keine Anderungen.

redaktionelle Anderung

Keine Anderungen.

Keine Anderungen.
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(10) Aus wichtigem Grund kann Besuchern das
Betreten einzelner Obdachiosenunterkinfte auf Zeit
oder auf Dauer untersagt werden.

§5
Instandhaltung der Unterklinfte

(1) Der Benutzer ist verpflichtet, die Stadt Kothen
(Anhalt) unverziiglich von Schiden am AuReren
und Inneren der Ré&ume in der zugewiesenen
Unterkunft zu unterrichten.

(2) Der Benutzer ist verpflichiet , fiir eine
ordnungsgemalie Reinigung, ausreichende Liiftung
und Heizung der {berlassenen Unterkunft zu
sorgen.

(3) Die Stadt Kéthen (Anhalt) wird die
Obdachlosenunterkiinfte und Hausgrundstiicke in
einem ordnungsgemaRen Zustand erhalten. Der
Benutzer ist nicht berechtigt, auftretende Mangel
auf Kosten der Stadt Kéthen (Anhalt) zu beseitigen.

§6

Hausordnungen

(1) Die Benutzer sind zur Wahrung des
Hausfriedens und zur gegenseitigen
Ricksichtnahme verpflichtet.





alte Fassung (a. F.)

Erlauterung

neue Fassung (n. F.)

(2) Zur Aulrechierbaliung der Ordnung in den
el Obiel git die Einhal der
Hausordnung fur die Obdachlosenunterkinfte in der
Stadt Kdthen (Anhalt) in der jeweils glltigen
Fassung, die auch flr Besucher bindend ist.

§7
Ruckgabe der Unterkunft

(1) Die Obdachlosenunterkunft ist durch den
Benutzer unverzuglich zu rdumen, wenn

a) die Einweisung widerrufen wird,
b} der Benutzer seinen Wohnsitz wechselt.

Die Raumung der Unterkunft kann ersatzweise auf
Kosten und Risiko des Benutzers vorgenommen
werden, wenn der Benutzer die Raumung nicht
selbst in angemessener Frist vornimmt.

{2) Die Benutzer sind zum Verlassen der Unterkunft
verpflichtet, wenn sie eine andere Unterkunft
finden oder ihnen im Rahmen der begleitenden
sozialen Hilfe ein zumutbares Wohnverhaltnis
angeboten wird. Kommt der Benutzer der
Verpflichtung zum Verlassen der Unterkunft nicht
nach, endet das Benutzungsverhéitnis durch
Widerruf der Einweisung.

redaktionelle Anderungen

Keine Anderungen.

Keine Anderungen.
Keine Anderungen.

Keine Anderungen.

Keine Anderungen.
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(2) Neben den Regelungen dieser Satzung qilt in
den Obdachiosenunterkiinften die Hausordnung fir
die Obdachlosenunterkiinfte in der Stadt Koéthen
{Anhalt) in der jeweils gliltigen Fassung, die auch
flr Besucher bindend ist.

§7
Ruickgabe der Unterkunft

(1) Die Obdachlosenunterkunft ist durch den
Benutzer unverziiglich zu raumen, wenn

a) die Einweisung widerrufen wird,
b) der Benutzer seinen Wohnsitz wechsetlt.

Die Raumung der Unterkunft kann ersatzweise auf
Kosten und Risiko des Benutzers vorgenommen
werden, wenn der Benutzer die Raumung nicht
selbst in angemessener Frist vornimmt.

(2) Die Benutzer sind zum Verlassen der Unterkunft
verpflichtet, wenn sie eine andere Unterkunft
finden oder ihnen im Rahmen der begleitenden
sozialen Hilfe ein zumutbares Wohnverhaltnis
angeboten  wird, Kommt der Benutzer der
Verpflichtung zum Verlassen der Unterkunft nicht
nach, endet das Benuizungsverhaltnis durch
Widerruf der Einweisung.





alte Fassung {(a. F.)

Erlauterung

neue Fassung (n. F.)

{3) Wird die Unterkunft nicht volistdndig berdumt
zurickgegeben, ist die Stadt Koéthen (Anhall)
berechtigt, die bewegliche Habe auf Kosten des
Benutzers zu entsorgen.

§8

Personenmehrheit als Benutzer

(1) Wurde das Benutzungsverhaltnis fir mehrere
Personen gemeinsam begriindet, so haften diese
far alle Verpflichtungen aus diesem als
Gesamtschuldner.

(2) Erklarungen, deren Wirkung eine solche
Personenmehrheit bertthren, missen von oder
gegeniber allen Benutzern abgegeben werden.

§9
Haftung

(1) Die Benutzer haften fiir alle Schiden, die in den
ihnen Uberlassenen Raumen und in den
gemeinschaftlich genutzten Einrichtungen durch
Eigenhandlung oder Unterlassung oder durch
Handiung oder Unterlassung der in ihrer
Gemeinschaft lebenden Personen oder durch
Dritte, die sich mit threm Willen in der Unterkunft
aufhalten, schuldhaft verursacht werden.

Keine Anderungen.

Keine Anderungen.

Keine Anderungen.

Keine Anderungen,
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(3) Wird die Unterkunft nicht vollstidndig berdumt
zuriickgegeben, ist die Stadt Koéthen (Anhalt)
berechtigt, die bewegliche Habe auf Kosien des
Benutzers zu entsorgen.

§8

Personenmehrheit als Benutzer

(1) Wurde das Benutzungsverhilinis fiir mehrere
Personen gemeinsam begriindet, so haften diese
fir alle Verpflichtungen aus diesem als
Gesamtschuldner.

(2) Erklarungen, deren Wirkung eine soiche
Personenmehrheit berlihren, missen von oder
gegenlber allen Benutzern abgegeben werden.

§9
Haftung

(1) Die Benutzer haften fiir alle Schaden, die in den
ihnen Uberlassenen Raumen und in den
gemeinschaftlich genutzten Einrichtungen durch
Eigenhandlung oder Unterlassung oder durch
Handlung oder Unterlassung der in threr
Gemeinschaft lebenden Personen oder durch
Dritte, die sich mit threm Willen in der Unterkunft
aufhalten, schuldhaft verursacht werden.





alte Fassung {a. F.)

Erlauterung

neue Fassung (n. F.)

Dies gilt insbesondere dann, wenn technische
Anlagen oder Einrichtungen  unsachgemaf
behandelt, die Uberiassene Unterkunft nur
unzureichend geliftet, geheizt oder gegen Frost
geschitzt wird. Die Haftung Dritter wird davon nicht
berthrt. Die Kosten zur Beseitigung von Schaden
und Verunreinigungen, fur die der Benutzer haftet,
werden im Verwaltungszwangsverfahren
eingezogen.

(2) Far Personen- und Sachschdden, die den
Bewohnern der Unterkiinfie durch Dritte zugefiigt
werden, haftet die Stadt nicht. Dies gilt ebenfalls fiir
Schéaden, die sich die Benutzer einer Unterkunft
bzw. deren Besucher selbst gegenseitig zufligen.

§10
Verwaltungszwang

Flr den Fall, dass die Vorschriften dieser Satzung
nicht befolgt werden oder gegen sie verstoen wird,
kann der auf die Herstellung des
ordnungsgemafien Zustandes gerichtete
Verwaltungsakt gemdR des Gesetzes (ber die
offentliche Sicherheit und Ordnung (SOG LSA) in
Verbindung mit 8 70
Landesverwaltungsvolistreckungsgesetz mit den
Zwangsmitteln des § 54 SOG LSA durchgesetzt
werden.

Keine Anderungen.

Keine Anderungen.

Keine Anderungen.
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Dies gilt insbesondere dann, wenn technische
Anlagen  oder  Einrichtungen  unsachgemafl
behandelt, die Uberlassene Unterkunft nur
unzureichend gelUftet, geheizt oder gegen Frost
geschitzt wird. Die Haftung Dritter wird davon nicht
berlihrt. Die Kosten zur Beseiligung von Schéden
und Verunreinigungen, fiir die der Benutzer haftet,
werden im Verwaltungszwangsverfahren
eingezogen.

(2) FlUr Personen- und Sachschdden, die den
Bewohnern der Unterkiinfte durch Dritte zugefiigt
werden, haftet die Stadt nicht. Dies gilt ebenfalis flir
Schaden, die sich die Benutzer einer Unterkunft
bzw. deren Besucher selbst gegenseitig zufligen.

§10
Verwaltungszwang

Fir den Fall, dass die Vorschriften dieser Satzung
nicht befolgt werden oder gegen sie verstofien wird,
kann der auf die Herstellung des
ordnungsgemalien Zustandes gerichtete
Verwaltungsakt gemalR des Gesetzes Uber die
offentliche Sicherheit und Ordnung (SOG LSA) in
Verbindung mit § 70
Landesverwaltungsvolistreckungsgesetz mit  den
Zwangsmitteln aus § 54 SOG LSA durchgesetzt
werden.





alte Fassung (a. F.)

Erlauterung

neue Fassung (n. F.}

§11
Ordnungswidrigkeiten

1) Ordrungswidrig im Sinne der §§ 6 Abs 1 Salz
1 § & Nt der Gemeindeordnung fur das kand
Sachsen-Anhalt (GO LSA} in der Fassupg der
Bekanntmachung vom 10-08:2000 (GVBL L8A &:
383} zuletzt gedndert am 3012041 (GVBLL LSA &
8143 e 85 2 whd 5 des

Bekanntmachung vom 13-12-1896 (GVBL S: 405)
zulelzt gedndert am 02022011 (GVBL LSA & 58)
upd  Bmr § 35 des  Geselzes  ber
Ordnungswidrigkeiten (OWIG) in der Fassung der
Bekanntrrashung vom 19-821987
handelt, wer-entgegen

4 § 4 Abs: 1 Saiz 1 die Unlerkunft zy anderen als
Wohnzwecken-benutzt;

m;mbgm'#%wnmmmmmmvmﬁm%%mvmﬁ
keine mmﬁmﬁm%xoﬁ.r%

3: § 4 Abs: 2 die zugewiesenen Raume nicht
pHeglich-behandelt:

1. Anpassung an das Kommunalverfassungsgesetz
des Landes Sachsen-Anhalt

2. Das Kommunalabgabengesetz des Landes
Sachsen-Anhalt greift hier als Rechtsgrundlage
nicht, da dieses Gesetz die Erhebung kommunalen
Abgaben (Steuern, Geblihren und Beitrdge) regeit
und nicht etwa die Ahndung von
Ordnungswidrigkeiten.

Soweit schuldhafte Zuwiderhandlungen gegen
Verbote und Gebote, die in der
Obdachlosensatzung geregelt sind, als
Ordnungswidrigkeit mit einer Geldbufie geahndet
werden sollen {sogenannte BulRgeldbewehrung),
muss der Tatbestand der Ordnungswidrigkeit
genau und bestimmt in der Satzung angegeben
werden. Bestimmte Handiungen von Bewohnern
der Einrichtungen sind in der aktuellen Fassung der
Satzung nicht bufigeldbewehrt und somit wére eine
Ahndung der Ordnungswidrigkeit nicht mdglich.
Nach der Anpassung bzw. Neuaufnahme der
Tatbesténde ist eine Ahndung der Verstole
mdglich.
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§ 11
Ordnungswidrigkeiten
Ordnungswidrig im Sinng des § 8 Abs. 6 des

Komrmunalverfassungsgesetz des Landes Sachsen-
Anhalt (KVG LSA) vom 17.06.2014 (GVBI. LSA S.
288} handelt, wer vorsatziich oder fahrldssig

entgegen

1. §4 Abs. 1 Satz 1 die Unterkunft ohne Verfigung
zur Unterbringung fir die zugewiesene Unterkunft
oder zu anderen als Wohnzwecken benutzt,

2. § 4 Abs. 1 Satz 2 weitere Personen in seiner
zugewiesenen Unterkunft aufnimmt,

3. § 4 Abs. 2 die ihm zugewiesenen Raume oder

das Uberlassene Zubehtr nicht pfleglich behandelt

4. § 4 Abs. 3 Veranderungen an der Unterkunft und





alte Fassung {a. F.)

Erlauterung

neue Fassung (n. F.)

4 § 4 Abs- 3 Verdnderungen an der Unterkanft
worAimmt
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5 § 4 Abs. 4 lit. a weitere Schlissel fir die

@':ﬁm%c:m anfertigt oder anfertigen 18sst,

Grundstiick auiterhalb vorgesehener Park-, Einstell
oder Abstellpldtze ein Krafifahrzeug abstelll sowie
Sperrmili oder sonstiger Unrat, der nicht zur
Abholung bereitgestellt wird, ablagert,

Installationen oder andere Verdnderungen in oder
an der Unterkunft oder Unterkunftsanlagen
einschliefllich  des  (Uberlassenen  Zubehbrs
varnimmt

9. § 4 Abs. 9 stadtischen Bediensteten oder von der
Stadt Kdthen (Anhalt) beaufiragten Dritten den
Zutritt  zur  Unterkunft  verweigert, obwohl
schwerwiegende Verstolle gegen die
Benutzungsordnung oder Instandhalfungsarbeiten
oder die Beseitigung von Schiden und dhnlichem
ein Betreten der Unterkiinfte erforderlich machen,

10. § 5 Abs. 2 nicht flir eine ausreichende

Reinigung oder Liftung oder Beheizung der
tiberlassenen Raume sorat,






alte Fassung {a. F.) Erlauterung neue Fassung {n. F.)

11. § 6 Abs. 2 die Hausordnung nicht beachtet, die
zur Aufrechierhaliung der Ordnung in den einzelnen
Objekten gilt und auch fur Besucher bindend ist,

Widerruf der Einweisungsverfliigung oder nach
Wechsel seines Wohnsitzes nicht nachkommt.

3-Ordnungswidrig-handelt-aueh-wer Absatz 2 ist in § 11 n. F. eingearbeitet und kann

deshalb entfallen.

2. den Verboten des § 4 Abs: 4 der Salzung
zuwiderhandelt

Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbulle Die Hohe der GeldbuRRe wird gemaft der Vorgabe Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbule
bis zu 2:560 Euro geahndet werden. aus § 8 Abs. 6 KVG LSA geéndert. Dabei soll der  bis zu 5.000 Euro geahndet werden.

gesetzliche Rahmen ausgeschépft werden, um so

auch auf massive Versttfle angemessen reagieren

zu kénnen.
lli. Gebiihren fiir die Benutzung der ll. Gebiihren fir die Benutzung der
Obdachlosenunterkiinfte Obdachliosenunterkiinfte
§12 §12
Geblihrenpflicht Gebuhrenpflicht
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alte Fassung {a. F.)

Eriduterung

neue Fassung (n. F.)

(1) Die Stadt Kothen (Anhalt) erhebt fir die
Benutzung der Obdachlosenunterkiinfte
Benutzungsgebihren. Die Hohe ergibt sich aus der
jeweils geltenden Gebiithrensatzung fir die
Benutzung der Obdachlosenunterkiinfte in der
Stadt Kothen (Anhalt).

IV. Schlussbestimmungen

§13
Sprachliche Gleichstellung

Personen- und Funktionsbezeichnungen gelten
jeweils in der weiblichen und méannlichen Form.

§ 14 Inkrafitreten

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer
Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die
Satzung Uber die Unterbringung Obdachioser in der
Stadt Kothen (Anhalt) vom 09.02.2001 auRer Kraft.

Keine Anderungen.

Keine Anderungen.

Keine Anderungen.
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(1) Die Stadt Kothen (Anhalt) erhebt fur die
Benutzung der Obdachlosenunterkiinfte
Benutzungsgebtihren. Die Hohe ergibt sich aus der
jeweils geltenden Geblhrensatzung flr die
Benutzung der Obdachlosenunterkiinfte in der
Stadt Kothen (Anhalt).

IV. Schlussbestimmungen

§13
Sprachliche Gleichstellung

Personen- und Funktionsbezeichnungen gelten
jeweils in der weiblichen und ménnlichen Form.

§ 14 inkrafttreten

Diese Satzung fritt am Tage nach ihrer
Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die
Satzung Uber die Unterbringung Obdachioser in der
Stadt Kothen (Anhalt) vom 09.02.2001 auBer Kraft.





Anlage zur Sitzungsvorlage
Anlage 2- Synopse.pdf


Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Beschlussvorlage 2015006/6
Dezernat: Dezernat 3 aktuelles Gremium Sitzung am: 21.05.2015
Ortschaftsrat Baasdorf TOP: 2.7
Amt: Amt 32 offentlich Vorlagen-Nr.:
ja 2015006/6
Az.: erstellt am: 16.01.2015
Betreff
Kalkulation der Obdachlosengebiihr und der Anderung der Satzung iiber
die Erhebung von Benutzungsgebuhren fir die Unterbringung Obdachloser
in der Stadt Kéthen (Anhalt) — Kalkulationszeitraum 2014 bis 2016

Beratungsfolge

Nr. |Gremium Ist-Termin |Ergebnis
1]11.05.2015: Ortschaftsrat Dohndorf 11.05.2015 |laut BV
2{12.05.2015: Ortschaftsrat Merzien 12.05.2015 [laut BV
3(13.05.2015: Ortschaftsrat Arensdorf 13.05.2015 |laut BV
4118.05.2015: Ortschaftsrat Lobnitz an der Linde 18.05.2015 |[laut BV
5120.05.2015: Ortschaftsrat Wilknitz 20.05.2015 |entspr. prot. And.
6 (21.05.2015: Ortschaftsrat Baasdorf 21.05.2015 |laut BV
7 [28.05.2015: Sozial- und Kulturausschuss 28.05.2015 |laut BV
8(23.06.2015: Hauptausschuss 23.06.2015 |laut BV
9(02.07.2015: Stadtrat 02.07.2015 |laut BV

Beschlussentwurf

Der Stadtrat beschlieRt die 1. Anderung der Satzung Uber die Erhebung von
Benutzungsgebiihren fiir die Unterbringung Obdachloser in der Stadt Kéthen (Anhalt)
gemal der Anlage 6 der Beschlussfassung.

Gesetzliche Grundlagen:
KVG; KAG; Obdachlosensatzung



Darlegung des Sachverhalts / Begrindung

Die Stadt Koéthen (Anhalt) erhebt fir die Benutzung der Obdachlosenunterkiinfte in den
Objekten Augustenstral3e 63 und Angerstralle 52 Benutzungsgebihren auf der Grundlage
des Kommunalabgabengesetzes des Landes Sachsen-Anhalt (KAG LSA) in der Fassung
vom 18.11.2005. Die Gebuhrensatze betragen gemafd der zurzeit giltigen Satzung je m?
und Monat

- im Obdach Angerstral3e 52 3,50 €/m2 und
- im Obdach Augustenstral3e 63 4 .50 €/m2.

In diesen Gebuhren sind die verbrauchsabhangigen Kosten (Betriebskosten) wie Wasser,
Abwasser, Fakalienentsorgung, Abfallbeseitigung und Strom fur Keller, Treppenhaus und
Boden sowie bauliche Instandhaltungen enthalten.

Gemall 8 5 Abs. 1 KAG LSA soll das Gebihrenaufkommen die Kosten der jeweiligen
Einrichtung decken, jedoch nicht Uberschreiten. Gemall § 5 Abs. 2 b KAG LSA kann die
Kostenermittlung fur einen Kalkulationszeitraum erfolgen, der drei Jahre nicht Gbersteigen
soll. Weichen am Ende eines Kalkulationszeitraumes die tatsachlichen von den kalkulierten
Kosten ab, so sind Kostentberdeckungen innerhalb der nachsten drei Jahre auszugleichen;
Kostenunterdeckungen sollen innerhalb dieser drei Jahre ausgeglichen werden. Seit der
letzten Kalkulation fur die Jahre 2011 bis 2013 hat sich die Kostenstruktur erheblich
verandert, sodass eine neue Kalkulation erforderlich ist.

Das Obdach AugustenstraBe 63 ist auf Grund der baulichen Substanz, nicht zuletzt durch
die im Jahre 2012 durchgefiihrte Beseitigung des Brandschadens aus dem Jahre 2010,
nicht mit dem Obdach Angerstrale 52 vergleichbar. So sind die Toiletten in der
Augustenstralle 63 zwar eine halbe Treppe tiefer, in der Angerstralle 52 stehen flur die
Bewohner dagegen nur zwei Mobiltoiletten im Hof zur Verfigung. Deshalb sollte fur das
Obdach Augustenstrafie 63 ein hoherer Gebiihrensatz veranschlagt werden.

Nachkalkulation der Benutzungsgebihren (Anlage 1)

Die Nachkalkulation in Anlage 1 zur Ermittlung der Benutzungsgebihren resultiert aus den
tatsachlichen Aufwendungen und Ertragen der Jahre 2011 - 2013. Fir diesen Zeitraum
wurden die Ausgaben und Einnahmen anhand der Jahresrechnung ermittelt und
gegenlbergestellt.

Weiterhin wurden die zu erwartenden Kosten anhand der Planzahlen des Haushaltsplanes
fur die Jahre 2014 - 2016 ermittelt. Diese fiktiven Zahlen werden benétigt, um die
ermittelten Defizite der Vorjahre gemal KAG LSA auszugleichen.

1. Ermittlung der Ausgaben flr die Grundgebuhr und die Verbrauchskosten

Die ermittelten Zahlen fir die Jahre 2011 bis 2013 basieren teilweise auf den vollzogenen
Jahresabschlissen 2011 und 2012 bzw. noch aus den Haushaltsansatzen der Jahre 2012
und 2013, da die Jahresabschliisse der Jahre 2012 und 2013 noch nicht vollstandig erfolgt
sind.



1.1. Grundgebluhr
1.1.1. Personalaufwand

Die angeflihrten Betrage fiir den Personalaufwand in der Kalkulation 1 sind den einzelnen
Obdachlosenunterkinften zu je einem Drittel zugeordnet. Dies entspricht dem tatsachlichen
Personalaufwand fir die beiden stadtischen Obdachlosenunterkiinfte und dem
Personalaufwand fur obdachlose Bulrger, die in beschlagnahmten Wohnraum Dritter
untergebracht sind. Fur die Jahre 2011 und 2012 wurden fir die Obdachlosenunterkunft
AugustenstralRe 63 keine Personalaufwendungen angesetzt, da das Objekt nach dem Brand
am 13.07.2010 nicht mehr als Obdachlosenunterkunft genutzt wurde. Fir diese Jahre
wurden die angefallenen Personalaufwendungen je zur Halfte, also Angerstral3e 51/52 und
beschlagnahmten Wohnraum, angesetzt.

Mit der Verwaltung und Betreuung der obdachlosen Birger der Stadt Kéthen (Anhalt) waren
bis einschlieRlich 2010 zwei Verwaltungsangestellte beschéftigt. Der zeitliche Umfang der
Tatigkeit betrug bei beiden 50% der jeweiligen Wochenarbeitszeit. In 2011 war nur noch
eine Verwaltungsangestellte mit der Bearbeitung der Obdachlosenangelegenheiten
beschaftigt. Hier betrug der zeitliche Umfang der Tatigkeit ebenfalls 50% der jeweiligen
Wochenarbeitszeit. Im Jahr 2012 fand ein Sachbearbeiterwechsel fur die
Obdachlosenangelegenheiten statt. Der zeitliche Umfang der Tétigkeit betragt 52% der
regelmafigen Wochenarbeitszeit.

Fur die Jahre 2014 bis 2016 sind die Beziige auf der Grundlage der Jahresrechnung 2012
mit den schon bekannten tariflichen Steigerungen angesetzt. Es ist dabei nicht moglich, die
weitere Gehaltsentwicklung vorauszusehen. Sollte sich in den Jahren 2014 - 2016 eine
erhebliche Anderung ergeben, kann jederzeit eine Nachkalkulation erfolgen. Spatestens
nach Ablauf von drei Jahren wird eine neue Kalkulation erforderlich.

1.1.2. Sachliche Ausgaben

Die in den ehemaligen Sammelnachweisen 2 und 3 bzw. in den jetzigen
Haushaltsvermerken 1 35 und 1 36 aufgeflhrten Werte beinhalten Sachkosten, wie
Aufwendungen fur die Unterhaltung und Erganzung der Buroeinrichtung, Arbeitsmittel,
Telefonkosten oder Buromiete. Fir das Jahr 2013 sind hier die Haushaltsansatze
eingearbeitet worden, da noch kein Jahresabschluss fir das Jahr 2013 vollzogen ist. Die
Aufwendungen aus den innerbetrieblichen Leistungen ergeben die
Verwaltungskostenpauschale.  Diese  beinhaltet die  Kosten aller beteiligten
Querschnittsamter. Hier sind die Verwaltungskosten erfasst, die Mitarbeiter verursachen, die
indirekt mit dem Produkt ,Obdachlosenangelegenheiten bearbeiten” involviert sind. Diese
Werte wurden vom Amt 10 zugearbeitet und prozentual den Obdachlosenobjekten
zugeordnet. Soweit sich dieser errechnete Wert nach Ablauf des Kalkulationszeitraumes
verandert hat, wird dies im Wege einer Ruckbetrachtung bei der dann anstehenden
Neukalkulation berlicksichtigt.



1.1.3. Unterhaltung Grundstiicke und bauliche Anlagen

Hier sind die Kosten fir die Instandhaltung und Erhaltung der beiden
Obdachlosenunterkinfte in der Augustenstrale 63 und der Angerstrale 51 und 52
aufgefuhrt. Nach SchlieBung des Objektes Angerstra3e 51 sind fur das Jahr 2013 noch
Instandhaltungskosten in Hohe von 2.592,28 € fir das Objekt Angerstrae 52 angefallen, da
hier noch zwei Kohletfen neu beschafft werden mussten.

Die Kosten fir die Brandschadenbeseitigung und die Herrichtung des Objektes in der
AugustenstralRe 63 konnten vollstdndig mit Mitteln aus der Versicherungsleistung abgedeckt
werden. Aus Einfachheitsgriinden wird auf die Aufschlisselung der Ausgaben und der
Einnahmen verzichtet. Da die Kosten durch die Versicherung abgedeckt sind, sind diese
Werte fur die Gebuhrenkalkulation nicht relevant. In 2013 wurde die Wohneinheit im
Erdgeschoss rechts separiert, wodurch nun zwei getrennte Unterkinfte zur Verfligung
stehen. Die Kosten fir diesen Umbau und die Ausstattung der Unterkiinfte mit Kohledfen
belaufen sich auf 9.953,65 €.

1.1.4. Aufwendungen flur Abschreibungen und Ertrage aus der Ablésung von
Sonderposten

Das Gebaude der Obdachlosenunterkunft Angerstra3e 51 und 52 ist bereits abgeschrieben,
daher sind fur die Berechnung der Aufwendungen fir Abschreibungen und fir die
Berechnung der Ertrage aus der Auflosung von Sonderposten alle Ein- und Auszahlungen
fur den Umbau der Obdachlosenunterkunft AugustenstralBe 63 ab 2012 angesetzt. Es
ergeben sich somit insgesamt Einzahlungen in Héhe von 107.158,50 € und Auszahlungen in
Hohe von 125.963,34 €. Die Nutzungsdauer wird auf 40 Jahren festgesetzt, die nach
Fertigstellung im Marz 2013 beginnt, das heifldt, in 2013 entstehen nur anteilig
Aufwendungen fir Abschreibungen und Ertrage aus der Auflésung von Sonderposten fiir 10
Monate.

1.2. Verbrauchskosten
1.2.1. Laufende Ausgaben

Hier handelt es sich um Ausgaben, die allgemein als Neben- oder Betriebskosten
bezeichnet werden. Darin sind beispielsweise laufende Kosten fiur Wasser, Abwasser,
Energie far Treppenhaus- und Kellergangbeleuchtung, Abfallbeseitigung,
Schornsteinfegergebihren und ahnliches enthalten. Hier sind ab 2014 auch die Kosten flr
die halbjahrliche Grundreinigung des Treppenhauses und der Toiletten in der
Augustenstralle 63 sowie die Kosten fir den Transport der 240-Liter-Abfallbehélter zur
Entleerung vom Hof auf die Strafl3e und zurtick enthalten.

2. Ermittlung des Gesamtaufwandes der Jahre 2011 — 2013 (gruner Bereich der
Kalkulation 1 in der Anlage 2)

Aus den vorgenannten Posten (Punkt 1.1. und 1.2.) wurde der tatséchliche Gesamtaufwand
fur die Objekte Augustenstrafle 63 und Angerstrae 51 und 52 ermittelt. Diese Werte
wurden mit der GesamtgréRe der Objekte ins Verhdltnis gesetzt und der Durchschnitt
errechnet. Dabei ist zu bertcksichtigen, dass das Objekt AugustenstralRe 63 seit dem Brand
am 13.07.2010 bis zur Fertigstellung am 01.03.2013 nicht genutzt wurde. Zum 01.04.2013
wurden obdachlose Burger vom Objekt AngerstraBe 51 in das Objekt Augustenstrale 63



umgesetzt. Dann wurde zum 01.05.2013 das Objekt Angerstrale 51 geschlossen. Aus
Sicherheitsgrinden wurde die Grof3familie im Objekt Angerstrale 52 belassen und eine
interne Umsetzung vollzogen. Das hatte den Vorteil, dass das Gewaltrisiko eingedammt
werden konnte und eine nahezu 100%ige Auslastung zu verzeichnen ist.

Im Ergebnis ergeben sich danach folgende kalkulatorische monatliche Gebltihren:

- Angerstraf3e 51/52: Grundgebduhr: 2,64 €/m2
Verbrauchskosten: 0,99 €/m2 insgesamt: 3,63 €/m?2

- Augustenstrafl3e 63: Grundgebduhr: 2,08 €/m2
Verbrauchskosten: 0,14 €/m2 insgesamt: 2,22 €/m?2

Diese ermittelten Gebihrensatze waren anzusetzen gewesen, um die Objekte in den Jahren
2010 bis 2012 kostendeckend betreiben zu kénnen. Im damaligen Zeitraum sind aber nur
2,05 €/m2 Grundgebuhr zzgl. 0,51 €/m2 Verbrauchskosten veranlagt worden.

Diese errechneten kalkulatorischen Werte wurden mit den erzielten Ertrdagen aus der
Benutzungsgebihr und den Aufwendungen ins Verhéltnis gesetzt und der Durchschnitt
errechnet. Daraus ergeben sich folgende Kostenunterdeckungen bzw. Fehlbetrage fir die
Jahre 2011 - 2013:

- Angerstralie 51/52 11.623,70 € / Jahr
- Augustenstrafl3e 63: 5.244 .46 € [ Jahr

Diese Kostenunterdeckungen sind gemall KAG LSA in den Folgejahren, 2014 - 2016,
auszugleichen.

3. Ermittlung des Gesamtaufwandes der Jahre 2014 — 2016; Kalkulation 1 (Anlage 2)

Grundlage der Kalkulation fir die Jahre 2014 - 2016 ist der jeweilige Haushaltsansatz im
Haushaltsplan der Folgejahre bzw. die Ansétze der zu erwartenden Ertrdge nach
Inkrafttreten der am 14.03.2013 neu gefassten Satzung Uber die Erhebung von
Benutzungsgebihren fir die Unterbringung Obdachloser in der Stadt Kéthen (Anhalt). Die
Geblhrensatze betragen fir das Obdach Angerstrale 52 3,50 €/m2 und fir das Obdach
AugustenstralRe 63 4,50 €/m2. Gemal § 3 der Satzung sind hier die verbrauchsabhangigen
Kosten in den Geblhrensatzen mit eingerechnet, eine Kalkulation der Verbrauchskosten
erfolgt somit nicht mehr.

Der Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhalt) hat in seiner Sitzung am 07.07.2011 die Schliel3ung
der oOffentlichen Einrichtung AngerstraBe 51/52 zum nadchstmdglichen Zeitpunkt
beschlossen. Nach Umsetzung der Bewohner aus der Angerstralle 51 in das Objekt
Augustenstrale 63, konnte zum 01.05.2013 das Objekt AngerstralRe 51 vollstandig
geschlossen werden. Somit wird dieses Objekt bei der Kalkulation nicht mehr bertcksichtigt.
Fur die im Objekt AngerstralRe 52 verbleibenden Mitglieder der Grof3familie konnte noch kein
anderer geeigneter Wohnraum gefunden werden, sodass der Betrieb der Angerstralle 52
vorerst aufrechterhalten werden muss. Dem entsprechend sind die Einnahmen in der
Kalkulation ab 2014 angesetzt.



Dem sich daraus ergebenden Gesamtaufwand fir die Ermittlung der Benutzungsgebuhr
wird das Endsaldo aus Grundgebuhr und Verbrauchskosten der Vorjahre entsprechend § 5
Abs. 2 b KAG LSA hinzugerechnet. Dieser Wert wird wieder mit der GesamtgréRe der
Objekte ins Verhdltnis gesetzt und der Durchschnitt errechnet.

Im Gesamtergebnis der gesamten Berechnung unter Berticksichtigung der Jahre 2011 bis
2016 ergeben sich fir einen kostendeckenden Betrieb der Einrichtungen folgende
monatliche Gebuhrensatzobergrenzen:

- im Obdach AngerstralRe 52: 8,12 €/m?2
- im Obdach Augustenstral3e 63: 6,34 €/m?2
4. Fazit

Gemall 8 5 Abs. 1 KAG LSA soll das Gebihrenaufkommen die Kosten der jeweiligen
offentlichen Einrichtung decken, jedoch nicht Uberschreiten. Um die o6ffentlichen
Einrichtungen AngerstraRe 52 und Augustenstrale 63 kostendeckend betreiben zu kénnen,
sind die Gebuhren in der ermittelten Hohe fur die Benutzung der jeweiligen Einrichtung zu
erheben. Dabei sind die Gebluihren von jedem Nutzer der Einrichtung zu entrichten, denn sie
selbst sind Verursacher dieser Kosten. In der Regel sind die Benutzer dieser Einrichtungen
Leistungsempfanger nach dem SGB Il bzw. SGB XII. Hier werden die Kosten der Unterkunft
durch den zustandigen Leistungstrager, der KomBA — ABI bzw. des Landkreises Anhalt-
Bitterfeld, Ubernommen, soweit sie angemessen sind. Laut dem aktuellen Infoblatt zur
Gewahrung von Leistungen fir die Unterkunft und Heizung im Landkreis Anhalt-Bitterfeld,
sind die Kosten angemessen, wenn zum Beispiel im Stadtgebiet Kéthen (Anhalt) die
Wohnflache bei einem Ein-Personen-Haushalt 50 m? oder die monatliche Brutto-Kaltmiete
310,00 € nicht Ubersteigt. Liegen die Kosten fir eine Unterkunft oberhalb der festgelegten
Grenze, dann sind die Mehrkosten vom Leistungsempfanger selbst zu tragen, das heif3t, sie
sind aus dem Regelsatz zu bestreiten.

Kalkulation 2 (Anlage 3)

Die Benutzungsgebuhren fir das Obdach Angerstra3e 52 sind gesondert zu berechnen, da
die einzelnen Wohneinheiten eine GréRe von jeweils 48 m2 haben. Eine Berechnung der
Benutzungsgebihr mit 8,12 €/m2 wirde fir eine solche Wohneinheit eine Gesamtgebtihr in
Hohe von 389,76 € ergeben und somit die Grenze von 310,00 € Ubersteigen. Die Differenz
von 79,76 € ware dann von dem dort eingewiesenen Leistungsempfanger selbst zu zahlen.
Es ist aber eher unwahrscheinlich, dass dieser das auch tun wirde und kdnnte. Nach der
Beurteilung der wirtschaftlichen Leistungsfahigkeit der eingewiesenen Personen im
Einzelfall, kommt daher nur eine Kappung im Sinne des KAG LSA in Frage, um zu einer
sozialvertraglichen Belastung zu gelangen. Andernfalls wirde zwar die Gebihr auskémmlich
kalkuliert sein, die Benutzungsgebuhr aber nicht vollstandig gezahlt werden und die offenen
Forderungen miissen im Verwaltungszwangsverfahren beigetrieben werden. Dies gestaltet
sich wiederum schwierig, da sich die eingewiesenen Personen regelméRig unterhalb der
Pfandungsfreigrenze bewegen. Aus diesem Grund wird eine Geblihr in Héhe von 6,45 €/m?
veranschlagt, die dann eine angemessene Benutzungsgebihr in Héhe von 309,60 € je
Wohneinheit ergibt. Diese wiirde dann auch von der KomBA - ABI Gibernommen werden.

Bei den Benutzungsgebihren fir das Obdach Augustenstralle 63 werden die vollen



Benutzungsgebuhren in Hohe von 6,34 €/m2 veranschlagt. Hier werden einzelne Zimmer mit
maximal 29,5 m2 genutzter Flache zugewiesen, sodass flr die Benutzung einer Unterkunft in
dieser Grolle eine Benutzungsgebihr in Hohe von 187,03 € entsteht. Auch diese
Benutzungsgebihr Ubersteigt nicht die Hochstgrenze von 310,00 €, ist also angemessen
und wird als Kosten der Unterkunft flr Leistungsempfanger von der KomBA - ABI in voller
Hohe Gbernommen.

Die somit erzielten Mehreinnahmen in Hbhe von insgesamt 12.556,90 € dienen dem
Ausgleich der Kostenunterdeckungen aus den Jahren 2011 - 2013. Somit werden die
Einrichtungen in den Folgejahren wirtschaftlich und kostendeckend betrieben. Bei einer
neuen Gebulhrenkalkulation fur die Jahre 2017 bis 2019 ist dann sogar eine
Gebihrensenkung realisierbar.

Kalkulation des Tagessatzes fir die Benutzung der Notunterkunft (Anlage 4)

Fur die Nutzung der Notunterkunft im Obdach Augustenstralle 63 sind derzeit Geblhren in
Hohe von 1,50 € je Tag, zuzilglich der Kosten der Reinigung der Notunterkunft und der
Bettwasche zu entrichten. Um die Kosten fur die Notunterkunft zu berechnen, wurden die
bereits ermittelten Gesamtkosten der Jahre 2014 - 2016 des Objektes Augustenstralle 63
zu Grunde gelegt. Der relevante Anteil der Notunterkunft an der GesamtgréRe des Objektes
wurde mit 3,11 % ermittelt. Um diesen Prozentsatz wurden die Gesamtausgaben reduziert.
Wie der Berechnung in der Anlage 4 zu entnehmen ist, ergibt sich dann eine
Benutzungsgebihr fur die Nutzung der Notunterkunft in Héhe von 1,91 € je Tag, zuzlglich
der Kosten fiir die Reinigung der Unterkunft und der Bettwasche.

Entscheidungsvorschlag - Benutzungsgebihr flr die Objekte AngerstralRe 52,
Augustenstralle 63 und die Notunterkunft

Auf der Grundlage der erfolgten Kalkulation ergeht folgender Vorschlag zur Erhebung von
Benutzungsgebuhren fir die Unterbringung von Obdachlosen in der Stadt Kéthen (Anhalt):

Es wird die Kalkulation 2 favorisiert. Danach ergeben sich folgende Betrage:

1. fir das Obdach Angerstra3e 52: Die Benutzungsgebihr wird von 3,50 €/m2 auf 6,45
€/m2 erhoht.

2. fur das Obdach Augustenstrafle 63: Die Benutzungsgebihr wird von 4,50 €/m2 auf 6,34
€/m2 erhoht.

3. fir die Notunterkunft im Obdach Augustenstrafe 63:

Die Benutzungsgebuhr wird von 1,50 €/Tag auf 1,91 €/Tag erhéht.
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Anlage 1

Nachkalkulation der Nutzungsgebiihren fiir die Obdachlosenunterkiinfte 2011 Ist
Haushaltsstelle Bezeichnung Bemerkungen 2011 Ist Aufschliisselung auf
[ I Ang e 51/52 Augustenstrale 63
Rech.-Ergebnis
Ausgaben
43500. 40000 Personalaufwand Mitarbeiter 1
41000 [Dienstbezlige Beamte
41100 [Pensionsricklagen Beamte
41400 [Dienstbeziige (Angestellte) 17.716,98€] 17.716,98€ 8.858,49€ 0,00€
41600 |Dienstbeziige (Arbeiter)
42400 |Versorgungsbeziige (Angestelite)
42500 |[Versorgungsbeziige (Arbeiter)
E 43000 |-Beilréige zur Versorgungskasse Beamte:
Q;’ 43400 |Beitr§ge 2ur Versorgungskasse (Angestellte) 667,00€] 667.005‘ 333,50€ 0,00€
2 43500 |Beitrage zur Versorgungskasse (Arbeiter)
§ 44000 |Beitrage zur gesetzl. Soz.Vers. Beamle
) 44400 |Beitrage zur gesetzl. Soz.Vers. Angestelite 3.602.04& 3.602,04€ 1.801 .oza 0,00 €
£ 44401 |Umiage GUV-Angestelite
% 44500 |Beilrage zur gesetzl. Soz.Vers. - Arbeiter -
w 44501 |Umlage GUV - Arbeiter -
45000 [Beihilfen, Unterstitzungen und dgl.
45400 [Beihilfen, Unterstitzungen - Angestelite -
45500 |Beihilfen, Unterstiilzungen - Arbeiter -
46000 |Personalnebenausgaben
Gesam 21.986,02
| ZWISCHENERGEBNIS Personalausgaben | 10.993,01 €] 10.993,01 €] 0,00 €|
43500. 50000 Sachliche Ausgaben
52000 |Unterhaltung u. Erganzg. d. Buroeinrichtung 68.37€ 11,85 €] 0,00€
o 56000 |Dienst- u. Schutzbekleidung, pers. Ausriistung 0,00€ 0,00€ 0,00€
R} 65000 |Allgemeine Geschéftsausgaben, Birobedarf 200,00€| 34,67€ 0,00€
Cl;} 65100 [Bucher, Zeitschriften, etc 0,00€ 0,00€ 0,00 €
% 65200 |[Post- u. Fernmeldegebihren 0,00€ 0,00 € 0,00 €
g 65210 |Telefonkosten 476,01€ 82,51€] 0,00€
o) 65300 |[Offentliche Bekanntmachungen 50,61€ 8,77€ 0,00€
= 65400 |Dienstreisen 24,75€ 4,29€ 0,00 é
g 65500 |Sachverstdndigen-, Gerichts- u. ahnliche Kosten 0,00€ 0.00€ 0,00 €
2 65820 |Sonst. Geschaftsausgaben (Transport, Lagerkost., 20,00€ 3.47€ 0,00€
letc.)
839,74 € 145,55 € 0,00 €
43500. 53000 Séchliche Ausgaben
e 53000 [Mieten 1.796,54 € 311,40€ 0,00 €
= 54000 |Bewirtschaftungskosten 1.396,92€ 242,13€ 0.00€
w 54300 |Versicherungen (Inhalt) 300,00€ 38,19€ 66,17 €
3.493,46 € 591.72(' 66,17 €
[ ZWISCHENERGEBNIS SN 2 und SN 3 | 433320€] 737,28 € 66,17 €|
43500. 50100 Unterhaltung der Grundstlicke und baulichen Anlagen
<t Verwallungshaushalt 3.726,02€ 3.726,02€ 0,00€
=
w
43500. 94000 Soziale Einrichtung fiir Wohnungslose
<r Vermogenshaushalt 0,00€ 0,00€| 0,00€
=z
w
[ ZWISCHENERGEBNIS SN 4 | 3726,02€ 3.726,02€ 0,00 €]
erstellt am 15.01.2015 1 2011 Ist





Anlage 1

Bezeichnung

Bemerkungen

2011 Ist

Aufschliisselung auf

Haushaltssoll /
Rech.-Ergebnis.

Angerstraiie 51152 Augustansiralie 63

erstellt am 15.01.2015

laufende Ausgaben

2011 Ist





Nachkalkulation der Nutzungsgebiihren fiir die Obdachlosenunterkiinfte

2012 Ist

Produkt Bezeichnung Bemerkungen 2012 Ist Aufschliisselung auf
12.2.103.00 ::cu:tl::::::i; Angerstrafbe 51/ 52 Augustenstrale 63
SK | USK |Ausgaben
43500. |Personalaufwand Mitarbeiter 1] Mitarbeiter 2
41000 |Dienstbezige Beamte
41100 |Pensionsricklagen Beamte
501202 | 41400 |Dienstoezlige (Angestellte) 8.858,49 8.478,37 17.336,86€ 8.668,43€ 0,00€
41600 |Dienstbezlige (Arbeiter)
42400 |Versorgungsbezige (Angestellte)
ps 42500 [Versorgungsbezlige (Arbelter)
- 43000 |[Beitrdge zur Versorgungskasse Beamte
£ | 502202 [T43400 |Beitrage zur Versorgungskasse (Angesteiie) 333,650 € 318,67 652,17€| 326,08€ 0,00€
g 43500 |Beitrage zur Versorgungskasse (Arbeiter)
E 44000 |Beitrége zur gesetzl. Soz.Vers. Beamte '+
ﬂ 503202 | 44400 |Beitrage zur geselzl. Soz.Vers. Angestellte 1.801,02 1.716,20€] 3.517,22€ 1.758,61€ 0,00€
j:_“ 44401 {Umlage GUV-Angestellte
g 44500 |Beilrage zur gesetzl. Soz.Vers. - Arbeiter -
£ 44501 |Umiage GUV - Arbeiter -
45000 |Beihilfen, Unterstiitzungen und dgl.
45400 |Beihilfen, Unterstltzungen - Angestelite -
45500 |Beihilfen, Unterstltzungen - Arbeiter -
46000 [Personalnebenausgaben
Gesan! 10.995,01 10.513@
|Zwischenergebnis Personalausgaben | 10.753,12€] 10.753,12 €] 0,00 €|
43500. Sachliche Ausgaben
ITe) 525502 | 52502 [Unterhaltung u. Erganzg. d. Biirceinrichtung 205,00€ 35,53 € 0,00€
: 543101 | 65010 |Burobedarf 125,00€ 21,67€ 0.00€
'E 529150 | 65150 [sonstige Dienstleistungen 0,00€ 0,00€ 0,00€
0 543102 | €5100 |[Literaturkosten (Blcher, Zeitschriften, etc.) 45,00 € 7.80€ 0,00€
g 543103 | 65200 |Portokosten 10,00€ 1,73€ 0.00€
a 543104 | 65204 |Telefonkosten 105,00€ 18,20€ 0,00 €
% 523150 | 65250 |Miete Telefonanlage 120,00€ 20,80€ 0,00€
% 543105 | 65300 |Offentliche Bekanntmachungen 0,00€ 0,00€ 0,00€
3 [547100 | 65400 [Reisekosten 10,00&1 173€ 0,00€
X 543150 | 65820 |Sonst. Geschaftsausgaben 0,00€ 0,00€ 0.()06-i
620,00€ 107,47 € 0,00€
Séchliche Ausgaben
523101 53000 |Mieten 1.660,00€ 287,73€ 0,00€
; g 524150 | 54000 |Bewirtschaftungskosten 1.470,00€ 254,80€ 0,00€
s 524151 | 54151 [Versicherungen (Inhalt) 110,00 €| 3819€] 43,73€
3.240,00€ 550.72¢| 43,73€
ZWISCHENERGEBNIS HV 1 35 und HV 1 36 | 3.860,00 €] 688,19 €] 43,73 €|
43500. Unterhaltung der Grundstiicke und baulichen Anlagen
- 521101 | 50101 |Venvaltungshaushalt 1.736,09€ 1.736,09€ 0,00€
25
Soziale Einrichtung fir Wohnungslose
- 96100 | 94000 |Vermogenshaushalt 0,00€] 0,00€] 0.00€
>
ZWISCHENERGEBNIS HV 137 |__1.736.00€] 1.736,09 €] 0,00 €]
erstellt am 15.01.2015 1 2012 Ist





Produkt Bezeichnung Bemerkungen 2012 Ist Aufschliisselung auf
1 2 .2. 103‘00 ;:::?::::::; Angerstralte 51 /52 Augustenstralie 63
SK | USK laufende Ausgaben
525502 | 43500, 52500 |Unterhallung Einrichlungsgegenstande - 394,39€ 394,39€ 0,00E-I
43600 54301 [Steuern und Abgaben 585.436] 193,63€ 391,80€
979,82 61 588,02€] 391.806‘]
Bewirtschaftungskosten
524101 43500 54131 [Strom 370,00€ 1220,00€ 150,00€
524102 43500 54132 [Wasser 1.051,00€ 921.(]0@ 130,00€
524103 435001 54133 |Abwasser 1.9?5.00€ 1.976,00€ 0.00é
524104 435004 54134 [Niederschlagswasser 190,00€ ~ 0,00€ 190,00€
524106 | 43500 54126 |Abfalentsorgung 1.503,00€ 1.503,00€ 0.00€
524150 43500.] 54153 |Scchornsteinfeger 163,71€ 15_3,?'1'€ 0,00€
524150 | 43500] 54153 _Mobmoifetlen 1.658,38 € 1.658,38 € 0,00€
524150 | 43500] 54153 |Uberprifung oBM G00€| 0.00€| 0.00€
524150 43500, 54153 [sonstige Bewirtschaflungskosten 1.616,01€| 1.616,01€ 0,00€
8.517,10€| 8.047,10€ : 470,00€
ZWISCHENERGEBNIS laufende Ausgaben | 949692€] 8.63512€]  861,80€
SUMME Sachausgaben | 2584613 €] 21.812,52 €] 905,53 €|
| SK | USK Einnahmen
432100 | 43500.] 11000 |Obdachlosengebiihr J_Anordnungssoll 8.758,63€ 8.758,63€ 0,00€
448800 | 48500 15021 [Sonstige Verwaltungs- und Betriebseinnahmen |Erstattung von Auslagen (Energie, 892,16€ 892,16 € 0,00 €
Wasser, Abwasser )
448800 43500.f 15021 [Sonstige Verwaltungs- und Betriebseinnahmen |Einnahmen aus 0,00€ 0,00€ - 0,00€|
Notunterbringung
9.650,79€ 9.650,79€ 0,00€
SUMME Einnahmen | 965079€ 9.650,79 €] 0,00 €|
erstellt am 15.01.2015 2 2012 Ist





Nachkalkulation der Nutzungsgebiihren fiir die Obdachlosenunterkiinfte

|Produkt Bezeichnung |Bemerkungen 2013 Ist Aufschliisselung auf
12.2.103.00 Feuhatschy Y7 &
SK | USK |Ausgaben
43500. |Personalaufwand Mitarbeiter 1
501202 |

<
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£ | soz202
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>

LW_ 503202

©

<

w
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~ 9.953.65 €|

erstellt am 15.01.2015 1 2013 Ist





Produkt Bezeichnung Bemerkungen 2013 Ist Aufschliisselung auf

12.2.103.00 ::cu:?éﬂs:;l‘lii gerstiale 52 53

524101
524102

524103

524104
524106 |
524150
524150 |
524150 |

524150

432100 |
448800

448800

erstellt am 15.01.2015 2 2013 Ist





Nachkalkulation der Nutzungsgebiihren fiir die Obdachlosenunterkiinfte 2014 Plan
Produkt Bezeichnung Bemerkungen 2014 Plan Aufschliisselung auf
12.2.103.00 :::;hém;:s:; 52 A e 63
SK | USK |Ausgaben
43500. |Personalaufwand Mitarbeiter 1
41000 |Dienstbezlige Beamte
41100 |Pensionsriicklagen Beamte
501202 | 41400 |[Dienstbeziige (Angestellte) 18.100,00 18.100,00€ 6.033,33€ 6.033,33€
41600 |Dienstbeztge (Arbeiter)
42400 |Versorgungsbeziige (Angestellte)
;"} 42500 |Versorgungsbeziige (Arbeiter)
- 43000 réeitrége zur Versorgungskasse Beamte:
f 502202 | 43400 |Beitrage zur Versorgungskasse (Angestellite) 700,00 700,00€ 233,33€ 233,33€
g 43500 |Beilrage zur Versorgungskasse (Arbeiter)
E 44000 |Beitrége zur gesetzl. Soz.Vers. Beamte
2 503202 | 44400 |Beitrdge zur gesetzl. Soz.Vers. Angestelite 3.600,00€] 3.600,00€ 1.200,00€ 1.200,00€
E 34401 |Umiage GUV-Angestellie
g 44500 [Beilrdge zur geselzl. Soz.Vers. - Arbeiter -
:‘c" 44501 |Umlage GUV - Arbelter -
45000 |Beihilfen, Untersttzungen und dgl.
45400 |Beihilfen, Unterstiitzungen - Angestellte -
45500 |Beihilfen, Unterstiitzungen - Arbeiter -
46000 |Personalnebenausgaben
Gesam 22.400,00
|Zwischenergebnis Personalausgaben | 14.93333€| 7.466,67 €|  7.466,67 €|
43500. S&chliche Ausgaben
7o) 525502 | 52602 |Unterhaltung u. Erganzg. d. Buroeinrichtung 200,00€ 34,67 € 34,67€
:’_’ 543101 | 65010 |Blrebedarf 100,00 € 17,33€ 17,33€
x 529150 | 65150 |sonstige Dienstleistungen 0,00€ 0,00€ 0,00€
@ 543102 | 65100 [Literaturkosten (Biicher, Zeitschriften, etc.) 100,00€ 17,33 € 17,33€
g 543103 | 65200 |Portokosten 0,00€ 0,00 € 0,00€
?, 543104 | 65204 |Telefonkosten 100,00€ 17,33€ 17,33€
"E 523150 | 65250 |Miete Telefonanlage 0,00€ 0,00€ 0,00€
-Fn 543105 | 65300 |Offentliche Bekanntmachungen: 0,00€ 0,00€ 0,00€
g 541100 | 65400 |Reisekosten 100,00€ 17,33€ 17,33€
I 543150 | 65820 |Sonst. Geschaftsausgaben 0,00 € 0,00€ 0,00€
600,00€ 104,00 € 104,00€
Sachliche Ausgaben
- 523101 53000 {Mieten 1.400,00€ 242,67€ 242,67€
> g 524150 | 54000 |Bewirtschaftungskosten 1.517,00€ 262,95€ 262,95€
- 524151 | 64151 |Versicherungen (Inhalt) 600,00€ 138,19€ 540,00 €
3.517,00€ 643,80 € 1.045,61€
'ZWISCHENERGEBNIS HV 1 35 und HV 1 36 [ 411700 €] 747,80 €] 1.149,61 €|
43500. Unterhaltung der Grundstlcke und baulichen Anlagen
- 50100 |Verwaltungshaushalt 4.400,00€ 1.450,00€ 2.950,00€
>
Soziale Einrichtung fiir Wohnungslose
e 94000 |Vermégenshaushalt 0,00€ 0,00€ 0,00€
=5
ZWISCHENERGEBNIS HV 1 37 | 4.400,00€] 1.450,00 GI 2.950,00 G]

erstellt am 15.01.2015

2014 Plan





Produkt Bezeichnung Bemerkungen 2014 Plan Aufschliisselung auf
12.2.103.00 e Aroesuabesz | A *
SK | USK  laufende Ausgaben

525502 43500 52500 |Unterhaltung Einrichtungsgegenstande 1.200,00€ 600,00€ 600,00€
435004 54301 |Steuern und Abgaben . 622,48€ 205,88€ 416,60€|

1.822,48€ BUS,SBE-I 1.016,60€

Bewirtschaftungskosten
524101 435004 54131 |Strom Energie 1 .200.00€i 600,00€ 600,00€
524102 [ 43500 54132 |Wasser Wasser 1.800,00€ 900,00€ 900,00€
524103 43500 54133 |Abwasser : Abwasser 3.600,00€ 1.800,00€ 1.800,00€
524104 43500, 54;1 34 |Niederschlagswasser Niederschlagsgebiihr 300,00 €| 0,00€ 300,00€
524106 | 43500 - 54136 Abfallentsorgung Abfallgeblhr 2.500,00€ 1.250,00€ 1.250,00€
524150 | 43500 54153 |Schornsteinfeger Schornsteinfeger 300,00€ 150,00€ 150,00 €
524150 435004 54153 | Mobilteiletten Toiletten 2.000,00€ 2.000,00€ 0,00€
524150 | 435004 54153 |Uberprifung oBM Uberpriifung ortsfester 0,00€ 0,00€ 0,00€
; : Betriebsmittel

524150 | 435004 54153 |sonstige Bewirtschaflungskosten sonstige Ausgaben 2.700,00€ 1.350,00€ 1.350,00€
14.400,00€ 8.855,88€ 7.366,60€
'ZWISCHENERGEBNIS laufende Ausgaben | 16.22248€] 0.661,76€] 8.383,20 €]
SUMME Sachausgaben | 39.672,81€] 19.326,23 €| 19.949,48 €]

| SK | USK Einnahmen
432100 43500 11000 |Obdachlosengebiihr Anordnungssoll 28.096,00€ 12.096,00€ 16.000,00€
448800 | 43500 18021 |Sonstige Verwaltungs- und Betriebseir Ei g von Auslagen (Energie, 1.700,00€ 850,00€ 850,00€
Wasser, Abwasser )
448800 435001 18021 |Sonstige Verwaltungs- und Betriebseinnahmen |Einnahmen aus 0,00 €| 0,00€ 0,00€
Notunterbringung
29.796,00€ 12.946,00€ 16.850,00€
SUMME Einnahmen | 29.796,00€] 12.946,00€] 16.850,00 €]
2 2014 Plan

erstelit am 15.01.2015





Nachkalkulation der Nutzungsgebiihren fiir die Obdachlosenunterkiinfte 2015 Plan
Produkt Bezeichnung Bemerkungen 2015 Plan Aufschliisselung auf
12.2.103.00 :;uig:ls;:i; e 52 e o)
SK | USK [Ausgaben
43500. |Personalaufwand Mitarbeiter 1
41000 |Dienstbezige Beamte
41100 |Pensionsricklagen Beamte
501202 | 41400 |Dienstbezlige (Angestellte) 18.100,00 18.100,00€ 6.033,33€ 6.033,33€
41600 |Dienstbeziige (Arbeiter)
42400 |Versorgungsbeziige (Angestellte)
“J; 42500 |Versorgungsbeziige (Arbeiter)
-~ 43000 |Beitrdge zur Versorgungskasse Beamte
f 502202 | 43400 |Beitrdge zur Versorgungskasse (Angestellte) 700,00 €| 700,00€ 233,33€ 233,33€
g 43500 |Beitrdge zur Versorgungskasse (Arbe]iér)
§ 44000 |Beitrage zur gesetzl. Soz.Vers. Beamle
jﬂ_ 503202 | 44400 |Beitrage zur gesetzl. Soz.Vers. Angestellte 3.600,00€ 3.600,00€ 1.200,00€ 1.200,00€
© 44401 |Umiage GUV-Angestelie
g 44500 1Etailr?:ge-zur gesetzl. Soz.Vers. - Arbeiter -
:‘E‘ 44501 |Umlage GUV - Arbeiter -
45000 |Beihilfen, Unterstitzungen und dgl.
45400 [Beihilfen, Unterstitzungen - Angestelite -
45500 |[Beihilfen, Unterstdtzungen - Arbeiter -
46000 |Personalnebenausgaben
Gesam 22.400.00(-?]
|Zwischenergebnis Personalausgaben | 14.933,33€] 7.466,67€  7.466,67 €|
43500. Sgchliche Ausgaben
0 525502 | 52502 [Unterhaltung u. Erganzg. d. Biroeinrichiung 200,00€ 34,67€ 34,67€
:2 543101 | 65010 I-Biirobedarf 100,00€ 17,33€ 17,33€
= 529150 | 65150 |sonslige Dienstleistungen 0,00€ 0.00€ 0.00€
(<] 543102 | 85100 |[Literaturkosten (Biicher, Zeitschriften, ete.) 100,00€ 17,33 € 17,33€
g 543103 | 65200 |Portokosten 0,00€ 0,00€ 0,00€
5 543104 | 65204 |Telefonkosten 100,00€ 17,33€ 17,33€
‘—‘; 523150 | 65250 |Miete Telefonanlage 0,00€ 0,00 €] 0,00€
ﬁ 543105 | 65300 |Offentliche Bekanntmachungen 0,00€ 0,00€ 0,00 €
g 541100 | 65400 |Reisekosten 100,00€ 17,33€ 17,33€
I 543150 | 65820 |Sonst. Geschaflsausgaben 0,00€ 0,00€ 0,00€
600,00 € 104,00 € 104,00 €
Séchliche Ausgaben
- 523101 | 53000 |Mieten 1.400,00€ 242,67€ 24267€
> g 524150 | 54000 |Bewirtschaftungskosten 1.517,00€ 262,95€ 262,95€
T 524151 | 541561 |Versicherungen (inhaﬁ') 600,00€ 138,19€ 540,00 €
3.517,00€ 643,80 € 1.045,61€
ZWISCHENERGEBNIS HV 1 35 und HV 1 36 [ 411700 €] 747,80 €]  1.149,61 €]
43500. Unterhaltung der Grundstiicke und baulichen Anlagen
P 50100 |Verwaltungshaushalt 4.400,00€ 1.450,00€ 2.950,00€
>
Soziale Einrichtung flir Wohnungslose
— 84000 |Vermdgenshaushalt 0,00€ 0,00€ 0,00€
>
ZWISCHENERGEBNIS HV 1 37 [ __4.40000€] 1.450,00€] 2.950,00€]
erstellt am 15.01.2015 1 2015 Plan





Produkt Bezeichnung Bemerkungen 2015 Plan Aufschliisselung auf
12.2.103.00 e e i
SK | USK laufende Ausgaben
525502 | 43500, 52500 [Unterhallung Einrichlungsgegenstande 1.200.006] 600,00 € 600,00€
43500 54301 [Steuern und Abgaben 622,4a€] 205,88 € 416,60€
1822,45€| sos.sse'l 1.016,60€
Bewirtschaftungskosten
524101 43500 54131 |Strom : Energie 1.200,00€| 600,00€ 600,00€
524102 43500 54132 |Wasser . Wasser 1.800,00€ 900,00€ 900,00€
524103 43500 54133 |Abwasser Abwasser 3.600,00€ 1.800,00€ 1.800,00€
524104 | 43500 654134 |Niederschlagswasser Niederschlagsgebihr 300,00€ 0,00€ 300,00€
524106 43500 54136 [Abfallenisorgung Abfallgebihr 2.500,00€ 1.250,00€ 1.250,00€
524150 | 43500 54153 Scchdrn.slel‘nfager Schornsteinfeger 300,00€ 150,00 € 150,00 €
524150 43500, 54153 Mobiltoiletten Toiletten 2.000,00€ 2.000,00€ 0,00€
524150 | 43500 54153 |Uberprifung oBM Uberprafung ortsfester 0,00€ 0,00€ 0,00€
: Betriebsmittel
524150 [ 43500 54153 |sonstige Bewirlschaflungskosten sonstige Ausgaben 2.700,00€ 1.350,00€ 1.350,00€
14.400,00€ 8.050,00€ 6.350,00€
{ZWISCHENERGEBNIS laufende Ausgaben 16.222,48€| 8.85588 €|  7.366,60 €|
SUMME Sachausgaben 39.672,81€| 18.520,35€| 18.932,88 €|

[ SK | USK Einnahmen
432100 43500.f 11000 |Obdachlosengebiihr Anordnungssoll 28.096,00€ 12.096,00€ 16.000,00€
448800 43500 15021 |Senstige Verwallungs- und Betriebseinnahmen [Erstattung von Auslagen (Energie, 1.700,00€ 850,00 € 850,00€
Wasser, Abwasser )
448800 | 43500 18021 [Sonstige Verwaltungs- und Betriebseinnahmen |Einnahmen aus 0,00€
Notunterbringung
29.796,00€ 12.946,00€ 16.850,00€
‘SUMME Einnahmen | 29.796,00 €[ 12.946,00 €] 16.850,00 €]
erstellt am 15.01.2015 2 2015 Plan





Nachkalkulation der Nutzungsgebiihren fiir die Obdachlosenunterkiinfte 2016 Plan
Produkt 1Bezeichnung Bemerkungen 2016 Plan Aufschliisselung auf
12.2.103.00 ,i,ech‘_meb;‘; A9 52 : 8
SK | USK |Ausgaben
43500. |Personalaufwand Mitarbeiter 1
41000 |Dienstbezlige Beamte
41100 |Pensionsriicklagen Beamte
501202 | 41400 |Dienstbeziige (Angestellte) 18.100,00€] 18.100,00€ 6.033,33€ 6.033,33€
41600 |Dienstbezlge (Arbeiter)
42400 |Versorgungsbeziige (Angestellte)
g 42500 |Versorgungsbeziige (Arbeiter)
- 43000 |Beitrdge zur Versorgungskasse Beamte :
f 502202 | 43400 |Beitrage zur Versorgungskasse (Angestellte) 700,00 700,00 € 233,33€ 233,33€
g 43500 |Beitrdge zur Versorgungskasse (Arbeiter)
E) 44000 |Beitrage zur gesetzl. Soz.Vers. Beamte
ﬂ 503202 | 44400 |Beitrage zur gesetzl. Soz.Vers. Ang_estellte 3.600,00 € 3.600,00€ 1.200,00€ 1.200,00€
E 44401 |Umlage GUV-Angestelite
. 44500 |Beilrage zur gesetzl. Soz.Vers. - Arbeiter -
% 44501 |Umlage GUV - Arbeiter -
45000 |Belhilfen, Unterstiitzungen und dgl.
45400 |Beihilfen, Unterstitzungen - Angestellte -
45500 |Beihilfen, Unterstitzungen - Arbeiter -
46000 |Personalnebenausgaben
Gesam] 22.400,00
|Zwischenergebnis Personalausgaben | 14.933.33€] 7.466,67 €]  7.466,67 €|
43500. Sachliche Ausgaben
w0 525502 | 52502 [Unterhaltung u. Ergdnzg. d. Biiroeinrichtung 200,00€ 34,67€ 34,67€
: 543101 | 65010 [Blrobedarf 100,00€ 17,33€ 17,33€
f 529150 | 65150 [sonstige Dienstleistungen 0,00€ 0,00€ 0,00€
(4] 543102 | 65100 |Literaturkosten (Biicher, Zeitschriften, etc.) 100,00 € 17,33 € 17,33€
g 543103 | 65200 |Portokosten 0,00€ 0,00€ 0,00€
5; 543104 | 65204 |Telefonkosten 100,00€ 17,33€ 17,33€
% 523150 | 65250 |Miete Telefonanlage 0,00€ 0,00€ 0,00€
ﬁ 543105 | 65300 [Offentliche Bekanntmachungen 0,00€ 0,00€ 0,00€
g 541100 | 65400 [Reisekosten 100,00€ 17,33€ 17,33€
X 543150 | 85820 [Sonst. Geschaftsausgaben 0,00 € 0,00 €] 0,00 €
600,00 € 104,00 € 104,00€
Séchliche Ausgaben
i 523101 | 53000 |Mieten 1.400,00€ 242,67€ 242,67€
> g 524150 | 54000 |Bewirtschaftungskosten 1.517,00€ 262,95€ 262,95€
= 524151 | 54151 |Versicherungen {Inhalt) 600,00€ 138,19€ 540,00 €
3.517,00€ 643,80 € 1.045,61€
ZWISCHENERGEBNIS HV 1 35 und HV 1 36 | 411700 €] 747,80 €|  1.149,61€|
43500. Unterhaltung der Grundstiicke und baulichen Anlagen
- 50100 |Verwaltungshaushalt 4.400,00€ 1.450,00€ 2.950,00€
>
Soziale Einrichtung fiir Wohnungslose
o 94000 |Vermdgenshaushalt 0,00€ 0,00€ 0,00€
z®
ZWISCHENERGEBNIS HV 1 37 | 4.400,00€] 1.450,00€] 2.950,00 €]

erstellt am 15.01.2015

2016 Plan





Produkt Bezeichnung Bemerkungen 2016 Plan Aufschliisselung auf
12.2.103.00 ::Cu::?;:::i; Ang 52 Aug. &
SK | USK laufende Ausgaben -
525502 43500} 52500 [Unterhaltung Einrichlungsgegenstande 1.200,00€ 600,00 € 600,00€
43500] 54301 |Steuernund Abgaben 622,48€ 205,88 € 416,60 €
1.822,48€ 805,88€ 1.016,60€
Bewirtschaftungskosten
524101 435004 54131 |Strom Energie 1.200,00€ 600,00€ 600,00€
524102 43500 54132 |Wasser . Wasser 1.800,00€ 900,00€ 900,00€
524103 | 43_500 54133 |Abwasser Abwasser 3.600,00€ 1.800,00€ 1.800,00€
524104 43500 54134 |Niederschlagswasser Niederschlagsgebuhr 300,00€ 0,00 € 300,00€
524108 43500 54136 |Abfallentsorgung Abfallgebihr 2.500,00€ 1.250,00€ 1.250,00€
524150 | 43500, 54153 |Scchornsteinfeger Schornsteinfeger 300,00€ 150,00 € 150,00 €
524150 43500 54153 |Mobiltoiletten Toiletten 2.000,00€ 2.000,00€ 0,00€
524150 43500 54153 |Uberpriifung oBM Uberpriifung ortsfester 0,00 € 0,00€ 0,00€
Betriebsmittel
524150 43500 54153 |sonstige Bewirtschaftungskosten sonstige Ausgaben 2.700,00€ 1 .350.006-i 1,350,00€
14.400,00€ 8.050,00€ 6.350,00€
ZWISCHENERGEBNIS laufende Ausgaben | 16.22248€[ 8.85588€] 7.366,60 €]
'SUMME Sachausgaben | 39.672,81€| 18.520,35€[ 18.932,88 €]

I SK | USK Einnahmen
432100 43500 11000 |Obdachlosengebiihr Anordnungssoll 28.096,00€ 12.096,00€ 16.000,00€
448800 | 43500 15021 |Sonstige Verwallungs- und Belriebseinnahmen |Erstattung von Auslagen (Energie, 1.700,00€ 850,00€ 850,00€
Wasser, Abwasser )
448800 43500 15021 |Sonstige Verwaltungs- und Belriebseinnahmen lEnnahmen aus 0,00€
Notunterbringung
29.796,00€ 12.945,oo€| 16.850,00€
SUMME Einnahmen | 29.796,00€| 12.946,00 €] 16.850,00 €]
erstellt am 15.01.2015 2 2016 Plan
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Kalkulation 1

Gebuhrenkalkulation fir die Unterbringung Obdachloser in den Objekten Angerstrae 51/52 und Augustenstrafie 63 - Kalkulationszeitraum 2014 bis 2016 -

Kalkulation der Grundgebiihr

Kalkulation der Benutzungsgebiihrgebiihr

Anlage 2

1.FJ 2.FJ 3.FJ
IST IST IST Durchschnitt PLAN PLAN PLAN Durchschnitt

Wirtschaftsjahr 2011 2012 2013 2011 - 2013 2014 2015 2016 2014 - 2016

S e e Angerstralte Augustenstralte Angerstralie Augustenstralle Augustenstr. 63 Augustenstralte Augustenstr. 63 Augustenstrale Augustenstralle Augustenstralte
\AQMndupqen 51/52 53 51/52 63 (Umbau) Angerstrafle 52 (ab 01.04.13) Angerstrafie 51/52 53 Angerstrale 52 (nach Ausbau) Angerstrafie 52 63 Angerstrafie 52 63 Angerstrafle 52 63
Personalaufwand 10.993,01 € 0,00 € 10.753,12 € 0,00 € 7.093,67 € 7.093,67 € 9.613,27 € 2.364,56 € 7.466,67 € 7.466,67 € 7.466,67 € 7.466,67 € 7.466,67 € 7.466,67 € 7.466,67 € 7.466,67 €
Sachliche Ausgaben 737,28 € 66,17 € 688,19 € 43,73 € 656,87 € 1.056,65 € 694,11 € 388,85 € 747,80 € 1.149,61 € 747,80 € 1.149,61 € 747,80 € 1.149,61 € 747,80 € 1.149,61 €
Unterhaltung Grundstick und bauliche Anlagen 3.726,02 € 0,00 € 1.736,09 € 0,00 € 2.502,28 € 9.953,65 € 2.684,80 € 3.317,88 € 1.450,00 € 2.950,00 € 1.450,00 € 2.950,00 € 1.450,00 € 2.950,00 € 1.450,00 € 2.950,00 €
laufende Ausgaben (Strom, Wasser, Abwasser, etc.) 7.366,38 € 5.928,54 € 2.455,46 € 1.976,18 € 9.661,76 € 8.383,20 € 8.855,88 € 7.366,60 € 3.855,88 € 7.366,60 € 9.124,51 € 7.705,47 €
Aufwendungen fiir Abschreibungen 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 2.623,67 € 0,00 € 874,56 € 0,00 € 3.148,41 € 0,00 € 3.148,41 € 0,00 € 3.148,41 € 0,00 € 3.148,41 €
Gesamtausgaben d‘e_r-.ainz:'e"ﬂenﬂbla:kte : 15.456,31€ 66,17 € 13.177,40€ 43,73 € 17.709,20€ 26.656,18€ 15.447,64€ 8.922,03€ 19.326,23€ 19.949,48€ 18.520,35€ 18.932,88€ 18.520,35€ 18.932,88€ 18.788,98€ 19.271,75€
GesamtgroRe in m’ 576 322 576 322 312 322 488 312 322 312 322 312 322 312 322
tatsachliche Auslastung der Objekte in nf 244 0 492 0 266 219 334 266 295 236 295 266 295 266 295
prozentuale Auslastung der Objekte 42% 0% 85% 0% 85% 68% 68% 85% 92% 85% 92% 85% 92% 85% 92%

~ Kalkulat. Kostendeckting bei 100 % Auslastung der Ob BV . RR T ERITA | TR

_prom .*F!."Jéf'f"@ﬁ?ﬂé;.%a.ﬁ! ,’;\.fﬂ':fiqbi’g),-“ 26,83€ 0,21€ 22,88€ 0,14 € 56,76 € 82,78€ 3:3‘1.65l_€.r i 61,94€ 61,95€ 59,36 € 58,80 € 59,36 € 58,80€ .60,22€ . & i 59.85€ 3
5:,’:3%3:::‘::;::“329“’“"”“ Erematidngenyon 5.563,52€ 964,32€ 9.650,79€ 0,00€ 11.177,44€ | 9.401,38€ 8.797,25€ 3.455,23€ 12.946,00€ | 16.850,00€ | 12.946,00€ | 16.850,00€ | 12.946,00€ | 16.850,00€ 12.946,00€ 16.850,00€
Ertréige aus der Ablosung vqn%éhc_leri:ost_bn i 4 0,00€ 0,00€ 0,00€ 0,00 € 0,00€ 2,232,47€ 0,00€ 744,16 € 0,00€ 2.678,96€ 0,00€ 2.678,96€ 0,00€ 2.678,96€ 0,00€ 2.678,96 €
Differenz zwischen Ertrdgen und Aufwendungen (im o
Zeitraum 2014 - 2016 auszugleichen) -9.892,79€ 898,15€ -3.526,61€ -43,73 € -6.531,76 € -15.022,33€ -6.650,39 € -4.722 .64 € > 6.650,39€ 4.722,64€

Gesamtausg. + Differenz aus Vorjahren je Gesamtflache

jéhrliche Benutzungsgebiihr, incl.
Verbrauchskosten, in€/m?

monatliche Benutzungsgebiihr in€/m*

7/7//////7////7/7/777/7/77777//7/7/7/77/7/7/7/7//7/7///7/7//7///7//7/7/7//7//7/7/7//7//7/7/7/7/777/7/777/7/7777;:;:.;:.Z2.’Z%

Kalkulation der Verbrauchskosten

erstellt am 15.01.2015

IST IST IST Durchschnitt PLAN PLAN PLAN Durchschnitt
Wirtschaftsjahr =~ 2011 : 2012 2013 2011-2013 2014 2015 2016 2014 - 2016
Vj.f_ﬂé!‘ls,ﬁabéﬁ AngSeﬁé;aBe Augustggstraﬁe Angse;?érzaﬁe Augustggstralle Angerstralte 52 Augustggstrarse Angerstrate 51/52 Augusl;;strarle AngerstraRe 52 Augustggstrarse Angerstrafie 52 Augustggstra&e Angerstraie 52 Augustggsiraﬂe Angerstrae 52 Augus!g;stra&e

laufende Ausgaben (Strom, Wasser, Abwasser ect.) 8.782,76€ 703,66€ | 8.63512€ |  861,80€ 0,00€ 0,00€ 5.805,96€ ||  521,82€ 0,00€ 0,00€ 0,00€ 0,00€ 0,00€ 0,00€ 0,00€ 0,00€
Gesamtgrofie in m’ 576 322 576 322 312 322 312 322 312 322 312 322 312 322
tatséchliche Auslastung der Objekte in nf 244 0 492 0 266 219 266 295 266 266 266 295

prozentuale Auslastung der Objekte 42% 0% 85% 0% 85% 68% 85% 92% 85% 83% 85% 92%

% 4 shabe 15,25 € 2,19€ 1499 € 268 € 0,00 € 0,00 € 0,00€ 0,00€ 0,00€ 0,00€ 0,00€ 0,00€
1.054,10€ 000€ | 1.44386€ | 000€ 0,00€ 0,00€ 832/65€ 0006 0,00€ 0,00€ 0,00€ 0,00€ 0,00€ 0,00€ 0,00€ 0,00€

Differenz zwischen Einnahme und Ausgabe (im Zeitraum *

2014 - 2016 auszugleichen) -7.728,66 € -703,66 € -7.191,26 € -861,80€ 0,00€ 0,00€ -4.973,31 € -521,82 € * 4973,31€ 521,82€

jahrliche Verbrauchskosten in€/m”
(Hinzurechnungsbetrag zu den Benutzungsgebiihren)
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Anlage 5

Satzung Uber die Erhebung von Benutzungsgebiihren fiir die Unterbringung
Obdachloser in der Stadt Kothen (Anhalt)

Aufgrund der §§ 1, 2, 5 und 13 des Kommunalabgabengesetzes des Landes Sachsen-
Anhalt (KAG LSA) in der Fassung der Bekanntmachung vom 13.12.1996 (GVBI. S. 405)
zuletzt gedndert am 02.02.2011 (GVBI. LSA S. 58) hat der Stadtrat der Stadt Kéthen {Anhalt)
in seiner Sitzung am 14.03.2013 folgende Geblihrensatzung beschlossen

§1
Gebiuhrenpflicht

(1) Die Stadt Koéthen (Anhalt) erhebt flr die Benutzung der Obdachlosenunterkiinfte
Benutzungsgebiihren. GebuUhrenpflichtig ist der Benutzer einer Unterkunft. Benutzen
mehrere Personen eine Unterkunft, so haften sie fir die GeblGhren als Gesamtschuldner.

(2) Voriibergehende Abwesenheit entbindet nicht von der Gebiihrenpflicht.

§2
Félligkeit der Gebiihren

(1) Die Geblhrenpflicht entsteht von dem Tag an, an dem das Benutzungsverhaltnis nach
§ 3 beginnt. Sie endet mit dem Tag der ordnungsgeméflen Raumung und Ubergabe der
Unterkunft an einen mit der Aufsicht und Verwaltung des Obdaches beauftragten
Bediensteten der Stadt Kthen (Anhalt) oder dem Tag der zwangsweisen Raumung.

{2) Die Benutzungsgebtihr wird durch Gebiihrenbescheid fesigesetzt. Die Benutzungsgebiihr
ist jeweils monatlich im Voraus, und zwar spéatestens bis zum 5. Werktag eines Monats an
die Stadtkasse Kothen (Anhalt) zu zahlen. Bei Neueinweisung ist die Benutzungsgebiihr fir
den laufenden Monat innerhalb von 5 Tagen nach der Zustellung des Gebiihrenbescheides
an die Stadtkasse Kothen (Anhalt) zu zahlen.

(3) Besteht die Geblhrenpfiicht nicht wéhrend des gesamten Monats, wird der einzelne
gebuhrenpflichtige Tag mit 1/30 der MonatsgebUhr berechnet. Am Tage der Umsetzung von
einer Unterkunft in eine andere Unterkunft ist nur die Tagesgebiihr flir die neue Unterkunft zu
entrichten.

§3

Gebuhrenberechnung

(1) Die Benutzungsgebiihr wird nach der Grundfliche der benutzten Raume berechnet, die
auf volle m? aufgerundet wird. Die Geblhrenséatze betragen je m2 und Monat

- im Obdach Angerstrafie 52 3,50 Euro je m? und
- im Obdach Augustenstrafie 63 4,50 Eure je m*

(2) In der Benutzungsgeblhr sind die verbrauchsabhingigen Kosten (Betriebskosten) wie
zum Beispiel fir Wasser, Abwasser, Fékalienentsorgung, Mullabfuhr und Strom im
Treppenhaus, Keller und Boden sowie bauliche Instandhaltungen enthalten.

{3) Soweit technisch mdglich, erfolgt die Lieferung elektrischer Energie aufgrund eines
zwischen den jeweiligen Nutzern der Unterkunft und eines frei wahlbaren Energieversorgers
selbst abzuschiieffenden Stromlieferungsvertrages. Die Stromkosten sind dann vom
Benutzer direkt an diesen Anbieter zu zahlen. Auftretende Probleme sind vom Nutzer selbst
mit dem Versorger zu regeln.





Anlage 5

{4) FUr die Nutzung der Notunterkunft im Obdach Augustenstrale 63 sind Geblhren in Hohe
von 1,50 Euro je Tag zuzlglich der Kosten der Reinigung der Unterkunft und der Beitwasche
zu entrichten. Dabei sind der Tag des Bezuges sowie der Tag der Rlickgabe der Unterkunft
als jeweils ein Tag zu berechnen.

§4
Riickstandige Geblihren
Ruckstandige Benutzungsgebihren unterliegen der Einziehung im
Verwaltungszwangsverfahren nach dem Verwaltungsvolistreckungsgesetz.
§5

BilligkeitsmaRnahmen

Anspriche der Stadt (Anhalt) aus dem Benuizungsverhdltnis kdnnen ganz oder teilweise
gestundet werden, wenn die Einziehung bei Félligkeit eine erhebliche Harte fir den
Schuldner bedeuten wiirde und der Anspruch durch die Stundung nicht gefahrdet erscheint.
Ist deren Einziehung nach Lage des Einzelfalles unbiilig, kbnnen sie ganz oder zum Teil
erlassen werden.

§5
Sprachliche Gleichstellung

Perscnen- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils in der weiblichen und ménniichen
Form.

§6

Inkrafttreten
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die

Satzung uber die Unterbringung Obdachloser in der Stadt Kéthen (Anhalt) vom 09.02.2001
aulter Kraft.

Kothen (Anhalt), den 15.03.2013

Kurt-Jirgen Zander
Oberburgermeister






Anlage zur Sitzungsvorlage
Anlage 5-Satzung über die Erhebung Nutzungsgebühren.pdf


Anlage 6

1. Anderungssatzung zur Satzung {ber die Erhebung von Benutzungsgebihren flir die

Unterbringung Obdachloser in der $tadt Kothen (Anhalt)

Aufgrund der §§ 8 Abs. 1 und 45 Abs. 2 Nr. 1 des Kommunalverfassungsgesetz des Landes
Sachsen-Anhait (KVG LSA) vom 17.06.2014 (GVBI. L.SA S. 288) sowie den §§ 1, 2 und 5
des Kommunalabgabengesetzes des Landes Sachsen-Anhalt (KAG LSA) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 13.12.1996 (GVBI. LSA S. 405) zuletzt gedndert durch Gesetz vom
17.06.2014 (GVBI. LSA S. 288) hat der Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhalt) in seiner Sitzung

am 05.03.2015 folgende 1. Anderungssatzung zur Satzung Uber die Erhebung von

Benutzungsgeblhren fir die Unterbringung Obdachloser in der Stadt Kéthen (Anhalt)
beschlossen:

§1
Anderung der Satzung tiber die Erhebung von Benutzungsgebiihren fiir die
Unterbringung Obdachloser in der Stadt K6then (Anhait)

§ 2 Abs. 1 erhalt folgende Fassung:

.Die Geblhrenpflicht entsteht von dem Tag an, an dem das Benutzungsverhaitnis
nach §3 der Satzung Uber die Unterbringung Obdachloser in der Stadt Koéthen
(Anhalt) beginnt. Sie endet mit Ablauf des Tages der ordnungsgemafien Raumung
und Ubergabe der Unterkunft an einen mit der Aufsicht und Verwaltung des
Obdaches beauftragten Bediensteten der Stadt Kéthen (Anhalt) oder dem Tag der
zwangsweisen Raumung.®

§ 2 Abs. 2 Satz 3 erhalt folgende Fassung:

.Bei Neueinweisung ist die Benutzungsgeblhr fir den laufenden Monat innerhalb von
5 Tagen nach der Bekanntgabe des Gebilhrenbescheides an die Stadtkasse Kéthen
(Anhalt) zu zahlen."

§ 3 Abs. 1 erhélt folgende Fassung:
.Die Benutzungsgebiihr wird nach der Grundflache der benutzten Rdume berechnet,
die auf volle Quadratmeter aufgerundet wird. Die Gebiihrensitze betragen je
Quadratmeter und Monat

1. im Obdach Angerstralie 52 6,45 Euro und

2. im Obdach Augustenstrafie 63 6,34 Euro.”

Seite 1 von 2






1. Anderungssatzung zur Satzung {iber die Erhebung von Benutzungsgebiihren fir die
Unterbringung Obdachloser in der Stadt Kothen (Anhalt)

4, § 3 Abs. 4 Satz 1 erhalt folgende Fassung:
-FUr die Nutzung der Notunterkunft im Obdach Augustenstrale 63 sind GebGhren in
Hohe von 1,91 Euro je Tag zuziglich der Kosten der Reinigung der Unterkunft und
der Bettwasche zu entrichten.”

5. § 4 wird gestrichen,

6. 'Der bisherige ,§ 5 BilligkeitsmaRnahmen® wird ,§ 4 Billigkeitsmaiinahmen®. *Satz 1
erhalt folgende Fassung:
»Anspriche der Stadt (Anhalt) aus dem Abgabenschuldverhéltnis kénnen ganz oder
teilweise gestundet werden, wenn die Einziehung bei Falligkeit eine erhebliche Harte
fur den Schuldner bedeuten wirde und der Anspruch durch die Stundung nicht
geféhrdet erscheint.”

§2
Inkrafttreten
Diese Satzung tritt am 01.04.2015 in Kraft.
Kéthen (Anhalt), <DATUM>
Kurt-JUrgen Zander
Oberbirgermeister (Siegel)

Seite 2 von 2
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Anlage zur Sitzungsvorlage
Anlage 7- Synopse.pdf


Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Beschlussvorlage 2015050/6
Dezernat: Dezernat 6 aktuelles Gremium Sitzung am: 21.05.2015
Ortschaftsrat Baasdorf TOP: 25
Amt: Amt 60 offentlich Vorlagen-Nr.:
ja 2015050/6
Az. erstellt am: 14.04.2015
Betreff
Satzung der Stadt Kéthen (Anhalt) Gber den Ausgleichsbetrag fur die
von Bauherren und Eigentimern nicht herstellbaren Kfz-Einstellplatzen
-Ablésesatzung- hier: Verlangerung der Geltungsdauer
Beratungsfolge
Nr. |Gremium Ist-Termin |Ergebnis
1]11.05.2015: Ortschaftsrat Dohndorf 11.05.2015 |laut BV
2 [12.05.2015: Ortschaftsrat Merzien 12.05.2015 (laut BV
3(13.05.2015: Ortschaftsrat Arensdorf 13.05.2015 |laut BV
4118.05.2015: Ortschaftsrat Lobnitz an der Linde 18.05.2015 (laut BV
5120.05.2015: Ortschaftsrat Wilknitz 20.05.2015 |[laut BV
6 [21.05.2015: Ortschaftsrat Baasdorf 21.05.2015 |laut BV
7103.06.2015: Bau-, Sanierungs- und Umweltausschuss 03.06.2015 |[laut BV
8(23.06.2015: Hauptausschuss 23.06.2015 |laut BV
9102.07.2015: Stadtrat 02.07.2015 |[laut BV

Beschlussentwurf

Der Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhalt) beschlie3t gemaf § 85 der Bauordnung des Landes
Sachsen-Anhalt (BauO LSA) in der Fassung der Bekanntmachung vom 10.09.2013 (GVBI.
LSA S. 440) i. V. m. § 8 des Kommunalverfassungsgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt
(KVG LSA) in der Fassung der Bekanntmachung vom 17.06.2014 (GVBI. LSA S. 288) das
Weitergelten der Satzung der Stadt Kéthen (Anhalt) Gber den Ausgleichsbetrag fiir die von

Bauherren und Eigentimern nicht herstellbaren Kfz-Einstellpléatze -Ablésesatzung-.

Gesetzliche Grundlagen:
Kommunalverwaltungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (KVG LSA)
Bauordnung des Landes Sachsen-Anhalt (BauO LSA)
Hauptsatzung der Stadt Kothen (Anhalt)




Darlegung des Sachverhalts / Begrindung
Mit der Novellierung der BauO LSA 2006 wurde die Geltungsdauer von Satzungen, die auf
der Grundlage der BauO LSA erlassen worden sind, auf finf Jahre beschrankt.

Aus diesem Grund wurde die Ablosesatzung im Dezember 2010 um funf Jahre verlangert.
Diese Regelung hat der Gesetzgeber mit der Anderung der BauO LSA 2013 aufgehoben, so
dass die Ablosesatzung in Kraft bleibt, bis der Stadtrat beschliel3t, diese aufzuheben.

Grundsatzlich sind die Bauherren gemal BauO LSA in der Pflicht, fir bauliche Anlagen, die
einen Zu- und Abgangsverkehr erwarten lassen, die notwendigen KFZ-Stellplatze auf dem
Baugrundstiick oder einem in der Nahe gelegenen Grundstiick nachzuweisen. Ist dieser
Nachweis nicht moglich, besteht nach Satzung die Mdglichkeit, diese Stellplatze abzulésen.

Die Ablésesatzung wird inhaltlich nicht gedndert. Deshalb wird kein umfassendes
Satzungsverfahren durchgefiihrt. Nach Beschlussfassung durch den Stadtrat und der
Vero6ffentlichung im Amtsblatt wird die Satzung rechtskréaftig.



.
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Satzung der Stadt Kothen (Anhalt) iiber den Ausgleichsbetrag fiir die von Bauherren
und Eigentiimern nicht herstellbaren Kfz-Einstellpliitze (Ablésesatzung)

Priambel

Auf Grund des § 90 Abs. 1 Nr. 8 in Verbindung mit § 90 Abs. 5 der Bauordnung des Landes
Sachsen-Anhalt (BauO LSA) vom 09.02.2001 (GVBL LSA S. 50) in der derzeit giiltigen
Fassung und in Verbindung mit den §§ 6 und 44 der Gemeindeordnung des Landes Sachsen-
Anhalt vom 05.10.1993 (GVBI. LSA S. 568) in der derzeit giiltigen Fassung hat der Stadtrat
der Stadt Kéthen (Anhalt) in seiner Sitzung am 28.10.2004 folgende Satzung beschlossen.

§1

Voraussetzung und Wirkung der Ablésung

(1) Ist die Herstellung notwendiger Stellpldtze nicht oder nur unter groBen Schwierigkeiten
mdoglich, so kann die Stadt Kothen (Anhalt) verlangen, dass stattdessen der/die zur
Herstellung der Stellpldtze Verpflichtete einen Geldbetrag gem. § 53 Abs. 2 BauO LSA an
die Stadt Kéthen (Anhalt) nach Malligabe dieser Satzung zahlt. Die Ablosebeitrdge werden
von der Stadt Kithen (Anhalt) gem. § 53 Abs. 2 Ziffer 1 bzw. Ziffer 2 BauO LSA
verwendet.

(2) Ein Anspruch auf Abldsung einer Stellplatzverpflichtung besteht nicht.

(3) Der/die Bauherr/in oder Eigentiimer/in erwirbt durch die Abldsung seiner/ihrer
Stellplatzverpflichtung keine Nutzungsrechte bestimmter Stellplitze.

(4) Voraussetzung zur Anwendung dieser Satzung ist die Errichtung, Anderung oder
Nutzungsénderung von baulichen Anlagen oder anderen Anlagen und Einrichtungen nach
§ 1 Abs. 1 BauO LSA. Bei Anderungen oder Nutzungsinderungen baulicher Anlagen
nach Satz 1 oder Teilen davon, sind Stellplitze nur fir den Mehrbedarf nach den
Richtzahlen geméB der Stellplatzsatzung der Stadt Kothen (Anhalt) erforderlich. Bereits
bestehende Nutzungen, bei denen o. g. Voraussetzungen nicht gegeben sind, werden
hiervon nicht betroffen.





§2

Gebietszonenfestsetzung

(1) Da die Herstellung von Parkeinrichtungen von unterschiedlicher Siedlungsstruktur, grober
Fliachenausdehnung sowie einem hohen Bodenpreisgefille abhiingig ist, wird das Gebiet
der Stadt Kothen (Anhalt) in vier Zonen gegliedert.

(2) GemiB Abs. 1 werden folgende Gebietszonen festgesetzt:

Zone I: Engerer Innenstadtbereich (Stadtkern)

Zone II: Erweiterte Innenstadt

Zone I1I: Ubriges Stadtgebiet Kothen

Zone IV: Die Ortsteile Porst, Elsdorf, Hohsdorf, Merzien, Zehringen, Baasdorf,
Arensdorf, Gahrendorf, GroBwiilknitz, Kleinwiilknitz, Lobnitz an der
Linde und Dohndorf.

(3) Die Zonen I und II sind auf dem beigefiigten Plan 1, der Bestandteil dieser Satzung ist,
dargestellt. Die Zonen III und IV sind auf dem beigefligten Plan 2 dargestellt, der
ebenfalls Bestandteil der Satzung ist.

(4) Die StraBBen, Wege und Plitze, die als Grenzbereich zwischen Zonen festgesetzt wurden,
sind mit ihrer beidseitigen Bebauung der jeweils eingegrenzten Zone zuzurechnen.

(5) An den Einmiindungen von Stralen, Wegen und Plitzen einer dufleren Zone in die als
Zonengrenzbereich der inneren Zone festgesetzten Strafien, Wege und Plétze, bestimmt
die postalische Zuordnung der Eckgebdude oder sonstigen genutzten Grundstiicke die
jeweilige Zonenzugehdrigkeit.

§3
Festsetzung der Ablosebetrige

(1) Der Geldbetrag, den der/die zur Herstellung Verpflichtete an die Stadt K&then (Anhalt)
dafiir zu zahlen hat, dass er/siec notwendige Einstellpldtze ausnahmsweise nicht
herzustellen braucht, wird entsprechend § 53 Abs. 2 BauO LSA in Hohe von max. 60 %
der durchschnittlichen Herstellungskosten von Parkeinrichtungen einschlieBlich der
Grunderwerbskosten fiir die Zonen wie folgt festgesetzt:

Zone I 1.000,00 €
Zone II: 800,00 €
Zone III: 500,00 €
Zone IV: 300,00 €

Bei der Ermittlung des zu zahlenden Geldbetrages bleiben die ersten 8 Stellplitze auller
Betracht.





§4
Filligkeit des AblGsebetrages

(1) Die Zahlung hat innerhalb von 4 Wochen nach Bekanntgabe des Abldsebescheides zu
erfolgen, wenn nicht die Stadt Kéthen (Anhalt) einen anderen Zeitpunkt
bestimmt.

(2) Der Zahlungstermin kann in begriindeten Einzelfillen auf Antrag spitestens zum
Baubeginn des Bauvorhabens festgesetzt werden; maBgeblich dafiir ist das Datum der
Baubeginnerkldrung gem. § 77 Abs. 8§ BauO LSA.

§5

Inkrafttreten

Die Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft und die bisher giiltige Satzung
der Stadt Kéthen (Anhalt) iiber den Ausgleichsbetrag flir die von Bauherren und Eigentiimern
nicht herstellbaren Kfz-Einstellplitze (Ablosesatzung) vom 06.07.2000, in Kraft seit
26.08.2000, tritt auBer Kraft.

Vertttentlichung im Amtsblatt- Nr. 12 am 17.12.2004

Eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 2 BauGB bezeichneten Verfahrens- und
Formvorschriften beim Zustandekommen der Satzung ist nach § 215 Abs. 1 Nr. 1 und 2
BauGB unbeachtlich, wenn die Verletzung nicht innerhalb eines Jahres gegeniiber der Stadt
Kdothen (Anhalt) geltend gemacht worden ist. Bei der Geltendmachung ist der Sachverhalt,
der die Verletzung oder den Mangel begriinden soll, darzulegen.

AuBerdem wird auf die Vorschrift des § 18 Abs. 2 Satz 2 und 3 BauGB iiber die Filligkeit
etwaiger Entschiddigungsanspriiche und des § 18 Abs. 3 BauGB iiber das Erloschen von
Entschiddigungsanspriichen hingewiesen.

Der Geltungsbereich der Satzung der Stadt K&then (Anhalt) tiber den Ausgleichsbetrag fuir die

von Bauherren und Eigentiimern nicht herstellbaren Kfz-Einstellplétze (Ablosesatzung) ist in
der Anlage 1 und 2 dargestellt.

K&then (Anhalt), den 01. Dezember 2004

Kurt-Jiirgen Zander
Oberbiirgermeister
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Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Beschlussvorlage 2015055/6
Dezernat: Dezernat 6 aktuelles Gremium Sitzung am: 21.05.2015
Ortschaftsrat Baasdorf TOP: 26
Amt: Amt 60 offentlich Vorlagen-Nr.:
ja 2015055/6
Az. erstellt am: 14.04.2015
Betreff
Satzung der Stadt Kéthen (Anhalt) Gber notwendige Stellplatze der
Stadt Kothen (Anhalt) -Stellplatzsatzung- hier: Verlangerung der
Geltungsdauer
Beratungsfolge
Nr. |Gremium Ist-Termin |Ergebnis
1{11.05.2015: Ortschaftsrat Dohndorf 11.05.2015 |laut BV
212.05.2015: Ortschaftsrat Merzien 12.05.2015 |laut BV
3]13.05.2015: Ortschaftsrat Arensdorf 13.05.2015 (laut BV
4 (18.05.2015: Ortschaftsrat Lobnitz an der Linde 18.05.2015 |laut BV
5]20.05.2015: Ortschaftsrat Wilknitz 20.05.2015 |laut BV
6 |21.05.2015: Ortschaftsrat Baasdorf 21.05.2015 |[laut BV
7103.06.2015: Bau-, Sanierungs- und Umweltausschuss 03.06.2015 |[laut BV
8(23.06.2015: Hauptausschuss 23.06.2015 |laut BV
9102.07.2015: Stadtrat 02.07.2015 |laut BV

Beschlussentwurf

Der Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhalt) beschlie3t gemaf § 85 der Bauordnung des Landes
Sachsen-Anhalt (BauO LSA) in der Fassung der Bekanntmachung vom 10.09.2013 (GVBI.
LSA S. 440) i. V. m. § 8 des Kommunalverfassungsgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt
(KVG LSA) in der Fassung der Bekanntmachung vom 17.06.2014 (GVBI. LSA S. 288) das
Weitergelten der ,Satzung der Stadt Kéthen (Anhalt) Gber notwendige Stellplatze der Stadt
Kothen (Anhalt)” -Stellplatzsatzung-.

Gesetzliche Grundlagen:
Kommunalverfassungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt) KVG LSA
Bauordnung des Landes Sachsen-Anhalt (BauO LSA)
Hauptsatzung der Stadt Kothen (Anhalt)




Darlegung des Sachverhalts / Begrindung
Mit der Novellierung der BauO LSA 2006 wurde die Geltungsdauer von Satzungen, die auf
der Grundlage der Bau LSA erlassen worden sind, auf finf Jahre beschrankt.

Aus diesem Grund wurde die Stellplatzsatzung im Dezember 2010 um funf Jahre verlangert.
Diese Regelung hat der Gesetzgeber mit der Anderung der BauO LSA 2013 aufgehoben, so
dass die Stellplatzsatzung in Kraft bleibt, bis der Stadtrat beschliel3t, diese aufzuheben.

Grundsatzlich sind die Bauherren gemal BauO LSA in der Pflicht, fir bauliche Anlagen, die
einen Zu- und Abgangsverkehr erwarten lassen, die notwendigen Kfz-Stellplatze auf dem
Baugrundstiick oder einem in der Nahe gelegenen Grundstick nachzuweisen. Der Umfang
der Stellplatzverpflichtung wird von der Bauaufsichtsbehdrde auf der Grundlage der
Stellplatzsatzung festgesetzt. Die Anzahl der nachzuweisenden Stellplatze ist von der
Nutzung abhangig. Der Verzicht dieses Nachweises, wiirde eine Verlagerung des ruhenden
Verkehrs der privaten Bauvorhaben in den offentlichen Verkehrsraum zur Folge haben.

Die Stellplatzsatzung wird inhaltlich nicht gedndert. Deshalb wird kein umfassendes
Satzungsverfahren durchgefiihrt. Nach Beschlussfassung durch den Stadtrat und der
Vero6ffentlichung im Amtsblatt wird die Satzung rechtskraftig.
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60-080

Satzung iiber notwendige Stellpliitze der Stadt Kiéthen (Anhalt)
(Stellplatzsatzung)

Priambel

Auf Grund des § 90 Abs. 1 Nr. 8 in Verbindung mit § 90 Abs. 5 der Bauordnung des Landes
Sachsen-Anhalt vom 09.02.2001 (GVBL LSA S. 50) in der derzeit giiltigen Fassung und in
Verbindung mit §§ 6 und 44 der Gemeindeordnung des Landes Sachsen-Anhalt vom
05.10.1993 (GVBI. LSA S. 568) in der derzeit giiltigen Fassung hat der Stadtrat der Stadt
K&then (Anhalt) in seiner Sitzung am 28.10.2004 folgende Satzung beschlossen.

Geltungsbereich

Der Geltungsbereich dieser Satzung umfasst das gesamte Gebiet der Stadt Kéthen (Anhalt)
einschlieBlich der Ortsteile Porst, Elsdorf, Hohsdorf, Merzien, Zehringen, Baasdorf,
Arensdorf, Gahrendorf, GroBwiilknitz, Kleinwiilknitz, Lobnitz a. d. Linde und Dohndorf.

Notwendige Stellplitze

(1) Bei der Errichtung von baulichen Anlagen oder anderen Anlagen und Einrichtungen nach
§ 1 Abs. 1 BauO LSA (Vorhaben) sind Stellpldtze im Sinne des § 53 Abs. 1 Satz 1 der
BauO LSA nach Malfigabe der folgenden Tabelle zu verlangen:

Spalte 1 Spalte 2 Spalte 3
Nr. Vorhaben Zahl der Stellpliitze
davon in % fiir Besucher oder
Besucherinnen auszuweisen
1. Wohngebiude
1.1, Einfamilienhduser 1 — 2 Stellpldtze je Wohnung
1.2 Mehrfamilienhéduser und sonstige 1 — 1,5 Stellplitze je Wohnung
o Gebdude mit Wohnungen 20 %
1.3, Gebdude mit Altenwohnungen 0,5 Stellplitze je Wohnung
1.4. Wochenend- und Ferienhduser } OS(t)/e(:) llplatz je Wohnung
1 Stellplatz je 10 - 20 Betten, jedoch
1.5. Kinder- und Jugendwohnheime mindestens 2 Stellplétze
75 %
1.6. Studentenwohnheime } OS(E/ellplatz 2= Befien
0
| Stellplatz je 3 — 5 Betten, jedoch
1.7. Schwesternwohnheime mindestens 3 Stellplitze
10 %
13, Arbeitnehmerwohnheime 1 Stellplatz je 2 — 4 Betten, jedoch

mindestens 3 Stellpldtze






20 %

1 Stellplatz je 8 — 15 Betten, jedoch

1.9. Altenwohnheime, Altenheime mindestens 3 Stellplatze
75 %
2. Gebiude mit Biiro-,Verwaltungs- und Praxisriumen
. - 1 Stellplatz je 30 — 40 m? Nutzfliche,
Biiro- und Verwaltungsrdume . .
2.1, Alleemein jedoch mindestens 1 Stellplatz
geme 20 %
Réume mit erhebl}chem Besucherverkehr 1 Stellplatz je 20 — 30 m? Nutzfliche,
(Schalter-, Abfertigungs- oder . . ..
2.2, . jedoch mindestens 3 Stellplétze
Beratungsriume, Arztpraxen und N
: 75 %
dergleichen)
3. Verkaufsstitten
1 Stellplatz je 30 — 40 m?
31 Liden, Geschiftshauser Verkaufinutz.ﬂache, jedoch mindestens
2 Stellpldtze je Laden
75 %
1 Stellplatz je 50 m?
32 Geschiftshiuser mit geringem Verkaufsnutzflidche, jedoch mindestens
- Besucherverkehr 1 Stellplatz
75 %
s _ 2
Grof3flachige Einzelhandelsbetriebe L Stellplatz je 10 20m
3.3, . Verkaufsnutzfliche
auBerhalb von Kerngebieten o
90 %
4. Versammlungsstiitten (auBler Sportstiitten), Kirchen
Versammlungsstitten von iiberortlicher . .
4.1. Bedeutung (z. B. Theater, Konzerthéuser, ;OS(t)/e liplatatje S 3itzptitas
Mehrzweckhallen) ’
Sonstige Versammlungsstitten (z. B. e .
4.2. Lichtspieltheater, Schulaulen, 1 S fiptatzje o~ 10| Sitzplatze
e 90 %
Vortragssile)
43 Gemeindekirchen éOS(t;(:)llplatz je 20 — 30 Sitzpldtze
4.4. Kirchen von tiberortlicher Bedeutung éOS:[;)llplatZJ e I =20sitzpiatas
5. Sportstitten
5.1. Spo'rtplatze "ohne Besucherplétze (2. B. I Stellplatz je 250 m? Sportfléache
Trainingspldtze)
. . . [ Stellplatz je 250 m? Sportfldche,
52. SRoplarZEMind SEaStaicn it susitzlich | Stellplatz je 10 - 15
Besucherplétzen i
Besucherplitze
5.3. Spicinung ?porthallen ghiie 1 Stellplatz je 50 m? Hallenflidche
Besucherplitze
5.4. Spiel- und Sporthallen mit 1Stellplatz je 50 m? Hallenfldche,






Besucherplétzen

zusitzlich 1 Stellplatz je 10 — 15
Besucherplitze

1 Stellplatz je 200 — 300 m?

5.5. Freibdder und Freiluftbédder Grundstiicksfliiche
5.6. Hallenb&der ohne Besucherplétze 1 Stellplatz je 5 — 10 Kleiderablagen
1 Stellplatz je 5 bis 10 Kleiderablagen,
5.7. Hallenbider mit Besucherplitzen zusitzlich 1 Stellplatz je 10 — 15
Besucherplitze
5.8. Tennisplétze ohne Besucherplitze 4 Stellpldtze je Spielfeld
o . . 4 Stellplétze je Spielfeld, zusétzlich 1
5.9. Tennisplédtze mit Besucherplétzen Stellplitze jo 10— 15 Besucherplitze
5.10. Minigolfplitze 6 Stellplitze je Minigolfanlage
5.11. Kegel- und Bowlingbahnen 4 Stellplétze je Bahn
6. Gaststiitten, Beherbergungsbetriebe und Imbissstinde bzw. Imbisswagen
6.1. Gaststétten von ortlicher Bedeutung ; SS(t)leplatZJe 8 — 12 Sitzplitze
6.2. Gaststétten von iibertrtlicher Bedeutung ; SS(t;llplatz Je 4 -8 Sitzplitze
0
1 Stellplatz je 2 — 6 Betten, flir
6.3 Hotels, Pensionen, Kurheime und andere | zugehorigen Restaurationsbetrieb
e Beherbergungsbetriebe Zuschlag nach Nr. 6.1. oder 6.2.
75 %
6.4. Jugendherbergen ; SS‘t’Z iplat JEOIEEten
6.5. Imbissstinde bzw. Imbisswagen 2 Stellplitze
7. Krankenanstalten
Krankenhduser von iiberortlicher
71 Bedeutung (z. B. 1 Stellplatz je 3 — 4 Betten
o Schwerpunktkrankenhduser) 60 %
Privatkliniken
7.2. Krankenh#user von 6rtlicher Bedeutung éOS(t;zllplatz Je 4= 6 Betten
73 Sanatorien, Kuranstalten, Anstalten fiir 1 Stellplatz je 2 — 4 Betten
o langfristige Kranke 25 %
74 Altenpflegeheime 1 S(‘Eellplatz je 6 — 10 Betten
75 %
8. Schulen, Einrichtungen der Jugendférderung
31 Grundschulen 1 St.(?llplatz je 30 Schiilerinnen oder
Schiiler
| Stellplatz je 25 Schiilerinnen oder
2.9 Sonstige allgemeinbildende Schulen, Schiiler, zusétzlich
- Berufsschulen, Berufsfachschulen | Stellplatz je 5 — 10 Schiilerinnen oder
Schiiler tiber 18 Jahre
8.3. Sonderschulen flir Behinderte 1 Stellplatz je 15 Schiilerinnen oder






Schiiler

8.4. Fachhochschulen, Hochschulen 1 Stellplatz je 2 — 4 Studierende
85 Kindergirten, Kindertagesstétten und 1 Stellplatz je 20 — 30 Kinder, jedoch
o dergleichen mindestens 2 Stellplitze
8.6. Jugendfreizeitheime und dergleichen 1 Stellplatz je 15 Besucherplétze
9. Gewerbliche Anlagen
1 Stellplatz je 50 - 70 m? Nutzfldche
9.1. Handwerks- und Industriebetriebe oder je 3 Beschiftigte
10 -30 %
92 Lagerrdume, Lagerplitze, Ausstellungs- |1 Stellplatz je 80 — 100 m? Nutzfldche
o und Verkaufssplitze oder je 3 Beschiftigte
9.3. Kraftfahrzeugwerkstétten OISEplize o arungs soder
Reparaturstand
9.4, Tankstellen mit Pflegepléitzen 6 Stellplitze
9.5. Automatische Kraftfahrzeugwaschanlagen | 5 Stellplitze
9.6. Is(éﬁ)f;fazgzizﬁﬁggalscharﬂagen zur 3 Stellpldtze je Waschanlage
10. Verschiedenes
10.1. Kleingartenanlagen 1 Stellplatz je 3 Kleingérten
1 Stellplatz je 2.000 m?
10.2. Friedhofe Grundstiicksflidche, jedoch mindestens
10 Stellplitze
1 Stellplatz je 20 m? Spielhallenfléche,
10.3. Spiel- und Automatenhallen jedoch mindestens 3 Stellpldtze

Bei der Errichtung von baulichen Anlagen oder anderen Anlagen und Einrichtungen nach
§ 1 Abs. 1 BauO LSA, die in der Tabelle nicht erfasst sind, ist der Stellplatzbedarf nach
den Verhiltnissen im Einzelfall unter entsprechender Berlicksichtigung der Richtzahlen
fiir Verkehrsquellen mit vergleichbarem Stellplatzbedarf nach der Tabelle zu ermitteln.

(2) Der Stellplatzbedarf ist nach den fiir das Vorhaben mafBgebenden Werte nach Absatz 1 zu
berechnen. Ergibt sich in den Fillen der Nummern 9.1. und 9.2. ein offensichtliches
Missverhdltnis zum tatséchlichen Stellplatzbedarf, ist die Zahl der Beschiftigten zugrunde
zu legen.

(3) Soweit in der Tabelle nach Abs. 1 Spalte 3 ein Rahmen angegeben ist, sind bei der
Ermittlung der Zahl der notwendigen Stellplatze die ortlichen Verhéltnisse und die
besonderen Eigenheiten des Vorhabens zu beriicksichtigen. Abweichend von Satz [ ist
die Zahl der notwendigen Stellpldtze zu erhdhen oder zu vermindern, wenn die
besonderen ortlichen Verhiltnisse, die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs oder die
besondere Art oder Nutzung der baulichen Anlage dies erfordern oder gestatten.

(4) Bei baulichen Anlagen mit unterschiedlicher Nutzung ist der Stellplatzbedart fiir die
jeweilige Nutzungsart getrennt zu ermitteln. Bei Anlagen mir Mehrfachnutzung ist die
Nutzungsart mit dem gréBeren Stellplatzbedarf maligebend.






(5) Bei baulichen Anlagen mit regelméBigem An- oder Auslieferungsverkehr ist eine
ausreichende Zahl von Stellpldtzen fiir Lastkraftwagen vorzusehen. Dies gilt auch fiir
Anlagen, bei denen ein Besucherverkehr durch Autobusse zu erwarten ist.

(6) Bei Anderungen oder Nutzungsinderungen baulicher Anlagen nach Abs. 1 oder Teilen
davon, sind Stellplitze nur fiir den Mehrbedarf nachzuweisen. Der Mehrbedarf errechnet
sich aus der Differenz zwischen dem Mindestbedarf der geénderten Anlage und dem
Bedarf der Anlage vor der Anderung.

§3
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.
Veroffentlichung im Amtsblatt Nr. 12 am 17.12.2004.

Die Satzung kann wihrend der {iblichen Dienststunden bei der Stadtverwaltung Kéthen
(Anhalt), Bauordnungsamt, Zimmer 310, 3. Etage {iber Aufgang 2 Wallstrale 1 — 35, 06366
Ko&then (Anhalt) eingesehen werden. Jedermann kann die Satzung iiber die notwendigen
Stellpldtze der Stadt Kéthen (Anhalt) einsehen und iiber deren Inhalt Auskunft verlangen.

Eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 2 BauGB bezeichneten Verfahrens- und
Formvorschriften beim Zustandekommen der Satzung ist nach § 215 Abs. 1 Nr. 1 und 2
BauGB unbeachtlich, wenn die Verletzung nicht innerhalb eines Jahres gegeniiber der Stadt
Kd&then (Anhalt) geltend gemacht worden ist. Bei der Geltendmachung ist der Sachverhalt,
der die Verletzung oder den Mangel begriinden soll, darzulegen.

AuBerdem wird auf die Vorschrift des § 18 Abs. 2 Satz 2 und 3 BauGB iiber die Filligkeit
etwaiger Entschiddigungsanspriiche und des § 18 Abs. 3 BauGB iiber das Erloschen von
Entschiddigungsanspriichen hingewiesen.

Kd&then (Anhalt), den 1. Dezember 2004

Kurt-Jiirgen Zander
Oberbiirgermeister
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Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Beschlussvorlage 2015060/3
Dezernat: OB aktuelles Gremium Sitzung am: 21.05.2015
Ortschaftsrat Baasdorf TOP: 29
Amt: Amt 20 offentlich Vorlagen-Nr.:
ja 2015060/3
Az.: erstellt am: 20.04.2015
Betreff
Rechtsformwechsel KOWISA
Beratungsfolge
Nr. [Gremium Ist-Termin |Ergebnis
1]11.05.2015: Ortschaftsrat Dohndorf 11.05.2015 |laut BV
2 (20.05.2015: Ortschaftsrat Wiilknitz 20.05.2015 |laut BV
3(21.05.2015: Ortschaftsrat Baasdorf 21.05.2015 |laut BV
4(23.06.2015: Hauptausschuss 23.06.2015 |laut BV
5(02.07.2015: Stadtrat 02.07.2015 |laut BV

Beschlussentwurf

1. Dem Rechtsformwechsel

KVG LSA zugestimmit.

2. Der Oberbirgermeister ist ermachtigt, auf der Gesellschafterversammlung der KOWISA
KG dem Rechtsformwechsel zuzustimmen und alle fur die Durchfihrung notwendigen

Erklarungen abzugeben und Handlungen vorzunehmen.

Kommunalwirtschaft Sachsen-Anhalt GmbH & Co.
Beteiligungs-KG (KOWISA KG) nach 88 190 ff. Umwandlungsgesetz (UmwG) von einer
Gesellschaft mit beschrankter Haftung & Compagnie Kommanditgesellschaft (GmbH & Co.
KG) in eine Gesellschaft mit beschréankter Haftung (GmbH) wird gemal § 45 Abs. 2 Nr. 9




Gesetzliche Grundlagen:

Darlegung des Sachverhalts / Begrindung

Im Jahr 2013 erfolgte eine Anderung des Koérperschaftsteuergesetzes in Bezug auf Anteile
an Kapitalgesellschaften von weniger als 10 % (sogenannte Streubesitzanteile). Diese
Anderung betrifft auch die Besteuerung der von Kommunen gehaltenen Anteile an
Personengesellschaften und bewirkt, dass die Gesellschafter der KOWISA KG einer
zusatzlichen Kdrperschaftsteuerbelastung auf ihren anteiligen Gewinn unterliegen.

Daher soll durch den Wechsel der Rechtsform der jetzigen KOWISA KG in eine
Kapitalgesellschaft in der Rechtsform der GmbH diese Korperschaftsteuerbelastung wieder
auf die bis zur Gesetzesanderung mafigebliche GréRenordnung zuriickgefiihrt werden. Die
Umwandlung der Gesellschaft von einer Personen- in eine Kapitalgesellschaft ist dazu ein
geeignetes Mittel, weil dadurch eine Anderung der Besteuerungssystematik eintritt. Diese
bewirkt, dass nach dem Rechtsformwechsel einerseits die steuerlichen Gewinne der
Gesellschaft ausschlief3lich bei dieser besteuert werden und nur die Ausschittungen bei den
Gesellschaftern einer Besteuerung unterliegen, und andererseits die Beteiligung der Stadte
und Gemeinden an der KOWISA steuerlich in deren hoheitlichen Bereich fallt, so dass von
den kommunalen Gesellschaftern empfangene Ausschittungen nicht
korperschaftsteuerpflichtig sind.

Gesellschaftsrechtlich setzt der vorgesehene Rechtsformwechsel die Zustimmung aller
Gesellschafter auf der Gesellschafterversammlung der jetzigen KOWISA KG voraus.
Kommunalrechtlich muss der Stadtrat Uber die Zustimmung zum Rechtsformwechsel
beschlieRen. Dieser Beschluss ist durch den Hauptverwaltungsbeamten umzusetzen.

Die kommunalrechtlich gem. 8§ 135 Abs. 1 KVG LSA erforderliche Analyse der Vor- und
Nachteile eines Rechtsformwechsels und dessen Auswirkungen, die auch bei der
Kommunalaufsichtsbehérde vorzulegen ist, wurde durch die KOWISA KG fir alle
gemeindlichen Gesellschafter erstellt.

Im Einzelnen stellt sich der Sachverhalt wie folgt dar:

1. Ausgangssituation

Die Stadt Kdthen (Anhalt) ist mit einem Anteil von 0,204 %, dies entspricht 270 Punkten, als
Kommanditist an der Kommunalwirtschaft Sachsen-Anhalt GmbH & Co. Beteiligungs-KG
(KOWISA KG) beteiligt.

Die Beteiligung der Kommune resultiert aus der Einlage von Anteilen an der MEAG, jetzt
enviaM AG, sowie an der MIDEWA der ehemaligen Gemeinden Baasdorf, Dohndorf und
Wiilknitz, die diesen im Rahmen des Wiedervereinigungsprozesses auf der Grundlage von 8
4 Abs. 2 Kommunalvermdgensgesetz vom 6. Juli 1990 zugeordnet worden waren. Durch
Ubertragung des Wertes der Einlage in das gesellschaftsvertraglich geregelte Punktesystem
der KOWISA KG wurde die jetzt bestehende Punktzahl der Stadt Kothen (Anhalt) ermittelt.
An diese sind die Stimmrechte sowie die Beteiligung am Vermdgen und an den
Ausschuttungen der Gesellschaft geknupft.

Steuerrechtlich stellt die Beteiligung an der KOWISA KG fir die Stadt Kéthen (Anhalt) einen
eigenen Betrieb gewerblicher Art da, da es sich bei der Beteiligung an der KOWISA KG um
eine Beteiligung an einer Personengesellschaft handelt.



Dies hat zur Folge, dass bei einem Jahresiberschuss der KOWISA KG fir die Betriebe
gewerblicher Art der beteiligten Kommunen grundsatzlich korperschaftsteuerpflichtige
anteilige Gewinne aus der Beteiligung an der KOWISA KG entstehen. Auf den anteiligen
Gewinn ist dann Koérperschaftsteuer (inklusive Solidaritdtszuschlag) in Hohe von 15,825 %
zu entrichten.

Aufsichtsrat wie auch Gesellschafterversammlung der KOWISA KG sind Uber die
zusatzliche Belastung der Kommunen mit Kdrperschaftsteuer informiert worden und haben
den Auftrag zur Prifung erteilt, ob, wie und in welchem Umfang die Steuerbelastung wieder
auf das MaR vor Anderung des Korperschaftsteuergesetzes zuriickgefuihrt werden kann.

Die Prifung verschiedener Modelle durch die Geschaftsfuhrung der KOWISA KG flhrte zu
dem Ergebnis, dass eine Anderung der Rechtsform in eine Kapitalgesellschaft die
geeignetste Moglichkeit darstellt, die Steuerbelastung der Kommunen zuriickzufihren. Sie
ist nachhaltig und beeintrachtigt nicht die wirtschaftliche Starke der KOWISA.

2. Auswirkungen eines Wechsels der Rechtform in eine GmbH

Zivilrechtlich erfolgt ein Rechtsformwechsel nach 88 190 ff. UmwG identitatswahrend.

Die KOWISA erhélt nur ein neues rechtliches Kleid. Die Identitat der Gesellschaft und ihre
rechtlichen Beziehungen werden nicht geandert. Dieselben Anteilseigner sind weiterhin an
denselben Vermdgensrechten beteiligt.

Die Struktur der Gesellschaft, ihre Beteiligungen an den Gesellschaften der KOWISA-
Gruppe, ihre Geschaftstatigkeit und insbesondere die Stellung der Gesellschafter der
KOWISA sowie deren Beteiligungsverhaltnisse bleiben weitgehend unberuhrt, insbesondere
das bisherige Punktesystem wird unverandert tibernommen.

Die Stadt Kéthen (Anhalt) ist auch nach dem Rechtsformwechsel mit den gleichen Rechten
in H6he von 0,204 % (270 Punkten) an der KOWISA beteiligt.

Um fir die aus einem Rechtsformwechsel auf Ebene der Kommunen anfallende
Steuerbelastung die notwendige Sicherheit zu bekommen, wurde durch die KOWISA KG
eine verbindliche Auskunft des Finanzamtes Magdeburg eingeholt. Die Verbindliche
Auskunft ist nur gultig fir einen Rechtsformwechsel, der im Jahr 2015 beschlossen und zur
Eintragung ins Handelsregister angemeldet wird.

Um zu gewabhrleisten, dass der Rechtsformwechsel noch mit steuerlicher Ruckwirkung ftr
das Jahr 2015 erfolgen kann, ist es dartber hinaus zwingend erforderlich, dass die
Beschlussfassung in der Gesellschafterversammlung der KOWISA KG und die Anmeldung
zur Eintragung in das Handelsregister bis zum 31.08.2015 vorgenommen werden. Bei einer
spateren Anmeldung wirkt sich der Rechtsformwechsel steuerlich erst ab dem Jahr 2016
aus. Die beschriebene Entlastung von der Koérperschaftsteuer tritt dann auch erst ab 2016
ein.

Aus der verbindlichen Auskunft geht hervor, dass die KOWISA KG nach den zivilrechtlichen
Vorschriften in  eine  GmbH umgewandelt werden kann. Weiterhin darf der
Rechtsformwechsel unter Fortfiihrung der bisher in den Bilanzen der KOWISA KG fir die
Vermoégensgegenstande und Schulden angesetzten Werte durchgefiihrt werden, so dass es
im Rahmen des Rechtsformwechsels nicht zu einer Aufdeckung gegebenenfalls
bestehender stiller Reserven und deren Besteuerung kommt. Bei einer Verau3erung der
Beteiligung an der KOWISA durch einen Gesellschafter vor Ablauf von sieben Jahren nach



dem Rechtsformwechsel wird bei dem betroffenen Gesellschafter rickwirkend ein
sogenannter Einbringungsgewinn besteuert.



Des Weiteren resultiert aus dem Rechtsformwechsel mdglicherweise eine Einmalbelastung
der Kommunen mit Kapitalertragsteuer. Diese entfallt auf die in den Vorjahren aus nicht
ausgeschitteten Jahrestuberschiissen gebildeten Riicklagen. Durch den Rechtsformwechsel
gelten diese steuerlich als ausgeschuttet. Die Einmalbelastung liegt nach Berechnungen des
Steuerberaters der KOWISA KG fir die Stadt Kéthen (Anhalt) bei ca. 45 EUR/Punkt.

Die KOWISA GmbH wird nach Durchfiihrung des Rechtsformwechsels den Kommunen
diese Einmalbelastung im Rahmen einer Sonderausschittung ausgleichen.

Durch die mit dem Rechtsformwechsel verbundene Anderung der Besteuerungssystematik
entfallt fir die Gesellschafter die Erstattung der so genannten anrechenbaren Steuern.
Durch diese Erstattung, die in der Vergangenheit erheblich schwankte, flossen den
Kommunen (brutto) zusatzlich zu der festen Ausschittung der KOWISA KG Betrage in Hohe
von 1,71 EUR/Punkt im Jahr 2006 bis 52,65 EUR/Punkt im Jahr 2012 zu.

Es ist vorgesehen, die regulare jahrliche Ausschittung an die Gesellschafter von derzeit
brutto 65 EUR/Punkt auf brutto 110 EUR/Punkt zu erhohen, sofern die wirtschaftliche
Entwicklung der KOWISA GmbH eine Ausschiittung in dieser Hohe zulasst. Durch diese
Erhéhung soll auch der Wegfall der Steuererstattungen kompensiert werden. Gleichzeitig
wird durch das Entfallen der jahrlichen Schwankungen die Planungssicherheit fir die
kommunalen Haushalte erhéht. Zu dieser Erh6hung gibt es bereits einen
Grundsatzbeschluss des Aufsichtsrates der KOWISA KG.
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Anlage -1

Anlage 1 zum Beschlussvorschlag: Erlduterung der steuerlichen Details

1. Ausgangssituation

Steuerrechtlich stellt die Beteiligung an der KOWISA KG fiir die Stadt Kéthen (Anhalt) einen
eigenen Betrieb gewerblicher Art da, da es sich bei der Beteiligung an der KOWISA KG um
eine Beteiligung an einer Personengesellschaft handelt.

Neben der Stadt Kéthen (Anhalt) sind derzeit noch weitere 189 Kommunen aufgrund einer
Einlage von Anteilen an einem der Regionalversorgungsunternehmen sowie die Stadtwerke
Hettstedt GmbH als Kommanditisten Gesellschafter der KOWISA KG. Der groRte Komman-
ditist ist dabei mit 3,56 % an der KOWISA KG beteiligt. Einziger personlich haftender Gesell-
schafter (Komplementér) ist die Kommunalwirtschaft Sachsen-Anhalt Verwaltungs-GmbH,
deren einziger Gesellschafter der Stadte- und Gemeindebund Sachsen-Anhalt e.V. ist.

Die KOWISA KG hat die eingelegten Anteile an den Regionalversorgungsgesellschaften in
zwei Tochtergesellschaften, der KBM Kommunale Beteiligungsgesellschaft an der envia Mit-
teldeutsche Energie AG und der KBA Kommunale Beteiligungsgesellschaft an der Avacon
AG gebiindelt. Diese empfangen als Anteilseigner die entsprechenden Dividenden der Regi-
onalversorger. Bei der KBM ist die KOWISA KG Alleingesellschafter, bei der KBA halt sie
eine Mehrheitsbeteiligung von 61,15 %.

Daneben ist die KOWISA zu 25,1 % an der Gesellschaft fiir Organisation und Informations-
verarbeitung Sachsen-Anhalt mbH (GISA) und zu 28,82 % an der MIDEWA Wasserversor-
gungsgesellschaft in Mitteldeutschland mbH (MIDEWA) beteiligt.

Das Jahresergebnis (Jahresliberschuss/ Jahresfehlbetrag) der KOWISA KG resultiert im
Wesentlichen aus den Beteiligungsertréagen, die sie durch die Ausschiittungen der KBM, der
KBA und der GISA erzielt. Der Jahresiberschuss der Gesellschaft und die darin enthaltenen
Beteiligungsertrége stellen sich flir den Zeitraum 2011-2013 z.B. wie folgt dar:

Jahresiberschuss Beteiligungsertrage

2011 12,8 Mio. EUR 11,9 Mio. EUR
2012 25,1 Mio. EUR 25,3 Mio. EUR
2013 19,6 Mio. EUR 20,4 Mio. EUR

Als Personengesellschaft ist die KOWISA KG selbst nicht einkommen- bzw. kérperschafts-
teuerpflichtig, sondern ihr steuerrechtlicher Gewinn wird allen Gesellschaftern entsprechend
der Beteiligungsquote an der KOWISA KG anteilig zugerechnet und unterliegt dann bei die-
sen der Besteuerung. Dies gilt unabhéngig davon, ob der Gewinn ausgeschttet wird oder
nicht!

Der auf die Stadt Kéthen (Anhalt) entfallende anteilige steuerrechtliche Gewinn unterliegt bei
ihrem Betrieb gewerblicher Art ,Beteiligung an der KOWISA KG" der Kérperschaftsteuer, da
Betriebe gewerblicher Art kdrperschaftsteuerpflichtig sind.

Bis einschlie3lich 2012 ergab sich daraus jedoch in der Regel keine tatsachliche Korper-
schaftsteuerbelastung. Bei der Ermittlung des steuerrechtlich maRgeblichen Gewinns aus
dem Jahresergebnis der KOWISA KG durften bis dahin die Ertradge aus den Ausschiittungen
der KBA, KBM und GISA zu 95 % wieder herausgerechnet werden (§ 8b KStG). Da das Jah-
resergebnis jedoch hauptsachlich aus diesen Ausschiittungen resultierte, bewirkte das Her-
ausrechnen, dass als Ergebnis der Ermittlung in der Regel kein korperschaftsteuerlich maf-
geblicher Gewinn der Kommune zuzurechnen war und somit auch keine Kérperschaftsteuer
anfiel.





Seit Marz 2013 ist jedoch eine geénderte kérperschaftsteuerliche Rechtslage mafigeblich (§
8b Abs. 4 KStG). Danach darf die zuvor beschriebene Kiirzung bei der Ermittiung des Ge-
winns nur dann erfolgen, wenn die Beteiligung an der Gesellschaft, die die herausrechenba-
ren Ausschlttungen vornimmt, mindestens 10 % betragt. Dies gilt auch fiir Beteiligungen, die
nur mittelbar Uber die Beteiligung an einer Personengesellschaft gehalten werden.

Somit musste die Stadt Kothen (Anhalt) Uber ihre Beteiligung an der KOWISA KG durchge-
rechnet zu mindestens 10 % an der KBA, KBM bzw. GISA beteiligt sein, damit bei der Ermitt-
lung des anteiligen steuerrechtlichen Gewinns weiterhin die Ertrage aus den Ausschittungen
dieser Gesellschaften zu 95 % herausgerechnet werden dlirfen. Da jedoch allein die Beteili-
gung an der KOWISA KG lediglich 0,204 % betragt, ist dies nicht gegeben. Auch alle ande-
ren kommunalen Anteilseigner erfiillen diese Voraussetzung nicht. Daher entfallt ab 2013 flr
alle an der KOWISA KG beteiligten Kommunen die Herausrechnung der Beteiligungsertrége
bei der Ermittlung des anteiligen steuerrechtlichen Gewinns.

Dies hat zur Folge, dass bei einem Jahresliberschuss der KOWISA KG fiir die Betriebe ge-
werblicher Art der beteiligten Kommunen grundsatzlich kérperschaftsteuerpflichtige anteilige
Gewinne aus der Beteiligung an der KOWISA KG entstehen. Auf den anteiligen Gewinn ist
dann Kérperschaftsteuer (inklusive Solidaritdtszuschlag) in Hohe von 15,825 % zu entrich-
ten. Bei dem Betrieb gewerblicher Art ,Beteiligung an der KOWISA KG" der Stadt Kéthen
(Anhait) fiel vor der Gesetzesédnderung zum Beispiel flir das Jahr 2011 und fir das Jahr 2012
keine Kdrperschaftsteuer an, wohingegen die Korperschaftsteuerbelastung nach der Ande-
rung des Korperschaftsteuergesetzes flir das Jahr 2013 rund TEUR 6 betragt.

Nicht verandert hat sich dabei die von der Kérperschaftsteuerpflicht unabhangige Pflicht der
Kommunen, auf Ausschittungen der KOWISA KG und die Erstattung sogenannter anre-
chenbarer Steuern Kapitalertragsteuer zu entrichten, sofern bestimmte Gewinngrenzen
tberschritten werden.

Um schon fur das Jahr 2014 die kdrperschaftsteuerliche Belastung fir die Geselischafter der
KOWISA KG so gering wie mdglich zu halten, wurden die Gewinne der KBA und der KBM
aus dem Geschéftsjahr 2013 weitgehend thesauriert und nicht ausgeschittet. Damit die
KOWISA KG ihrerseits trotzdem Ausschiittungen an ihre Gesellschafter leisten konnte, wur-
den die dafir bendtigten liquiden Mittel durch die KBM im Wege der Darlehensvergabe zur
Verfugung gestellt. Diese Vorgehensweise kann allerdings keine dauerhafte Losung darstel-
len, da sie die KOWISA KG bilanziell und finanziell schwéacht.
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2. Auswirkungen eines Wechsels der Rechtform in eine GmbH

Durch den Wechsel in die Rechtsform der GmbH &ndert sich die Besteuerung dahingehend,
dass

¢ die neue KOWISA GmbH selbst kérperschaftsteuerpflichtig ist.
« die Beteiligung der Stadt Kothen (Anhalt) an der KOWISA GmbH keinen Betrieb ge-
werblicher Art mehr darstellt, sondern in den hoheitlichen Bereich fallt.

Der steuerrechtliche Gewinn der KOWISA GmbH wird direkt bei ihr und nicht bei den Gesell-
schaftern besteuert. Bei den Gesellschaftern unterliegen lediglich die Ausschiittungen der
KOWISA GmbH der Besteuerung.

Da bei den gemeindlichen Anteilseignern die Beteiligung an der KOWISA GmbH steuerlich
jedoch zum hoheitlichen Bereich gehért, sind die Ausschiittungen der KOWISA GmbH nicht
zusétzlich korperschaftsteuerpflichtig.

Bei der Ermittlung des kdrperschaftsteuerlichen Gewinns der KOWISA GmbH diirfen die
Beteiligungsertrage aus den Ausschiittungen der KBA, KBM und GISA weiterhin zu 95 %
herausgerechnet werden, da die KOWISA GmbH selbst zu mehr als 10 % an diesen Gesell-
schaften beteiligt ist. Dies fGhrt dazu, dass kein oder nur in geringem Umfang ein kérper-
schafisteuerlicher Gewinn der Besteuerung unterliegt.

Insofern wird die Gesamtbelastung mit Kérperschafisteuer auf das MaR vor Anderung des
Steuerrechts zuriickgefilhrt und die Kdrperschaftsteuerbelastung der Kommunen lasst sich
durch eine Rechtsformumwandiung in eine GmbH dauerhaft verhindern. Voraussetzung da-
flr ist, dass die Stadt Kéthen (Anhalt) ihre steuerlich dann im hoheitlichen Bereich befindli-
che Beteiligung auch dort belésst, Sollte spater ggf. die Ubertragung der Beteiligung auf ei-
nen Betrieb gewerblicher Art gewlinscht sein, muss sie die aus dieser Ubertragung resultie-
renden steuerlichen Konsequenzen erneut selbst Uberpriifen.

Auch nach dem Rechtsformwechsel besteht flr die Stadt Kéthen (Anhalt) die Pflicht zur Ent-
richtung von Kapitalertragsteuer auf Ausschittungen der neuen KOWISA GmbH. Hierbei
wirken sich keine Freigrenzen aus. Die Steuerbelastung ist definitiv, eine spitere Erstattung
oder Anrechnung ist nicht moglich. Verfahrenstechnisch wird die zu entrichtende Kapitaler-
tragsteuer einschlieflich des Solidaritdtszuschlages gleich von der ausschittenden KOWISA
GmbH einbehalten und an das zustdndige Finanzamt abgefihrt.

Aus der verbindlichen Auskunft des Finanzamtes Magdeburg geht hervor, dass die KOWISA
KG nach den zivilrechtlichen Vorschriften in eine GmbH umgewandelt werden kann. Weiter-
hin darf der Rechtsformwechsel unter FortfUhrung der bisher in den Bilanzen der KOWISA
KG fiir die Vermogensgegenstande und Schulden angesetzten Werte durchgefiihrt werden,
so dass es im Rahmen des Rechtsformwechsels nicht zu einer Aufdeckung gegebenenfalls
bestehender stiller Reserven und deren Besteuerung kommt. Bei einer VerduRerung der
Beteiligung an der KOWISA durch einen Gesellschafter vor Ablauf von sieben Jahren nach
dem Rechtsformwechsel wird bei dem betroffenen Gesellschafter riickwirkend ein sogenann-
ter Einbringungsgewinn besteuert,
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Folgende schematische Darstellung zeigt zusammenfassend die Besteuerung der KOWISA
und der kommunalen Anteilseigner vor und nach einem Rechtsformwechsel sowie den Ein-
fluss auf den Nettozufluss aus der KOWISA bei den Kommunen. Anrechenbare Steuern wur-
den hierbei aus Grinden der Klarheit und Ubersichtlichkeit vernachlassigt:

Besteuerung ' Besteuerung
KOWISA KG ' KOWISA-Neu -GmhH
vor nach -

Steuerrechtséinderung  nach Rechtsformwechsel

Gewinn KBA/KBM/GISA nach Steuern:

= Ausschiittung an KOWISA 100,00 100,00 100,00
abzgl. Korperschaftssteuer + Soli bei KOWISA nicht anwendbar; nahezu 0,00
kein Steuersubjekt _ (-0,79%)
abzgl. Gewerbesteuer bei KOWISA nahezu 0,00 0,00 nahezu 0,00
(-0,75%) (-0,79%)
Gewinn KOWISA = Ausschiittung an Kommunen 100,00 100,00 - . 100,00
abzgl. Koérperschaftssteuer + Soli bei Kommunen nahezu 0,00 -15,83 . nicht anwendbar;
(-0,79%) da Vermogensverwaltung
abzgl. Kapitalertragsteuer+ Soli bei Kommunen -15,83 -15,83 - -15,83
Netto-Zufluss bei Kommunen 84,18 68,35 84,18
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Anlage zur Sitzungsvorlage
Anlage 3 Analyse zum Rechtsformwechsel_Entwurf final_Köthen.pdf


Al ge

™

Kommunalwirtschaft Sachsen-Anhalt GmbH & Co. Beteiligungs-KG

ENTWURF

Beschlussvorschlag iiber die formwechselnde Umwandlung der Kommunalwirtschaft
Sachsen-Anhalt GmbH & Co. Beteiligungs-KG in eine Gesellschaft mit beschriinkter
Haftung und Feststellung des Gesellschaftsvertrages

Die Kommunalwirtschaft Sachsen-Anhalt Verwaltungs-GmbH als personlich haftende Ge-
sellschafterin der Kommunalwirtschaft Sachsen-Anhalt GmbH & Co. Beteiligung-KG und
der Aufsichtsrat schlagen den Gesellschaftern vor, Folgendes zu beschliefien:

a) Die Kommunalwirtschaft Sachsen-Anhalt GmbH & Co. Beteiligungs-KG wird gemaB
§§ 190 1f., §§ 214 ff. des Umwandlungsgesetzes in eine Gesellschaft mit beschrinkter
Haftung umgewandelt.

b} Der Rechtstriger neuer Rechtsform firmiert unter [ KOWISA Kommunalwirtschaft
Sachsen-Anhalt GmbH" und hat seinen Sitz in Magdeburg.

¢} Der Gesellschafisvertrag der KOWISA Kommunalwirtschaft Sachsen- Anhalt GmbH
wird hiermit mit dem sich aus der Anlage XXX ergebenden Wortlaut festgestellt.

d) Der Rechtsformwechsel erfolgt im Innenverhiltnis mit Wirkung zum 01.01.2015 und
mit steuerlichem Ubertragungsstichtag 31.12.2014.

) Der Formwechsel erfolgt unter ausschlieBlicher Beteiligung der zum Zeitpunkt der
Eintragung des Formwechsels in das Handelsregister dort eingetragenen Kommandi-
tisten der Kommunalwirtschaft Sachsen-Anhalt GmbH & Co. Beteiligungs-KG und
der persdnlich haftenden Gesellschafterin Kommunalwirtschaft Sachsen-Anhalt Ver-
waltungs-GmbH. Diese sowie die eingetragenen Kommanditisten werden Gesellschaf-
ter der KOWISA Kommunalwirtschaft Sachsen- Anhalt GmbH.

fy Das Stammkapital der KOWISA Kommunalwirtschafi Sachsen-Anhalt GmbH betriigt
50.000,00 EUR (in Worten: flinfzigtausend Euro). Es ist eingeteilt in eintausend Ge-
schiftsanteile zu einem Nennbetrag von jeweils 50 EUR (in Worten: finfzig Euro) mit
den Nummern | bis 1000.

g) Die Zuordnung der Geschiftsanteile zu den Gesellschafiern erfolgt gemiB Anlage
XXX und entspricht den Regelungen in § 4 Abs.2 des Gesellschaftsvertrages.

h) Die Beteiligung der Gesellschafter am Gesellschaftsvermdgen, an Gewinn und Verlust
der Gesellschaft und an einem im Fall der Liquidation der Gesellschaft bestehenden
Liguidationsiiberschuss, sowie der Umfang des den Gesellschaftern zustehenden
Stimmrechts werden wie beim bisherigen Rechtstriiger durch ein Punktesystem be-
stimmt. Die Hohe des nominellen Geschéftsanteils bleibt dabei aufer Betracht.

i) Den bisherigen Gesellschaftern der Kommunalwirtschaft Sachsen-Anhalt GmbH &
Co. Beteiligungs-KG wird nach dem Rechtsformwechsel als Gesellschafter der
KOWISA Kommunalwirtschaft Sachsen-Anhalt GmbH die gleiche Anzahl an Punkten
gewdhrt, die diesen zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens des Rechtsformwechsels zu-
standen. Die Hohe der Beteiligung nach Punkten ist aus Anlage XXX ersichtlich.

J)  Ein Abfindungsangebot wird nicht unterbreitet, da der Rechtsformwechsel nur bei ein-
stimmiger Beschlussfassung erfolgt.

k) Fir die einzige Arbeitnehmerin der Kommunalwirtschaft Sachsen-Anhalt GmbH &
Co. Beteiligungs-KG resultiert aus dem Rechtsformwechsel keine Verdnderung ihres
Arbeitsverhiltnisses. Es wird unverdndert fortgeflihrt.,

Le, o





Anlage zur Sitzungsvorlage
Anlage 4.1 Umwandlungsbeschluss Entwurf.pdf


Anlege I, 2

ENTWURF

Gesellschaftsvertrag der
Kommunalwirtschaft Sachsen-Anhait GmbH

§ 1 Firma und Sitz

{1} Die Firma der Gesellschaft lautet: Kommunalwirtschaft Sachsen-Anhalt GmbH, im Fol-
genden auch ,Gesellschaft” oder ,KOWISA”"

(2) Der Sitz der Gesellschaft ist Magdeburg.
§ 2 Gegenstand des Unternehmens

(1) Der Gegenstand des Unternehmens ist die Wahrehmung und Sicherung der kom-
munal- und wirtschaftsrechtlich zulassigen Interessenvertretung der Gesellschafter in
der Ver- und Entsorgungswirtschaft in Sachsen-Anhalt. Die Gesellschaft unterstiitzt
ihre Gesellschafter insbesondere bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben zur Sicherung
einer wirtschaftlich sinnvollen Daseinsvorsorge und bei der Darbietung einer sicheren
und preiswerten Ver- und Entsorgung in den Bereichen Strom, OI, Gas, Fernwarme,
Wasser, Abwasser, StraBenreinigung und Abfall.

(2) Zur Erreichung der in § 2 Abs. 1 beschriebenen Ziele hat die Gesellschaft die Aufga-
be,

a) darauf hinzuwirken, dass die auf die Gesellschaft (ibertragenen Beteiligungs- und
Mitwirkungsrechte in Ver- und Entsorgungsgesellschaften erhalten und nach
Méglichkeit gestarkt und ausgebaut werden;

b) Beteiligungen an weiteren Ver- und Entsorgungsgesellschaften zu (bernehmen
oder Vermdgensgegenstande zur Ver- oder Entsorgung zu erwerben, sowie diese
jeweils zu finanzieren und zu halten; das umfasst auch die Beteiligung an weite-
ren Unternehmen, die sich mit Dienstleistungen im Bereich der Ver- und Entsor-
gungswirtschaft betdtigen und/oder Leistungen im Zusammenhang mit der
kommunalen Daseinsvorsorge erbringen;

¢) die Interessen der Gesellschafter

- in Fragen der in ihren jeweiligen Einzugsgebieten zu erbringenden Versor-
gungs- und Entsorgungsleistungen sowie des angemessenen Einsatzes regi-
onaler Energietrager zu koordinieren und

- gegeniber etwaigen nicht-kommunalen Gesellschaftern, staatlichen Stellen,
anderen Verbanden und der Offentlichkeit wahrzunehmen und zu vertreten,
und





(3)

(4)

-

d) in allen Angelegenheiten des gemeinsamen Interesses der Gesellschafter tatig zu
werden, insbesondere den Beitritt weiterer Triger kommunaler Versorgungsinte-
ressen zu beférdern,

Die Geseilschaft ist zu allen Handlungen berechtigt, die geeignet erscheinen, ihre
Aufgaben unmittelbar oder mittelbar zu erfiillen oder deren Erfillung zu fordern. Sie
darf Zweigniederlassungen und Betriebsstatten errichten.

Die Gesellschafterversammlung kann durch einen mit 75 % der abgegebenen Stim-
men zu fassenden Beschiuss das Aufgabengebiet des § 2 Abs. 2 erweitern. Die Ver-
folgung weiterer, nicht in § 2 Abs. 1 beschriebener Ziele ist nur auf der Grundlage ei-
ner Anderung des Gesellschaftsvertrags maglich.

Gesellschafter kénnen nur Kommunen oder Zusammenschliisse von Kommunen oder
Kapitalgeseflschaften sein, deren einzige Gesellschafter Kommunen oder Zusammen-
schliisse von Kommunen oder der Stidte- und Gemeindebund Sachsen-Anhalt e.V.
sind.

§ 3 Stammkapital

e

Das Stammkapital der Gesellschaft betragt EUR 50.000 (in Worten: Euro flinfzigtau-
send). Es ist eingeteilt in eintausend Geschaftsanteile zu einem Nennbetrag von je-
weils EUR 50 {in Worten: Euro flinfzig) mit den Nummern 1 bis 1000.

Die Gesellschaft ist hervorgegangen aus der formwechseinden Umwandlung der
Kommunalwirtschaft Sachsen-Anhalt GmbH & Co. Beteiligungs-KG (,Kowisa KG”),
das Vermogen dieser Gesellschaft iiberschreitet das nominelle Stammkapital, das so
erbracht wird. Es besteht keine Nachschusspflicht der Gesellschafter.

Die Kosten etwaiger Kapitalerhohungen (Notar, Gericht, evtl, Genehmigungen, Anwalt,
Steuerberater) werden von der Gesellschaft getragen, soweit dies nicht im Erho-
hungsbeschluss anders geregelt wird.

§ 4 Beteiligungsverhiltnisse, Punktesystem

1)

Die Beteiligung der Gesellschafter am Gesellschaftsvermdgen, an Gewinn und Verlust
der Gesellschaft und an einem im Fall der Liquidation der Gesellschaft bestehenden
Liguidationsuberschuss, sowie der Umfang des den Gesellschaftern zustehenden
Stimmrechts werden durch ein Punktesystem bestimmt. Die Hohe des nominellen
Geschaftsanteils bleibt dabei auRer Betracht.

Den einzelnen Geschéftsanteilen sind Punkte zuzuordnen, wobei die folgenden Re-
geln gelten:
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a) Ist der Geschaftsanteil auf einen Kommanditanteil im Nominalbetrag von DM 100
der vormaligen Kowisa KG zurlickzufithren, der mit Punkten nach dem Gesell-
schaftsvertrag der Kowisa KG verbunden war, so entspricht die Anzahl der Punkte
gemal Abs. 1 der Anzah! der Punkte bei der Kowisa KG.

b) Dies gilt auch fir den Fall, dass ein Gesellschafter nicht nur einen Kowisa-KG-
Kommanditanteil in Hohe von urspringlich DM 100 hatte. Dies kann der Fall
sein, wenn auf einen Gesellschafter durch Eingemeindung oder Anteilserwerb
weitere Kommanditanteile in Hohe von nominell DM 100 iibergegangen sind. in
diesem Fall erhdlt der Gesellschafter mehrere Geschaftsanteile — fir e urspriing-
lich DM 100 Kommanditkapital der Kowisa KG einen Geschiftsanteil der Gesell-
schaft. Die diesem Geschaftsanteil jeweils zuzuordnenden Punkte bemessen sich
nach der Punkteanzahl bei der Kowisa KG, die dem urspriinglich bei der Kowisa
KG bestehenden Kommanditanteil - vor Eingemeindung oder Anteilserwerb — zu-
zuordnen waren,

¢} Die frihere Komplementdrin der Kowisa KG, Kommunalwirtschaft Sachsen-Anhalt
Verwaltungs GmbH (,Verwaltungs GmbH”) war an der Kowisa KG vermogens-
méBig beteiligt. Ihr waren auch Punkte iSd Kowisa-KG-Gesellschaftsvertrags zu-
geordnet. Diese vermogensmaBige Beteiligung der Verwaltungs GmbH an der
Kowisa KG resultierte aus Erwerben von Kommanditanteilen von ausgeschiede-
nen Gesellschaftern der Kowisa KG und wesentlich aus einer Zufiihrung von Bar-
mitteln. Die Gesellschafterin Verwaltungs GmbH erhait

¢ einen Geschéftsanteil, dem Punkte in der Anzahl zugeordnet sind, die den
Punkten entsprechen, die der Verwaltungs GmbH aufgrund der Barmittelzu-
fihrung in die Kowisa KG entsprechen,

* einen Geschaftsanteil, dem Punkte in der Anzahl zugeordnet sind, die fir die
von der Stadt Mildesheim erworbenen und in die KOWISA KG eingelegten
323.785 Aktien an der Avacon AG gewahrt wurden sowie

¢ eine solche Anzahl von weiteren Geschiftsanteilen, die den hinzuerworbenen
urspriinglichen  Kommanditanteilen im Nominalbetrag von urspriinglich
OM 100 entsprechen. Die insoweit solchen Kommanditanteilen vormals je-
weills zugeordneten Punkte der Kowisa KG sind in identischer Anzahl als
Punkte diesen Geschaftsanteilen zuzuordnen.,

d) Sofern Geschaftsanteile gemaB § 3 entstehen, denen zum Zeitpunkt des Wirk-
samwerdens des Formwechsels der Kowisa KG in die Gesellschaft keine Punkte
zuzuordnen sind, stehen diese Geschéftsanteile der Gesellschafterin Verwaltungs
GmbH zu.
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(3) Die Zuordnung eines jeweiligen Geschaftsanteils zum Zeitpunkt der Beschlussfassung
der Gesellschafter der Kowisa KG ilber den Formwechsel zu einem Gesellschafter
ergibt sich aus der als Anlage 1 beigefligten Gesellschafterliste, die auch die zum
Zeitpunkt der Beschlussfassung der Gesellschafter der Kowisa KG iber den Form-
wechsel bestehende Zuordnung von Punkten zu den jeweiligen Geschaftsanteilen
ausweist. Flr interne Zwecke ist die Geschaftsfihrung verpflichtet, erganzend zur Ge-
sellschafterliste eine aktuelle Punktzuordnungsliste fort zu fiihren. Jeder Gesellschafter
kann von der Gesellschaft Auskunft Uber die fiir seinen Geschaftsanteil oder seine
Geschaftsanteile gefihrten Punkte verlangen.

(4) Grundlage fur die Berechnung der Anzahl der Punkte eines jeden Gesellschafters ist
die gemaB nachfolgender Grundsétze durchzufihrende Bewertung der von ihm in die
Geselischaft bzw. deren Vorgingerin Kowisa KG eingebrachten Wirtschaftsguiter. Brin-
gen mehrere Gesellschafter gemeinsam ein Wirtschaftsgut ein, richtet sich die Hohe
der Punkte jedes Gesellschafters nach deren anteiliger Berechtigung am eingebrach-
ten Wirtschaftsgut. Die hiernach jedem Einbringenden zustehenden Punkte werden
zunachst durch einen Geldbetrag wie folgt ermittelt, der dann fir die in § 4 Abs. 1
genannten Zwecke gemaB Abs. 4 lit. d} in Punkte Gbertragen wird:

a) Bestehen die eingebrachten Wirtschaftsgliter aus Aktien oder GmbH-
Geschdftsanteilen an

- der envia Mittefdeutsche Energie AG, Chemnitz (,enviaM"), so ist jede Aktie
aut die ihr entsprechende Anzahl urspriinglicher MEAG-Aktien zurdickzufih-
ren, die jeweils mit dem Wert von DM 840,43 anzusetzen sind;

- der Avacon AG, Helmstedt (,Avacon”), so ist jede Aktie auf die ihr entspre-
chende Anzahl urspriinglicher EVM-Aktien zurlickzufihren, die jeweils mit
dem Wert von DM 234,23 anzusetzen sind,

b} Zuklnftige Neubewertungen der Aktien vorstehend genannter Gesellschaften oder
threr Rechtsnachfolger sind auf die Wertverhaitnisse der urspriinglichen Geseli-
schaften zurlick zu beziehen.

¢) Andere Beteiligungen (Aktien/GmbH-Anteite) sind mit dem Wert anzusetzen, der
diesen Beteiligungen zum 1.1.1997 — umgerechnet in EUR - zukam, oder mit dem
Wert, den Geschaftsfiihrung und Einbringender aushandeln, vorbehaltlich der Zu-
stimmung des Aufsichtsrats. Der Wert solcher Beteiligungen ist aus einer Bewer-
tung nach betriebswirtschaftlichen Unternehmensbewertungsmethoden zu ermit-
teln. Hierbei sind neu eintretende Gesellschaften im Verhaltnis zu bestehenden
Gesellschaftern gleich zu behandeln. Werden Beteiligungen eingebracht, fiir die
wegen ihrer konkreten Ausgestaltung zum Zeitpunkt der Einbringung kein Markt
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besteht, und/oder kann wegen der konkreten Ausgestaltung eingebrachter Beteili-
gungen allenfalls langfristig mi% einem Ertrag zugunsten der Gesellschaft aus die-
sen Beteiligungen gerechnet vverden, so bestimmt die Geschaftsfitlhrung mit Zu-
stimmung des Aufsichtsrats die dem einbringenden Gesellschafter fiir die einge-
brachten Beteiligungen zuzurechnende Punkteanzahl. Eine spitere Neubewertung
bleibt gemaB nachfolgendem A.bs. 4 lit. d) vorbehalten.

d) Fir je EUR 511,29 (DM 1600) an Beteiligungswerten wird ein Punkt dem punktbe-
rechtigten Geschéftsanteil gewahrt. Haben sich die Gesellschaft (unter Zustimmung
des Aufsichtsrats) und der eintzringende Gesellschafter vor der Einbringung auf ei-
ne ihm zuzurechnende Punkizahl geeinigt, und stellt sich im Rahmen der Bewer-
tung der eingebrachten Wirtschaftsgiiter heraus, dass deren Wert zum Einiage-
stichtag die Zurechnung einer hoheren Punktzah! rechtfertigte, so bleibt die ver-
einbarte, niedrigere Punkizahl rmaBgeblich. Die Vereinbarung einer héheren Punkt-
zahl ist demgegenUber unbeachtlich. Nach der Einbringung eingetretene Wertver-
anderungen der eingebrachter: Wirtschaftsgiiter fihren nicht zu einer Anpassung
der dem Gesellschafter zugerechneten Punkte, Abweichend hiervon kann bei Ein-
bringung von Beteiligungen gemaB Abs. 4 lit ¢) der Gesellschafter die Anpassung
an Wertveranderungen der vory ihm eingebrachten Beteiligungen verlangen, wenn
flr die eingebrachten Beteiligunigen ein Markt feststellbar ist und/oder der Geseli-
schaft regelméBige Ertrage aus diesen Beteiligungen zufiieBen. Der Aufsichtsrat
beschlieBt Uber die Wertanpassung nach pflichtgemaBem Ermessen.

e) Die fur die Berechnung der Punkteanzahl eines Gesellschafters durchzufiihrende
Bewertung der von ihm in die Gesellschaft eingebrachten Wirtschaftsgiter ist auch
fur die Bilanzierung dieser Wirtschaftsgiiter gemaf §§ 242 ff. und §§ 264 ff. HGB
mafBgeblich.

Die Beteiligungshéhe jedes Geselischafters wird anhand des Verhaitnisses der Anzahl
der ihm zugerechneten Punkte zu den samtlichen Gesellschaftern insgesamt zuge-
rechneten Punkten errechnet.

Werden flr die Einbringung von .aktien an Avacon oder enviaM auch Gegenleistun-
gen vereinbart, die nicht in Geselischaftsrechten bestehen, bedarf es eines Beschius-
ses der Geselischafter mit einer Miehrheit von 75 % Uber die Vergabe von Punkten.

Jeder Geselischafter kann Aktien an den Gesellschaften gemaR Abs. 4 lit. a) in die
Gesellschaft einbringen. Fiir die dann zuzumessenden (weiteren) Punkte gilt Abs. 4.

Weitere Gesellschafter konnen der Gesellschaft beitreten, wenn sie Aktien an den
Gesellschaften gemaB Abs. 4 lit. a) oder Aktien, Geschiaftsanteile oder andere Beteili-
gungsinstrumente an Unternehmen iSd § 2 Abs. 2 lit a) und b) auf die Gesellschaft
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Ubertragen. In diesem Falf ist die Verwaltungs GmbH verpflichtet, einen ihrer nicht
mit Punkten ausgestatteten Geschéftsanteile im Nominalbetrag von EUR 50 auf den
beitrittswilligen Gesellschafter ohne Entgelt zu Ubertragen. Aktien an den Geselischaf-
ten iSd Abs. 4 lit. a) gleichgestellt sind Anspriiche aus Treuhandverhiltnis auf solche
Aktien, wenn die Aktien von der Gesellschaft oder einem verbundenen Unternehmen
verwaltet werden. Gleiches gilt, wenn ein Gesellschafter an Stelle der Erhdhung seiner
Punktzahl flr einen bestehenden Geschiftsanteil einen weiteren Geschiftsanteil fir
die Einbringung von Aktien oder Beteiligungsinstrumenten iSd Satzes 1 verlangt.

§ 5 Vertretung, Geschaftsfiihrung

1)

(4)

Die Gesellschaft hat einen oder mehrere Geschaftsfihrer. Die Verwaltungs GmbH hat
das Vorschlagsrecht fiir die Person des/der Geschaftsfihrer(s). Die Bestellung bzw.
Abberufung eines Geschéftsfihrers erfolgt durch den Aufsichtsrat mit einer Mehrheit
von 90 % der Stimmen.

Ist nur ein Geschaftsfiihrer vorhanden, so vertritt dieser die Gesellschaft allein. Sind
mehrere Geschaftsflihrer besteflt, so wird die Gesellschaft durch zwei Geschiftsfihrer
gemeinsam oder durch einen Geschaftsfiihrer zusammen mit einem Prokuristen ver-
treten. kinzelvertretungsbefugnis sowie die Befreiung von den Beschrankungen des
§ 181 BGB konnen gewahrt werden.

Vorstehende Regelung gilt auch fur Liquidatoren. Wird die Gesellschaft nach & 65
Absatz 1 GmbHG von den bisherigen Geschiftsfiinrern liquidiert, so besteht deren
konkrete Vertretungsbefugnis auch als Liquidatoren fort.

Die Geschaftsfihrer sind verpflichtet, die Geschafte der Gesellschaft mit der Sorgfalt
eines ordentlichen Kaufmanns in Ubereinstimmung mit dem Gesetz, mit diesem Ge-
sellschaftsvertrag sowie den Beschliissen des Aufsichtsrates und der Geselischafter zu
fithren. Die Geschaftsfuhrer sind verpflichtet, den Aufsichtsrat Uber alle wichtigen
Vorkommnisse zu unterrichten.

Die Geschaftsfiihrer bedlrfen zu folgenden MaBnahmen der vorherigen Zustimmung
durch den Aufsichtsrat, soweit nicht die Gesellschafterversammiung tber Zustimmung
oder Ablehnung der MaBnahmen entscheidet;

a) VerduBerungen von Beteiligungen, Ubertragung von Beteiligungen auf Tochter-
unternehmen, sowie Erwerb von Beteiligungen im Nominalwert von mehr als EUR
100.000,00, ausgenommen Einbringungen von Geselischaften nach § 4 Absatz 7,
hier bleibt bei Unterschreiten der Schwelle von EUR 100.000,00 die Berichtspflicht
gegenuber dem Aufsichtsrat unberihrt.
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Ubertragung von Geschaftsanteilen an der Gesellschaft im Rahmen von Einbrin-
gungen gemal § 4 Abs. 8 unter Zuschreibung von Punkten,

Zustimmung zu Verfligungen Gber Geschiftsanteile gemaB § 12 Abs. 2 und 3,

Erwerb von Grundstlicken und Grundstlcksrechten und Verfliigungen dartiber
sowie entsprechende Verpflichtungsgeschafte,

Errichtung und Aufhebung von Zweigniederlassungen und Betriebsstatten,

Abschluss von Anstellungsvertragen, in denen eine Gewinnbeteiligung oder Al-
tersversorgung zugesagt werden soll,

Ubernahme von Birgschaften oder dhnlichen Haftungen fur Dritte,

Kreditaufnahme und -gewéhrung von mehr als EUR 50.000,00 im Einzelfall, aus-
genommen die Aufnahme von Krediten zu marktiiblichen Bedingungen von und
an mit der Gesellschaft verbundene Unternehmen.

Bestellung von Prokuristen,

Rechtsgeschéfte mit Unternehmen, an denen der Geschaftsfiihrer/die Geschifts-
flhrer beteiligt sind oder die ihm/ihnen nahe stehen.

alle Geschafte und Handlungen, die der Betrieb der Gesellschaft nicht gewdhnlich
mit sich bringt.

Folgende MaBnahmen ddrfen nur mit vorheriger Zustimmung der Gesellschafterver-
sammlung vorgenommen werden:

Zustimmung zu Verfligungen Uber Geschéaftsanteile gemaB § 12 Abs. 1,
Einziehung gemal § 14,

VerduBerung des Geschiftsbetriebs der Gesellschaft im Ganzen oder von wesent-
lichen Teilen,

Aufldsung der Gesellschaft,

Die Gesellschafterversammlung kann durch Beschiuss weitere Geschafte festlegen, zu
deren Erledigung die Geschéftsfiihrer der vorherigen Zustimmung der Gesellschafter-
versammiung bedlrfen. Die Vertretungsbefugnis der Geschaftsfihrer gegeniiber Drit-
ten bleibt davon unberdhrt.
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§ 6 Aufsichtsrat

(1) Die Gesellschaft hat einen Aufsichtsrat. Er besteht aus fiinfzehn Mitgliedern. Die Ge-

{3)

(5)

sellschafterversammlung bestelit und abberuft hiervon dreizehn. Die Verwaltungs
GmbH bestellt zwei Mitglieder. Der Aufsichtsrat wahit aus seiner Mitte den Vorsit-
zenden und einen Stellvertreter. Der Vorsitzende, bei Verhinderung sein Stellvertreter,
vertritt den Aufsichtsrat nach aufen. Die in § 52 Abs. 1 GmbHG genannten Vorschrif-
ten des Aktienrechts sind nicht anzuwenden, es sei denn, in diesem Gesellschaftsver-
trag ist flr einzelne Vorschriften etwas anderes geregeit.

Mitglied des Aufsichtsrats kann nicht sein, wer

a) Geschaftsflhrer oder Arbeitnehmer der Gesellschaft oder einer Geselischaft, an
deren Kapital die Gesellschaft zu mehr als einem Viertel unmittetbar oder mittel-
bar beteiligt ist, oder

b) in seiner Entschluss- und Handlungsfreiheit durch Stimmbindung, Treuhandver-
héltnis, stille Beteiligung oder &hnlich eingeengt ist.

Die Mitglieder des Aufsichtsrats werden fir eine Amtszeit von fiinf Jahren gewahlt
bzw. bestellt. Die Amtszeit endet mit Ablauf der ordentlichen Gesellschafterversamm-
lung, auf deren Tagesordnung die Entlastung fir das fiinfte Geschaftsjahr nach Be-
ginn der Amtszeit zu stehen hat; hierbei wird das Geschéftsjahr, in dem die Amtszeit
beginnt, mitgerechnet.

Ein Mitglied des Aufsichtsrats scheidet auBer durch Tod oder Amtsniederlegung auch
dann aus seinem Amt aus, wenn es aus dem offentlichen Amt ausscheidet, auf Grund
dessen das Mitglied in den Aufsichtsrat gewdhlt worden war oder bestellt wurde.
Scheidet ein Mitglied aus dem Aufsichtsrat aus, so ist fiir die verbleibende Amtszeit
ein Nachfolger zu wihlen bzw. zu bestelien. Bis zur Neuwah| verbleibt das ausschei-
dende Aufsichtsratsmitgiied im Amt.

Die Aufsichtsratsmitglieder erhalten fiir ihre Tatigkeit eine Aufwandsentschadigung in
Form eines Sitzungsgeldes, dessen Hohe die Gesellschafterversammlung bestimmt.

§ 7 Aufgaben des Aufsichtsrats

(1

Der Aufsichtsrat (iberwacht und berat die Geschaftsfiihrung. Er ist verpflichtet, sich
uUber den Geschiftsverlauf der Gesellschaft unterrichtet zu halten. Hierzu kann jedes
Aufsichtsratsmitglied von der Geschiftsfiihrung Berichterstattung an den Aufsichtsrat
sowie Einsichtnahme in alle Unterlagen der Gesellschaft durch Aufsichtsratsmitglieder
oder durch vom Aufsichtsrat benannte Angehorige eines gesetzlich zur Verschwie-
genheit verpflichteten rechts-, wirtschafts- oder steuerberatenden Berufs verlangen.
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(2)

3)

4
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Dem Aufsichtsrat obliegt die Prifuing und Feststellung des Jahresabschlusses der Ge-
sellschaft und die Entlastung der Gieschéftsfihrer.

Die Aufsichtsratsmitglieder sind nach MaBgabe des § 93 AktG zur Verschwiegenheit
verpflichtet.

Der Aufsichtsrat kann sich eine Geschaftsordnung geben.

§ 8 Sitzungen und Beschiiisse des Au#fsichtsrats

D

(2)

(4)

Die Sitzungen des Aufsichtsrats wierden durch den  Vorsitzenden des Aufsichtsrates
unter Mitteilung der Tagesordnung mit einer Frist von mindestens sieben Tagen
schriftlich oder in Textform einberufen. Der Aufsichtsratsvorsitzende kann sich dabei
der Geschaftsflihrung bedienen. Eei der Berechnung der Frist werden der Tag der
Absendung der Einladung und der Tag der Sitzung nicht mitgerechnet. In dringenden
Fallen kann der Vorsitzende die Frist abkirzen und miindlich oder auf andere Weise
einladen. Ist (noch) kein Vorsitzencier des Aufsichtsrats gewahlt, beruft ein Geschafts-
fuhrer oder das alteste Mitglied des Aufsichtsrats unverziglich eine Aufsichtsratssit-
zung ein.

Der Vorsitzende hat eine Aufsichtsratssitzung einzuberufen

a) einmal jahrlich zur Feststellung des Jahresabschlusses und zur Vorbereitung der
Gesellschafterversammlung,

b) wenn es die Belange der Gesellschaft erfordern,

) wenn zwei Aufsichtsratsmitglieder die Einberufung mit schriftlicher Begrindung
verlangen.

Der Aufsichtsrat ist beschlussfahig, wenn mindestens finf seiner Mitglieder anwesend
oder durch schriftlich bevollmachiigte Aufsichtsratsmitglieder vertreten sind. Er be-
schlieBt in Sitzungen mit einfache:r Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Bei Stim-
mengleichheit zdhlt die Stimme des Vorsitzenden des Aufsichtsrats doppelt. Andere
Beschlussmodalitdten (Abstimmungen per Telefon, Telefax, E-Mail oder andere Kom-
munikationsmittel) sind mit Einverstandnis aller Aufsichtsratsmitglieder zulassig. Die-
ses Einverstandnis kann auch vorab erteilt werden; eine Teilnahme von mindestens
funf Aufsichtsratsmitgtiedern an der so erfolgenden Beschlussfassung ist dann ausrei-
chend.

Der Vorsitzende leitet die Aufsichtsratssitzungen und tragt Sorge fir die Ausfihrung
der Beschilisse. Erkldrungen des Aufsichtsrats werden durch den Vorsitzenden abge-
geben. Uber die Sitzungen oder fernmiindliche Beschlussfassungen des Aufsichtsrats
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sind innerhalb von einem Monat Niederschriften zu erstelien, die vom Vorsitzenden
zu unterzeichnen und den Mitgliedern des Aufsichtsrats zuzuleiten sind.

89  Gesellschafterversammiung

(1) Ordentliche Gesellschafterversammiungen werden in den ersten neun Monaten eines
Geschaftsiahres einberufen.

(2} AuBerordentliche Gesellschafterversammlungen sind einzuberufen, wenn
a) das Interesse der Gesellschaft es erfordert,

b) es von Geselischaftern, denen einzeln oder zusammen mindestens 20% der simt-
lichen Gesellschaftern gemaB § 4 zugerechneten Punkte zuzurechnen sind,
schriftlich und unter Angabe der Tagesordnung verlangt wurde, oder

¢) es vom Aufsichtsrat verlangt wird.

(3) Die Einberufung der Gesellschafterversammlung hat durch einen Geschaftsfihrer
schriftlich oder in Textform an samtliche Geselischafter mit einer Frist von mindestens
14 Tagen zu erfolgen. Bei der Berechnung der Frist werden der Tag der Absendung
der Einladung und der Tag der Sitzung nicht mitgerechnet. Die Absendung an die
letzte der Gesellschaft mitgeteilte Anschrift geniigt.

(4) Die Gesellschafterversammlung ist beschlussfihig, wenn sie ordnungsgemaB einberu-
fen ist und mindestens 25% der Punkte gemaR den in § 5 geregelten Beteiligungs-
verhaltnissen vertreten sind. Ist letzteres nicht der Fall, so ist eine zweite Gesellschaf-
terversammiung mit gleicher Ladungsfrist und gleicher Tagesordnung einzuberufen.
Diese Gesellschafterversammlung ist dann ohne Riicksicht auf die vertretenen Punkte
beschlussfahig. Auf diese Rechtsfolge ist in der zweiten Ladung hinzuweisen.

(5) Die Gesellschafterversammlung ist zustindig fur:

a) die Anderung des Gesellschaftsvertrages und alle weiteren Geschifte, die die
Grundlagen der Geselischaft betreffen, soweit nicht die Geschaftsfiihrung durch
den Gesellschaftsvertrag zu ihrer Vornahme ermichtigt ist,

b} die Wahl der Aufsichtsratsmitglieder der Gesellschaft vorbehaltlich des Bestel-
lungsrechts der Verwaltungs GmbH,

) die Beschliisse Uber die Verwendung des Jahresergebnisses und sonstige Aus-
schittungen,

d) die Bestellung des Abschlussprifers,
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e) Beschlisse i.5.d. §8 5 Abs. 5 und 6 Abs. 5,
f)  die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats.

Beschllsse der Gesellschaft werden nach MaBgabe der mit einem Geschaftsanteil
verbundenen Punkte gemif folgendem Absatz (7) mit einfacher Mehrheit der in der
Gesellschafterversammiung abgegebenen Stimmen gefasst, soweit nicht durch Gesetz
oder diesen Gesellschaftsvertrag andere Mehrheitsverhaltnisse vorgeschrieben sind. In
den Féllen des & 6 Abs. 5 lit. ¢} und d) entscheidet die Gesellschafterversammlung
Uber die Erteilung der Zustimmung mit 75% der in der Gesellschafterversammlung
abgegebenen Stimmen. Enthaltungen zéhien als nicht abgegebene Stimmen. Ande-
rungen des Gesellschaftsvertrages kénnen nur mit einer Mehrheit von drei Viertein
aller abgegebenen Stimmen beschlossen werden; dies gilt auch fir die Entscheidung
tber eine Abweichung von den Bestimmungen des Gesellschaftsvertrags im Einzelfall

Jeder Punkt gemiB den in § 4 geregelten Beteiligungsverhaltnissen gewahrt bei der
Beschlussfassung eine Stimme. Ein Gesellschafter kann die ihm aus mehreren Ge-
schaftsanteilen zustehenden Stimmen nur einheitlich ausiiben.

In der Gesellschafterversammlung kann sich ein Gesellschafter per in Schriftform vor-
zulegender Vollmacht durch Mitgesellschafter oder einen Bevollmachtigten entspre-
chend der anzuwendenden kommunairechtlichen Vorschriften vertreten lassen.

Uber die Verhandiungen und Beschliisse der Gesellschafterversammiung ist ein Pro-
tokoll aufzunehmen, jedem Geselischafter ist eine Abschrift dieses Protokolis zuzu-
senden.

{10) Gesellschafterbeschiiisse kénnen nur binnen acht Wochen seit der Beschlussfassung

durch Klage, die gegen die Gesellschaft zu richten ist, angefochten werden.

§ 10 Dauer der Gesellschaft, Geschiftsjahr

oy

(2)

Die Gesellschaft wird auf unbestimmte Zeit geschlossen.

Das Geschaftsjahr ist das Kalenderjahr.

§ 11 Jahresabschluss, Gewinnverwendung, Planung

(1)

Der Jahresabschluss (Bilanz, Gewinn-~ und Veriustrechnung nebst Anhang) sowie ggfs.
der Lagebericht sind alljahrlich innerhalb der gesetzlichen Fristen von den Geschifts-
fuhrern aufzustellen. Die Aufstellung des Jahresabschlusses hat nach den Grundsatzen
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ordnungsgemaBer Bilanzierung und den Vorschriften fiir groBe Kapitalgesellschaften
zu erfolgen. Der Jahresabschluss und ggf. der Lagebericht muss von einem Wirt-
schaftspriifer geprift werden. Der gepriifte Jahresabschluss ist unverziiglich dem Auf-
sichtsrat zur Feststellung vorzulegen. Der festgestellte Jahresabschluss ist mit dem
Prifungsbericht den Gesellschaftern rechtzeitig vor der ordentlichen Gesellschafter-
versammlung zuzuleiten.

(2) Zusatzlich hat die Geschéftsfihrung fiir jedes Wirtschaftsjahr einen Ergebnis- und
Finanzplan aufzustellen und dem Aufsichtsrat zur Kenntnis zu bringen.

(3) Soweit nicht in diesem Gesellschaftsvertrag Regeiungen getroffen wurden, gelten fur
den Jahresabschluss, die Gewinnverteifung und die Gewinnverwendung die gesetzii-
chen Vorschriften, Jahrestberschisse sind vorbehaitlich eines abweichenden Gesell-
schafterbeschlusses zum Ausgleich bestehender Veriustvortrage zu verwenden. Aus
verbleibenden Jahresiberschissen sind zum Zweck der Substanzerhaltung und
Schuldentilgung auch Gewinnriicklagen zu bilden. Soweit der Jahresiberschuss und
gegebenenfalls ein Gewinnvortrag nicht fiir Ausschiittungen verwendet wird, ist der
Jahrestiberschuss vorzutragen oder in die Gewinnriicklagen einzustellen. Der Auf-
sichtsrat soll entsprechende Ergebnisverwendungs- oder Ausschiittungsbeschliisse
vorschlagen. Hierbei soll ein Ausschiittungshetrag pro Punkt angegeben werden. Die
Gesellschafterversammlung kann nur nach Beschluss des Aufsichtsrats iiber Vora-
bausschlttungen entscheiden. Auf Vorschlag des Aufsichtsrats kann die Gesellschaf-
terversammlung Betrdge aus Kapitalriicklagen zur Verrechnung mit Verlustvortragen
entnehmen. Soweit die Liquiditatslage der Gesellschaft es erlaubt und nicht Mittel zur
Tilgung von Fremdfinanzierung oder zur Starkung des Eigenkapitals benétigt werden,
kann auf Vorschlag des Aufsichtsrates und Beschlussfassung der Geselischafterver-
sammlung die Kapitalriicklage an die Gesellschafter ganz oder teilweise ausgekehrt
werden, sofern nicht bei Bildung von Kapitairiicklagen anderes bestimmt wurde. Die
Auskehrung erfolgt im Verhaltnis der den Gesellschaftern zugerechneten Punkte.

§ 12 Verfligungen Gber Geschiftsanteile

(1) Rechtsgeschéftliche Verfugungen iber Geschiftsanteile oder Teile von solchen (ins-
besondere Ubertragungen, Verpfindungen, NieBbrauchsbestellungen) bedurfen der
Zustimmung der Geselischafterversammlung mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der
abgegebenen Stimmen. Die Zustimmung ist zu verweigern, wenn der Erwerber nicht
die Voraussetzungen des § 2 Abs. 5 erfiillt. Bei der Ubertragung von Teilgeschaftsan-
teilen, die auf Geschaftsanteile ehemaliger selbstindiger Gemeinden aufgrund von
Gebietsveranderungsvertragen zurlickzufiihren sind, sind den Gbertragenen Teiige-
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schaftsanteilen die auf den urspringlichen Geschéaftsanteil entfallenden Punkte zuzu-
ordnen.

Verfugungen an einen oder mehrere Mitgesellschafter bediirfen nicht der Zustim-
mung der Gesellschafterversammlung, sondem nur der Zustimmung des Aufsichtsra-
tes mit Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen. Einem Mitgesellschaf-
ter steht gleich eine Kapitalgesellschaft, an der ein Gesellschafter zu 100 % beteiligt
ist. Die Zustimmung des Aufsichtsrates ist zu erteilen, wenn bei einer Mehrheit von
Verfugungsempfingern einer dieser Verfligungsempfanger die Verwaltungs GmbH
ist, oder wenn die Verwaltungs GmbH allein erwirbt. Verfligungen iiber Teilgeschéafts-
anteile sind zuldssig, wenn der verfligende Gesellschafter seinen Geschaftsanteil ge-
teilt an mehrere Mitgesellschafter der Geselischaft (ibertragen will.

Verfugungen der Verwaltungs GmbH im Rahmen von Einbringungen gemiB § 4 Abs.
8 unter Zuschreibung von Punkten bedirfen nicht der Zustimmung der Gesellschaf-
terversammiung, sondern nur der Zustimmung des Aufsichtsrates mit Mehrheit von
zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen.,

§ 13 Kiindigung, Austritt

oy

Jeder Gesellschafter kann die Gesellschaft durch eingeschriebenen Brief mit Riick-
schein mit einer Frist von achtzehn Monaten zum Ende eines Geschiftsjahres kindi-
gen oder mit denselben Rechtswirkungen seinen Austritt aus der Gesellschaft erkla-
ren. Jeder Gesellschafter kann die Gesellschaft frihestens zu einem Zeitpunkt kiindi-
gen, zu dem seine Beteiligung volle zehn (10) Kalenderjahre bestand. Die Zeit als Ge-
sellschafter der Kowisa KG wird angerechnet. Das Recht zur Kiindigung oder zum
Austritt aus wichtigem Grund bleibt unberihrt.

Kindigt ein Gesellschafter die Gesellschaft, so wird sie durch die Gbrigen Gesellschaf-
ter fortgeflihrt, Die Gesellschaft kann die Geschéftsanteile des ausscheidenden Gesell-
schafters nach § 15 einziehen oder ihre Ubertragung auf sich oder von ihr benannte
Personen {Mitgesellschafter oder Dritte) verlangen. Dies gilt nicht im Fall der Kindi-
gung aus wichtigem Grund, sofern dieser Grund der Mehrheit der Gesellschafter ein
Kiindigungsrecht gibt und sie von diesem Gebrauch machen.

§ 14 Einziehung von Geschiftsanteilen

(1)

Die Einziehung von Geschéftsanteilen kann beschlossen werden, wenn der betroffene
Gesellschafter zustimmt oder wenn einer der folgenden Fille vorliegt:

a} In seiner Person liegt ein wichtiger Grund, der die AusschlieBung rechtfertigt; ein
solcher Grund liegt vor, wenn ein weiteres Verbleiben des Gesellschafters in der
Gesellschaft fir diese untragbar ist, insbesondere wenn der Gesellschafter eine
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ihm nach dem Gesellschaftsvertrag obliegende wesentliche Verpflichtung vorsétz-
lich oder aus grober Fahrlassigkeit verletzt oder sonst durch sein Verhalten die
Geseilschaftsinteressen erheblich schadigt.

b) Uber sein Vermdgen wird ein Insolvenzverfahren erdffnet.

¢) Der Gesellschafter hat die Gesellschaft gemaB § 14 gekiindigt oder seinen Aus-
tritt erklart und die Gesellschafterversammliung beschlieBt die Einziehung seines
Geschaftsanteils.

(2) Die Beschlussfassung erfolgt mit einer Mehrheit von 75 % der abgegebenen Stim-
men. Der betroffene Gesellschafter hat hierbei kein Stimmrecht.

(3) Der ausscheidende Gesellschafter erhalt eine Abfindung entsprechend § 16 dieses
Vertrages. Im Falle der Einziehung werden die dem Geschiftsanteil zugeordneten
Punkte geidscht.

(4) Die Einziehung wird unabhingig von der Zahiung der Abfindung mit der Bekanntga-
be des Einziehungsbeschiusses wirksam.

§ 15 Ausscheiden, Abfindung eines Gesellschafters

(1) Im Fall der Kindigung oder bei Eingreifen gesetzlicher Aufiosungs-, Ausscheidens-
oder Ausschlussgriinde wird die Gesellschaft von den (brigen Gesellschaftern fortge-
setzt; die Gesellschaft kann die Geschiftsanteile des ausscheidenden Geselischafters
nach § 15 einziehen oder ihre Ubertragung auf sich oder von ihr benannte Personen
{(Mitgeselischafter oder Dritte) verlangen. Dies gilt nicht im Fali der Kiindigung aus
wichtigem Grund, sofern dieser Grund der Mehrheit der Gesellschafter oder allen Ge-
sellschaftern ein Kindigungsrecht gibt und sie von diesem Gebrauch machen,

(2} Der ausgeschiedene Gesellschafter erhiit eine Abfindung, die auf der Grundlage der
Bilanz des Jahresabschlusses zu berechnen ist, der dem Stichtag des Ablaufs der
Klindigungsfrist entspricht. Endet die Kiindigungsfrist nicht mit einem Bilanzstichtag,
so ist der letzte Jahresabschluss maBgebend. Die Abfindung belauft sich auf die
Summe der dem Gesellschafter (anteilig nach MaBgabe des Punktsystems gemaB § 5)
zuzurechnenden Kapitalricklagen-, Gewinnriicklagen- und Gewinnvortragskonten zu-
zUglich des anteiligen Jahresiiberschusses des Jahres, in dem der Gesellschafter aus-
scheidet; sie vermindert sich um den anteiligen Verlustvortrag. Bestand die Gesell-
schafterstellung mehr als zwdélf volle Kalenderjahre, so erhsht sich die Abfindung je
Punkt gemaB § 5 des Gesellschaftsvertrages um das Zweifache der Ausschlttung je
Punkt (gemdB § 5), die flir das letzte Wirtschaftsjahr, das vor der Kiindigungserkls-
rung endet, an die Gesellschafter gezahit wurde. Bestand die Gesellschaftersteliung
mehr als 18 volle Kalenderjahre, so tritt an die Stelle des Zweifachen im vorstehenden
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Satz das Dreifache. § 14 Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend. Sitze 4 und 5 gelten nicht
fir Punkte, die auf die ELinbringung von Anteilen an der Gasversorgung Sachsen-
Anhalt GmbH oder ihre Rechtsnachfolger zuriickzufiihren sind. Als Beginn der Gesell-
schaftersteflung gilt das Datum der Aufnahme in die Geselischaft, Soweit die Liguidi-
tatslage der Gesellschaft es erlaubt, ist die Abfindung in zwei gleichen Jahresraten
zum 30.06. der jeweils auf das Ausscheiden folgenden Kalenderjahre zu bezahlen,
Andernfalls kann die Zahlung der Abfindung auf bis zu funf Jahre gleichmaBig verteilt
werden.

(3) Andern sich die Jahresabschiiisse flr die Zeit bis zum Ausscheiden des Geselischaf-
ters infolge einer steuerlichen AuBenpriifung der Gesellschaft oder durch anderweitig
veranlasste Anderungen der Veranlagungen, so ist dies in der Berechnung nach § 16
Abs. 2 zu beriicksichtigen.

§ 16 Auflosung der Gesellschaft

Im Fall der Auflésung der Gesellschaft steht Verwaltungs GmbH am Liquidationserlés ein
Vorabanspruch in Hohe von EUR 50.000,00 zu.

§ 17 Wettbewerbsverbot

Die Gesellschafter und die Geschaftsfiihrer unterliegen keinem Wettbewerbsverbot. Es ist
zuldssig, in gesonderter schriftlicher Vereinbarung (insbesondere in Anstellungsvertragen
der Geschaftsfiihrer) im Einzelfali oder generell Wettbewerbsverbote zu vereinbaren.

§ 18 Salvatorische Klausel

Soliten einzelne Bestimmungen dieses Geselischaftsvertrags ganz oder teilweise unwirk-
sam sein oder werden, so wird seine Wirksamkeit im Ubrigen nicht bertihrt. Die unwirk-
same, nichtige oder anfechtbare Bestimmung ist so umzudeuten, zu &ndern oder zu er-
ganzen, dass der damit verfolgte Zweck im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen so-
weit wie mdglich erreicht wird. Dasselbe gilt bei Vorhandensein von Liicken.
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Anlage zur Sitzungsvorlage
Anlage 4.2 Gesellschaftsvertrag KOWISA GmbH_Entwurf final.pdf


Anlage

Geschiftsanteil Gesellschafter Betrag in EUR Anzahl Punkte Herkunft Punkte
Nr. (urspriingliche
Einlage durch )
269 Kothen (Anhalt) 50,00 95 Baasdorf
270 Kothen (Anhalt) 50,00 95 Dohndorf
271 Kothen (Anhalt) 50,00 80 Wiilknitz
150,00 270

/.3
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Anlage 4.3 Auszug Gesellschafterliste Köthen.pdf
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Gesellschaftsvertrag

der Kommunalwirtschaft Sachsen-Anhalt GmbH & Co. Beteiligungs-KG

L

Allgemeine Vorschriften

§ 1 Firma und Sitz
Die Gesellschaft hat die Firma
Kommunalwirtschaft Sachsen-Anhalt GmbH & Co. Beteiligungs-KG.

Sitz der Gesellschaft ist Magdeburg,.

§ 2 Gegenstand des Unternehmens

Gegenstand des Unternehmens der Gesellschaft ist die Wahmehmung und Sicherung der
kommunal- und wirtschafisrechtlich zuldssigen Interessenvertretung der Gesellschafter in der
Ver- und Entsorgungswirtschaft in  Sachsen-Anhait. Die Geselischaft unterstiitzt ihre
Gesellschafter insbesondere bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben zur Sicherung einer
wirtschaftlich sinnvollen Daseinsvorsorge und bei der Darbietung einer sicheren und
preiswerten Ver- und Entsorgung in den Bereichen Strom. Ol Gas, Fernwiirme, Wasser,

Abwasser, Strallenreinigung und Abfall,
Zur Erreichung der in § 2.1 beschricbenen Ziele hat die Gesellschaft die Aufgabe,

darauf hinzuwirken, dass die auf dic Gesellschaft iibertragenen Beteiligungs- und
Mitwirkungsrechte in Ver- und Entsorgungsgesellschaften erhalten und nach
Moglichkeit gestirkt und ausgebaut werden;

Beteiligungen an weiteren Ver- und Entsorgungsgesellschaften zu iibernehmen, zu
finanzieren und zu halten; das umfasst auch die Beteiligung an weiteren Unternehmen,

die sich mit Dienstleistungen im Bereich der Ver- und Entsorgungswirtschaft betatigen
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und/oder Leistungen im Zusammenhang mit der kommunalen Daseinsvorsorge

erbringen.

die Interessen der Gesellschafter
ein Fragen der in ihren jeweiligen Einzugsgebieten zu erbringenden Versorgungs-
und Entsorgungsleistungen sowie des angemessenen Einsatzes regionaler
Energietrdger zu koordinieren und

sgegeniiber etwaigen nicht-kommunalen Gesellschafiern, staatlichen Stellen,

anderen Verbinden und der Offentlichkeit wahrzunehmen und zu vertreten, und

in allen Angelegenheiten des gemeinsamen Interesses der Gesellschafter titig zu
werden, insbesondere den Beitritt weiterer Triager kommunaler Versorgungsinteressen zu

beférdern,

Die Gesellschaft ist zu allen Handlungen berechtigt, die geeignet erscheinen, ihre Aufgaben

unmittefbar oder mittelbar zu erfiillen oder deren Erfillung zu fordern.

Die Gesellschafterversammiung kann durch einen mit einfacher Mehrheit der abgegebenen
Stimmen zu fassenden Beschluss das Aufgabengebiet gemiB § 2.2 erweitern. Die Verfolgung

weiterer, nicht in § 2.1 beschriebener Ziele ist nur auf der Grundlage ciner Anderung des

!

Gesellschaftsvertrages moglich.

I1.

Gesellschafter, Gesellschaftsvermégen, Beteiligungsverhilinisse,

Gesellschafterkonten, Verfiigungen iiber Anteile

§ 3 Gesellschafter, Einlagen, Haftsummen

Enzig personlich haftende Gesellschafterin ist die Kommunalwirtschaft Sachsen-Anhalt
Verwaltungs GmbH, eingetragen im Handelsregister des Amtsgerichtes Magdeburg unter HRB
8754. Die Kommunalwirtschafl Sachsen-Anhalt Verwaltungs GmbH ist am Vermogen der
Gesellschaft beteiligt. Thr stehen mit Wirkung ab Beginn des Geschiftsjahres 2004 10.437

Punkte im Sinne des § 5 Abs. 2 zu. Finden rechisgeschifiliche Verfiigungen eines
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Gesellschafters tiber seinen Geschifisanteil an die Kommunalwirtschaft Sachsen-Anhalt
Verwaltungs GmbH als Verfligungsempfinger statt, erhabt sich die im vorstehenden Satz
genannte Punkizahl im Sinne des § 5 Abs. 2 in der Hohe, in der dem Verfigenden
entsprechende Punkie im Sinne § 5 Abs. 2 zustanden. Entsprechendes gilt fiir andere
Vermdgens- und  Beteiligungsrechte, insbesondere den  Kapitalanteil gemif  § 4.1,
Vorstehender Satz gilt entsprechend filr Verfligungen iiber Teilgeschiftsanteile an die

Kommunalwirtschaft Sachsen-Anhalt Verwaltungs GmbH.

Griindungskommanditist ist der Stddte- und Gemeindebund Sachsen-Anhalt e.V. mit einer
Griindereinlage von DM 100.000,00. Weitere Kommanditisten sind der Gesellschaft
beigetreten, indem der Stidte- und Gemeindebund Sachsenanhalt e.V. Teilgesellschafisanteile

auf sie {ibertragen hat..

Weitere Gesellschafter kénnen nur Kommunen oder Zusammenschliisse von Kommunen oder
Kapitaigesellschaften sein, deren einzige Gesellschafter Kommunen oder Zusammenschlisse

von Koemmunen sind.

3.4 Rechtsgeschiftliche Verfiigungen im Gescllschafterkreis bestimmen sich nach Mafgabe der

B
J

nachfolgenden Vorschriften:

4.1

4.2

Rechtsgeschiftliche Verfigungen eines Gesellschafters iiber seinen Gesellschaftsanteil
als Ganzes sind nur wirksam, wenn die Gesellschafterversammlung mit einer Mehrheit
von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen ihre Zustimmung hierzu erteilt. Die
Ubertragung von Teilgesellschaftsanteilen ist nur in den ausdriicklich in diesem

Gesellschaftsvertrag geregelten Fillen zuldssig.

Die Verfiigung an einen oder mehrere Mitgesellschafter bedarf nicht der Zustimmung
der Gesellschafterversammiung, sondern nur der Zustimmung des Aufsichtsrates mit
einer 2/3 Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Die Zustimmung des Aufsichtsrates ist zu
erteilen, wenn bei einer Mehrheit von Verfiigungsempfiingern einer dieser
Verfligungsempfiinger die Kommunalwirtschaft Sachsen-Anhalt Verwaltungs GmbH ist
oder wenn die Kommunalwirtschaft Sachsen-Anhalt Verwaltungs GmbH allein erwirbt.
Verfligungen diber Teilgeschifisanteile sind  zuldssig, wenn  der verfligende
Gescllschafler seinen Geschiftsanteil geteilt an mehrere Mitgesellschafter der
Gesellschaft tibertragen will.
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Die Aufnahme neuer Kommanditisten erfolgt ausschlieflich durch die Ubertragung von
Teilgeselschaftsanteilen des Stidte- und Gemeindebund Sachsen-Anhalt e.V. nach MaBgabe
der folgenden Vorschriften:

Ubertragen werden kénnen nur einen Einlagewert von Je DM 100,00 reprisenticrende
Teilgesellschaftsanteile des Stadte- und Gemeindebund Sachsen-Anhalt e.V.;

die Ubertragung erfolgt ausschlieBlich durch die persdnlich haftende Gesellschafierin
als Vertreterin des Stiidte- und Gemeindebund Sachsen-Anhalt ¢.V. zum Nominaiwert
und zu einem durch die personlich hafiende Gesellschafterin festzulegenden Stichtag;
der Stddie- und Gemeindebund Sachsen-Anhalt ¢ V. bevollmichtigt die personlich
haftende Gesellschafterin hiermit unwiderruflich, VerauBerungen in ihrem Namen

durchzufiihren und erteilt zugleich Einzugsermichtigung;

die Ubertragung soll nur unter der Voraussetzung erfolgen, dass die erwerbende Person
Beteiligungen und/oder Anspriiche auf Ubertragung von Beteiligungen und/oder

Bareinlagen in die Gesellschaft erbringt;

simtliche Gesellschafter stimmen den durch die persénlich haftende Gesellschafterin

betricbenen Ubertragungen bereits jetzt zu;

sdmtliche Gesellschafter werden einer Erhohung der Einlage des Stidte- und
Gemeindebund Sachsen-Anhalt e V. zustimmen, wenn diese flir die Aufnahme neuer

Gesellschafier durch VeriuBerung von Teilkommanditanteilen erforderlich ist,

Die Einlagen der Kommanditisten sind Haftsummen gemiB § 171 HGB, die in das
Handelsregister einzutragen sind. Eine Nachschusspflicht der Kommanditisten wird

avusdriicklich ausgeschlossen.

§ 4 Kapitalanteile

Die vom jeweiligen Gesellschafler neben seiner Haftsumme in das Vermogen der Gesellschaft
erbrachten Beteiligungen und/oder Anspriiche auf Ubertragung von Beteiligungen und/oder
Bareinlagen bilden dessen Kapitalanteil an der Gesellschaft.

In Hohe der Summe des Wertes der Kapitalanteile aller Gesellschafter ist bei der Gesellschaft

ein gesamthénderisch gebundenes Kapitaliriicklagekonto zu bilden. Der Wert des Kapitalanteils

Jedes einzelnen Gesellschafiers ergibt sich aus einer Bewertung der eingebrachten

Wirtschaltsgiiter nach betriebswirtschaftlichen Unternehmensbewertungsmethoden. Hierbei
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sind die neu eintretenden Geselischafter im Verhiiltnis zu den bestehenden Kommanditisten

gleich zu behandeln.

Werden Beteiligungen eingebracht, fiir dic wegen ihrer konkreten Ausgestaltung zum
Zeitpunkt der Einbringung kein Markt besteht, und/oder kann wegen der konkreten
Ausgestaltung eingebrachter Beteiligungen allenfalls langfristig mit einem Frtrag zugunsten
der Gesellschaft aus diesen Beteiligungen gerechnet werden, so bestimmt die persénlich
haftende Gesellschafterin im Einvernehmen mit dem Aufsichtsrat den Wert des dem
einbringenden  Gesellschafter fiir dic  eingebrachten Beteiligungen  zuzurechnenden

Kapitalanteils. Eine spitere Neubewertung bleibt dann gemiB § 5.2 vorbehalten.

Der Kapitalanteil der Komplementirin Kommunalwirtschaft Sachsen-Anhalt Verwaltungs
GmbH bemisst sich nach der Anzahl der ihr gem. § 3.1 zugewiesenen Punkte im Sinne des §
5.2, multipliziert mit EUR 511,29 (DM 1.000).

§ 5 Beteiligungsverhiltnisse

Die Beteiligung der Gesellschafter am Gesclischafisvermdgen, an Gewinn und Verlust der
Gesellschaft, an  einem im  Fall der Liquidation der Gesellschaft bestehenden
Liquidationsiiberschuss sowie der Umfang des dem Gesellschafter zustehenden Stimmrechts
wird durch die Kapitalanteile der Geselischafler bestimmt; hierfiir werden die jeweiligen
Kapitalanteile nach Mafigabe des § 5.2 in ein Punktesystem iibertragen. Die Hoéhe der

Haflsumme gemah § 3 bleibt dabei auBer Betracht.

Grundlage fiir die Berechnung des Kapitalanteils eines jeden Gesellschafters ist die gemaf §
4.2 und/oder § 4.3 durchzufiihrende Bewertung der von ihm in die Gesellschaft eingebrachten,
seinen Kapitalanteil bildenden Wirtschafisgiiter. Bringen mehrere Kommunen gemeinsam ein
Wirtschaftsgut ein, richtet sich die Héhe des Kapitalanteils jeder Kommune nach ihrer
anteiligen Berechtigung am eingebrachten Wirtschaftsgut. Der hiernach jedem Einbringenden
zuzurechnende Kapitalanteil wird zundchst durch einen DM-Beteiligungswert (ab 01.01.2002
€-Beteiligungswert) ausgedriickt. Fiir die in § 5.1 genannten Zwecke wird die Beteiligung

sodann mit folgender MaBigabe in ein Punktesystem iibertragen:

Jedem Gesellschafter wird fir jede angefangenen DM 1.000,00 (€ 511,29) seines
Kapitalanteils ein Punkt gewihrt. Haben sich die Gesellschaft und der cinbringende
Gesellschaiter vor der Einbringung auf eine ihin zuzurechnende Punktzahl geeinigt, und stellt
sich im Rahmen der Bewertung der eingebrachten Wirtschaftsgiiter heraus, dass deren Wert
zum Einlagestichtag die Zurechnung einer héheren Punktzahl rechtfertigte, so bleibt die
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vereinbarte, niedrigere Punktzahl fiir dic Berechnung des Kapitalanteils maBgeblich. Die
Vereinbarung einer hheren Punkezahl ist demgegeniiber unbeachtlich. Nach der Einbringung
eingetretene  Wertverinderungen der eingebrachten Wirtschaftsgiiter fiihren nicht zu einer
Anpassung der dem Gesellschafter zugerechneten Punkte. Abweichend hiervon kann in den
Fillen des § 4.3 der Gesellschafter die Anpassung an Wertverinderungen der von ihm
eingebrachten Beteiligungen verlangen, wenn fiir die eingebrachten Beteiligungen ein Mark(
feststellbar ist und/oder der Gesellschaft regelmaBige Ertriige aus diesen Beteiligungen
zuflielen; bei der Anpassung ist Satz 3 des § 4.2 zu beachten. Der Aufsichtsrat beschlieft iiber
die  Wertanpassung nach  pflichigemiBem Ermessen. Die Beteiligungshdhe  jedes
Gesellschafters wird anhand des Verhiltnisses der Anzahl der ihm zugerechneten Punkte zu

den simtlichen Gesellschaftern insgesamt zugerechneten Punkten errechnet.

§ 5.1 mit Ausnahme von dessen letztem Satz und § 5.2 gelten fiir die Beteiligung der
personlich haftenden Gesellschafterin am Gesellschafisvermdgen, an Gewinn und Verlust der
Gesellschaft, an  einem im Fall der Liquidation der Gesellschaft bestehenden
Ligtidationsiiberschuss sowie den Umfang des der persénlich haftenden Gesellschafterin

zustehenden Stimmrechts entsprechend nach MaBgabe des § 3.1 und § 4 4.

§ 6 Gesellschafierkonten, Ergebnisverwendung

Die Gesellschaft fiihrt unter Beachtung der Vorschriften des § 264¢ HGB folgende Konten fiir
die Gesellschafter:

scin festes Kapitalkonto, auf dem die Pflichteinlage. die der Einlage bezichungsweise der

Haftsumme entspricht, auszuweisen ist,
ecin - gesamthinderisch gebundenes - Kapitalriicklagekonto,
scin - gesamthinderisch gebundenes - Gewinnriicklagekonto,

scin  Verlustvortragskonto - gegebenenfalls  aufgegliedert nach den einzelnen

Gesellschaftern - und
ofiir jeden einzelnen Gesellschafter ein Privatkonto.

Jahresiiberschiisse  sind  vorrangig dazu  zu  verwenden, bestehende Verlustvortrige
auszugleichen. Erst nach einem Ausgleich kénnen Gewinne dem Gewinnriicklagekonto oder

den Privatkonten gutgeschriecben werden.
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Nach einem Ausgleich gemiB § 6.2 sind verbleibende Jahresitberschiisse auch zum Zweck der
Substanzerhaltung und Schuldentilgung zur Bildung einer Gewinnriicklage zu verwenden. Der
Aufsichtsrat - soll  entsprechende Ergebnisverwendungs- oder  Ausschiittungsbeschiiisse

vorschlagen.

Uber den nach §§ 6.2 und 6.3 verbleibenden Jahresiiberschuss fasst nach Vorschlag des
Aufsichtsrats die Gesellschafterversammiung Beschluss. Hierbei soll ein Ausschiittungsbetrag
pro Punkt gemiB § 5.2 angegeben werden. Fiir anrechenbare Steuern gilt § 6.7. Soweit der
Jahresiiberschuss und gegebenenfalls ein Gewinnvortrag nicht fiir Ausschiittungen verwendet

wird, ist der Jahresiiberschuss vorzutragen oder in die Gewinnriicklagen einzustellen.

Die Gesellschaflerversammlung kann nur nach Beschluss des Aufsichtrats {iber
Vorabausschiittungen entscheiden. Sofern Kapitalertragsteuer durch die Gesellschafl
cinzubehalten  ist,  mindert  sich dic  beschlossene  Ausschiittung  um  die

Kapitalertragsteuer.

Die Geschifisfibrung ist ermichtigt, den Zeitpunkt der Auszahlung beschlossener
Ausschiiftungen zu bestimmen; ist cine Kontoverbindung des auszahlungsberechtigten
Gesellschafters unbekannt, ist der auszuzahlende Betrag dem Privatkonto des

Gesellschafters gutzuschreiben.

Auf Vorschlag des Aufsichtsrats kann die Gesellschafterversammlung Betrdge aus

Kapitalriicklagen zur Verrechnung mit Verlustvortriigen entnchmen.

Soweit die Liquidititslage der Gesellschaft es erlaubt und nicht Mittel zur Tifgung von
Fremdfinanzierung oder zur Stirkung des Eigenkapitals benétigt werden, kann auf
Vorschlag des Aufsichtsrates und Beschlussfassung der Gesellschafterversammlung die
Kapitalriicklage an die Gesellschafler ganz oder teilweise ausgekehrt werden. sofern
nicht bei Bildung von Kapitalriicklagen anderes bestimmt wurde. Die Auskehrung

erfolgt im Verhilinis der den Gesellschaftern gemih 5.2 zugerechneten Punkte.
Jeder Gescllschafier kann verlangen, dass sein Privatkonto-Guthaben an ihn ausgezahlt wird.

Anrechenbare Korperschafisteuer und anrechenbare Kapitalertragsteuer sind als Bestandteil
des Jahresiiberschusses/Jahresfehlbetrages der Gesellschaft zu bilanzieren. Soweit danach ein
entsprechender Jahresiiberschuss ausgewiesen wird, gelten anrechenbare Kérperschalt- und
Kapitalertragsteuer als Vorabausschiittungen auf den verbleibenden Jahresiiberschuss gemih
§§ 6.3 und 6.4.

Alle vorstehend genannten Konten sind unverzinslich. Vereinbaren die Gesellschaft und
einzelne Gesellschafter die Hingabe von Darlehen durch den Gesellschafter an die
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Gesellschaft, sind insoweit gesonderte Darlehenskonten einzurichien, In diesem Fall ist

abweichend von Satz 1 eine Verzinsung maglich, die schriftlich zu vereinbaren ist.

HMI.

Geschiiftsfiibrung

§ 7 Geschiftsfiihrung, Vertretung, Wettbewerbsverbot

Zur  Geschiftsfithrung  und  Verretung st die  Kommunalwirtschaft = Sachsen-Anhalt
Verwaltungs GmbH als einzige persénlich haftende Gesellschafterin der Gesellschaft allein
berechtigt und verpflichtet.

Die Kommunalwirtschaft Sachsen-Anhalt Verwaltungs GmbH nimmt ihre Auigaben und
Befugnisse in  Anschung der Gesellschaft durch ihre(n) Geschifisfithrer war. Die
Geschiftsfihrung der Kommunalwirtschaft Sachsen-Anhalt Verwaltungs GmbH nimmt an
allen Sitzungen der Organe der Gesellschaft mit beratender Stimme teil. soweil ihr nicht
Stimmrechte auf Grund dieses Gesellschafisvertrages direkt zustehen. Ihr ist auf ihr Verlangen

das Wort auch auBerhalb der Rednerfolge zu erteilen.

Die Kemmunalwirtschaft Sachsen-Anhalt Verwaltungs GmbH und deren Geschiftsfiihrer, und
zwar jeder einzeln, sind von den Beschrinkungen des § 181 BGB und dem Wettbewerbsverbot
des § 112 Abs, 1 HGB beftreit.

Die personlich haftende Gesellschafterin fihrt die Geschifie der Gesellschaft mit der Sorgfalt
eines ordentlichen Kaufmanns in Ubereinstimmung mit dem Gesetz, dem Gesellschaftsvertrag
und den Beschliissen des Aufsichtsrats und der Gesellschafterversammlung,

Folgende Geschifte gelten nicht als Handlungen im Rahmen des gewdhnlichen Betriebs

des Handelsgewerbes:

«Entscheidungen tiber die Ergebnisverwendung. soweit sic von den Vorschrifien des § 6

abweichen;
«Erwerb und VerduBerung von Grundstiicken;

«Verdullerung von Beteiligungen;
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Rechtsgeschifle mit Geschifisfithrern der persénlich haftenden Gesellschafterin oder mit
Unternehmen, an denen deren Geschifistithrer beteiligt sind oder die ihnen nahe

stehen.

Die personlich haftende Geselischafterin ist verpflichtet, den Aufsichtsrat tiber alle wichtigen
Vorkommnisse  zu  unterrichten  wnd  dessen  Zustimmung  vor Vornahme  eines

aullergewohnlichen Geschifts einzuholen.

Die Auslagen der persénlich haftenden Gesellschafterin einschiieBlich angemessener Gehilter
threr Geschifisfithrer werden durch die Gesellschaft ersetzt. Die persénlich haflende
Gesellschafterin ist berechtigt, wegen dieser Kosten angemessene monatliche Entnahmen aus

dem Gesellschaftsvermégen zu machen.

V.

Aufsichtsrat

§ 8  Zusammenselzung

Die Gesellschaft hat einen Aufsichtsrat, Er besteht aus vierzehn Mitgliedern, die von der
Gesellschafterversammlung  bestellt und  abberufen werden und aus ihrer Mitte den
Vorsitzenden und einen Stellverfreter wihlen, Der Vorsitzende. bei Verhinderung sein

Stellvertreter, vertritt den Aufsichtsrat nach auBen.
Mitglied des Aufsichtsrats kann nicht sein, wer

sGeschifisfithrer oder  Arbeitnehmer der Gesellschaft oder der persénlich haftenden
Gesellschafterin oder einer Gesellschaft, an deren Kapital die Gesellschaft zu mehr als

einem Viertel unmittelbar oder mittelbar beteiligt ist, oder

*in seiner Entschluss- und Handlungsfreiheit durch Stimmrechtsbindung, Treuhandverhiltnis,

stille Beteiligung oder dhnlich eingeengt ist.

Die Mitglieder des Aufsichtsrats werden fiir eine Amtszeit von funf Jahren gewidhlt. Die
Amtszeit endet mit Ablauf der ordentlichen Jahrlichen Gesellschafterversammlung, auf deren
Tagesordnung die Entlastung fiir das funfte Geschiftsjahr nach der Wahl zu stehen hat; hierbei

wird das Geschifisjahy, in dem die Wahl erfolgt, mitgerechnet.
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Ein Mitglied des Aufsichtsrats scheidet auBer durch Tod oder Amtsniederlegung auch dann aus
seinem Amt aus, wenn es aus dem offentlichen Amt ausscheidet, auf Grund dessen das
Mitglied in den Aufsichtsrat gewihlt worden war. Scheidet ein Mitglied aus dem Aufsichtsrat
aus, so ist tiir die verbleibende Amtszeit ein Nachfolger zu wihlen. Bis zur Neuwahi verbleibt

das ausscheidende Aufsichtsratsmitglied im Amt.

Die Aufsichtsratsmitglieder erhalten fiir ihre Tatigkeit eine Aufwandsentschidigung in Form

cines Sitzungsgeldes, dessen Hohe die persinlich haftende Gesellschafterin festlegt.

§9  Aufgaben
Der Aufsichtsrat nimmt die Rechte der Kommanditisten aus §§ 164, 166 HGB wahr.

Der Aufsichtsrat {iberwacht und beriit die persénlich haflende Gesellschafterin. Fr st
verpflichtet, sich iiber den Geschéftsverlauf der Gesellschaft unterrichtet zu halten. Hierzu
Kann  jedes  AufSichtsratsmitglied von der persoénlich haftenden  Gesellschafterin
Berichterstattung an den Aufsichtsrat sowie Einsichtnahme in alle Unterfagen der Gesellschafi
durch Aufsichtsratsmitglieder oder von ihm benannte Angehérige eines gesetzlich zur

Verschwiegenheit verpflichteten rechts-, wirtschafis- oder steuerberatenden Berufs verlangen,

Die Aufsichtsratsmitglieder sind nach MaBgabe des § 93 ARG zur Verschwiegenheit

verpilichtet,

Der Aufsichtsrat kann sich eine Geschiftsordnung geben.

§ 10 Sitzungen und Beschliisse

Die Sitzungen des Aufsichtsrats werden im Finvernchmen mit dem Vorsitzenden des
Aufsichtsrats von der Geschéftsfithrung der persénlich haftenden Gesellschafterin unter

Mitteilung der Tagesordnung mit einer Frist von mindestens sieben Tagen einberufen.
Der Vorsitzende berufi eine Aufsichtsratssitzung ein:

.cinmal jdhrlich zur Feststellung des Jahresabschlusses und zur Vorberettung  der

Gesellschafterversammlung,

«wenn die Belange der Gesellschaft es erfordern,





10.4

b

1.2

Stand: 05.August 2010

swenn die persénlich haftende Gesellschafterin oder zwei Aufsichtsratsmitglieder die

Einberufung mit schriftlicher Begriindung verlangen.

Der Aufsichtsrat ist beschlussfihig, wenn mindestens fiinf seiner Mitglieder anwesend oder
durch schriftlich bevollmichtigte Aufsichtsratsmitglieder vertreten sind. Er beschlieft in
Sitzungen mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit zghlt die
Stimme des  Vorsitzenden des Aufsichtsrats  doppelt.  Andere  Beschlussmodalititen
(Abstimmungen per Telefon, Telefax, E-Mail oder anderen Kommunikationsmitteln) sind mit
Einverstdndnis aller Aufsichtsratsmitglieder zulissig. Dieses Einverstindnis kann auch vorab
erteilt werden; eine Teilnahme von mindestens fiinf Aufsichtsratsmitgliedern an der so

erfolgenden Beschlussfassung ist dann ausreichend.

Der Vorsitzende leitet die Aufsichtssitzungen und trigt Sorge fiir die Ausfilhrung der
Aufsichtsratsbeschliisse. Erklarungen des Aufsichtsrats werden durch den Vorsitzenden
abgegeben. Uber die Sitzungen des Aufsichtsrats sind unverziliglich  Niederschriften
anzufertigen, die der Vorsitzende unterzeichnet und den Mitgliedern des Aufsichisrats sowie

der persénlich haflenden Geselischafierin zusendet.

V.

Gesellschafterversammlung, Gesellschafterbeschliisse

§ 1t Gesellschaflerversammlung

Ordentliche Gesellschafterversammlungen werden in den ersten neun Monaten eines

Geschifisiahres einberufen.
Auferordentliche Gesellschafterversammlungen werden einberufen, wenn
edas Interesse der Geselischaft es erfordert und/oder

ecs von Kommanditisten, denen einzeln oder zusammen mindestens 20 % der s@mtlichen
Gesellschaftern gemifl § 5.2 zugerechneten Punkte zuzurechnen sind, schriftlich und

unter Angabe der Tagesordnung verlangt wurde, und/oder

scs vom Aufsichtsrat verlangt wird.
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11.3 Die Einberufung einer Gesellschafterversammiung hat durch dic personlich baftende
Gesellschafterin unter Wahrung einer Frist von zwei Wochen seit Absendung der Einladung
und unter Angabe von Tagesordnung, Tagungsort und Tagungszeit an jeden Gesellschafter zu
erfolgen. Den Vorsitz in der Gesellschafterversammlung  fiibrt der Vorsitzende des

Aufsichtsrats,

§ 12 Stimmrecht

12.1 Auf jeden Punkt im Sinne des § 5.2 entfillt eine Stimme. Ein Gesellschafter kann die ihny aus

seinem Kapitalanteil zustehenden Stimmen nur einheitlich ausiiben.

122 Stimmrechtsvertretungen in der Gesellschafterversammlung sind nur durch einen mit
schriftlicher Vollmacht versehenen anderen Gesellschafter (Kommanditist oder persénlich
haftende  Gesellschafierin)  oder durch den mit schriftlicher Volimacht versehenen

Verbandsgemeindebiirgermeister bzw. Leiter des gemeinsamen Verwaltungsamts zuldssig.

§ 13 Zustdndigkeit der Geselischafterversammlung
Die Gesellschafterversammlung ist zustdndig fiir

edie Anderung des Gesellschaftsvertrages und alle weiteren Geschifle, die die Grundlagen
der Gesellschaft betreffen, soweit nicht die persénlich haflende Gesellschafterin durch

den Gesellschafisvertrag zu ihrer Vornahme ermichtigt ist,
edie Wahl der Aufsichtsratsmitglieder der Gesellschaft,

sdic Entlastung der personlich haftenden Gesellschafterin, ihrer Geschéftsfuhrer und der

Aufsichtsratsmitglieder,
s Ausschiittungsbeschiiisse nach §8 6.3. 6.4 und 6.5.
*Bestelung des Abschlusspriifers,

edie Auflosung der Gesellschaft.
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§ 14 Beschlussfdhigkeit und Beschlussfassung

Die Gesellschafterversammlung ist beschlussfahig, wenn nach ordnungsgemifer Ladung
mindestens cin Viertel aller Stimmen anwesend oder vertreten sind. Fehlt es daran, so ist
innerhalb von vier Wochen eine neue Versammlung mit gleicher Tagesordnung einzuberufen,

die stets beschlusstihig ist, hierauf ist in der Ladung hinzuweisen.

Die Gesellschafterversammlung beschlieBt nach Mafgabe der Punkte nach § 5 mit einfacher

Mehrheit der abgegebenen Stimmen, sofern nicht Gesetz oder Gesellschafisvertrag zwingend

¢ine héhere Mehrheit vorschreiben.

Anderungen des Gesellschaftsvertrages konnen nur mit einer Mehrheit von zwei Dritteln aller
abgegebenen Stimmen und nur mit Zustimmung der personlich hafienden Gesellschafierin
beschlossen werden; dies gilt auch fiir die Entscheidung tiber eine Abweichung von den
Bestimmungen des Gesellschaftsvertrags im Einzelfall, ausgenommen sind Beschliisse nach
§§ 6.3 und 6.4, fiir die die einfache Mehrheit gilt. Zur Auflosung der Gesellschaft bedarf es
eines mit einer Mehrheit von drei Vierteln aller vorhandenen Stimmen zu fassenden

Beschlusses der Gesellschafterversammiung.

Za Verhandlungsgegenstinden. die nicht auf der Tagesordnung stehen. kénnen Beschliisse nur
dann gefasst werden, wenn die Gesellschafterversammlung dies mit zwei Dritteln der

abgegebenen Stimmen beschlieft. Dies gilt nicht fiir Beschliisse nach § 14.3.

Uber die Verhandlungen und Beschliisse der Gesellschafterversamumlung ist ein Protokol]

aufzunehmen, jedem Gesellschafler ist eine Abschrift dieses Protokolls zuzusenden.

VI.

Geschiiftsjahr, Jahresabschluss, Dauver der Gesellschaft, Ausscheiden, Liquidation

§ 15 Geschiftsjahr und Jahresabschluss
Geschiiftsjahr der Gesellschaft ist das Kalenderjahr.

Die personlich haftende Gesellschafterin stellt den Jahresabschluss nach den Grundsitzen

ordnungsgeméfer Bilanzierung und den Vorschriften fiir grofie Kapitalgesellschaften auf.
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Der Jahresabschluss ist innerhalb der ersten sechs Monate des folgenden Geschiftsjahres

aufzustellen. Er muss von einem Wirtschaftspriifer gepriift werden.
Der gepriific Jahresabschluss ist unverziiglich dem Aufsichtsrat zur Feststetlung vorzufegen.

Der festgestellte Jahresabschluss ist den Kommanditisten zusammen mit dem Geschifisbericht

rechtzeitig vor der ordentlichen Gesellschafterversammlung zuzuleiten.

§ 16 Dauer und Kiindigung der Gesellschaft

Jeder Kommanditist kann die Gesellschafi durch eingeschriebenen Brief mit Riickschein unter
Einhaltung einer achtzehnmonatigen Frist auf den Schiuss eines Geschifisjahrs. erstmals zum
31.12.2007 gegeniiber der personlich haftenden Gesellschafierin kiindigen. Mit Ablauf der

Kundigungstrist scheidet der Gesellschafter aus der Gesellschaft aus.

Jeder einzelne Kommanditist kann die Gesellschaft frithestens zu einem Zeitpunkt kiindigen,
zu dem seine Kommanditistenstellung zehn volle Kalenderjahre bestand. Als Beginn der

Kommanditistenstellung gilt das Datum seiner Aufnahme in die Gesellschaft,

Die personlich haftende Gesellschafterin kann ihre Gesellschafterstellung frithestens zum
31.12.2032 unter Einhaltung einer 18-monatigen Frist auf den Schluss eines Geschiifisjabres

gegeniiber dem Vorsitzenden des Aufsichtsrates kiindigen.

Das Recht der vorzeitigen Kiindigung aus wichtigem Grund bleibt unberiihirt.

§ 17 Ausscheiden, Abfindung

Im Fall der Kiindigung oder bei Eingreifen gesetzlicher Auflosungs-, Ausscheidens- oder
Ausschlussgriinde wird die Gesellschaft von den iibrigen Gesellschaftern fortgesetzt: der
Anteil des ausscheidenden Gesellschafiers wiichst den verbleibenden Gesellschaftern an, Dies
gilt nicht im Fall der Kiindigung aus wichtigem Grund, sofern dieser Grund der Mehrheit der
Gesellschafter oder allen Gesellschaftern ein Kiindigungsrecht gibt und sie von diesem

Gebrauch machen.

Der ausgeschiedene Gesellschafter erhélt cine Abfindung, dic auf der Grundlage der Bilanz
des Jahresabschlusses zu berechnen ist, der dem Stichtag des Ablaufs der Kiindigungsfrist
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entspricht. Endet die Kiindigungsfrist nicht mit einem Bilanzstichtag, so ist der letzte
Jahresabschluss mafigebend. Die Abfindung belduft sich auf die Summe der dem
Gesellschafter (anteilig nach Malgabe des Punktsystems gemidB § 5) zuzurechnenden
Kapitalriicklagen-, Gewinnriicklagen- und Gewinnvortragskonten zuziiglich des anteiligen
Jahresiiberschusses des Jahres, in dem der Kommanditist ausscheidet; sie vermindert sich um
den anteiligen Verlustvortrag. sic vermehrt oder vermindert sich um den Saldo des
Privatkontos. Bestand die Kommanditistenstellung mehr als zwalf volle Kalenderjahre, so
erhoht sich die Abfindung je Punkt gemifh § S des Gesellschafisvertrages um das Zweifache
der Ausschiittung je Punkt (gemil § 5), die fiir das letzte Wirtschaftsjahr, das vor der
Kiindigungserklirung endet, an die Kommanditisten gezahlt wurde. Bestand  die
Kommanditistenstellung mehr als 18 volle Kalenderjahre, so tritt an die Stelle des Zweifachen
tm vorstehenden Satz das Dreifache. Sétze 4 und 5 gelten nicht fiir Punkte, die auf die
Einbringung von Anteilen an der Gasversorgung Sachsen-Aphalt GmbH oder ihre
Rechtsnachfolger zurickzuflihren sind. Als Beginn der Kommanditistensteliung gilt das
Datum der Aufnahme in die Gesellschaft. Soweit die Liquidititslage der Gesellschaft es

erlaubt. ist die Abfindung in zwei gleichen Jahresraten zum 30.06. der jeweils auf das

o

Ausscheiden folgenden Kalenderjahre zu bezahlen. Andernfalls kann die Zahlung der

Abfindung auf bis zu fiinf Jahre gleichmiBig verteilt werden,

I7.3 Andern sich die Jahresabschliisse fiir die Zeit bis zum Ausscheiden des Gesellschafters infolge
ciner steuerlichen AuBenpritfung der Gesellschaft oder durch anderweitlg  veranlasste

Anderungen der Veranlagungen, so ist dies in der Berechnung nach § 17.2 zu beriicksichtigen.

17.4 Die dem ausscheidenden Gesellschafier zugerechnete Haftsumme verbleibt der Gesellschaft
und wird nach Ablauf des fiinfien Jahres nach Ausscheiden des jeweiligen Geseltschafters aus

der Gesellschafl an den Stidte- und Gemeindebund Sachsen-Anhalt e.V. ausbezahlt.

§ 18 Austritt wihrend Ubergangszeit

Abweichend von den Vorschriften der §§ 16 und 7.1 bis 17.3 wird die persénlich haftende
Gesellschafterin hiermit bevollméchtigt, nach Ablauf des 31, Dezembers 2003 auf Verlangen einzelner
Kommanditisten mit diesen iiber deren Austritt aus der Gesellschaft zu verhandeln und mit diesen
Jeweils Austrittsvertriige gegen Gewdhrung einer angemessenen Abfindung, die sich am Kapitalanteil

orientiert, zu schliefien. Der jeweilige Austrittsverirag bedarf der Zustimmung des Aufsichisrats.
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§ 19 Liquidation der Gesellschaft

Im Fall der Auflosung der Gesellschafl erfolgt deren Liquidation durch die persénlich haftende

Gesellschafterin als alleiniger Liquidatorin.

20.1

VIIL

Schlusshestimmungen

§ 20 Salvatorische Klausel

Sellte eine Bestimmung dieses Vertrages oder eine kiinflig in ihn aufgenommene Bestimmung
ganz oder teilweise unwirksam oder undurchfiihrbar sein oder die Wirksamkeit oder
Durchfithrbarkeit spiter verlieren oder sollte sich im Vertrag eine Liicke herausstellen, sofl
hierdurch die Giiltigkeit der iibrigen Bestimmungen nicht beriihrt werden. An Stelle der
unwirksamen oder undurchfiihrbaren Bestimmung oder zur Ausfillung der Liicke soll eine
angemessene Regelung gelten, die, soweit rechtlich zuliissie. dem am néchsten kommt, was
die VertragsschlicBenden gewollt haben oder nach dem Sinn und Zweck des Vertrags gewollt

hitten, falls sie den Punkt bedacht hitten.

Beruht die Unwirksamkeit oder Undurchfiihrbarkeit einer Bestimmung auf einem darin
festgelegten Mal der Leistung oder der Zeit (Frist oder Termin), so soll das der Bestimmung

am nichsten kommende rechttich zulissige MaB als vereinbart gelten.

§ 21 Gerichtsstand

Erfillungsort und  Gerichtsstand  fiir alle  Streitigkeiten aus diesem Vertrag und  dem

Gesellschaftsverhiltnis ist Magdeburg.
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Anlage zur Sitzungsvorlage
Anlage 6 Synopse_Entwurf final.pdf


Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Niederschrift Kothen (Anhalt), 02.06.2015

Uber die 6. Sitzung des Ortschaftsrates Baasdorf
offentlicher Teil

Die Sitzung fand statt:

Datum : 21.05.2015 Ort : 06388 Baasdorf

Beginn : 18:00 Stral3e :

Ende : 18:45 Raum : Gemeindeverwaltung, Raum 1
Anwesende Mitglieder 3 (siehe Anhang)

It. Teilnehmerliste :

Von der Verwaltung Ina Rauer (Dez.), (D6)
waren anwesend : Steffi Paschkowski (Prot.), (RB)
AuRRerdem waren keine

anwesend (Gaste) :

Tagungsleitung : Heiko Welz
Schriftfhrer : Steffi Paschkowski
Ortsblrgermeister Dezernentin Protokollfihrerin

Heiko Welz Ina Rauer Steffi Paschkowski




Tagesordnung

TOP Thema Vorl.-Nr.

1 Eroffnung

1.1 Einwohnerfragestunde -

1.2 Feststellung der Beschlussfahigkeit und der Ordnungsmafigkeit der -
Ladung

2 Behandlung der o&ffentlichen TOPs

2.1 Bestatigung der Niederschrift der letzten Sitzung (6ffentlicher Teil) -

2.2 Informationen der Verwaltung (6ffentlicher Teil) -

2.3 Informationen des Ortsbirgermeisters -

24 Bestatigung der Tagesordnung (6ffentlicher Teil)

25 Satzung der Stadt Kéthen (Anhalt) Uber den Ausgleichsbetrag fiir die 2015050/6

von Bauherren und Eigentiimern nicht herstellbaren Kfz-Einstellpléatzen
-Abldsesatzung- hier: Verlangerung der Geltungsdauer

2.6 Satzung der Stadt Kéthen (Anhalt) Uber notwendige Stellplatze der 2015055/6
Stadt Kéthen (Anhalt) -Stellplatzsatzung- hier: Verlangerung der
Geltungsdauer
2.7 Kalkulation der Obdachlosengebiihr und der Anderung der Satzung tiber 2015006/6

die Erhebung von Benutzungsgebihren fur die Unterbringung Obdachloser
in der Stadt Kéthen (Anhalt) — Kalkulationszeitraum 2014 bis 2016

2.8 1. Anderung der Satzung tiber die Unterbringung Obdachloser in der 2014132/6
Stadt Kdthen (Anhalt)

29 Rechtsformwechsel KOWISA 2015060/3

2.10 Anfragen und Anregungen (6ffentlicher Teil) -

3 Behandlung der nichtéffentlichen TOPs

3.1 Bestétigung der Niederschrift der letzten Sitzung (nichtoffentlicher -
Teil)

3.2 Informationen der Verwaltung (nichtéffentlicher Teil) -

3.3 Informationen des Ortsbirgermeisters -

3.4 Bestatigung der Tagesordnung (nichtoffentlicher Teil) -

3.5 Anfragen und Anregungen (nichtoffentlicher Teil) -



Protokolltext

1.
Herr Welz begrii3t die anwesenden Ortschaftsratsmitglieder sowie die Vertreter der Verwaltung, Frau
Rauer und Frau Paschkowski und eroffnet die Sitzung.

1.2
Herr Welz stellt die Beschlussfahigkeit bei 3 anwesenden Ortschaftsratsmitgliedern sowie die
OrdnungsmaRigkeit der Ladung fest.

2.1

Frau Blieske erklart, dass die Anfrage bezliglich der Gartensparte aus der letzten Sitzung durch Herrn
Krietzsch gestellt wurde.

Die Niederschrift der letzten Sitzung wird einstimmig bestéatigt.

23
Herr Welz bittet um Klarung der Mullentsorgung im Gemeindehaus. Die vorhandenen Milltonnen sind
voll und wurden nicht geleert, er fragt nach Banderolen.

Herr Schdne erklart sich bereit, die Milltonnen fir die Leerung auf die Stral3e vor das Gemeindehaus
zu stellen.

Ende der Sitzung



Tagesordnung
der
6. Sitzung des Ortschaftsrates Baasdorf
am 21.05.2015

TOP Betreff BV-Nr.
1 Er6ffnung
11 Einwohnerfragestunde -
12 Feststellung der Beschlussfahigkeit und der OrdnungsmaRigkeit der -
Ladung
2 Behandlung der 6ffentlichen TOPs
21 Bestatigung der Niederschrift der letzten Sitzung (6ffentlicher Teil) -
2.2 Informationen der Verwaltung (6ffentlicher Teil) -
2.3 Informationen des Ortsbirgermeisters -
2.4 Bestatigung der Tagesordnung (6ffentlicher Teil) -
25 Satzung der Stadt Kéthen (Anhalt) tiber den Ausgleichsbetrag fir die 2015050/6

von Bauherren und Eigentimern nicht herstellbaren Kfz-Einstellplatzen
-Abldsesatzung- hier: Verlangerung der Geltungsdauer

2.6 Satzung der Stadt Kothen (Anhalt) Uber notwendige Stellpléatze der 2015055/6
Stadt Kothen (Anhalt) -Stellplatzsatzung- hier: Verlangerung der
Geltungsdauer

2.7 Kalkulation der Obdachlosengebiihr und der Anderung der Satzung tiber 2015006/6

die Erhebung von Benutzungsgebuhren fur die Unterbringung Obdachloser
in der Stadt Kéthen (Anhalt) — Kalkulationszeitraum 2014 bis 2016

2.8 1. Anderung der Satzung Uiber die Unterbringung Obdachloser in der 2014132/6
Stadt Kéthen (Anhalt)

2.9 Rechtsformwechsel KOWISA 2015060/3

2.10 Anfragen und Anregungen (6ffentlicher Teil) -

3 Behandlung der nichtéffentlichen TOPs

3.1 Bestatigung der Niederschrift der letzten Sitzung (nichtoffentlicher -
Teil)

3.2 Informationen der Verwaltung (nichtoffentlicher Teil) -

3.3 Informationen des Ortsbirgermeisters -

3.4 Bestatigung der Tagesordnung (nichtoffentlicher Teil) -

35 Anfragen und Anregungen (nichtéffentlicher Teil) -




2.5

Satzung der Stadt Kéthen (Anhalt)
uber den Ausgleichsbetrag flr die

von Bauherren und Eigentimern nicht
herstellbaren Kfz-Einstellplatzen
-Abl6sesatzung- hier: Verlangerung
der Geltungsdauer



Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Beschlussvorlage 2015050/6
Dezernat: Dezernat 6 aktuelles Gremium Sitzung am: 21.05.2015
Ortschaftsrat Baasdorf TOP: 25
Amt: Amt 60 offentlich Vorlagen-Nr.:
ja 2015050/6
Az. erstellt am: 14.04.2015
Betreff
Satzung der Stadt Kéthen (Anhalt) Gber den Ausgleichsbetrag fur die
von Bauherren und Eigentimern nicht herstellbaren Kfz-Einstellplatzen
-Ablésesatzung- hier: Verlangerung der Geltungsdauer
Beratungsfolge
Nr. |Gremium Ist-Termin |Ergebnis
1]11.05.2015: Ortschaftsrat Dohndorf 11.05.2015 |laut BV
2 [12.05.2015: Ortschaftsrat Merzien 12.05.2015 (laut BV
3(13.05.2015: Ortschaftsrat Arensdorf 13.05.2015 |laut BV
4118.05.2015: Ortschaftsrat Lobnitz an der Linde 18.05.2015 (laut BV
5120.05.2015: Ortschaftsrat Wilknitz 20.05.2015 |[laut BV
6 [21.05.2015: Ortschaftsrat Baasdorf 21.05.2015 |laut BV
7103.06.2015: Bau-, Sanierungs- und Umweltausschuss 03.06.2015 |[laut BV
8(23.06.2015: Hauptausschuss 23.06.2015 |laut BV
9102.07.2015: Stadtrat 02.07.2015 |[laut BV

Beschlussentwurf

Der Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhalt) beschlie3t gemaf § 85 der Bauordnung des Landes
Sachsen-Anhalt (BauO LSA) in der Fassung der Bekanntmachung vom 10.09.2013 (GVBI.
LSA S. 440) i. V. m. § 8 des Kommunalverfassungsgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt
(KVG LSA) in der Fassung der Bekanntmachung vom 17.06.2014 (GVBI. LSA S. 288) das
Weitergelten der Satzung der Stadt Kéthen (Anhalt) Gber den Ausgleichsbetrag fiir die von

Bauherren und Eigentimern nicht herstellbaren Kfz-Einstellpléatze -Ablésesatzung-.

Gesetzliche Grundlagen:
Kommunalverwaltungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (KVG LSA)
Bauordnung des Landes Sachsen-Anhalt (BauO LSA)
Hauptsatzung der Stadt Kothen (Anhalt)




Darlegung des Sachverhalts / Begrindung
Mit der Novellierung der BauO LSA 2006 wurde die Geltungsdauer von Satzungen, die auf
der Grundlage der BauO LSA erlassen worden sind, auf finf Jahre beschrankt.

Aus diesem Grund wurde die Ablosesatzung im Dezember 2010 um funf Jahre verlangert.
Diese Regelung hat der Gesetzgeber mit der Anderung der BauO LSA 2013 aufgehoben, so
dass die Ablosesatzung in Kraft bleibt, bis der Stadtrat beschliel3t, diese aufzuheben.

Grundsatzlich sind die Bauherren gemal BauO LSA in der Pflicht, fir bauliche Anlagen, die
einen Zu- und Abgangsverkehr erwarten lassen, die notwendigen KFZ-Stellplatze auf dem
Baugrundstiick oder einem in der Nahe gelegenen Grundstiick nachzuweisen. Ist dieser
Nachweis nicht moglich, besteht nach Satzung die Mdglichkeit, diese Stellplatze abzulésen.

Die Ablésesatzung wird inhaltlich nicht gedndert. Deshalb wird kein umfassendes
Satzungsverfahren durchgefiihrt. Nach Beschlussfassung durch den Stadtrat und der
Vero6ffentlichung im Amtsblatt wird die Satzung rechtskréaftig.



.
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Satzung der Stadt Kothen (Anhalt) iiber den Ausgleichsbetrag fiir die von Bauherren
und Eigentiimern nicht herstellbaren Kfz-Einstellpliitze (Ablésesatzung)

Priambel

Auf Grund des § 90 Abs. 1 Nr. 8 in Verbindung mit § 90 Abs. 5 der Bauordnung des Landes
Sachsen-Anhalt (BauO LSA) vom 09.02.2001 (GVBL LSA S. 50) in der derzeit giiltigen
Fassung und in Verbindung mit den §§ 6 und 44 der Gemeindeordnung des Landes Sachsen-
Anhalt vom 05.10.1993 (GVBI. LSA S. 568) in der derzeit giiltigen Fassung hat der Stadtrat
der Stadt Kéthen (Anhalt) in seiner Sitzung am 28.10.2004 folgende Satzung beschlossen.

§1

Voraussetzung und Wirkung der Ablésung

(1) Ist die Herstellung notwendiger Stellpldtze nicht oder nur unter groBen Schwierigkeiten
mdoglich, so kann die Stadt Kothen (Anhalt) verlangen, dass stattdessen der/die zur
Herstellung der Stellpldtze Verpflichtete einen Geldbetrag gem. § 53 Abs. 2 BauO LSA an
die Stadt Kéthen (Anhalt) nach Malligabe dieser Satzung zahlt. Die Ablosebeitrdge werden
von der Stadt Kithen (Anhalt) gem. § 53 Abs. 2 Ziffer 1 bzw. Ziffer 2 BauO LSA
verwendet.

(2) Ein Anspruch auf Abldsung einer Stellplatzverpflichtung besteht nicht.

(3) Der/die Bauherr/in oder Eigentiimer/in erwirbt durch die Abldsung seiner/ihrer
Stellplatzverpflichtung keine Nutzungsrechte bestimmter Stellplitze.

(4) Voraussetzung zur Anwendung dieser Satzung ist die Errichtung, Anderung oder
Nutzungsénderung von baulichen Anlagen oder anderen Anlagen und Einrichtungen nach
§ 1 Abs. 1 BauO LSA. Bei Anderungen oder Nutzungsinderungen baulicher Anlagen
nach Satz 1 oder Teilen davon, sind Stellplitze nur fir den Mehrbedarf nach den
Richtzahlen geméB der Stellplatzsatzung der Stadt Kothen (Anhalt) erforderlich. Bereits
bestehende Nutzungen, bei denen o. g. Voraussetzungen nicht gegeben sind, werden
hiervon nicht betroffen.





§2

Gebietszonenfestsetzung

(1) Da die Herstellung von Parkeinrichtungen von unterschiedlicher Siedlungsstruktur, grober
Fliachenausdehnung sowie einem hohen Bodenpreisgefille abhiingig ist, wird das Gebiet
der Stadt Kothen (Anhalt) in vier Zonen gegliedert.

(2) GemiB Abs. 1 werden folgende Gebietszonen festgesetzt:

Zone I: Engerer Innenstadtbereich (Stadtkern)

Zone II: Erweiterte Innenstadt

Zone I1I: Ubriges Stadtgebiet Kothen

Zone IV: Die Ortsteile Porst, Elsdorf, Hohsdorf, Merzien, Zehringen, Baasdorf,
Arensdorf, Gahrendorf, GroBwiilknitz, Kleinwiilknitz, Lobnitz an der
Linde und Dohndorf.

(3) Die Zonen I und II sind auf dem beigefiigten Plan 1, der Bestandteil dieser Satzung ist,
dargestellt. Die Zonen III und IV sind auf dem beigefligten Plan 2 dargestellt, der
ebenfalls Bestandteil der Satzung ist.

(4) Die StraBBen, Wege und Plitze, die als Grenzbereich zwischen Zonen festgesetzt wurden,
sind mit ihrer beidseitigen Bebauung der jeweils eingegrenzten Zone zuzurechnen.

(5) An den Einmiindungen von Stralen, Wegen und Plitzen einer dufleren Zone in die als
Zonengrenzbereich der inneren Zone festgesetzten Strafien, Wege und Plétze, bestimmt
die postalische Zuordnung der Eckgebdude oder sonstigen genutzten Grundstiicke die
jeweilige Zonenzugehdrigkeit.

§3
Festsetzung der Ablosebetrige

(1) Der Geldbetrag, den der/die zur Herstellung Verpflichtete an die Stadt K&then (Anhalt)
dafiir zu zahlen hat, dass er/siec notwendige Einstellpldtze ausnahmsweise nicht
herzustellen braucht, wird entsprechend § 53 Abs. 2 BauO LSA in Hohe von max. 60 %
der durchschnittlichen Herstellungskosten von Parkeinrichtungen einschlieBlich der
Grunderwerbskosten fiir die Zonen wie folgt festgesetzt:

Zone I 1.000,00 €
Zone II: 800,00 €
Zone III: 500,00 €
Zone IV: 300,00 €

Bei der Ermittlung des zu zahlenden Geldbetrages bleiben die ersten 8 Stellplitze auller
Betracht.





§4
Filligkeit des AblGsebetrages

(1) Die Zahlung hat innerhalb von 4 Wochen nach Bekanntgabe des Abldsebescheides zu
erfolgen, wenn nicht die Stadt Kéthen (Anhalt) einen anderen Zeitpunkt
bestimmt.

(2) Der Zahlungstermin kann in begriindeten Einzelfillen auf Antrag spitestens zum
Baubeginn des Bauvorhabens festgesetzt werden; maBgeblich dafiir ist das Datum der
Baubeginnerkldrung gem. § 77 Abs. 8§ BauO LSA.

§5

Inkrafttreten

Die Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft und die bisher giiltige Satzung
der Stadt Kéthen (Anhalt) iiber den Ausgleichsbetrag flir die von Bauherren und Eigentiimern
nicht herstellbaren Kfz-Einstellplitze (Ablosesatzung) vom 06.07.2000, in Kraft seit
26.08.2000, tritt auBer Kraft.

Vertttentlichung im Amtsblatt- Nr. 12 am 17.12.2004

Eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 2 BauGB bezeichneten Verfahrens- und
Formvorschriften beim Zustandekommen der Satzung ist nach § 215 Abs. 1 Nr. 1 und 2
BauGB unbeachtlich, wenn die Verletzung nicht innerhalb eines Jahres gegeniiber der Stadt
Kdothen (Anhalt) geltend gemacht worden ist. Bei der Geltendmachung ist der Sachverhalt,
der die Verletzung oder den Mangel begriinden soll, darzulegen.

AuBerdem wird auf die Vorschrift des § 18 Abs. 2 Satz 2 und 3 BauGB iiber die Filligkeit
etwaiger Entschiddigungsanspriiche und des § 18 Abs. 3 BauGB iiber das Erloschen von
Entschiddigungsanspriichen hingewiesen.

Der Geltungsbereich der Satzung der Stadt K&then (Anhalt) tiber den Ausgleichsbetrag fuir die

von Bauherren und Eigentiimern nicht herstellbaren Kfz-Einstellplétze (Ablosesatzung) ist in
der Anlage 1 und 2 dargestellt.

K&then (Anhalt), den 01. Dezember 2004

Kurt-Jiirgen Zander
Oberbiirgermeister





Anlage zur Sitzungsvorlage
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2.6

Satzung der Stadt Kéthen (Anhalt)
uber notwendige Stellplatze der
Stadt Kothen (Anhalt)
-Stellplatzsatzung- hier:
Verlangerung der Geltungsdauer



Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Beschlussvorlage 2015055/6
Dezernat: Dezernat 6 aktuelles Gremium Sitzung am: 21.05.2015
Ortschaftsrat Baasdorf TOP: 26
Amt: Amt 60 offentlich Vorlagen-Nr.:
ja 2015055/6
Az. erstellt am: 14.04.2015
Betreff
Satzung der Stadt Kéthen (Anhalt) Gber notwendige Stellplatze der
Stadt Kothen (Anhalt) -Stellplatzsatzung- hier: Verlangerung der
Geltungsdauer
Beratungsfolge
Nr. |Gremium Ist-Termin |Ergebnis
1{11.05.2015: Ortschaftsrat Dohndorf 11.05.2015 |laut BV
212.05.2015: Ortschaftsrat Merzien 12.05.2015 |laut BV
3]13.05.2015: Ortschaftsrat Arensdorf 13.05.2015 (laut BV
4 (18.05.2015: Ortschaftsrat Lobnitz an der Linde 18.05.2015 |laut BV
5]20.05.2015: Ortschaftsrat Wilknitz 20.05.2015 |laut BV
6 |21.05.2015: Ortschaftsrat Baasdorf 21.05.2015 |[laut BV
7103.06.2015: Bau-, Sanierungs- und Umweltausschuss 03.06.2015 |[laut BV
8(23.06.2015: Hauptausschuss 23.06.2015 |laut BV
9102.07.2015: Stadtrat 02.07.2015 |laut BV

Beschlussentwurf

Der Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhalt) beschlie3t gemaf § 85 der Bauordnung des Landes
Sachsen-Anhalt (BauO LSA) in der Fassung der Bekanntmachung vom 10.09.2013 (GVBI.
LSA S. 440) i. V. m. § 8 des Kommunalverfassungsgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt
(KVG LSA) in der Fassung der Bekanntmachung vom 17.06.2014 (GVBI. LSA S. 288) das
Weitergelten der ,Satzung der Stadt Kéthen (Anhalt) Gber notwendige Stellplatze der Stadt
Kothen (Anhalt)” -Stellplatzsatzung-.

Gesetzliche Grundlagen:
Kommunalverfassungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt) KVG LSA
Bauordnung des Landes Sachsen-Anhalt (BauO LSA)
Hauptsatzung der Stadt Kothen (Anhalt)




Darlegung des Sachverhalts / Begrindung
Mit der Novellierung der BauO LSA 2006 wurde die Geltungsdauer von Satzungen, die auf
der Grundlage der Bau LSA erlassen worden sind, auf finf Jahre beschrankt.

Aus diesem Grund wurde die Stellplatzsatzung im Dezember 2010 um funf Jahre verlangert.
Diese Regelung hat der Gesetzgeber mit der Anderung der BauO LSA 2013 aufgehoben, so
dass die Stellplatzsatzung in Kraft bleibt, bis der Stadtrat beschliel3t, diese aufzuheben.

Grundsatzlich sind die Bauherren gemal BauO LSA in der Pflicht, fir bauliche Anlagen, die
einen Zu- und Abgangsverkehr erwarten lassen, die notwendigen Kfz-Stellplatze auf dem
Baugrundstiick oder einem in der Nahe gelegenen Grundstick nachzuweisen. Der Umfang
der Stellplatzverpflichtung wird von der Bauaufsichtsbehdrde auf der Grundlage der
Stellplatzsatzung festgesetzt. Die Anzahl der nachzuweisenden Stellplatze ist von der
Nutzung abhangig. Der Verzicht dieses Nachweises, wiirde eine Verlagerung des ruhenden
Verkehrs der privaten Bauvorhaben in den offentlichen Verkehrsraum zur Folge haben.

Die Stellplatzsatzung wird inhaltlich nicht gedndert. Deshalb wird kein umfassendes
Satzungsverfahren durchgefiihrt. Nach Beschlussfassung durch den Stadtrat und der
Vero6ffentlichung im Amtsblatt wird die Satzung rechtskraftig.
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Satzung iiber notwendige Stellpliitze der Stadt Kiéthen (Anhalt)
(Stellplatzsatzung)

Priambel

Auf Grund des § 90 Abs. 1 Nr. 8 in Verbindung mit § 90 Abs. 5 der Bauordnung des Landes
Sachsen-Anhalt vom 09.02.2001 (GVBL LSA S. 50) in der derzeit giiltigen Fassung und in
Verbindung mit §§ 6 und 44 der Gemeindeordnung des Landes Sachsen-Anhalt vom
05.10.1993 (GVBI. LSA S. 568) in der derzeit giiltigen Fassung hat der Stadtrat der Stadt
K&then (Anhalt) in seiner Sitzung am 28.10.2004 folgende Satzung beschlossen.

Geltungsbereich

Der Geltungsbereich dieser Satzung umfasst das gesamte Gebiet der Stadt Kéthen (Anhalt)
einschlieBlich der Ortsteile Porst, Elsdorf, Hohsdorf, Merzien, Zehringen, Baasdorf,
Arensdorf, Gahrendorf, GroBwiilknitz, Kleinwiilknitz, Lobnitz a. d. Linde und Dohndorf.

Notwendige Stellplitze

(1) Bei der Errichtung von baulichen Anlagen oder anderen Anlagen und Einrichtungen nach
§ 1 Abs. 1 BauO LSA (Vorhaben) sind Stellpldtze im Sinne des § 53 Abs. 1 Satz 1 der
BauO LSA nach Malfigabe der folgenden Tabelle zu verlangen:

Spalte 1 Spalte 2 Spalte 3
Nr. Vorhaben Zahl der Stellpliitze
davon in % fiir Besucher oder
Besucherinnen auszuweisen
1. Wohngebiude
1.1, Einfamilienhduser 1 — 2 Stellpldtze je Wohnung
1.2 Mehrfamilienhéduser und sonstige 1 — 1,5 Stellplitze je Wohnung
o Gebdude mit Wohnungen 20 %
1.3, Gebdude mit Altenwohnungen 0,5 Stellplitze je Wohnung
1.4. Wochenend- und Ferienhduser } OS(t)/e(:) llplatz je Wohnung
1 Stellplatz je 10 - 20 Betten, jedoch
1.5. Kinder- und Jugendwohnheime mindestens 2 Stellplétze
75 %
1.6. Studentenwohnheime } OS(E/ellplatz 2= Befien
0
| Stellplatz je 3 — 5 Betten, jedoch
1.7. Schwesternwohnheime mindestens 3 Stellplitze
10 %
13, Arbeitnehmerwohnheime 1 Stellplatz je 2 — 4 Betten, jedoch

mindestens 3 Stellpldtze






20 %

1 Stellplatz je 8 — 15 Betten, jedoch

1.9. Altenwohnheime, Altenheime mindestens 3 Stellplatze
75 %
2. Gebiude mit Biiro-,Verwaltungs- und Praxisriumen
. - 1 Stellplatz je 30 — 40 m? Nutzfliche,
Biiro- und Verwaltungsrdume . .
2.1, Alleemein jedoch mindestens 1 Stellplatz
geme 20 %
Réume mit erhebl}chem Besucherverkehr 1 Stellplatz je 20 — 30 m? Nutzfliche,
(Schalter-, Abfertigungs- oder . . ..
2.2, . jedoch mindestens 3 Stellplétze
Beratungsriume, Arztpraxen und N
: 75 %
dergleichen)
3. Verkaufsstitten
1 Stellplatz je 30 — 40 m?
31 Liden, Geschiftshauser Verkaufinutz.ﬂache, jedoch mindestens
2 Stellpldtze je Laden
75 %
1 Stellplatz je 50 m?
32 Geschiftshiuser mit geringem Verkaufsnutzflidche, jedoch mindestens
- Besucherverkehr 1 Stellplatz
75 %
s _ 2
Grof3flachige Einzelhandelsbetriebe L Stellplatz je 10 20m
3.3, . Verkaufsnutzfliche
auBerhalb von Kerngebieten o
90 %
4. Versammlungsstiitten (auBler Sportstiitten), Kirchen
Versammlungsstitten von iiberortlicher . .
4.1. Bedeutung (z. B. Theater, Konzerthéuser, ;OS(t)/e liplatatje S 3itzptitas
Mehrzweckhallen) ’
Sonstige Versammlungsstitten (z. B. e .
4.2. Lichtspieltheater, Schulaulen, 1 S fiptatzje o~ 10| Sitzplatze
e 90 %
Vortragssile)
43 Gemeindekirchen éOS(t;(:)llplatz je 20 — 30 Sitzpldtze
4.4. Kirchen von tiberortlicher Bedeutung éOS:[;)llplatZJ e I =20sitzpiatas
5. Sportstitten
5.1. Spo'rtplatze "ohne Besucherplétze (2. B. I Stellplatz je 250 m? Sportfléache
Trainingspldtze)
. . . [ Stellplatz je 250 m? Sportfldche,
52. SRoplarZEMind SEaStaicn it susitzlich | Stellplatz je 10 - 15
Besucherplétzen i
Besucherplitze
5.3. Spicinung ?porthallen ghiie 1 Stellplatz je 50 m? Hallenflidche
Besucherplitze
5.4. Spiel- und Sporthallen mit 1Stellplatz je 50 m? Hallenfldche,






Besucherplétzen

zusitzlich 1 Stellplatz je 10 — 15
Besucherplitze

1 Stellplatz je 200 — 300 m?

5.5. Freibdder und Freiluftbédder Grundstiicksfliiche
5.6. Hallenb&der ohne Besucherplétze 1 Stellplatz je 5 — 10 Kleiderablagen
1 Stellplatz je 5 bis 10 Kleiderablagen,
5.7. Hallenbider mit Besucherplitzen zusitzlich 1 Stellplatz je 10 — 15
Besucherplitze
5.8. Tennisplétze ohne Besucherplitze 4 Stellpldtze je Spielfeld
o . . 4 Stellplétze je Spielfeld, zusétzlich 1
5.9. Tennisplédtze mit Besucherplétzen Stellplitze jo 10— 15 Besucherplitze
5.10. Minigolfplitze 6 Stellplitze je Minigolfanlage
5.11. Kegel- und Bowlingbahnen 4 Stellplétze je Bahn
6. Gaststiitten, Beherbergungsbetriebe und Imbissstinde bzw. Imbisswagen
6.1. Gaststétten von ortlicher Bedeutung ; SS(t)leplatZJe 8 — 12 Sitzplitze
6.2. Gaststétten von iibertrtlicher Bedeutung ; SS(t;llplatz Je 4 -8 Sitzplitze
0
1 Stellplatz je 2 — 6 Betten, flir
6.3 Hotels, Pensionen, Kurheime und andere | zugehorigen Restaurationsbetrieb
e Beherbergungsbetriebe Zuschlag nach Nr. 6.1. oder 6.2.
75 %
6.4. Jugendherbergen ; SS‘t’Z iplat JEOIEEten
6.5. Imbissstinde bzw. Imbisswagen 2 Stellplitze
7. Krankenanstalten
Krankenhduser von iiberortlicher
71 Bedeutung (z. B. 1 Stellplatz je 3 — 4 Betten
o Schwerpunktkrankenhduser) 60 %
Privatkliniken
7.2. Krankenh#user von 6rtlicher Bedeutung éOS(t;zllplatz Je 4= 6 Betten
73 Sanatorien, Kuranstalten, Anstalten fiir 1 Stellplatz je 2 — 4 Betten
o langfristige Kranke 25 %
74 Altenpflegeheime 1 S(‘Eellplatz je 6 — 10 Betten
75 %
8. Schulen, Einrichtungen der Jugendférderung
31 Grundschulen 1 St.(?llplatz je 30 Schiilerinnen oder
Schiiler
| Stellplatz je 25 Schiilerinnen oder
2.9 Sonstige allgemeinbildende Schulen, Schiiler, zusétzlich
- Berufsschulen, Berufsfachschulen | Stellplatz je 5 — 10 Schiilerinnen oder
Schiiler tiber 18 Jahre
8.3. Sonderschulen flir Behinderte 1 Stellplatz je 15 Schiilerinnen oder






Schiiler

8.4. Fachhochschulen, Hochschulen 1 Stellplatz je 2 — 4 Studierende
85 Kindergirten, Kindertagesstétten und 1 Stellplatz je 20 — 30 Kinder, jedoch
o dergleichen mindestens 2 Stellplitze
8.6. Jugendfreizeitheime und dergleichen 1 Stellplatz je 15 Besucherplétze
9. Gewerbliche Anlagen
1 Stellplatz je 50 - 70 m? Nutzfldche
9.1. Handwerks- und Industriebetriebe oder je 3 Beschiftigte
10 -30 %
92 Lagerrdume, Lagerplitze, Ausstellungs- |1 Stellplatz je 80 — 100 m? Nutzfldche
o und Verkaufssplitze oder je 3 Beschiftigte
9.3. Kraftfahrzeugwerkstétten OISEplize o arungs soder
Reparaturstand
9.4, Tankstellen mit Pflegepléitzen 6 Stellplitze
9.5. Automatische Kraftfahrzeugwaschanlagen | 5 Stellplitze
9.6. Is(éﬁ)f;fazgzizﬁﬁggalscharﬂagen zur 3 Stellpldtze je Waschanlage
10. Verschiedenes
10.1. Kleingartenanlagen 1 Stellplatz je 3 Kleingérten
1 Stellplatz je 2.000 m?
10.2. Friedhofe Grundstiicksflidche, jedoch mindestens
10 Stellplitze
1 Stellplatz je 20 m? Spielhallenfléche,
10.3. Spiel- und Automatenhallen jedoch mindestens 3 Stellpldtze

Bei der Errichtung von baulichen Anlagen oder anderen Anlagen und Einrichtungen nach
§ 1 Abs. 1 BauO LSA, die in der Tabelle nicht erfasst sind, ist der Stellplatzbedarf nach
den Verhiltnissen im Einzelfall unter entsprechender Berlicksichtigung der Richtzahlen
fiir Verkehrsquellen mit vergleichbarem Stellplatzbedarf nach der Tabelle zu ermitteln.

(2) Der Stellplatzbedarf ist nach den fiir das Vorhaben mafBgebenden Werte nach Absatz 1 zu
berechnen. Ergibt sich in den Fillen der Nummern 9.1. und 9.2. ein offensichtliches
Missverhdltnis zum tatséchlichen Stellplatzbedarf, ist die Zahl der Beschiftigten zugrunde
zu legen.

(3) Soweit in der Tabelle nach Abs. 1 Spalte 3 ein Rahmen angegeben ist, sind bei der
Ermittlung der Zahl der notwendigen Stellplatze die ortlichen Verhéltnisse und die
besonderen Eigenheiten des Vorhabens zu beriicksichtigen. Abweichend von Satz [ ist
die Zahl der notwendigen Stellpldtze zu erhdhen oder zu vermindern, wenn die
besonderen ortlichen Verhiltnisse, die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs oder die
besondere Art oder Nutzung der baulichen Anlage dies erfordern oder gestatten.

(4) Bei baulichen Anlagen mit unterschiedlicher Nutzung ist der Stellplatzbedart fiir die
jeweilige Nutzungsart getrennt zu ermitteln. Bei Anlagen mir Mehrfachnutzung ist die
Nutzungsart mit dem gréBeren Stellplatzbedarf maligebend.






(5) Bei baulichen Anlagen mit regelméBigem An- oder Auslieferungsverkehr ist eine
ausreichende Zahl von Stellpldtzen fiir Lastkraftwagen vorzusehen. Dies gilt auch fiir
Anlagen, bei denen ein Besucherverkehr durch Autobusse zu erwarten ist.

(6) Bei Anderungen oder Nutzungsinderungen baulicher Anlagen nach Abs. 1 oder Teilen
davon, sind Stellplitze nur fiir den Mehrbedarf nachzuweisen. Der Mehrbedarf errechnet
sich aus der Differenz zwischen dem Mindestbedarf der geénderten Anlage und dem
Bedarf der Anlage vor der Anderung.

§3
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.
Veroffentlichung im Amtsblatt Nr. 12 am 17.12.2004.

Die Satzung kann wihrend der {iblichen Dienststunden bei der Stadtverwaltung Kéthen
(Anhalt), Bauordnungsamt, Zimmer 310, 3. Etage {iber Aufgang 2 Wallstrale 1 — 35, 06366
Ko&then (Anhalt) eingesehen werden. Jedermann kann die Satzung iiber die notwendigen
Stellpldtze der Stadt Kéthen (Anhalt) einsehen und iiber deren Inhalt Auskunft verlangen.

Eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 2 BauGB bezeichneten Verfahrens- und
Formvorschriften beim Zustandekommen der Satzung ist nach § 215 Abs. 1 Nr. 1 und 2
BauGB unbeachtlich, wenn die Verletzung nicht innerhalb eines Jahres gegeniiber der Stadt
Kd&then (Anhalt) geltend gemacht worden ist. Bei der Geltendmachung ist der Sachverhalt,
der die Verletzung oder den Mangel begriinden soll, darzulegen.

AuBerdem wird auf die Vorschrift des § 18 Abs. 2 Satz 2 und 3 BauGB iiber die Filligkeit
etwaiger Entschiddigungsanspriiche und des § 18 Abs. 3 BauGB iiber das Erloschen von
Entschiddigungsanspriichen hingewiesen.

Kd&then (Anhalt), den 1. Dezember 2004

Kurt-Jiirgen Zander
Oberbiirgermeister
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2.7

Kalkulation der Obdachlosengebthr und
der Anderung der Satzung Uber die
Erhebung von Benutzungsgebuhren fur
die Unterbringung Obdachloser in der
Stadt Kéthen (Anhalt) ?
Kalkulationszeitraum 2014 bis 2016



Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Beschlussvorlage 2015006/6
Dezernat: Dezernat 3 aktuelles Gremium Sitzung am: 21.05.2015
Ortschaftsrat Baasdorf TOP: 2.7
Amt: Amt 32 offentlich Vorlagen-Nr.:
ja 2015006/6
Az.: erstellt am: 16.01.2015
Betreff
Kalkulation der Obdachlosengebiihr und der Anderung der Satzung iiber
die Erhebung von Benutzungsgebuhren fir die Unterbringung Obdachloser
in der Stadt Kéthen (Anhalt) — Kalkulationszeitraum 2014 bis 2016

Beratungsfolge

Nr. |Gremium Ist-Termin |Ergebnis
1]11.05.2015: Ortschaftsrat Dohndorf 11.05.2015 |laut BV
2{12.05.2015: Ortschaftsrat Merzien 12.05.2015 [laut BV
3(13.05.2015: Ortschaftsrat Arensdorf 13.05.2015 |laut BV
4118.05.2015: Ortschaftsrat Lobnitz an der Linde 18.05.2015 |[laut BV
5120.05.2015: Ortschaftsrat Wilknitz 20.05.2015 |entspr. prot. And.
6 (21.05.2015: Ortschaftsrat Baasdorf 21.05.2015 |laut BV
7 [28.05.2015: Sozial- und Kulturausschuss 28.05.2015 |laut BV
8(23.06.2015: Hauptausschuss 23.06.2015 |laut BV
9(02.07.2015: Stadtrat 02.07.2015 |laut BV

Beschlussentwurf

Der Stadtrat beschlieRt die 1. Anderung der Satzung Uber die Erhebung von
Benutzungsgebiihren fiir die Unterbringung Obdachloser in der Stadt Kéthen (Anhalt)
gemal der Anlage 6 der Beschlussfassung.

Gesetzliche Grundlagen:
KVG; KAG; Obdachlosensatzung



Darlegung des Sachverhalts / Begrindung

Die Stadt Koéthen (Anhalt) erhebt fir die Benutzung der Obdachlosenunterkiinfte in den
Objekten Augustenstral3e 63 und Angerstralle 52 Benutzungsgebihren auf der Grundlage
des Kommunalabgabengesetzes des Landes Sachsen-Anhalt (KAG LSA) in der Fassung
vom 18.11.2005. Die Gebuhrensatze betragen gemafd der zurzeit giltigen Satzung je m?
und Monat

- im Obdach Angerstral3e 52 3,50 €/m2 und
- im Obdach Augustenstral3e 63 4 .50 €/m2.

In diesen Gebuhren sind die verbrauchsabhangigen Kosten (Betriebskosten) wie Wasser,
Abwasser, Fakalienentsorgung, Abfallbeseitigung und Strom fur Keller, Treppenhaus und
Boden sowie bauliche Instandhaltungen enthalten.

Gemall 8 5 Abs. 1 KAG LSA soll das Gebihrenaufkommen die Kosten der jeweiligen
Einrichtung decken, jedoch nicht Uberschreiten. Gemall § 5 Abs. 2 b KAG LSA kann die
Kostenermittlung fur einen Kalkulationszeitraum erfolgen, der drei Jahre nicht Gbersteigen
soll. Weichen am Ende eines Kalkulationszeitraumes die tatsachlichen von den kalkulierten
Kosten ab, so sind Kostentberdeckungen innerhalb der nachsten drei Jahre auszugleichen;
Kostenunterdeckungen sollen innerhalb dieser drei Jahre ausgeglichen werden. Seit der
letzten Kalkulation fur die Jahre 2011 bis 2013 hat sich die Kostenstruktur erheblich
verandert, sodass eine neue Kalkulation erforderlich ist.

Das Obdach AugustenstraBe 63 ist auf Grund der baulichen Substanz, nicht zuletzt durch
die im Jahre 2012 durchgefiihrte Beseitigung des Brandschadens aus dem Jahre 2010,
nicht mit dem Obdach Angerstrale 52 vergleichbar. So sind die Toiletten in der
Augustenstralle 63 zwar eine halbe Treppe tiefer, in der Angerstralle 52 stehen flur die
Bewohner dagegen nur zwei Mobiltoiletten im Hof zur Verfigung. Deshalb sollte fur das
Obdach Augustenstrafie 63 ein hoherer Gebiihrensatz veranschlagt werden.

Nachkalkulation der Benutzungsgebihren (Anlage 1)

Die Nachkalkulation in Anlage 1 zur Ermittlung der Benutzungsgebihren resultiert aus den
tatsachlichen Aufwendungen und Ertragen der Jahre 2011 - 2013. Fir diesen Zeitraum
wurden die Ausgaben und Einnahmen anhand der Jahresrechnung ermittelt und
gegenlbergestellt.

Weiterhin wurden die zu erwartenden Kosten anhand der Planzahlen des Haushaltsplanes
fur die Jahre 2014 - 2016 ermittelt. Diese fiktiven Zahlen werden benétigt, um die
ermittelten Defizite der Vorjahre gemal KAG LSA auszugleichen.

1. Ermittlung der Ausgaben flr die Grundgebuhr und die Verbrauchskosten

Die ermittelten Zahlen fir die Jahre 2011 bis 2013 basieren teilweise auf den vollzogenen
Jahresabschlissen 2011 und 2012 bzw. noch aus den Haushaltsansatzen der Jahre 2012
und 2013, da die Jahresabschliisse der Jahre 2012 und 2013 noch nicht vollstandig erfolgt
sind.



1.1. Grundgebluhr
1.1.1. Personalaufwand

Die angeflihrten Betrage fiir den Personalaufwand in der Kalkulation 1 sind den einzelnen
Obdachlosenunterkinften zu je einem Drittel zugeordnet. Dies entspricht dem tatsachlichen
Personalaufwand fir die beiden stadtischen Obdachlosenunterkiinfte und dem
Personalaufwand fur obdachlose Bulrger, die in beschlagnahmten Wohnraum Dritter
untergebracht sind. Fur die Jahre 2011 und 2012 wurden fir die Obdachlosenunterkunft
AugustenstralRe 63 keine Personalaufwendungen angesetzt, da das Objekt nach dem Brand
am 13.07.2010 nicht mehr als Obdachlosenunterkunft genutzt wurde. Fir diese Jahre
wurden die angefallenen Personalaufwendungen je zur Halfte, also Angerstral3e 51/52 und
beschlagnahmten Wohnraum, angesetzt.

Mit der Verwaltung und Betreuung der obdachlosen Birger der Stadt Kéthen (Anhalt) waren
bis einschlieRlich 2010 zwei Verwaltungsangestellte beschéftigt. Der zeitliche Umfang der
Tatigkeit betrug bei beiden 50% der jeweiligen Wochenarbeitszeit. In 2011 war nur noch
eine Verwaltungsangestellte mit der Bearbeitung der Obdachlosenangelegenheiten
beschaftigt. Hier betrug der zeitliche Umfang der Tatigkeit ebenfalls 50% der jeweiligen
Wochenarbeitszeit. Im Jahr 2012 fand ein Sachbearbeiterwechsel fur die
Obdachlosenangelegenheiten statt. Der zeitliche Umfang der Tétigkeit betragt 52% der
regelmafigen Wochenarbeitszeit.

Fur die Jahre 2014 bis 2016 sind die Beziige auf der Grundlage der Jahresrechnung 2012
mit den schon bekannten tariflichen Steigerungen angesetzt. Es ist dabei nicht moglich, die
weitere Gehaltsentwicklung vorauszusehen. Sollte sich in den Jahren 2014 - 2016 eine
erhebliche Anderung ergeben, kann jederzeit eine Nachkalkulation erfolgen. Spatestens
nach Ablauf von drei Jahren wird eine neue Kalkulation erforderlich.

1.1.2. Sachliche Ausgaben

Die in den ehemaligen Sammelnachweisen 2 und 3 bzw. in den jetzigen
Haushaltsvermerken 1 35 und 1 36 aufgeflhrten Werte beinhalten Sachkosten, wie
Aufwendungen fur die Unterhaltung und Erganzung der Buroeinrichtung, Arbeitsmittel,
Telefonkosten oder Buromiete. Fir das Jahr 2013 sind hier die Haushaltsansatze
eingearbeitet worden, da noch kein Jahresabschluss fir das Jahr 2013 vollzogen ist. Die
Aufwendungen aus den innerbetrieblichen Leistungen ergeben die
Verwaltungskostenpauschale.  Diese  beinhaltet die  Kosten aller beteiligten
Querschnittsamter. Hier sind die Verwaltungskosten erfasst, die Mitarbeiter verursachen, die
indirekt mit dem Produkt ,Obdachlosenangelegenheiten bearbeiten” involviert sind. Diese
Werte wurden vom Amt 10 zugearbeitet und prozentual den Obdachlosenobjekten
zugeordnet. Soweit sich dieser errechnete Wert nach Ablauf des Kalkulationszeitraumes
verandert hat, wird dies im Wege einer Ruckbetrachtung bei der dann anstehenden
Neukalkulation berlicksichtigt.



1.1.3. Unterhaltung Grundstiicke und bauliche Anlagen

Hier sind die Kosten fir die Instandhaltung und Erhaltung der beiden
Obdachlosenunterkinfte in der Augustenstrale 63 und der Angerstrale 51 und 52
aufgefuhrt. Nach SchlieBung des Objektes Angerstra3e 51 sind fur das Jahr 2013 noch
Instandhaltungskosten in Hohe von 2.592,28 € fir das Objekt Angerstrae 52 angefallen, da
hier noch zwei Kohletfen neu beschafft werden mussten.

Die Kosten fir die Brandschadenbeseitigung und die Herrichtung des Objektes in der
AugustenstralRe 63 konnten vollstdndig mit Mitteln aus der Versicherungsleistung abgedeckt
werden. Aus Einfachheitsgriinden wird auf die Aufschlisselung der Ausgaben und der
Einnahmen verzichtet. Da die Kosten durch die Versicherung abgedeckt sind, sind diese
Werte fur die Gebuhrenkalkulation nicht relevant. In 2013 wurde die Wohneinheit im
Erdgeschoss rechts separiert, wodurch nun zwei getrennte Unterkinfte zur Verfligung
stehen. Die Kosten fir diesen Umbau und die Ausstattung der Unterkiinfte mit Kohledfen
belaufen sich auf 9.953,65 €.

1.1.4. Aufwendungen flur Abschreibungen und Ertrage aus der Ablésung von
Sonderposten

Das Gebaude der Obdachlosenunterkunft Angerstra3e 51 und 52 ist bereits abgeschrieben,
daher sind fur die Berechnung der Aufwendungen fir Abschreibungen und fir die
Berechnung der Ertrage aus der Auflosung von Sonderposten alle Ein- und Auszahlungen
fur den Umbau der Obdachlosenunterkunft AugustenstralBe 63 ab 2012 angesetzt. Es
ergeben sich somit insgesamt Einzahlungen in Héhe von 107.158,50 € und Auszahlungen in
Hohe von 125.963,34 €. Die Nutzungsdauer wird auf 40 Jahren festgesetzt, die nach
Fertigstellung im Marz 2013 beginnt, das heifldt, in 2013 entstehen nur anteilig
Aufwendungen fir Abschreibungen und Ertrage aus der Auflésung von Sonderposten fiir 10
Monate.

1.2. Verbrauchskosten
1.2.1. Laufende Ausgaben

Hier handelt es sich um Ausgaben, die allgemein als Neben- oder Betriebskosten
bezeichnet werden. Darin sind beispielsweise laufende Kosten fiur Wasser, Abwasser,
Energie far Treppenhaus- und Kellergangbeleuchtung, Abfallbeseitigung,
Schornsteinfegergebihren und ahnliches enthalten. Hier sind ab 2014 auch die Kosten flr
die halbjahrliche Grundreinigung des Treppenhauses und der Toiletten in der
Augustenstralle 63 sowie die Kosten fir den Transport der 240-Liter-Abfallbehélter zur
Entleerung vom Hof auf die Strafl3e und zurtick enthalten.

2. Ermittlung des Gesamtaufwandes der Jahre 2011 — 2013 (gruner Bereich der
Kalkulation 1 in der Anlage 2)

Aus den vorgenannten Posten (Punkt 1.1. und 1.2.) wurde der tatséchliche Gesamtaufwand
fur die Objekte Augustenstrafle 63 und Angerstrae 51 und 52 ermittelt. Diese Werte
wurden mit der GesamtgréRe der Objekte ins Verhdltnis gesetzt und der Durchschnitt
errechnet. Dabei ist zu bertcksichtigen, dass das Objekt AugustenstralRe 63 seit dem Brand
am 13.07.2010 bis zur Fertigstellung am 01.03.2013 nicht genutzt wurde. Zum 01.04.2013
wurden obdachlose Burger vom Objekt AngerstraBe 51 in das Objekt Augustenstrale 63



umgesetzt. Dann wurde zum 01.05.2013 das Objekt Angerstrale 51 geschlossen. Aus
Sicherheitsgrinden wurde die Grof3familie im Objekt Angerstrale 52 belassen und eine
interne Umsetzung vollzogen. Das hatte den Vorteil, dass das Gewaltrisiko eingedammt
werden konnte und eine nahezu 100%ige Auslastung zu verzeichnen ist.

Im Ergebnis ergeben sich danach folgende kalkulatorische monatliche Gebltihren:

- Angerstraf3e 51/52: Grundgebduhr: 2,64 €/m2
Verbrauchskosten: 0,99 €/m2 insgesamt: 3,63 €/m?2

- Augustenstrafl3e 63: Grundgebduhr: 2,08 €/m2
Verbrauchskosten: 0,14 €/m2 insgesamt: 2,22 €/m?2

Diese ermittelten Gebihrensatze waren anzusetzen gewesen, um die Objekte in den Jahren
2010 bis 2012 kostendeckend betreiben zu kénnen. Im damaligen Zeitraum sind aber nur
2,05 €/m2 Grundgebuhr zzgl. 0,51 €/m2 Verbrauchskosten veranlagt worden.

Diese errechneten kalkulatorischen Werte wurden mit den erzielten Ertrdagen aus der
Benutzungsgebihr und den Aufwendungen ins Verhéltnis gesetzt und der Durchschnitt
errechnet. Daraus ergeben sich folgende Kostenunterdeckungen bzw. Fehlbetrage fir die
Jahre 2011 - 2013:

- Angerstralie 51/52 11.623,70 € / Jahr
- Augustenstrafl3e 63: 5.244 .46 € [ Jahr

Diese Kostenunterdeckungen sind gemall KAG LSA in den Folgejahren, 2014 - 2016,
auszugleichen.

3. Ermittlung des Gesamtaufwandes der Jahre 2014 — 2016; Kalkulation 1 (Anlage 2)

Grundlage der Kalkulation fir die Jahre 2014 - 2016 ist der jeweilige Haushaltsansatz im
Haushaltsplan der Folgejahre bzw. die Ansétze der zu erwartenden Ertrdge nach
Inkrafttreten der am 14.03.2013 neu gefassten Satzung Uber die Erhebung von
Benutzungsgebihren fir die Unterbringung Obdachloser in der Stadt Kéthen (Anhalt). Die
Geblhrensatze betragen fir das Obdach Angerstrale 52 3,50 €/m2 und fir das Obdach
AugustenstralRe 63 4,50 €/m2. Gemal § 3 der Satzung sind hier die verbrauchsabhangigen
Kosten in den Geblhrensatzen mit eingerechnet, eine Kalkulation der Verbrauchskosten
erfolgt somit nicht mehr.

Der Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhalt) hat in seiner Sitzung am 07.07.2011 die Schliel3ung
der oOffentlichen Einrichtung AngerstraBe 51/52 zum nadchstmdglichen Zeitpunkt
beschlossen. Nach Umsetzung der Bewohner aus der Angerstralle 51 in das Objekt
Augustenstrale 63, konnte zum 01.05.2013 das Objekt AngerstralRe 51 vollstandig
geschlossen werden. Somit wird dieses Objekt bei der Kalkulation nicht mehr bertcksichtigt.
Fur die im Objekt AngerstralRe 52 verbleibenden Mitglieder der Grof3familie konnte noch kein
anderer geeigneter Wohnraum gefunden werden, sodass der Betrieb der Angerstralle 52
vorerst aufrechterhalten werden muss. Dem entsprechend sind die Einnahmen in der
Kalkulation ab 2014 angesetzt.



Dem sich daraus ergebenden Gesamtaufwand fir die Ermittlung der Benutzungsgebuhr
wird das Endsaldo aus Grundgebuhr und Verbrauchskosten der Vorjahre entsprechend § 5
Abs. 2 b KAG LSA hinzugerechnet. Dieser Wert wird wieder mit der GesamtgréRe der
Objekte ins Verhdltnis gesetzt und der Durchschnitt errechnet.

Im Gesamtergebnis der gesamten Berechnung unter Berticksichtigung der Jahre 2011 bis
2016 ergeben sich fir einen kostendeckenden Betrieb der Einrichtungen folgende
monatliche Gebuhrensatzobergrenzen:

- im Obdach AngerstralRe 52: 8,12 €/m?2
- im Obdach Augustenstral3e 63: 6,34 €/m?2
4. Fazit

Gemall 8 5 Abs. 1 KAG LSA soll das Gebihrenaufkommen die Kosten der jeweiligen
offentlichen Einrichtung decken, jedoch nicht Uberschreiten. Um die o6ffentlichen
Einrichtungen AngerstraRe 52 und Augustenstrale 63 kostendeckend betreiben zu kénnen,
sind die Gebuhren in der ermittelten Hohe fur die Benutzung der jeweiligen Einrichtung zu
erheben. Dabei sind die Gebluihren von jedem Nutzer der Einrichtung zu entrichten, denn sie
selbst sind Verursacher dieser Kosten. In der Regel sind die Benutzer dieser Einrichtungen
Leistungsempfanger nach dem SGB Il bzw. SGB XII. Hier werden die Kosten der Unterkunft
durch den zustandigen Leistungstrager, der KomBA — ABI bzw. des Landkreises Anhalt-
Bitterfeld, Ubernommen, soweit sie angemessen sind. Laut dem aktuellen Infoblatt zur
Gewahrung von Leistungen fir die Unterkunft und Heizung im Landkreis Anhalt-Bitterfeld,
sind die Kosten angemessen, wenn zum Beispiel im Stadtgebiet Kéthen (Anhalt) die
Wohnflache bei einem Ein-Personen-Haushalt 50 m? oder die monatliche Brutto-Kaltmiete
310,00 € nicht Ubersteigt. Liegen die Kosten fir eine Unterkunft oberhalb der festgelegten
Grenze, dann sind die Mehrkosten vom Leistungsempfanger selbst zu tragen, das heif3t, sie
sind aus dem Regelsatz zu bestreiten.

Kalkulation 2 (Anlage 3)

Die Benutzungsgebuhren fir das Obdach Angerstra3e 52 sind gesondert zu berechnen, da
die einzelnen Wohneinheiten eine GréRe von jeweils 48 m2 haben. Eine Berechnung der
Benutzungsgebihr mit 8,12 €/m2 wirde fir eine solche Wohneinheit eine Gesamtgebtihr in
Hohe von 389,76 € ergeben und somit die Grenze von 310,00 € Ubersteigen. Die Differenz
von 79,76 € ware dann von dem dort eingewiesenen Leistungsempfanger selbst zu zahlen.
Es ist aber eher unwahrscheinlich, dass dieser das auch tun wirde und kdnnte. Nach der
Beurteilung der wirtschaftlichen Leistungsfahigkeit der eingewiesenen Personen im
Einzelfall, kommt daher nur eine Kappung im Sinne des KAG LSA in Frage, um zu einer
sozialvertraglichen Belastung zu gelangen. Andernfalls wirde zwar die Gebihr auskémmlich
kalkuliert sein, die Benutzungsgebuhr aber nicht vollstandig gezahlt werden und die offenen
Forderungen miissen im Verwaltungszwangsverfahren beigetrieben werden. Dies gestaltet
sich wiederum schwierig, da sich die eingewiesenen Personen regelméRig unterhalb der
Pfandungsfreigrenze bewegen. Aus diesem Grund wird eine Geblihr in Héhe von 6,45 €/m?
veranschlagt, die dann eine angemessene Benutzungsgebihr in Héhe von 309,60 € je
Wohneinheit ergibt. Diese wiirde dann auch von der KomBA - ABI Gibernommen werden.

Bei den Benutzungsgebihren fir das Obdach Augustenstralle 63 werden die vollen



Benutzungsgebuhren in Hohe von 6,34 €/m2 veranschlagt. Hier werden einzelne Zimmer mit
maximal 29,5 m2 genutzter Flache zugewiesen, sodass flr die Benutzung einer Unterkunft in
dieser Grolle eine Benutzungsgebihr in Hohe von 187,03 € entsteht. Auch diese
Benutzungsgebihr Ubersteigt nicht die Hochstgrenze von 310,00 €, ist also angemessen
und wird als Kosten der Unterkunft flr Leistungsempfanger von der KomBA - ABI in voller
Hohe Gbernommen.

Die somit erzielten Mehreinnahmen in Hbhe von insgesamt 12.556,90 € dienen dem
Ausgleich der Kostenunterdeckungen aus den Jahren 2011 - 2013. Somit werden die
Einrichtungen in den Folgejahren wirtschaftlich und kostendeckend betrieben. Bei einer
neuen Gebulhrenkalkulation fur die Jahre 2017 bis 2019 ist dann sogar eine
Gebihrensenkung realisierbar.

Kalkulation des Tagessatzes fir die Benutzung der Notunterkunft (Anlage 4)

Fur die Nutzung der Notunterkunft im Obdach Augustenstralle 63 sind derzeit Geblhren in
Hohe von 1,50 € je Tag, zuzilglich der Kosten der Reinigung der Notunterkunft und der
Bettwasche zu entrichten. Um die Kosten fur die Notunterkunft zu berechnen, wurden die
bereits ermittelten Gesamtkosten der Jahre 2014 - 2016 des Objektes Augustenstralle 63
zu Grunde gelegt. Der relevante Anteil der Notunterkunft an der GesamtgréRe des Objektes
wurde mit 3,11 % ermittelt. Um diesen Prozentsatz wurden die Gesamtausgaben reduziert.
Wie der Berechnung in der Anlage 4 zu entnehmen ist, ergibt sich dann eine
Benutzungsgebihr fur die Nutzung der Notunterkunft in Héhe von 1,91 € je Tag, zuzlglich
der Kosten fiir die Reinigung der Unterkunft und der Bettwasche.

Entscheidungsvorschlag - Benutzungsgebihr flr die Objekte AngerstralRe 52,
Augustenstralle 63 und die Notunterkunft

Auf der Grundlage der erfolgten Kalkulation ergeht folgender Vorschlag zur Erhebung von
Benutzungsgebuhren fir die Unterbringung von Obdachlosen in der Stadt Kéthen (Anhalt):

Es wird die Kalkulation 2 favorisiert. Danach ergeben sich folgende Betrage:

1. fir das Obdach Angerstra3e 52: Die Benutzungsgebihr wird von 3,50 €/m2 auf 6,45
€/m2 erhoht.

2. fur das Obdach Augustenstrafle 63: Die Benutzungsgebihr wird von 4,50 €/m2 auf 6,34
€/m2 erhoht.

3. fir die Notunterkunft im Obdach Augustenstrafe 63:

Die Benutzungsgebuhr wird von 1,50 €/Tag auf 1,91 €/Tag erhéht.
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Anlage 1

Nachkalkulation der Nutzungsgebiihren fiir die Obdachlosenunterkiinfte 2011 Ist
Haushaltsstelle Bezeichnung Bemerkungen 2011 Ist Aufschliisselung auf
[ I Ang e 51/52 Augustenstrale 63
Rech.-Ergebnis
Ausgaben
43500. 40000 Personalaufwand Mitarbeiter 1
41000 [Dienstbezlige Beamte
41100 [Pensionsricklagen Beamte
41400 [Dienstbeziige (Angestellte) 17.716,98€] 17.716,98€ 8.858,49€ 0,00€
41600 |Dienstbeziige (Arbeiter)
42400 |Versorgungsbeziige (Angestelite)
42500 |[Versorgungsbeziige (Arbeiter)
E 43000 |-Beilréige zur Versorgungskasse Beamte:
Q;’ 43400 |Beitr§ge 2ur Versorgungskasse (Angestellte) 667,00€] 667.005‘ 333,50€ 0,00€
2 43500 |Beitrage zur Versorgungskasse (Arbeiter)
§ 44000 |Beitrage zur gesetzl. Soz.Vers. Beamle
) 44400 |Beitrage zur gesetzl. Soz.Vers. Angestelite 3.602.04& 3.602,04€ 1.801 .oza 0,00 €
£ 44401 |Umiage GUV-Angestelite
% 44500 |Beilrage zur gesetzl. Soz.Vers. - Arbeiter -
w 44501 |Umlage GUV - Arbeiter -
45000 [Beihilfen, Unterstitzungen und dgl.
45400 [Beihilfen, Unterstitzungen - Angestelite -
45500 |Beihilfen, Unterstiilzungen - Arbeiter -
46000 |Personalnebenausgaben
Gesam 21.986,02
| ZWISCHENERGEBNIS Personalausgaben | 10.993,01 €] 10.993,01 €] 0,00 €|
43500. 50000 Sachliche Ausgaben
52000 |Unterhaltung u. Erganzg. d. Buroeinrichtung 68.37€ 11,85 €] 0,00€
o 56000 |Dienst- u. Schutzbekleidung, pers. Ausriistung 0,00€ 0,00€ 0,00€
R} 65000 |Allgemeine Geschéftsausgaben, Birobedarf 200,00€| 34,67€ 0,00€
Cl;} 65100 [Bucher, Zeitschriften, etc 0,00€ 0,00€ 0,00 €
% 65200 |[Post- u. Fernmeldegebihren 0,00€ 0,00 € 0,00 €
g 65210 |Telefonkosten 476,01€ 82,51€] 0,00€
o) 65300 |[Offentliche Bekanntmachungen 50,61€ 8,77€ 0,00€
= 65400 |Dienstreisen 24,75€ 4,29€ 0,00 é
g 65500 |Sachverstdndigen-, Gerichts- u. ahnliche Kosten 0,00€ 0.00€ 0,00 €
2 65820 |Sonst. Geschaftsausgaben (Transport, Lagerkost., 20,00€ 3.47€ 0,00€
letc.)
839,74 € 145,55 € 0,00 €
43500. 53000 Séchliche Ausgaben
e 53000 [Mieten 1.796,54 € 311,40€ 0,00 €
= 54000 |Bewirtschaftungskosten 1.396,92€ 242,13€ 0.00€
w 54300 |Versicherungen (Inhalt) 300,00€ 38,19€ 66,17 €
3.493,46 € 591.72(' 66,17 €
[ ZWISCHENERGEBNIS SN 2 und SN 3 | 433320€] 737,28 € 66,17 €|
43500. 50100 Unterhaltung der Grundstlicke und baulichen Anlagen
<t Verwallungshaushalt 3.726,02€ 3.726,02€ 0,00€
=
w
43500. 94000 Soziale Einrichtung fiir Wohnungslose
<r Vermogenshaushalt 0,00€ 0,00€| 0,00€
=z
w
[ ZWISCHENERGEBNIS SN 4 | 3726,02€ 3.726,02€ 0,00 €]
erstellt am 15.01.2015 1 2011 Ist





Anlage 1

Bezeichnung

Bemerkungen

2011 Ist

Aufschliisselung auf

Haushaltssoll /
Rech.-Ergebnis.

Angerstraiie 51152 Augustansiralie 63

erstellt am 15.01.2015

laufende Ausgaben

2011 Ist





Nachkalkulation der Nutzungsgebiihren fiir die Obdachlosenunterkiinfte

2012 Ist

Produkt Bezeichnung Bemerkungen 2012 Ist Aufschliisselung auf
12.2.103.00 ::cu:tl::::::i; Angerstrafbe 51/ 52 Augustenstrale 63
SK | USK |Ausgaben
43500. |Personalaufwand Mitarbeiter 1] Mitarbeiter 2
41000 |Dienstbezige Beamte
41100 |Pensionsricklagen Beamte
501202 | 41400 |Dienstoezlige (Angestellte) 8.858,49 8.478,37 17.336,86€ 8.668,43€ 0,00€
41600 |Dienstbezlige (Arbeiter)
42400 |Versorgungsbezige (Angestellte)
ps 42500 [Versorgungsbezlige (Arbelter)
- 43000 |[Beitrdge zur Versorgungskasse Beamte
£ | 502202 [T43400 |Beitrage zur Versorgungskasse (Angesteiie) 333,650 € 318,67 652,17€| 326,08€ 0,00€
g 43500 |Beitrage zur Versorgungskasse (Arbeiter)
E 44000 |Beitrége zur gesetzl. Soz.Vers. Beamte '+
ﬂ 503202 | 44400 |Beitrage zur geselzl. Soz.Vers. Angestellte 1.801,02 1.716,20€] 3.517,22€ 1.758,61€ 0,00€
j:_“ 44401 {Umlage GUV-Angestellte
g 44500 |Beilrage zur gesetzl. Soz.Vers. - Arbeiter -
£ 44501 |Umiage GUV - Arbeiter -
45000 |Beihilfen, Unterstiitzungen und dgl.
45400 |Beihilfen, Unterstltzungen - Angestelite -
45500 |Beihilfen, Unterstltzungen - Arbeiter -
46000 [Personalnebenausgaben
Gesan! 10.995,01 10.513@
|Zwischenergebnis Personalausgaben | 10.753,12€] 10.753,12 €] 0,00 €|
43500. Sachliche Ausgaben
ITe) 525502 | 52502 [Unterhaltung u. Erganzg. d. Biirceinrichtung 205,00€ 35,53 € 0,00€
: 543101 | 65010 |Burobedarf 125,00€ 21,67€ 0.00€
'E 529150 | 65150 [sonstige Dienstleistungen 0,00€ 0,00€ 0,00€
0 543102 | €5100 |[Literaturkosten (Blcher, Zeitschriften, etc.) 45,00 € 7.80€ 0,00€
g 543103 | 65200 |Portokosten 10,00€ 1,73€ 0.00€
a 543104 | 65204 |Telefonkosten 105,00€ 18,20€ 0,00 €
% 523150 | 65250 |Miete Telefonanlage 120,00€ 20,80€ 0,00€
% 543105 | 65300 |Offentliche Bekanntmachungen 0,00€ 0,00€ 0,00€
3 [547100 | 65400 [Reisekosten 10,00&1 173€ 0,00€
X 543150 | 65820 |Sonst. Geschaftsausgaben 0,00€ 0,00€ 0.()06-i
620,00€ 107,47 € 0,00€
Séchliche Ausgaben
523101 53000 |Mieten 1.660,00€ 287,73€ 0,00€
; g 524150 | 54000 |Bewirtschaftungskosten 1.470,00€ 254,80€ 0,00€
s 524151 | 54151 [Versicherungen (Inhalt) 110,00 €| 3819€] 43,73€
3.240,00€ 550.72¢| 43,73€
ZWISCHENERGEBNIS HV 1 35 und HV 1 36 | 3.860,00 €] 688,19 €] 43,73 €|
43500. Unterhaltung der Grundstiicke und baulichen Anlagen
- 521101 | 50101 |Venvaltungshaushalt 1.736,09€ 1.736,09€ 0,00€
25
Soziale Einrichtung fir Wohnungslose
- 96100 | 94000 |Vermogenshaushalt 0,00€] 0,00€] 0.00€
>
ZWISCHENERGEBNIS HV 137 |__1.736.00€] 1.736,09 €] 0,00 €]
erstellt am 15.01.2015 1 2012 Ist





Produkt Bezeichnung Bemerkungen 2012 Ist Aufschliisselung auf
1 2 .2. 103‘00 ;:::?::::::; Angerstralte 51 /52 Augustenstralie 63
SK | USK laufende Ausgaben
525502 | 43500, 52500 |Unterhallung Einrichlungsgegenstande - 394,39€ 394,39€ 0,00E-I
43600 54301 [Steuern und Abgaben 585.436] 193,63€ 391,80€
979,82 61 588,02€] 391.806‘]
Bewirtschaftungskosten
524101 43500 54131 [Strom 370,00€ 1220,00€ 150,00€
524102 43500 54132 [Wasser 1.051,00€ 921.(]0@ 130,00€
524103 435001 54133 |Abwasser 1.9?5.00€ 1.976,00€ 0.00é
524104 435004 54134 [Niederschlagswasser 190,00€ ~ 0,00€ 190,00€
524106 | 43500 54126 |Abfalentsorgung 1.503,00€ 1.503,00€ 0.00€
524150 43500.] 54153 |Scchornsteinfeger 163,71€ 15_3,?'1'€ 0,00€
524150 | 43500] 54153 _Mobmoifetlen 1.658,38 € 1.658,38 € 0,00€
524150 | 43500] 54153 |Uberprifung oBM G00€| 0.00€| 0.00€
524150 43500, 54153 [sonstige Bewirtschaflungskosten 1.616,01€| 1.616,01€ 0,00€
8.517,10€| 8.047,10€ : 470,00€
ZWISCHENERGEBNIS laufende Ausgaben | 949692€] 8.63512€]  861,80€
SUMME Sachausgaben | 2584613 €] 21.812,52 €] 905,53 €|
| SK | USK Einnahmen
432100 | 43500.] 11000 |Obdachlosengebiihr J_Anordnungssoll 8.758,63€ 8.758,63€ 0,00€
448800 | 48500 15021 [Sonstige Verwaltungs- und Betriebseinnahmen |Erstattung von Auslagen (Energie, 892,16€ 892,16 € 0,00 €
Wasser, Abwasser )
448800 43500.f 15021 [Sonstige Verwaltungs- und Betriebseinnahmen |Einnahmen aus 0,00€ 0,00€ - 0,00€|
Notunterbringung
9.650,79€ 9.650,79€ 0,00€
SUMME Einnahmen | 965079€ 9.650,79 €] 0,00 €|
erstellt am 15.01.2015 2 2012 Ist





Nachkalkulation der Nutzungsgebiihren fiir die Obdachlosenunterkiinfte

|Produkt Bezeichnung |Bemerkungen 2013 Ist Aufschliisselung auf
12.2.103.00 Feuhatschy Y7 &
SK | USK |Ausgaben
43500. |Personalaufwand Mitarbeiter 1
501202 |
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£ | soz202
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]

>

LW_ 503202

©
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w
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=

| 525502

[y¢]

-~

X 529150

A

[

£

=

[

>
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~ 9.953.65 €|

erstellt am 15.01.2015 1 2013 Ist





Produkt Bezeichnung Bemerkungen 2013 Ist Aufschliisselung auf

12.2.103.00 ::cu:?éﬂs:;l‘lii gerstiale 52 53

524101
524102

524103

524104
524106 |
524150
524150 |
524150 |

524150

432100 |
448800

448800

erstellt am 15.01.2015 2 2013 Ist





Nachkalkulation der Nutzungsgebiihren fiir die Obdachlosenunterkiinfte 2014 Plan
Produkt Bezeichnung Bemerkungen 2014 Plan Aufschliisselung auf
12.2.103.00 :::;hém;:s:; 52 A e 63
SK | USK |Ausgaben
43500. |Personalaufwand Mitarbeiter 1
41000 |Dienstbezlige Beamte
41100 |Pensionsriicklagen Beamte
501202 | 41400 |[Dienstbeziige (Angestellte) 18.100,00 18.100,00€ 6.033,33€ 6.033,33€
41600 |Dienstbeztge (Arbeiter)
42400 |Versorgungsbeziige (Angestellte)
;"} 42500 |Versorgungsbeziige (Arbeiter)
- 43000 réeitrége zur Versorgungskasse Beamte:
f 502202 | 43400 |Beitrage zur Versorgungskasse (Angestellite) 700,00 700,00€ 233,33€ 233,33€
g 43500 |Beilrage zur Versorgungskasse (Arbeiter)
E 44000 |Beitrége zur gesetzl. Soz.Vers. Beamte
2 503202 | 44400 |Beitrdge zur gesetzl. Soz.Vers. Angestelite 3.600,00€] 3.600,00€ 1.200,00€ 1.200,00€
E 34401 |Umiage GUV-Angestellie
g 44500 [Beilrdge zur geselzl. Soz.Vers. - Arbeiter -
:‘c" 44501 |Umlage GUV - Arbelter -
45000 |Beihilfen, Untersttzungen und dgl.
45400 |Beihilfen, Unterstiitzungen - Angestellte -
45500 |Beihilfen, Unterstiitzungen - Arbeiter -
46000 |Personalnebenausgaben
Gesam 22.400,00
|Zwischenergebnis Personalausgaben | 14.93333€| 7.466,67 €|  7.466,67 €|
43500. S&chliche Ausgaben
7o) 525502 | 52602 |Unterhaltung u. Erganzg. d. Buroeinrichtung 200,00€ 34,67 € 34,67€
:’_’ 543101 | 65010 |Blrebedarf 100,00 € 17,33€ 17,33€
x 529150 | 65150 |sonstige Dienstleistungen 0,00€ 0,00€ 0,00€
@ 543102 | 65100 [Literaturkosten (Biicher, Zeitschriften, etc.) 100,00€ 17,33 € 17,33€
g 543103 | 65200 |Portokosten 0,00€ 0,00 € 0,00€
?, 543104 | 65204 |Telefonkosten 100,00€ 17,33€ 17,33€
"E 523150 | 65250 |Miete Telefonanlage 0,00€ 0,00€ 0,00€
-Fn 543105 | 65300 |Offentliche Bekanntmachungen: 0,00€ 0,00€ 0,00€
g 541100 | 65400 |Reisekosten 100,00€ 17,33€ 17,33€
I 543150 | 65820 |Sonst. Geschaftsausgaben 0,00 € 0,00€ 0,00€
600,00€ 104,00 € 104,00€
Sachliche Ausgaben
- 523101 53000 {Mieten 1.400,00€ 242,67€ 242,67€
> g 524150 | 54000 |Bewirtschaftungskosten 1.517,00€ 262,95€ 262,95€
- 524151 | 64151 |Versicherungen (Inhalt) 600,00€ 138,19€ 540,00 €
3.517,00€ 643,80 € 1.045,61€
'ZWISCHENERGEBNIS HV 1 35 und HV 1 36 [ 411700 €] 747,80 €] 1.149,61 €|
43500. Unterhaltung der Grundstlcke und baulichen Anlagen
- 50100 |Verwaltungshaushalt 4.400,00€ 1.450,00€ 2.950,00€
>
Soziale Einrichtung fiir Wohnungslose
e 94000 |Vermégenshaushalt 0,00€ 0,00€ 0,00€
=5
ZWISCHENERGEBNIS HV 1 37 | 4.400,00€] 1.450,00 GI 2.950,00 G]

erstellt am 15.01.2015

2014 Plan





Produkt Bezeichnung Bemerkungen 2014 Plan Aufschliisselung auf
12.2.103.00 e Aroesuabesz | A *
SK | USK  laufende Ausgaben

525502 43500 52500 |Unterhaltung Einrichtungsgegenstande 1.200,00€ 600,00€ 600,00€
435004 54301 |Steuern und Abgaben . 622,48€ 205,88€ 416,60€|

1.822,48€ BUS,SBE-I 1.016,60€

Bewirtschaftungskosten
524101 435004 54131 |Strom Energie 1 .200.00€i 600,00€ 600,00€
524102 [ 43500 54132 |Wasser Wasser 1.800,00€ 900,00€ 900,00€
524103 43500 54133 |Abwasser : Abwasser 3.600,00€ 1.800,00€ 1.800,00€
524104 43500, 54;1 34 |Niederschlagswasser Niederschlagsgebiihr 300,00 €| 0,00€ 300,00€
524106 | 43500 - 54136 Abfallentsorgung Abfallgeblhr 2.500,00€ 1.250,00€ 1.250,00€
524150 | 43500 54153 |Schornsteinfeger Schornsteinfeger 300,00€ 150,00€ 150,00 €
524150 435004 54153 | Mobilteiletten Toiletten 2.000,00€ 2.000,00€ 0,00€
524150 | 435004 54153 |Uberprifung oBM Uberpriifung ortsfester 0,00€ 0,00€ 0,00€
; : Betriebsmittel

524150 | 435004 54153 |sonstige Bewirtschaflungskosten sonstige Ausgaben 2.700,00€ 1.350,00€ 1.350,00€
14.400,00€ 8.855,88€ 7.366,60€
'ZWISCHENERGEBNIS laufende Ausgaben | 16.22248€] 0.661,76€] 8.383,20 €]
SUMME Sachausgaben | 39.672,81€] 19.326,23 €| 19.949,48 €]

| SK | USK Einnahmen
432100 43500 11000 |Obdachlosengebiihr Anordnungssoll 28.096,00€ 12.096,00€ 16.000,00€
448800 | 43500 18021 |Sonstige Verwaltungs- und Betriebseir Ei g von Auslagen (Energie, 1.700,00€ 850,00€ 850,00€
Wasser, Abwasser )
448800 435001 18021 |Sonstige Verwaltungs- und Betriebseinnahmen |Einnahmen aus 0,00 €| 0,00€ 0,00€
Notunterbringung
29.796,00€ 12.946,00€ 16.850,00€
SUMME Einnahmen | 29.796,00€] 12.946,00€] 16.850,00 €]
2 2014 Plan

erstelit am 15.01.2015





Nachkalkulation der Nutzungsgebiihren fiir die Obdachlosenunterkiinfte 2015 Plan
Produkt Bezeichnung Bemerkungen 2015 Plan Aufschliisselung auf
12.2.103.00 :;uig:ls;:i; e 52 e o)
SK | USK [Ausgaben
43500. |Personalaufwand Mitarbeiter 1
41000 |Dienstbezige Beamte
41100 |Pensionsricklagen Beamte
501202 | 41400 |Dienstbezlige (Angestellte) 18.100,00 18.100,00€ 6.033,33€ 6.033,33€
41600 |Dienstbeziige (Arbeiter)
42400 |Versorgungsbeziige (Angestellte)
“J; 42500 |Versorgungsbeziige (Arbeiter)
-~ 43000 |Beitrdge zur Versorgungskasse Beamte
f 502202 | 43400 |Beitrdge zur Versorgungskasse (Angestellte) 700,00 €| 700,00€ 233,33€ 233,33€
g 43500 |Beitrdge zur Versorgungskasse (Arbe]iér)
§ 44000 |Beitrage zur gesetzl. Soz.Vers. Beamle
jﬂ_ 503202 | 44400 |Beitrage zur gesetzl. Soz.Vers. Angestellte 3.600,00€ 3.600,00€ 1.200,00€ 1.200,00€
© 44401 |Umiage GUV-Angestelie
g 44500 1Etailr?:ge-zur gesetzl. Soz.Vers. - Arbeiter -
:‘E‘ 44501 |Umlage GUV - Arbeiter -
45000 |Beihilfen, Unterstitzungen und dgl.
45400 [Beihilfen, Unterstitzungen - Angestelite -
45500 |[Beihilfen, Unterstdtzungen - Arbeiter -
46000 |Personalnebenausgaben
Gesam 22.400.00(-?]
|Zwischenergebnis Personalausgaben | 14.933,33€] 7.466,67€  7.466,67 €|
43500. Sgchliche Ausgaben
0 525502 | 52502 [Unterhaltung u. Erganzg. d. Biroeinrichiung 200,00€ 34,67€ 34,67€
:2 543101 | 65010 I-Biirobedarf 100,00€ 17,33€ 17,33€
= 529150 | 65150 |sonslige Dienstleistungen 0,00€ 0.00€ 0.00€
(<] 543102 | 85100 |[Literaturkosten (Biicher, Zeitschriften, ete.) 100,00€ 17,33 € 17,33€
g 543103 | 65200 |Portokosten 0,00€ 0,00€ 0,00€
5 543104 | 65204 |Telefonkosten 100,00€ 17,33€ 17,33€
‘—‘; 523150 | 65250 |Miete Telefonanlage 0,00€ 0,00 €] 0,00€
ﬁ 543105 | 65300 |Offentliche Bekanntmachungen 0,00€ 0,00€ 0,00 €
g 541100 | 65400 |Reisekosten 100,00€ 17,33€ 17,33€
I 543150 | 65820 |Sonst. Geschaflsausgaben 0,00€ 0,00€ 0,00€
600,00 € 104,00 € 104,00 €
Séchliche Ausgaben
- 523101 | 53000 |Mieten 1.400,00€ 242,67€ 24267€
> g 524150 | 54000 |Bewirtschaftungskosten 1.517,00€ 262,95€ 262,95€
T 524151 | 541561 |Versicherungen (inhaﬁ') 600,00€ 138,19€ 540,00 €
3.517,00€ 643,80 € 1.045,61€
ZWISCHENERGEBNIS HV 1 35 und HV 1 36 [ 411700 €] 747,80 €]  1.149,61 €]
43500. Unterhaltung der Grundstiicke und baulichen Anlagen
P 50100 |Verwaltungshaushalt 4.400,00€ 1.450,00€ 2.950,00€
>
Soziale Einrichtung flir Wohnungslose
— 84000 |Vermdgenshaushalt 0,00€ 0,00€ 0,00€
>
ZWISCHENERGEBNIS HV 1 37 [ __4.40000€] 1.450,00€] 2.950,00€]
erstellt am 15.01.2015 1 2015 Plan





Produkt Bezeichnung Bemerkungen 2015 Plan Aufschliisselung auf
12.2.103.00 e e i
SK | USK laufende Ausgaben
525502 | 43500, 52500 [Unterhallung Einrichlungsgegenstande 1.200.006] 600,00 € 600,00€
43500 54301 [Steuern und Abgaben 622,4a€] 205,88 € 416,60€
1822,45€| sos.sse'l 1.016,60€
Bewirtschaftungskosten
524101 43500 54131 |Strom : Energie 1.200,00€| 600,00€ 600,00€
524102 43500 54132 |Wasser . Wasser 1.800,00€ 900,00€ 900,00€
524103 43500 54133 |Abwasser Abwasser 3.600,00€ 1.800,00€ 1.800,00€
524104 | 43500 654134 |Niederschlagswasser Niederschlagsgebihr 300,00€ 0,00€ 300,00€
524106 43500 54136 [Abfallenisorgung Abfallgebihr 2.500,00€ 1.250,00€ 1.250,00€
524150 | 43500 54153 Scchdrn.slel‘nfager Schornsteinfeger 300,00€ 150,00 € 150,00 €
524150 43500, 54153 Mobiltoiletten Toiletten 2.000,00€ 2.000,00€ 0,00€
524150 | 43500 54153 |Uberprifung oBM Uberprafung ortsfester 0,00€ 0,00€ 0,00€
: Betriebsmittel
524150 [ 43500 54153 |sonstige Bewirlschaflungskosten sonstige Ausgaben 2.700,00€ 1.350,00€ 1.350,00€
14.400,00€ 8.050,00€ 6.350,00€
{ZWISCHENERGEBNIS laufende Ausgaben 16.222,48€| 8.85588 €|  7.366,60 €|
SUMME Sachausgaben 39.672,81€| 18.520,35€| 18.932,88 €|

[ SK | USK Einnahmen
432100 43500.f 11000 |Obdachlosengebiihr Anordnungssoll 28.096,00€ 12.096,00€ 16.000,00€
448800 43500 15021 |Senstige Verwallungs- und Betriebseinnahmen [Erstattung von Auslagen (Energie, 1.700,00€ 850,00 € 850,00€
Wasser, Abwasser )
448800 | 43500 18021 [Sonstige Verwaltungs- und Betriebseinnahmen |Einnahmen aus 0,00€
Notunterbringung
29.796,00€ 12.946,00€ 16.850,00€
‘SUMME Einnahmen | 29.796,00 €[ 12.946,00 €] 16.850,00 €]
erstellt am 15.01.2015 2 2015 Plan





Nachkalkulation der Nutzungsgebiihren fiir die Obdachlosenunterkiinfte 2016 Plan
Produkt 1Bezeichnung Bemerkungen 2016 Plan Aufschliisselung auf
12.2.103.00 ,i,ech‘_meb;‘; A9 52 : 8
SK | USK |Ausgaben
43500. |Personalaufwand Mitarbeiter 1
41000 |Dienstbezlige Beamte
41100 |Pensionsriicklagen Beamte
501202 | 41400 |Dienstbeziige (Angestellte) 18.100,00€] 18.100,00€ 6.033,33€ 6.033,33€
41600 |Dienstbezlge (Arbeiter)
42400 |Versorgungsbeziige (Angestellte)
g 42500 |Versorgungsbeziige (Arbeiter)
- 43000 |Beitrdge zur Versorgungskasse Beamte :
f 502202 | 43400 |Beitrage zur Versorgungskasse (Angestellte) 700,00 700,00 € 233,33€ 233,33€
g 43500 |Beitrdge zur Versorgungskasse (Arbeiter)
E) 44000 |Beitrage zur gesetzl. Soz.Vers. Beamte
ﬂ 503202 | 44400 |Beitrage zur gesetzl. Soz.Vers. Ang_estellte 3.600,00 € 3.600,00€ 1.200,00€ 1.200,00€
E 44401 |Umlage GUV-Angestelite
. 44500 |Beilrage zur gesetzl. Soz.Vers. - Arbeiter -
% 44501 |Umlage GUV - Arbeiter -
45000 |Belhilfen, Unterstiitzungen und dgl.
45400 |Beihilfen, Unterstitzungen - Angestellte -
45500 |Beihilfen, Unterstitzungen - Arbeiter -
46000 |Personalnebenausgaben
Gesam] 22.400,00
|Zwischenergebnis Personalausgaben | 14.933.33€] 7.466,67 €]  7.466,67 €|
43500. Sachliche Ausgaben
w0 525502 | 52502 [Unterhaltung u. Ergdnzg. d. Biiroeinrichtung 200,00€ 34,67€ 34,67€
: 543101 | 65010 [Blrobedarf 100,00€ 17,33€ 17,33€
f 529150 | 65150 [sonstige Dienstleistungen 0,00€ 0,00€ 0,00€
(4] 543102 | 65100 |Literaturkosten (Biicher, Zeitschriften, etc.) 100,00 € 17,33 € 17,33€
g 543103 | 65200 |Portokosten 0,00€ 0,00€ 0,00€
5; 543104 | 65204 |Telefonkosten 100,00€ 17,33€ 17,33€
% 523150 | 65250 |Miete Telefonanlage 0,00€ 0,00€ 0,00€
ﬁ 543105 | 65300 [Offentliche Bekanntmachungen 0,00€ 0,00€ 0,00€
g 541100 | 65400 [Reisekosten 100,00€ 17,33€ 17,33€
X 543150 | 85820 [Sonst. Geschaftsausgaben 0,00 € 0,00 €] 0,00 €
600,00 € 104,00 € 104,00€
Séchliche Ausgaben
i 523101 | 53000 |Mieten 1.400,00€ 242,67€ 242,67€
> g 524150 | 54000 |Bewirtschaftungskosten 1.517,00€ 262,95€ 262,95€
= 524151 | 54151 |Versicherungen {Inhalt) 600,00€ 138,19€ 540,00 €
3.517,00€ 643,80 € 1.045,61€
ZWISCHENERGEBNIS HV 1 35 und HV 1 36 | 411700 €] 747,80 €|  1.149,61€|
43500. Unterhaltung der Grundstiicke und baulichen Anlagen
- 50100 |Verwaltungshaushalt 4.400,00€ 1.450,00€ 2.950,00€
>
Soziale Einrichtung fiir Wohnungslose
o 94000 |Vermdgenshaushalt 0,00€ 0,00€ 0,00€
z®
ZWISCHENERGEBNIS HV 1 37 | 4.400,00€] 1.450,00€] 2.950,00 €]

erstellt am 15.01.2015

2016 Plan





Produkt Bezeichnung Bemerkungen 2016 Plan Aufschliisselung auf
12.2.103.00 ::Cu::?;:::i; Ang 52 Aug. &
SK | USK laufende Ausgaben -
525502 43500} 52500 [Unterhaltung Einrichlungsgegenstande 1.200,00€ 600,00 € 600,00€
43500] 54301 |Steuernund Abgaben 622,48€ 205,88 € 416,60 €
1.822,48€ 805,88€ 1.016,60€
Bewirtschaftungskosten
524101 435004 54131 |Strom Energie 1.200,00€ 600,00€ 600,00€
524102 43500 54132 |Wasser . Wasser 1.800,00€ 900,00€ 900,00€
524103 | 43_500 54133 |Abwasser Abwasser 3.600,00€ 1.800,00€ 1.800,00€
524104 43500 54134 |Niederschlagswasser Niederschlagsgebuhr 300,00€ 0,00 € 300,00€
524108 43500 54136 |Abfallentsorgung Abfallgebihr 2.500,00€ 1.250,00€ 1.250,00€
524150 | 43500, 54153 |Scchornsteinfeger Schornsteinfeger 300,00€ 150,00 € 150,00 €
524150 43500 54153 |Mobiltoiletten Toiletten 2.000,00€ 2.000,00€ 0,00€
524150 43500 54153 |Uberpriifung oBM Uberpriifung ortsfester 0,00 € 0,00€ 0,00€
Betriebsmittel
524150 43500 54153 |sonstige Bewirtschaftungskosten sonstige Ausgaben 2.700,00€ 1 .350.006-i 1,350,00€
14.400,00€ 8.050,00€ 6.350,00€
ZWISCHENERGEBNIS laufende Ausgaben | 16.22248€[ 8.85588€] 7.366,60 €]
'SUMME Sachausgaben | 39.672,81€| 18.520,35€[ 18.932,88 €]

I SK | USK Einnahmen
432100 43500 11000 |Obdachlosengebiihr Anordnungssoll 28.096,00€ 12.096,00€ 16.000,00€
448800 | 43500 15021 |Sonstige Verwallungs- und Belriebseinnahmen |Erstattung von Auslagen (Energie, 1.700,00€ 850,00€ 850,00€
Wasser, Abwasser )
448800 43500 15021 |Sonstige Verwaltungs- und Belriebseinnahmen lEnnahmen aus 0,00€
Notunterbringung
29.796,00€ 12.945,oo€| 16.850,00€
SUMME Einnahmen | 29.796,00€| 12.946,00 €] 16.850,00 €]
erstellt am 15.01.2015 2 2016 Plan
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Kalkulation 1

Gebuhrenkalkulation fir die Unterbringung Obdachloser in den Objekten Angerstrae 51/52 und Augustenstrafie 63 - Kalkulationszeitraum 2014 bis 2016 -

Kalkulation der Grundgebiihr

Kalkulation der Benutzungsgebiihrgebiihr

Anlage 2

1.FJ 2.FJ 3.FJ
IST IST IST Durchschnitt PLAN PLAN PLAN Durchschnitt

Wirtschaftsjahr 2011 2012 2013 2011 - 2013 2014 2015 2016 2014 - 2016

S e e Angerstralte Augustenstralte Angerstralie Augustenstralle Augustenstr. 63 Augustenstralte Augustenstr. 63 Augustenstrale Augustenstralle Augustenstralte
\AQMndupqen 51/52 53 51/52 63 (Umbau) Angerstrafle 52 (ab 01.04.13) Angerstrafie 51/52 53 Angerstrale 52 (nach Ausbau) Angerstrafie 52 63 Angerstrafie 52 63 Angerstrafle 52 63
Personalaufwand 10.993,01 € 0,00 € 10.753,12 € 0,00 € 7.093,67 € 7.093,67 € 9.613,27 € 2.364,56 € 7.466,67 € 7.466,67 € 7.466,67 € 7.466,67 € 7.466,67 € 7.466,67 € 7.466,67 € 7.466,67 €
Sachliche Ausgaben 737,28 € 66,17 € 688,19 € 43,73 € 656,87 € 1.056,65 € 694,11 € 388,85 € 747,80 € 1.149,61 € 747,80 € 1.149,61 € 747,80 € 1.149,61 € 747,80 € 1.149,61 €
Unterhaltung Grundstick und bauliche Anlagen 3.726,02 € 0,00 € 1.736,09 € 0,00 € 2.502,28 € 9.953,65 € 2.684,80 € 3.317,88 € 1.450,00 € 2.950,00 € 1.450,00 € 2.950,00 € 1.450,00 € 2.950,00 € 1.450,00 € 2.950,00 €
laufende Ausgaben (Strom, Wasser, Abwasser, etc.) 7.366,38 € 5.928,54 € 2.455,46 € 1.976,18 € 9.661,76 € 8.383,20 € 8.855,88 € 7.366,60 € 3.855,88 € 7.366,60 € 9.124,51 € 7.705,47 €
Aufwendungen fiir Abschreibungen 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 2.623,67 € 0,00 € 874,56 € 0,00 € 3.148,41 € 0,00 € 3.148,41 € 0,00 € 3.148,41 € 0,00 € 3.148,41 €
Gesamtausgaben d‘e_r-.ainz:'e"ﬂenﬂbla:kte : 15.456,31€ 66,17 € 13.177,40€ 43,73 € 17.709,20€ 26.656,18€ 15.447,64€ 8.922,03€ 19.326,23€ 19.949,48€ 18.520,35€ 18.932,88€ 18.520,35€ 18.932,88€ 18.788,98€ 19.271,75€
GesamtgroRe in m’ 576 322 576 322 312 322 488 312 322 312 322 312 322 312 322
tatsachliche Auslastung der Objekte in nf 244 0 492 0 266 219 334 266 295 236 295 266 295 266 295
prozentuale Auslastung der Objekte 42% 0% 85% 0% 85% 68% 68% 85% 92% 85% 92% 85% 92% 85% 92%

~ Kalkulat. Kostendeckting bei 100 % Auslastung der Ob BV . RR T ERITA | TR

_prom .*F!."Jéf'f"@ﬁ?ﬂé;.%a.ﬁ! ,’;\.fﬂ':fiqbi’g),-“ 26,83€ 0,21€ 22,88€ 0,14 € 56,76 € 82,78€ 3:3‘1.65l_€.r i 61,94€ 61,95€ 59,36 € 58,80 € 59,36 € 58,80€ .60,22€ . & i 59.85€ 3
5:,’:3%3:::‘::;::“329“’“"”“ Erematidngenyon 5.563,52€ 964,32€ 9.650,79€ 0,00€ 11.177,44€ | 9.401,38€ 8.797,25€ 3.455,23€ 12.946,00€ | 16.850,00€ | 12.946,00€ | 16.850,00€ | 12.946,00€ | 16.850,00€ 12.946,00€ 16.850,00€
Ertréige aus der Ablosung vqn%éhc_leri:ost_bn i 4 0,00€ 0,00€ 0,00€ 0,00 € 0,00€ 2,232,47€ 0,00€ 744,16 € 0,00€ 2.678,96€ 0,00€ 2.678,96€ 0,00€ 2.678,96€ 0,00€ 2.678,96 €
Differenz zwischen Ertrdgen und Aufwendungen (im o
Zeitraum 2014 - 2016 auszugleichen) -9.892,79€ 898,15€ -3.526,61€ -43,73 € -6.531,76 € -15.022,33€ -6.650,39 € -4.722 .64 € > 6.650,39€ 4.722,64€

Gesamtausg. + Differenz aus Vorjahren je Gesamtflache

jéhrliche Benutzungsgebiihr, incl.
Verbrauchskosten, in€/m?

monatliche Benutzungsgebiihr in€/m*

7/7//////7////7/7/777/7/77777//7/7/7/77/7/7/7/7//7/7///7/7//7///7//7/7/7//7//7/7/7//7//7/7/7/7/777/7/777/7/7777;:;:.;:.Z2.’Z%

Kalkulation der Verbrauchskosten

erstellt am 15.01.2015

IST IST IST Durchschnitt PLAN PLAN PLAN Durchschnitt
Wirtschaftsjahr =~ 2011 : 2012 2013 2011-2013 2014 2015 2016 2014 - 2016
Vj.f_ﬂé!‘ls,ﬁabéﬁ AngSeﬁé;aBe Augustggstraﬁe Angse;?érzaﬁe Augustggstralle Angerstralte 52 Augustggstrarse Angerstrate 51/52 Augusl;;strarle AngerstraRe 52 Augustggstrarse Angerstrafie 52 Augustggstra&e Angerstraie 52 Augustggsiraﬂe Angerstrae 52 Augus!g;stra&e

laufende Ausgaben (Strom, Wasser, Abwasser ect.) 8.782,76€ 703,66€ | 8.63512€ |  861,80€ 0,00€ 0,00€ 5.805,96€ ||  521,82€ 0,00€ 0,00€ 0,00€ 0,00€ 0,00€ 0,00€ 0,00€ 0,00€
Gesamtgrofie in m’ 576 322 576 322 312 322 312 322 312 322 312 322 312 322
tatséchliche Auslastung der Objekte in nf 244 0 492 0 266 219 266 295 266 266 266 295

prozentuale Auslastung der Objekte 42% 0% 85% 0% 85% 68% 85% 92% 85% 83% 85% 92%

% 4 shabe 15,25 € 2,19€ 1499 € 268 € 0,00 € 0,00 € 0,00€ 0,00€ 0,00€ 0,00€ 0,00€ 0,00€
1.054,10€ 000€ | 1.44386€ | 000€ 0,00€ 0,00€ 832/65€ 0006 0,00€ 0,00€ 0,00€ 0,00€ 0,00€ 0,00€ 0,00€ 0,00€

Differenz zwischen Einnahme und Ausgabe (im Zeitraum *

2014 - 2016 auszugleichen) -7.728,66 € -703,66 € -7.191,26 € -861,80€ 0,00€ 0,00€ -4.973,31 € -521,82 € * 4973,31€ 521,82€

jahrliche Verbrauchskosten in€/m”
(Hinzurechnungsbetrag zu den Benutzungsgebiihren)
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Anlage 5

Satzung Uber die Erhebung von Benutzungsgebiihren fiir die Unterbringung
Obdachloser in der Stadt Kothen (Anhalt)

Aufgrund der §§ 1, 2, 5 und 13 des Kommunalabgabengesetzes des Landes Sachsen-
Anhalt (KAG LSA) in der Fassung der Bekanntmachung vom 13.12.1996 (GVBI. S. 405)
zuletzt gedndert am 02.02.2011 (GVBI. LSA S. 58) hat der Stadtrat der Stadt Kéthen {Anhalt)
in seiner Sitzung am 14.03.2013 folgende Geblihrensatzung beschlossen

§1
Gebiuhrenpflicht

(1) Die Stadt Koéthen (Anhalt) erhebt flr die Benutzung der Obdachlosenunterkiinfte
Benutzungsgebiihren. GebuUhrenpflichtig ist der Benutzer einer Unterkunft. Benutzen
mehrere Personen eine Unterkunft, so haften sie fir die GeblGhren als Gesamtschuldner.

(2) Voriibergehende Abwesenheit entbindet nicht von der Gebiihrenpflicht.

§2
Félligkeit der Gebiihren

(1) Die Geblhrenpflicht entsteht von dem Tag an, an dem das Benutzungsverhaltnis nach
§ 3 beginnt. Sie endet mit dem Tag der ordnungsgeméflen Raumung und Ubergabe der
Unterkunft an einen mit der Aufsicht und Verwaltung des Obdaches beauftragten
Bediensteten der Stadt Kthen (Anhalt) oder dem Tag der zwangsweisen Raumung.

{2) Die Benutzungsgebtihr wird durch Gebiihrenbescheid fesigesetzt. Die Benutzungsgebiihr
ist jeweils monatlich im Voraus, und zwar spéatestens bis zum 5. Werktag eines Monats an
die Stadtkasse Kothen (Anhalt) zu zahlen. Bei Neueinweisung ist die Benutzungsgebiihr fir
den laufenden Monat innerhalb von 5 Tagen nach der Zustellung des Gebiihrenbescheides
an die Stadtkasse Kothen (Anhalt) zu zahlen.

(3) Besteht die Geblhrenpfiicht nicht wéhrend des gesamten Monats, wird der einzelne
gebuhrenpflichtige Tag mit 1/30 der MonatsgebUhr berechnet. Am Tage der Umsetzung von
einer Unterkunft in eine andere Unterkunft ist nur die Tagesgebiihr flir die neue Unterkunft zu
entrichten.

§3

Gebuhrenberechnung

(1) Die Benutzungsgebiihr wird nach der Grundfliche der benutzten Raume berechnet, die
auf volle m? aufgerundet wird. Die Geblhrenséatze betragen je m2 und Monat

- im Obdach Angerstrafie 52 3,50 Euro je m? und
- im Obdach Augustenstrafie 63 4,50 Eure je m*

(2) In der Benutzungsgeblhr sind die verbrauchsabhingigen Kosten (Betriebskosten) wie
zum Beispiel fir Wasser, Abwasser, Fékalienentsorgung, Mullabfuhr und Strom im
Treppenhaus, Keller und Boden sowie bauliche Instandhaltungen enthalten.

{3) Soweit technisch mdglich, erfolgt die Lieferung elektrischer Energie aufgrund eines
zwischen den jeweiligen Nutzern der Unterkunft und eines frei wahlbaren Energieversorgers
selbst abzuschiieffenden Stromlieferungsvertrages. Die Stromkosten sind dann vom
Benutzer direkt an diesen Anbieter zu zahlen. Auftretende Probleme sind vom Nutzer selbst
mit dem Versorger zu regeln.





Anlage 5

{4) FUr die Nutzung der Notunterkunft im Obdach Augustenstrale 63 sind Geblhren in Hohe
von 1,50 Euro je Tag zuzlglich der Kosten der Reinigung der Unterkunft und der Beitwasche
zu entrichten. Dabei sind der Tag des Bezuges sowie der Tag der Rlickgabe der Unterkunft
als jeweils ein Tag zu berechnen.

§4
Riickstandige Geblihren
Ruckstandige Benutzungsgebihren unterliegen der Einziehung im
Verwaltungszwangsverfahren nach dem Verwaltungsvolistreckungsgesetz.
§5

BilligkeitsmaRnahmen

Anspriche der Stadt (Anhalt) aus dem Benuizungsverhdltnis kdnnen ganz oder teilweise
gestundet werden, wenn die Einziehung bei Félligkeit eine erhebliche Harte fir den
Schuldner bedeuten wiirde und der Anspruch durch die Stundung nicht gefahrdet erscheint.
Ist deren Einziehung nach Lage des Einzelfalles unbiilig, kbnnen sie ganz oder zum Teil
erlassen werden.

§5
Sprachliche Gleichstellung

Perscnen- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils in der weiblichen und ménniichen
Form.

§6

Inkrafttreten
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die

Satzung uber die Unterbringung Obdachloser in der Stadt Kéthen (Anhalt) vom 09.02.2001
aulter Kraft.

Kothen (Anhalt), den 15.03.2013

Kurt-Jirgen Zander
Oberburgermeister
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Anlage 6

1. Anderungssatzung zur Satzung {ber die Erhebung von Benutzungsgebihren flir die

Unterbringung Obdachloser in der $tadt Kothen (Anhalt)

Aufgrund der §§ 8 Abs. 1 und 45 Abs. 2 Nr. 1 des Kommunalverfassungsgesetz des Landes
Sachsen-Anhait (KVG LSA) vom 17.06.2014 (GVBI. L.SA S. 288) sowie den §§ 1, 2 und 5
des Kommunalabgabengesetzes des Landes Sachsen-Anhalt (KAG LSA) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 13.12.1996 (GVBI. LSA S. 405) zuletzt gedndert durch Gesetz vom
17.06.2014 (GVBI. LSA S. 288) hat der Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhalt) in seiner Sitzung

am 05.03.2015 folgende 1. Anderungssatzung zur Satzung Uber die Erhebung von

Benutzungsgeblhren fir die Unterbringung Obdachloser in der Stadt Kéthen (Anhalt)
beschlossen:

§1
Anderung der Satzung tiber die Erhebung von Benutzungsgebiihren fiir die
Unterbringung Obdachloser in der Stadt K6then (Anhait)

§ 2 Abs. 1 erhalt folgende Fassung:

.Die Geblhrenpflicht entsteht von dem Tag an, an dem das Benutzungsverhaitnis
nach §3 der Satzung Uber die Unterbringung Obdachloser in der Stadt Koéthen
(Anhalt) beginnt. Sie endet mit Ablauf des Tages der ordnungsgemafien Raumung
und Ubergabe der Unterkunft an einen mit der Aufsicht und Verwaltung des
Obdaches beauftragten Bediensteten der Stadt Kéthen (Anhalt) oder dem Tag der
zwangsweisen Raumung.®

§ 2 Abs. 2 Satz 3 erhalt folgende Fassung:

.Bei Neueinweisung ist die Benutzungsgeblhr fir den laufenden Monat innerhalb von
5 Tagen nach der Bekanntgabe des Gebilhrenbescheides an die Stadtkasse Kéthen
(Anhalt) zu zahlen."

§ 3 Abs. 1 erhélt folgende Fassung:
.Die Benutzungsgebiihr wird nach der Grundflache der benutzten Rdume berechnet,
die auf volle Quadratmeter aufgerundet wird. Die Gebiihrensitze betragen je
Quadratmeter und Monat

1. im Obdach Angerstralie 52 6,45 Euro und

2. im Obdach Augustenstrafie 63 6,34 Euro.”

Seite 1 von 2






1. Anderungssatzung zur Satzung {iber die Erhebung von Benutzungsgebiihren fir die
Unterbringung Obdachloser in der Stadt Kothen (Anhalt)

4, § 3 Abs. 4 Satz 1 erhalt folgende Fassung:
-FUr die Nutzung der Notunterkunft im Obdach Augustenstrale 63 sind GebGhren in
Hohe von 1,91 Euro je Tag zuziglich der Kosten der Reinigung der Unterkunft und
der Bettwasche zu entrichten.”

5. § 4 wird gestrichen,

6. 'Der bisherige ,§ 5 BilligkeitsmaRnahmen® wird ,§ 4 Billigkeitsmaiinahmen®. *Satz 1
erhalt folgende Fassung:
»Anspriche der Stadt (Anhalt) aus dem Abgabenschuldverhéltnis kénnen ganz oder
teilweise gestundet werden, wenn die Einziehung bei Falligkeit eine erhebliche Harte
fur den Schuldner bedeuten wirde und der Anspruch durch die Stundung nicht
geféhrdet erscheint.”

§2
Inkrafttreten
Diese Satzung tritt am 01.04.2015 in Kraft.
Kéthen (Anhalt), <DATUM>
Kurt-JUrgen Zander
Oberbirgermeister (Siegel)

Seite 2 von 2
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2.8

1. Anderung der Satzung Uber die
Unterbringung Obdachloser in der Stadt
Kothen (Anhalt)



Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Beschlussvorlage 2014132/6

Dezernat: Dezernat 3 aktuelles Gremium Sitzung am: 21.05.2015
Ortschaftsrat Baasdorf TOP: 28

Amt: Amt 32 offentlich Vorlagen-Nr.:
ja 2014132/6
Az.: erstellt am: 29.07.2014
Betreff

1. Anderung der Satzung iiber die Unterbringung Obdachloser in der
Stadt Kothen (Anhalt)

Beratungsfolge

Nr. [Gremium Ist-Termin |Ergebnis
1]11.05.2015: Ortschaftsrat Dohndorf 11.05.2015 |laut BV
2{12.05.2015: Ortschaftsrat Merzien 12.05.2015 |[laut BV
3(13.05.2015: Ortschaftsrat Arensdorf 13.05.2015 |laut BV
4118.05.2015: Ortschaftsrat Lobnitz an der Linde 18.05.2015 |[laut BV
5120.05.2015: Ortschaftsrat Wilknitz 20.05.2015 |entspr. prot. And.
6 (21.05.2015: Ortschaftsrat Baasdorf 21.05.2015 |laut BV
7 [28.05.2015: Sozial- und Kulturausschuss 28.05.2015 |laut BV
8(23.06.2015: Hauptausschuss 23.06.2015 |laut BV
9(02.07.2015: Stadtrat 02.07.2015 |laut BV

Beschlussentwurf

Der Stadtrat beschlief3t die nachfolgende 1. Anderungssatzung tber die Unterbringung
Obdachloser in der Stadt Kéthen (Anhalt)

Gesetzliche Grundlagen:

Darlegung des Sachverhalts / Begrundung

Das Kommunalverfassungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (KVG LSA) hat die alte
Gemeindeordnung abgeldst. Dies hat zur Folge, dass die Satzung tber die Unterbringung
Obdachloser in der Stadt Kothen (Anhalt) an die neue Rechtslage angepasst werden muss.



Auch in der Praxis haben sich Sachverhalte ergeben, die in die neue Obdachlosensatzung
integriert werden muissen:

Mit der 1. Anderung der Obdachlosensatzung (n. F.) soll erreicht werden, dass
Umsetzungen nach § 3 Abs. 4 der Satzung auch erfolgen kénnen, wenn einzelne Benutzer
der Einrichtungen untereinander strafbare Handlungen vornehmen oder androhen
vorzunehmen.

Eine klare Abgrenzung bei der Nutzung der einzelnen Unterkinfte in den Objekten
Angerstral3e 52 und Augustenstral3e 63 war bisher nicht méglich. In § 4 Abs. 1 der Satzung
n. F. ist nun eindeutig geregelt, welche Person das ausschlie3liche Recht zur Nutzung der
Uberlassenen und zugewiesenen Unterkunft besitzt und wer nicht. Ein eigenmachtiger
Wechsel der Unterkunft ist damit ausgeschlossen.

Weiterhin soll das Verbot der Vornahme von Veranderungen an der Unterkunft aus § 4 Abs.
4 Buchst. d der Satzung erweitert werden. Bisher sind nur Veranderungen innerhalb der
Unterkunft untersagt. Hier wird das Verbot auf die gesamte Unterkunftsanlage einschlie3lich
des Uberlassenen Zubehors erweitert.

Zu § 11 Ordnungswidrigkeiten:

Soweit schuldhafte Zuwiderhandlungen gegen Verbote und Gebote, die in der
Obdachlosensatzung geregelt sind, als Ordnungswidrigkeit mit einer GeldbulRe geahndet
werden sollen, sogenannte BuRgeldbewehrung, muss der Tatbestand der
Ordnungswidrigkeit genau und bestimmt in der Satzung angegeben werden. Bestimmte
Handlungen von Bewohnern der Einrichtungen, insbesondere im Obdach Angerstral3e 52,
sind in der Satzung a. F. nicht bu3geldbewehrt und somit ware eine Ahndung der
Ordnungswidrigkeit zwar moglich, aber rechtswidrig. Nach der Anpassung bzw.
Neuaufnahme der Tatbestéande ist eine Ahndung der Verstdze moglich und rechtmafig.



T
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Anlage 1

1. Anderungssatzung zur Satzung iiber die Unterbringung Obdachloser in der Stadt
Kdéthen (Anhalt)

Aufgrund der §§ 8 Abs. 1 und 45 Abs. 2 Nr. 1 des Kommunalverfassungsgesetzes des Lan-
des Sachsen-Anhalt (KVG LSA)} vom 17.06.2014 (GVBI. LSA S. 288) hat der Stadtrat der
Stadt Kéthen (Anhalt) in seiner Sitzung am 02.07.2015 folgende 1. Anderungssatzung zur
Satzung Uber die Unterbringung Obdachioser in der Stadt Kéthen (Anhalt) beschlossen:

§1
Anderung der Satzung iiber die Unterbringung Obdachloser in der Stadt Kéthen (An-
halt)

1. § 4 Abs. 1 erhilt folgende Fassung:
»(1)  Eine Unterkunft darf nur aufgrund einer Einweisungsverfiigung und nur von
der eingewiesenen Person ausschliellich zu Wohnzwecken genutzt werden. Der ein-
gewiesenen Person ist es untersagt, weitere Personen in der ihr zugewiesenen Un-
terkunft aufzunehmen.”

2. § 4 Abs. 2 erhélt folgende Fassung:
(2) Der Benutzer der Unterkunft ist verpflichtet, die ihm zugewiesenen Raume
samt dem Uberlassenen Zubehdr pfleglich zu behandeln.*

3. § 4 Abs. 4 lit. d erbélt folgende Fassung:
o) Um-, An- oder Einbauten sowie Installationen oder andere Veranderungen in

oder an der Unterkunft oder Unterkunftsanlagen einschliefllich des Uberiasse-
nen Zubehdrs vorzunehmen.”





§ 4 Abs. 9 erhilt folgende Fassung:

.(9) Bei schwerwiegende Verstdfle gegen die Benutzungsordnung oder wenn In-
standhaltungsarbeiten bzw. die Beseitigung von Schaden und dhnlichem ein Betreten
der Unterktinfte erforderlich machen, sind stadtische Bedienstete oder von der Stadt
Kothen (Anhalt) beauftragte Dritte berechtigt, die Unterkiinfte auch ohne Einwilligung
der Nutzungsberechtigten jederzeit zu betreten. in der Zeit von 22.00 bis 06.00 Uhr
(Nachtruhe) gilt dies nur bei Malnahmen, die keinen Aufschub dulden.”

§ 5 Abs. 2 erhélt folgende Fassung:

»(2) Der Benutzer ist verpflichtet, flir eine ordnungsgemafle Reinigung, ausrei-

chende Liftung und Heizung der Uberlassenen Unterkunft zu sorgen.*

§ 6 Abs. 2 erhélt folgende Fassung:

«{2) Neben den Regelungen dieser Satzung gilt in den Obdachlosenunterkinften
die Hausordnung fir die Ohbdachlosenunterkiinfte in der Stadt Kéthen (Anhalt) in der
jeweils gultigen Fassung, die auch fiir Besucher bindend ist.”

§ 11 erhélt folgende Fassung:

.8 11

Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig im Sinne des § 8 Abs. 6 des Kommunalverfassungsgesetzes des

Landes Sachsen-Anhait (KVG LSA) vom 17.06.2014 (GVBI. LSA S. 288) handelt, wer

vorsatzlich oder fahriassig entgegen

1. § 4 Abs. 1 Satz 1 die Unterkunft ohne Verfligung zur Unterbringung fUr die zu-
gewiesene Unterkunft oder zu anderen als Wohnzwecken benutzt,

2. § 4 Abs 1 Satz 2 weitere Personen in seiner zugewiesenen Unterkunft auf-
nimmt,
3. § 4 Abs. 2 die ihm zugewiesenen Rdume oder das (berlassene Zubehr nicht

pfleglich behandel,





10.

1.
12.

§ 4 Abs. 3 Veranderungen an der Unterkunft oder dem {iberlassenem Zubehor
vornimmi,

§ 4 Abs. 4 lit. a weitere Schilssel flr die Unterkunft anfertigt oder anfertigen
l&sst,

§ 4 Abs. 4 lit. b Haustiere in der Unterkunft oder Unterkunftsaniagen halt,

§ 4 Abs. 4 lit. ¢ in der Unterkunft oder auf dem Grundstliick aulerhalb vorge-
sehener Park-, Einstell- oder Abstellpldtze ein Kraftfahrzeug abstellt oder
SperrmUil oder sonstiger Unrat, der nicht zur Abholung bereitgestellt wird, ab-
lagert,

§ 4 Abs. 4 lit. d Um-, An- oder Einbauten oder Installationen oder andere Ver-
anderungen in oder an der Unterkunft oder Unterkunftsanlagen einschliefllich
des uberlassenen Zubehdrs vornimmt,

§ 4 Abs. 9 stédtischen Bediensteten oder von der Stadt Kéthen (Anhalt) beauf-
tragten Dritten den Zutritt zur Unterkunft verweigert, obwohl schwerwiegende
Verstofle gegen die Benutzungsordnung oder instandhaltungsarbeiten oder
die Beseitigung von Schiden und ahnlichem ein Betreten der Unterkiinfte er-
forderlich machen,

§ 5 Abs. 2 nicht flr eine ausreichende Reinigung oder Liftung oder Beheizung
der (berlassenen Raume sorgt,

§ 6 Abs. 2 die Hausordnung nicht beachtet,

§7 Abs 1 Satz 1 der Raumungspflicht nach Widerruf der Einweisungsverfi-
gung oder nach Wechsel seines Wohnsitzes nicht nachkommt.

Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer GeldbuBe bis zu 5.000 Euro geahndet wer-

den.

§2

Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 01.08.2015 in Kraft.

Kothen (Anhalt), 02.07.2015

Bernd Hauschild
Oberblirgermeister {Siegel)
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alte Fassung {a. F.)

Erlauterung

neue Fassung {n. F.) Anlage 2

Satzung liber die Unterbringung Obdachloser in
der Stadt Kothen (Anhait)

Aufgrund der §§ 6 Abs. 1, Satz 1, § 8 Nr. 1, 44
Abs. 3 Nr. 1 der Gemeindeordnung fir das Land
Sachsen-Anhalt (GO LSA) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 10.08.2009 {GVBI. LSA S
383) zuletzt gedndert am 30.11.2011 (GVBL. LSA S.
814) in der jeweils geltenden Fassung hat der
Stadtrat der Stadt Kéthen(Anhalt) in seiner Sitzung
am 14.03.2013 folgende Satzung beschlossen:

. Rechtsform und Zweckbestimmung der
Obdachlosenunterkiinfte

§1
Rechtsform/Anwendungsbereich/
Gemeinniitzigkeit

(1) Die Stadt Koéthen (Anhalt) betreibt die
Obdachlosenunterkiinfte in 06366 Kothen (Anhalt)
als voneinander getrennte &ffentliche Einrichtungen
in der Form nicht rechtsfahiger Anstalten des

offentlichen  Rechts. Sofern ein  dringendes
Bedirfnis besteht, kann die Siadt weitere
Unterkinflte anmieten oder errichten und

gegebenenfalls Unterklinfte schlieRen.

Beachte: KVG LSA »
Kommunalverfassungsgesetz des Landes Sachsen-
Anhalt

Keine Anderungen.
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Satzung liber die Unterbringung Obdachloser in
der Stadt Kéthen (Anhalt)

Aufgrund der §§ 8 Abs. 1 und 45 Abs. 2 Nr. 1 des
Kommunalverfassungsgesetz des Landes Sachsen-
Anhalt (KVG LSA) vom 17.06.2014 (GVBI. LSA S.
288) hat der Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhalt) in
seiner Sitzung am 14.03.2013 folgende Saizung
beschlossen:

. Rechtsform und Zweckbestimmung der
Obdachlosenunterklinfte

§1
Rechtsform/Anwendungsbereich/
Gemeinnitzigkeit

(1) Die Stadt Kothen (Anhailt) betreibt die
Obdachlosenunterkiinfte in 06366 Kothen (Anhalt)
als voneinander getrennte offentliche Einrichtungen
in der Form nicht rechtsfahiger Anstalien des

offentlichen Rechts. Sofern ein dringendes
Bedirfnis besteht, kann die Stadt weitere
Unterkinfte  anmieten oder erichten und

gegebenenfalls Unterkiinfte schlieflen.





alte Fassung {a. F.)

Erlauterung

neue Fassung (n. F.)

(2) Die Stadt Kothen (Anhailt) verfolgt mit der

Betreibung der Obdachlosenunterkiinfte
ausschiie®lich und unmittelbar gemeinnitzige
Zwecke im Sinne des Abschnitts

"Steuerbeglinstigie Zwecke" der Abgabenordnung
in der jeweils geltenden Fassung.

(3) Zweck der Betreibung der
Obdachlosenunterkiinfte ist die Forderung des
Wohlfahrtswesens. Der Satzungszweck  wird
insbesondere verwirklicht durch die Unterbringung
von Personen, die obdachlos sind oder sich in einer
aullergewohnlichen Wohnungsnotlage befinden.

(4) Die Einrichtungen sind selbstlos tatig. Sie
verfolgen nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche
Zwecke.

(5) Mittel der o. g. Einrichtungen dirfen nur fir die
satzungsmaligen Zwecke verwendet werden. Die
Stadt Kothen (Anhalt) als Trager der Einrichtungen
erhdlt keine Zuwendung aus Mitteln der
Einrichtungen. Es darf keine Person durch
Ausgaben, die dem Zweck der Kérperschaft fremd
sind oder durch unverhdlinismdflig hohe
Vergltungen beglinstigt werden.

(6) Obdachlosenunterkiinfte sind die  zur
Unterbringung von Obdachlosen von der Stadt
bestimmten Gebdude, Wohnungen und R&ume.
Obdach wird nur voribergehend gewahrt.

Keine Anderungen.

Keine Anderungen.

Keine Anderungen.

Keine Anderungen.

Keine Anderungen.
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(2) Die Stadt Kothen (Anhalt) verfolgt mit der

Betreibung der Obdachlosenunterkinfte
ausschlieflich und unmittelbar gemeinnitzige
Zwecke im Sinne des Abschnitts

"Steuerbegtinstigie Zwecke" der Abgabenordnung
in der jeweils gelienden Fassung.

(3) Zweck der Betreibung der
Obdachlosenunterkiinfte ist die Forderung des
Wohlfahrtswesens. Der Satzungszweck  wird
insbesondere verwirklicht durch die Unterbringung
von Personen, die ocbdachios sind oder sich in einer
aulergewdhnlichen Wohnungsnotiage befinden.

(4) Die Einrichtungen sind selbstlos tatig. Sie
verfolgen nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche
Zwecke.

(5) Mittel der o. g. Einrichtungen dirfen nur fir die
satzungsmafigen Zwecke verwendet werden. Die
Stadt Kothen(Anhalt) als Trager der Einrichtungen
erhdlt keine Zuwendung aus Mittein der
Einrichtungen. Es darf keine Person durch
Ausgaben, die dem Zweck der Korperschaft fremd
sind oder durch unverhalinismdRig hohe
Vergiitungen beglnstigt werden.

(6) Obdachlosenunterkiinfte  sind die  zur
Unterbringung von Obdachlosen von der Stadt
bestimmten Gebdude, Wohnungen und Raume.
Obdach wird nur vorlbergehend gewahrt.





alte Fassung (a. F.)

Erlauterung

neue Fassung (n. F.)

(7) Die Obdachiosenunterkiinfte unterstehen der
Aufsicht des Oberblrgermeisters der Stadt Kothen
{Anhalt}.

. Gemeinsame Bestimmungen fir die
Benutzung der Obdachlosenunterkiinfte

§ 2

Benutzungsverhaltnis und Einweisung

(1) Unterzubringende Perscnen werden durch
schriftliche Einweisungsverfiigung der Stadt Kéthen
(Anhalt) unter dem Vorbehalt des jederzeitigen
Widerrufs in  eine der oben genannten
Obdachlosenunterk(infte eingewiesen. Im
Ausnahmefall kann bei unmittelbar bevorstehender
oder bereits eingetretener Obdachlosigkeit die
Verfligung zunachst miindlich erteilt werden. Sie ist
unverziglich schriftlich nachzuholen.

(2) Es besieht kein Rechtsanspruch auf den Bezug
bestimmter Ra&ume und den sténdigen Verbleib in
der zugewiesenen Unterkunft.

(3} Die Pflicht der Benutzer, sich selbst um eine
angemessene Wohnung zu kiimmern, wird durch
die Einweisung in die Obdachlosenunterkunft nicht
berihrt.

Keine Anderungen.

Keine Anderungen.

Keine Anderungen.

Keine Anderungen.
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(7) Die Obdachiosenunterkiinfte unterstehen der
Aufsicht des Oberblirgermeisters der Stadi Kothen
(Anhalt).

ll. Gemeinsame Bestimmungen fiir die
Benutzung der Obdachlosenunterkiinfte

§2

Benutzungsverhaltnis und Einweisung

(1} Unterzubringende Personen werden durch
schriftliche Einweisungsverfiigung der Stadt Kéthen
(Anhalt) unter dem Vorbehalt des jederzeitigen
Widerrufs in  eine der oben genannten
Obdachlosenunterkiinfte eingewiesen. Im
Ausnahmefall kann bei unmittelbar bevorsiehender
oder bereits eingetretener Obdachlosigkeit die
Verfugung zundchst mindlich erteilt werden. Sie ist
unverzuglich schriftlich nachzuholen.

(2) Es besteht kein Rechtsanspruch auf den Bezug
bestimmter Raume und den standigen Verbleib in
der zugewiesenen Unterkunft.

(3) Die Pflicht der Benutzer, sich selbst um eine
angemessene Wohnung zu kiimmern, wird durch
die Einweisung in die Obdachlosenunterkunft nicht
berthrt.





alte Fassung (a. F.)

Erlauterung

neue Fassung (n. F.)

§3

Beginn und Ende der Nutzung; Umsetzung

(1) Das Benutzungsverhalinis beginnt mit dem
Zeitpunki, in dem der Benuizer die Unterkunft
bezieht oder aufgrund einer Einweisungsverfligung
nutzen kann.

(2) Das Benutzungsverhélinisses endet mit Ablauf
oder Widerruf der Einweisung oder mit Auszug des
Nutzers. Soweit die Unterkunft Uber den in der
Einweisung angegebenen Zeitpunkt hinaus benutzt
wird, endet das Benutzungsverhélinis mit der
Raumung der Unterkunft.

(3) Das Benutzungsrecht flir die zugewiesene
Unterkunft endet gleichfalls, wenn von dem
Nutzungsberechtigten die Unterkunft anger als vier
Wochen nicht genutzt wird.

(4) Die Stadt Kothen (Anhalt) kann jederzeit dem
Obdachlosen eine andere Unterkunft zuweisen,
wenn es aus Grinden der zweckmaéligen Belegung
oder im Interesse des Hausfriedens erforderlich ist
{(Umsetzung).

Keine Anderungen.

Keine Anderungen.

Keine Anderungen.

Keine Anderungen.
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§3

Beginn und Ende der Nutzung; Umsetzung

(1) Das Benutzungsverhdlinis beginnt mit dem
Zeitpunkt, in dem der Benutzer die Unterkunft
bezieht oder aufgrund einer Einweisungsverfligung
nutzen kann.

(2) Das Benutzungsverhéltnisses endet mit Ablauf
oder Widerruf der Einweisung oder mit Auszug des
Nutzers. Soweit die Unterkunft (ber den in der
Einweisung angegebenen Zeitpunkt hinaus benutzt
wird, endet das Benutzungsverhaltnis mit der
R&umung der Unterkunft.

(3) Das Benutzungsrecht flir die zugewiesene
Unterkunft endet gleichfalls, wenn von dem
Nutzungsberechtigten die Unterkunft langer als vier
Wochen nicht genutzt wird.

{4) Die Stadt Kbéthen (Anhait) kann jederzeit dem
Obdachlosen eine andere Unterkunft zuweisen,
wenn es aus Grinden der zweckmaligen Belegung
oder im Interesse des Hausfriedens erforderlich ist
(Umsetzung).





alte Fassung {a. F.)

Erlauterung

neue Fassung (n. F.)

§4
Benutzung der
Hausrecht

iiberlassenen Raume und

AuUr von den eingewiesenen Personern und pur Zu
Wehnzwecken benuizt werden. Dem Benutzer ist
mm%m@?%b@&@ﬁm?%mwmﬁxmﬁm
der Stadt verfigen; in seiner
Hnterkonfiaufzunehmen:

%%@%ﬁ@%%%%

(3) Veranderungen an der zugewiesenen
Unterkunft und dem Uberlassenen Zubehor sind
nicht erfaubt.

(4) Untersagt ist des Weiteren:

a) die Anfertigung von weiteren Schlisseln fir die
Unterkunft,

Mit der Anderung ist nun eindeutig geregelt, welche
eingewiesene Person das ausschlieflliche Recht
zur Nutzung der Gberlassenen und zugewiesene
Unterkunft besitzt und wer nicht. Ein
eigenméchtiger Wechsel der Unterkunft oder
Umzug in eine andere Unterkunft ist somit
ausgeschlossen.

Dem Benutzer wird im Regelfall ein leerer Raum
zur Verfigung gestellt, der tatsachlich den
Charakter einer Notunterkunit hat, Es ist daher
unverhaltnismaRig, ein Ubergabeprotokoll
anzufertigen und dem Benutzer die Durchflihrung
von Schonheitsreparaturen aufzuerlegen. Es
handelt sich insoweit auch nicht um ein privates
Miet- sondern um ein dffentlich-rechtliches
Nutzungsverhaltnis. Die Instandhaliung bzw. -
setzung der offentlichen Einrichtung ist Sache der
Stadt Kothen (Anhalt) und grundsatzlich bei der zu
erhebenden Benutzungsgebiihr zu beriicksichtigen.

Keine Anderungen.

Keine Anderungen.

Keine Anderungen.
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§4

Benutzung der uberlassenen Raume und
Hausrecht

(1) Eine Unterkunft darf nur augrund einer
Einweisungsverfiigung und nur von der
eingewiesenen Person ausschliefilich Zu

Wohnzwecken genuizt werden. Der eingewiesenen
Person ist es untersagt, weitere Personen in der ihr
Zugewiesenen Unterkunft aufzunehmen.

(2) Der Benuizer der Uniterkunft ist verpflichtet, die
ihm zugewiesenen Raume samt dem Uberlassenem
Zubehor pfleglich zu behandeln.

(3) Verdnderungen an der zugewiesenen
Unterkunft und dem Uberfassenen Zubehdr sind
nicht erlaubt.

(4) Untersagt ist des Weiteren:

a) die Anfertigung von weiteren Schilisseln fir die
Unterkunft,





alte Fassung {a. F.)

Erlauterung

neue Fassung (n. F.)

b} das Halten von Haustieren in der Unterkunft oder
den Unterkunftsanlagen,

¢} in der Unterkunft oder auf dem Grundstlick
aufterhalb vorgesehener Park-, Einstell- oder
Abstelipldtze ein Kraftfahrzeug abzustellen, sowie
Sperrmill oder sonstigen Unrat, der nicht zur
Abholung bereitgestellt wird, abzulagern,

d} Um,- An- und Emmbauten sowie Instailationen
oder andere Veranderungen in der Unterkunft
vorzunehmen.

(5) Die Stadt Kéthen (Anhalt}) kann von den in
Absatz 1, 3 und 4 genannten Verboten auf Antrag
Ausnahmegenehmigungen im Einzelfall erteilen.
Die Zustimmung kann grundsatzlich nur dann erteilt
werden, wenn der Benuizer eine Erklarung abgibt,
dass er die Haftung fur alle Schaden, die durch die
besonderen Benutzungen nach Absatz 1, 3 und 4
verursacht werden konnen, ohne Ricksicht auf
eigenes Verschulden Ubernimmt und die Stadt
insofern von Schadensersatzanspriichen Dritter
freistelli.

Keine Anderungen.

Keine Anderungen.

Hier soll das Verbot der Vornahme von

Veranderungen an der Unterkunft erweitert werden.

Bisher sind nur Veranderungen innerhalb der
Unterkunft untersagt. Hier wird das Verbot auf die
gesamte Unterkunftsaniage einschiiellich des
uberlassenen Zubehors erweitert.

Keine Anderungen.
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b} das Halten von Haustieren in der Unterkunft oder
den Unterkunftsanlagen,

¢) in der Unterkunft oder auf dem Grundsilick
aullerhalb vorgesehener Park-, Einsteli- oder
Abstelipldtze ein Kraftfahrzeug abzustellen, sowie
Sperrmill oder sonstigen Unrat, der nicht zur
Abholung bereitgestellt wird, abzutagern,

d) Um,- An- und Einbauten sowie Installationen
oder andere Verdnderungen in oder an der
Unterkunft oder Unterkunftsanlagen einschlieRlich
des Uberlassenen Zubehdrs vorzunehmen.

(5) Die Stadt Kothen (Anhalf) kann von den in
Absatz 1, 3 und 4 genannten Verboten auf Antrag
Ausnahmegenehmigungen im Einzelfall erteilen.
Die Zustimmung kann grundséatzlich nur dann erteilt
werden, wenn der Benutzer eine Erkldrung abgibt,
dass er die Haftung flr alle Schiden, die durch die
besonderen Benutzungen nach Absatz 1, 3 und 4
verursacht werden kdnnen, ohne Ricksicht auf
eigenes Verschulden Ubernimmit und die Stadt
insofern von Schadensersatzanspriichen Dritter
freistellt.





alte Fassung {a. F.)

Erlauterung

neue Fassung (n. F.)

(68) Die Zustimmung kann befristet und mit Auflagen
versehen erteilt werden. Die Zustimmung kann
widerrufen werden, wernn Auflagen oder sonstige
Nebenbestimmungen nicht eingehalten werden,
Hausbewohner oder Nachbarn belastigt oder die
Unterkunft bzw. das Grundstick beeintrachiigt
werden.

(7) Bei vom Benutzer chne Zustimmung der Stadt
Kéthen (Anhalt) vorgenommenen baulichen oder
sonstigen Verdnderungen kann die Stadt Kdthen
(Anhalt) diese auf Kosten des Benutzers beseitigen
und den friheren Zustand wiederherstellen lassen
(Ersatzvornahme).

(8) Die Stadt Kothen (Anhalt) kann dartiber hinaus
die erforderlichen Malnahmen ergreifen, um den
Zweck der Einrichtung zu gewahrleisten.

sind  stadiische Beauftragle  berechtigh mrm
Unterkinfle aush ohne  Einwilligung  der
Nutzungsberechtigten jederzeit zu betreten, wenn
m : _ Verstss dic
Benutzangsordrung  voflieger  eder  weRn
{nstandhaltungsarbeiten bzw.  die  soforlige
Besciigurg ven Schiden und ahnlichem; ein
Betreten der Unierkiinfte erorderlich maehen: In
der Zeit von 2200 — 06-00 Uhr {Nachirdhe) ist dies

Keine Anderungen.

Keine Anderungen.

Keine Anderungen.

(6) Die Zustimmung kann befristet und mit Auflagen
versehen erteilf werden. Die Zustimmung kann
widerrufen werden, wenn Auflagen oder sonstige
Nebenbestimmungen nicht eingehalten werden,
Hausbewohner oder Nachbarn belastigt oder die
Unterkunft bzw. das Grundstick beeintrachtigt
werden.

(7) Bei vom Benutzer ohne Zustimmung der Stadt
Kothen (Anhalt) vorgenommenen baulichen oder
sonstigen Veradnderungen kann die Stadt Kéthen
(Anhalt) diese auf Kosten des Benutzers beseitigen
und den friheren Zustand wiederhersiellen lassen
(Ersatzvornahme).

(8) Die Stadt Kéthen {Anhalt) kann dariiber hinaus
die erforderlichen Maflnahmen ergreifen, um den
Zweck der Einrichtung zu gewahrieisten.

redaktionelle Anderung - keine inhaltliche Anderung (9) Bei schwerwiegenden Verstdlen gegen die
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Benutzungsordnung oder wenn
Instandhaitungsarbeilen bzw. die Beseifigung von
Schaden und ahnlichem ein Betreten der Uniekunft
erforderlich machen, sind stadtische Bedienstete
oder von der Siadt Kothen (Anhall) beaufiragte
Dritte berechtigt, die Unterkiinfle auch ohne
Einwilligung der Nutzungsberechtigten jederzeif zu
betreten. In der Zeit von 22.00 - 06.00 Uhr
(Nachtruhe) gilt dies nur bei Mafinahmen, die
keinen Aufschub dulden.






alte Fassung (a. F.)

Erlduterung

neue Fassung {n. F.)

(10} Aus wichtigem Grund kann Besuchern das
Betreten einzelner Obdachlosenunterkiinfle auf Zeit
oder auf Dauer untersagt werden.

§5

Instandhaltung der Unterkiinfte

(1) Der Benutzer ist verpflichtet, die Stadt Kéthen
(Anhalt) unverziiglich von Schiaden am AuReren
und Inneren der Rdume in der zugewiesenen
Unterkunft zu unterrichten.

(2) Der Benutzer wverpflichiet sieh, fir eine
ordnungsgemafie Reinigung, ausreichende Liiftung
und Heizung der (berlassenen Unterkunft zu
sorgern.

(3) Die Stadt Kothen (Anhalt) wird die
Obdachlosenunterkinfte und Hausgrundstiicke in
einem ordnungsgemafien Zustand erhalten. Der
Benutzer ist nicht berechiigt, auftretende Mange!
auf Kosien der Stadt Kéthen {Anhalt) zu beseitigen.

§6

Hausordnungen

(1) Die Benutzer sind zur Wahrung des
Hausfriedens und Zur gegenseitigen
Riicksichtnahme verpflichtet.

Keine Anderungen.

Keine Anderungen.

redaktionelle Anderung

Keine Anderungen.

Keine Anderungen.
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(10) Aus wichtigem Grund kann Besuchern das
Betreten einzelner Obdachiosenunterkinfte auf Zeit
oder auf Dauer untersagt werden.

§5
Instandhaltung der Unterklinfte

(1) Der Benutzer ist verpflichtet, die Stadt Kothen
(Anhalt) unverziiglich von Schiden am AuReren
und Inneren der Ré&ume in der zugewiesenen
Unterkunft zu unterrichten.

(2) Der Benutzer ist verpflichiet , fiir eine
ordnungsgemalie Reinigung, ausreichende Liiftung
und Heizung der {berlassenen Unterkunft zu
sorgen.

(3) Die Stadt Kéthen (Anhalt) wird die
Obdachlosenunterkiinfte und Hausgrundstiicke in
einem ordnungsgemaRen Zustand erhalten. Der
Benutzer ist nicht berechtigt, auftretende Mangel
auf Kosten der Stadt Kéthen (Anhalt) zu beseitigen.

§6

Hausordnungen

(1) Die Benutzer sind zur Wahrung des
Hausfriedens und zur gegenseitigen
Ricksichtnahme verpflichtet.





alte Fassung (a. F.)

Erlauterung

neue Fassung (n. F.)

(2) Zur Aulrechierbaliung der Ordnung in den
el Obiel git die Einhal der
Hausordnung fur die Obdachlosenunterkinfte in der
Stadt Kdthen (Anhalt) in der jeweils glltigen
Fassung, die auch flr Besucher bindend ist.

§7
Ruckgabe der Unterkunft

(1) Die Obdachlosenunterkunft ist durch den
Benutzer unverzuglich zu rdumen, wenn

a) die Einweisung widerrufen wird,
b} der Benutzer seinen Wohnsitz wechselt.

Die Raumung der Unterkunft kann ersatzweise auf
Kosten und Risiko des Benutzers vorgenommen
werden, wenn der Benutzer die Raumung nicht
selbst in angemessener Frist vornimmt.

{2) Die Benutzer sind zum Verlassen der Unterkunft
verpflichtet, wenn sie eine andere Unterkunft
finden oder ihnen im Rahmen der begleitenden
sozialen Hilfe ein zumutbares Wohnverhaltnis
angeboten wird. Kommt der Benutzer der
Verpflichtung zum Verlassen der Unterkunft nicht
nach, endet das Benutzungsverhéitnis durch
Widerruf der Einweisung.

redaktionelle Anderungen

Keine Anderungen.

Keine Anderungen.
Keine Anderungen.

Keine Anderungen.

Keine Anderungen.
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(2) Neben den Regelungen dieser Satzung qilt in
den Obdachiosenunterkiinften die Hausordnung fir
die Obdachlosenunterkiinfte in der Stadt Koéthen
{Anhalt) in der jeweils gliltigen Fassung, die auch
flr Besucher bindend ist.

§7
Ruickgabe der Unterkunft

(1) Die Obdachlosenunterkunft ist durch den
Benutzer unverziiglich zu raumen, wenn

a) die Einweisung widerrufen wird,
b) der Benutzer seinen Wohnsitz wechsetlt.

Die Raumung der Unterkunft kann ersatzweise auf
Kosten und Risiko des Benutzers vorgenommen
werden, wenn der Benutzer die Raumung nicht
selbst in angemessener Frist vornimmt.

(2) Die Benutzer sind zum Verlassen der Unterkunft
verpflichtet, wenn sie eine andere Unterkunft
finden oder ihnen im Rahmen der begleitenden
sozialen Hilfe ein zumutbares Wohnverhaltnis
angeboten  wird, Kommt der Benutzer der
Verpflichtung zum Verlassen der Unterkunft nicht
nach, endet das Benuizungsverhaltnis durch
Widerruf der Einweisung.





alte Fassung {(a. F.)

Erlauterung

neue Fassung (n. F.)

{3) Wird die Unterkunft nicht volistdndig berdumt
zurickgegeben, ist die Stadt Koéthen (Anhall)
berechtigt, die bewegliche Habe auf Kosten des
Benutzers zu entsorgen.

§8

Personenmehrheit als Benutzer

(1) Wurde das Benutzungsverhaltnis fir mehrere
Personen gemeinsam begriindet, so haften diese
far alle Verpflichtungen aus diesem als
Gesamtschuldner.

(2) Erklarungen, deren Wirkung eine solche
Personenmehrheit bertthren, missen von oder
gegeniber allen Benutzern abgegeben werden.

§9
Haftung

(1) Die Benutzer haften fiir alle Schiden, die in den
ihnen Uberlassenen Raumen und in den
gemeinschaftlich genutzten Einrichtungen durch
Eigenhandlung oder Unterlassung oder durch
Handiung oder Unterlassung der in ihrer
Gemeinschaft lebenden Personen oder durch
Dritte, die sich mit threm Willen in der Unterkunft
aufhalten, schuldhaft verursacht werden.

Keine Anderungen.

Keine Anderungen.

Keine Anderungen.

Keine Anderungen,
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(3) Wird die Unterkunft nicht vollstidndig berdumt
zuriickgegeben, ist die Stadt Koéthen (Anhalt)
berechtigt, die bewegliche Habe auf Kosien des
Benutzers zu entsorgen.

§8

Personenmehrheit als Benutzer

(1) Wurde das Benutzungsverhilinis fiir mehrere
Personen gemeinsam begriindet, so haften diese
fir alle Verpflichtungen aus diesem als
Gesamtschuldner.

(2) Erklarungen, deren Wirkung eine soiche
Personenmehrheit berlihren, missen von oder
gegenlber allen Benutzern abgegeben werden.

§9
Haftung

(1) Die Benutzer haften fiir alle Schaden, die in den
ihnen Uberlassenen Raumen und in den
gemeinschaftlich genutzten Einrichtungen durch
Eigenhandlung oder Unterlassung oder durch
Handlung oder Unterlassung der in threr
Gemeinschaft lebenden Personen oder durch
Dritte, die sich mit threm Willen in der Unterkunft
aufhalten, schuldhaft verursacht werden.





alte Fassung {a. F.)

Erlauterung

neue Fassung (n. F.)

Dies gilt insbesondere dann, wenn technische
Anlagen oder Einrichtungen  unsachgemaf
behandelt, die Uberiassene Unterkunft nur
unzureichend geliftet, geheizt oder gegen Frost
geschitzt wird. Die Haftung Dritter wird davon nicht
berthrt. Die Kosten zur Beseitigung von Schaden
und Verunreinigungen, fur die der Benutzer haftet,
werden im Verwaltungszwangsverfahren
eingezogen.

(2) Far Personen- und Sachschdden, die den
Bewohnern der Unterkiinfie durch Dritte zugefiigt
werden, haftet die Stadt nicht. Dies gilt ebenfalls fiir
Schéaden, die sich die Benutzer einer Unterkunft
bzw. deren Besucher selbst gegenseitig zufligen.

§10
Verwaltungszwang

Flr den Fall, dass die Vorschriften dieser Satzung
nicht befolgt werden oder gegen sie verstoen wird,
kann der auf die Herstellung des
ordnungsgemafien Zustandes gerichtete
Verwaltungsakt gemdR des Gesetzes (ber die
offentliche Sicherheit und Ordnung (SOG LSA) in
Verbindung mit 8 70
Landesverwaltungsvolistreckungsgesetz mit den
Zwangsmitteln des § 54 SOG LSA durchgesetzt
werden.

Keine Anderungen.

Keine Anderungen.

Keine Anderungen.
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Dies gilt insbesondere dann, wenn technische
Anlagen  oder  Einrichtungen  unsachgemafl
behandelt, die Uberlassene Unterkunft nur
unzureichend gelUftet, geheizt oder gegen Frost
geschitzt wird. Die Haftung Dritter wird davon nicht
berlihrt. Die Kosten zur Beseiligung von Schéden
und Verunreinigungen, fiir die der Benutzer haftet,
werden im Verwaltungszwangsverfahren
eingezogen.

(2) FlUr Personen- und Sachschdden, die den
Bewohnern der Unterkiinfte durch Dritte zugefiigt
werden, haftet die Stadt nicht. Dies gilt ebenfalis flir
Schaden, die sich die Benutzer einer Unterkunft
bzw. deren Besucher selbst gegenseitig zufligen.

§10
Verwaltungszwang

Fir den Fall, dass die Vorschriften dieser Satzung
nicht befolgt werden oder gegen sie verstofien wird,
kann der auf die Herstellung des
ordnungsgemalien Zustandes gerichtete
Verwaltungsakt gemalR des Gesetzes Uber die
offentliche Sicherheit und Ordnung (SOG LSA) in
Verbindung mit § 70
Landesverwaltungsvolistreckungsgesetz mit  den
Zwangsmitteln aus § 54 SOG LSA durchgesetzt
werden.





alte Fassung (a. F.)

Erlauterung

neue Fassung (n. F.}

§11
Ordnungswidrigkeiten

1) Ordrungswidrig im Sinne der §§ 6 Abs 1 Salz
1 § & Nt der Gemeindeordnung fur das kand
Sachsen-Anhalt (GO LSA} in der Fassupg der
Bekanntmachung vom 10-08:2000 (GVBL L8A &:
383} zuletzt gedndert am 3012041 (GVBLL LSA &
8143 e 85 2 whd 5 des

Bekanntmachung vom 13-12-1896 (GVBL S: 405)
zulelzt gedndert am 02022011 (GVBL LSA & 58)
upd  Bmr § 35 des  Geselzes  ber
Ordnungswidrigkeiten (OWIG) in der Fassung der
Bekanntrrashung vom 19-821987
handelt, wer-entgegen

4 § 4 Abs: 1 Saiz 1 die Unlerkunft zy anderen als
Wohnzwecken-benutzt;

m;mbgm'#%wnmmmmmmvmﬁm%%mvmﬁ
keine mmﬁmﬁm%xoﬁ.r%

3: § 4 Abs: 2 die zugewiesenen Raume nicht
pHeglich-behandelt:

1. Anpassung an das Kommunalverfassungsgesetz
des Landes Sachsen-Anhalt

2. Das Kommunalabgabengesetz des Landes
Sachsen-Anhalt greift hier als Rechtsgrundlage
nicht, da dieses Gesetz die Erhebung kommunalen
Abgaben (Steuern, Geblihren und Beitrdge) regeit
und nicht etwa die Ahndung von
Ordnungswidrigkeiten.

Soweit schuldhafte Zuwiderhandlungen gegen
Verbote und Gebote, die in der
Obdachlosensatzung geregelt sind, als
Ordnungswidrigkeit mit einer Geldbufie geahndet
werden sollen {sogenannte BulRgeldbewehrung),
muss der Tatbestand der Ordnungswidrigkeit
genau und bestimmt in der Satzung angegeben
werden. Bestimmte Handiungen von Bewohnern
der Einrichtungen sind in der aktuellen Fassung der
Satzung nicht bufigeldbewehrt und somit wére eine
Ahndung der Ordnungswidrigkeit nicht mdglich.
Nach der Anpassung bzw. Neuaufnahme der
Tatbesténde ist eine Ahndung der Verstole
mdglich.
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§ 11
Ordnungswidrigkeiten
Ordnungswidrig im Sinng des § 8 Abs. 6 des

Komrmunalverfassungsgesetz des Landes Sachsen-
Anhalt (KVG LSA) vom 17.06.2014 (GVBI. LSA S.
288} handelt, wer vorsatziich oder fahrldssig

entgegen

1. §4 Abs. 1 Satz 1 die Unterkunft ohne Verfigung
zur Unterbringung fir die zugewiesene Unterkunft
oder zu anderen als Wohnzwecken benutzt,

2. § 4 Abs. 1 Satz 2 weitere Personen in seiner
zugewiesenen Unterkunft aufnimmt,

3. § 4 Abs. 2 die ihm zugewiesenen Raume oder

das Uberlassene Zubehtr nicht pfleglich behandelt

4. § 4 Abs. 3 Veranderungen an der Unterkunft und





alte Fassung {a. F.)

Erlauterung

neue Fassung (n. F.)

4 § 4 Abs- 3 Verdnderungen an der Unterkanft
worAimmt
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5 § 4 Abs. 4 lit. a weitere Schlissel fir die

@':ﬁm%c:m anfertigt oder anfertigen 18sst,

Grundstiick auiterhalb vorgesehener Park-, Einstell
oder Abstellpldtze ein Krafifahrzeug abstelll sowie
Sperrmili oder sonstiger Unrat, der nicht zur
Abholung bereitgestellt wird, ablagert,

Installationen oder andere Verdnderungen in oder
an der Unterkunft oder Unterkunftsanlagen
einschliefllich  des  (Uberlassenen  Zubehbrs
varnimmt

9. § 4 Abs. 9 stadtischen Bediensteten oder von der
Stadt Kdthen (Anhalt) beaufiragten Dritten den
Zutritt  zur  Unterkunft  verweigert, obwohl
schwerwiegende Verstolle gegen die
Benutzungsordnung oder Instandhalfungsarbeiten
oder die Beseitigung von Schiden und dhnlichem
ein Betreten der Unterkiinfte erforderlich machen,

10. § 5 Abs. 2 nicht flir eine ausreichende

Reinigung oder Liftung oder Beheizung der
tiberlassenen Raume sorat,






alte Fassung {a. F.) Erlauterung neue Fassung {n. F.)

11. § 6 Abs. 2 die Hausordnung nicht beachtet, die
zur Aufrechierhaliung der Ordnung in den einzelnen
Objekten gilt und auch fur Besucher bindend ist,

Widerruf der Einweisungsverfliigung oder nach
Wechsel seines Wohnsitzes nicht nachkommt.

3-Ordnungswidrig-handelt-aueh-wer Absatz 2 ist in § 11 n. F. eingearbeitet und kann

deshalb entfallen.

2. den Verboten des § 4 Abs: 4 der Salzung
zuwiderhandelt

Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbulle Die Hohe der GeldbuRRe wird gemaft der Vorgabe Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbule
bis zu 2:560 Euro geahndet werden. aus § 8 Abs. 6 KVG LSA geéndert. Dabei soll der  bis zu 5.000 Euro geahndet werden.

gesetzliche Rahmen ausgeschépft werden, um so

auch auf massive Versttfle angemessen reagieren

zu kénnen.
lli. Gebiihren fiir die Benutzung der ll. Gebiihren fir die Benutzung der
Obdachlosenunterkiinfte Obdachliosenunterkiinfte
§12 §12
Geblihrenpflicht Gebuhrenpflicht

Seite 14 von 15





alte Fassung {a. F.)

Eriduterung

neue Fassung (n. F.)

(1) Die Stadt Kothen (Anhalt) erhebt fir die
Benutzung der Obdachlosenunterkiinfte
Benutzungsgebihren. Die Hohe ergibt sich aus der
jeweils geltenden Gebiithrensatzung fir die
Benutzung der Obdachlosenunterkiinfte in der
Stadt Kothen (Anhalt).

IV. Schlussbestimmungen

§13
Sprachliche Gleichstellung

Personen- und Funktionsbezeichnungen gelten
jeweils in der weiblichen und méannlichen Form.

§ 14 Inkrafitreten

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer
Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die
Satzung Uber die Unterbringung Obdachioser in der
Stadt Kothen (Anhalt) vom 09.02.2001 auRer Kraft.

Keine Anderungen.

Keine Anderungen.

Keine Anderungen.
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(1) Die Stadt Kothen (Anhalt) erhebt fur die
Benutzung der Obdachlosenunterkiinfte
Benutzungsgebtihren. Die Hohe ergibt sich aus der
jeweils geltenden Geblhrensatzung flr die
Benutzung der Obdachlosenunterkiinfte in der
Stadt Kothen (Anhalt).

IV. Schlussbestimmungen

§13
Sprachliche Gleichstellung

Personen- und Funktionsbezeichnungen gelten
jeweils in der weiblichen und ménnlichen Form.

§ 14 inkrafttreten

Diese Satzung fritt am Tage nach ihrer
Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die
Satzung Uber die Unterbringung Obdachioser in der
Stadt Kothen (Anhalt) vom 09.02.2001 auBer Kraft.
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Rechtsformwechsel KOWISA



Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Beschlussvorlage 2015060/3
Dezernat: OB aktuelles Gremium Sitzung am: 21.05.2015
Ortschaftsrat Baasdorf TOP: 29
Amt: Amt 20 offentlich Vorlagen-Nr.:
ja 2015060/3
Az.: erstellt am: 20.04.2015
Betreff
Rechtsformwechsel KOWISA
Beratungsfolge
Nr. [Gremium Ist-Termin |Ergebnis
1]11.05.2015: Ortschaftsrat Dohndorf 11.05.2015 |laut BV
2 (20.05.2015: Ortschaftsrat Wiilknitz 20.05.2015 |laut BV
3(21.05.2015: Ortschaftsrat Baasdorf 21.05.2015 |laut BV
4(23.06.2015: Hauptausschuss 23.06.2015 |laut BV
5(02.07.2015: Stadtrat 02.07.2015 |laut BV

Beschlussentwurf

1. Dem Rechtsformwechsel

KVG LSA zugestimmit.

2. Der Oberbirgermeister ist ermachtigt, auf der Gesellschafterversammlung der KOWISA
KG dem Rechtsformwechsel zuzustimmen und alle fur die Durchfihrung notwendigen

Erklarungen abzugeben und Handlungen vorzunehmen.

Kommunalwirtschaft Sachsen-Anhalt GmbH & Co.
Beteiligungs-KG (KOWISA KG) nach 88 190 ff. Umwandlungsgesetz (UmwG) von einer
Gesellschaft mit beschrankter Haftung & Compagnie Kommanditgesellschaft (GmbH & Co.
KG) in eine Gesellschaft mit beschréankter Haftung (GmbH) wird gemal § 45 Abs. 2 Nr. 9




Gesetzliche Grundlagen:

Darlegung des Sachverhalts / Begrindung

Im Jahr 2013 erfolgte eine Anderung des Koérperschaftsteuergesetzes in Bezug auf Anteile
an Kapitalgesellschaften von weniger als 10 % (sogenannte Streubesitzanteile). Diese
Anderung betrifft auch die Besteuerung der von Kommunen gehaltenen Anteile an
Personengesellschaften und bewirkt, dass die Gesellschafter der KOWISA KG einer
zusatzlichen Kdrperschaftsteuerbelastung auf ihren anteiligen Gewinn unterliegen.

Daher soll durch den Wechsel der Rechtsform der jetzigen KOWISA KG in eine
Kapitalgesellschaft in der Rechtsform der GmbH diese Korperschaftsteuerbelastung wieder
auf die bis zur Gesetzesanderung mafigebliche GréRenordnung zuriickgefiihrt werden. Die
Umwandlung der Gesellschaft von einer Personen- in eine Kapitalgesellschaft ist dazu ein
geeignetes Mittel, weil dadurch eine Anderung der Besteuerungssystematik eintritt. Diese
bewirkt, dass nach dem Rechtsformwechsel einerseits die steuerlichen Gewinne der
Gesellschaft ausschlief3lich bei dieser besteuert werden und nur die Ausschittungen bei den
Gesellschaftern einer Besteuerung unterliegen, und andererseits die Beteiligung der Stadte
und Gemeinden an der KOWISA steuerlich in deren hoheitlichen Bereich fallt, so dass von
den kommunalen Gesellschaftern empfangene Ausschittungen nicht
korperschaftsteuerpflichtig sind.

Gesellschaftsrechtlich setzt der vorgesehene Rechtsformwechsel die Zustimmung aller
Gesellschafter auf der Gesellschafterversammlung der jetzigen KOWISA KG voraus.
Kommunalrechtlich muss der Stadtrat Uber die Zustimmung zum Rechtsformwechsel
beschlieRen. Dieser Beschluss ist durch den Hauptverwaltungsbeamten umzusetzen.

Die kommunalrechtlich gem. 8§ 135 Abs. 1 KVG LSA erforderliche Analyse der Vor- und
Nachteile eines Rechtsformwechsels und dessen Auswirkungen, die auch bei der
Kommunalaufsichtsbehérde vorzulegen ist, wurde durch die KOWISA KG fir alle
gemeindlichen Gesellschafter erstellt.

Im Einzelnen stellt sich der Sachverhalt wie folgt dar:

1. Ausgangssituation

Die Stadt Kdthen (Anhalt) ist mit einem Anteil von 0,204 %, dies entspricht 270 Punkten, als
Kommanditist an der Kommunalwirtschaft Sachsen-Anhalt GmbH & Co. Beteiligungs-KG
(KOWISA KG) beteiligt.

Die Beteiligung der Kommune resultiert aus der Einlage von Anteilen an der MEAG, jetzt
enviaM AG, sowie an der MIDEWA der ehemaligen Gemeinden Baasdorf, Dohndorf und
Wiilknitz, die diesen im Rahmen des Wiedervereinigungsprozesses auf der Grundlage von 8
4 Abs. 2 Kommunalvermdgensgesetz vom 6. Juli 1990 zugeordnet worden waren. Durch
Ubertragung des Wertes der Einlage in das gesellschaftsvertraglich geregelte Punktesystem
der KOWISA KG wurde die jetzt bestehende Punktzahl der Stadt Kothen (Anhalt) ermittelt.
An diese sind die Stimmrechte sowie die Beteiligung am Vermdgen und an den
Ausschuttungen der Gesellschaft geknupft.

Steuerrechtlich stellt die Beteiligung an der KOWISA KG fir die Stadt Kéthen (Anhalt) einen
eigenen Betrieb gewerblicher Art da, da es sich bei der Beteiligung an der KOWISA KG um
eine Beteiligung an einer Personengesellschaft handelt.



Dies hat zur Folge, dass bei einem Jahresiberschuss der KOWISA KG fir die Betriebe
gewerblicher Art der beteiligten Kommunen grundsatzlich korperschaftsteuerpflichtige
anteilige Gewinne aus der Beteiligung an der KOWISA KG entstehen. Auf den anteiligen
Gewinn ist dann Koérperschaftsteuer (inklusive Solidaritdtszuschlag) in Hohe von 15,825 %
zu entrichten.

Aufsichtsrat wie auch Gesellschafterversammlung der KOWISA KG sind Uber die
zusatzliche Belastung der Kommunen mit Kdrperschaftsteuer informiert worden und haben
den Auftrag zur Prifung erteilt, ob, wie und in welchem Umfang die Steuerbelastung wieder
auf das MaR vor Anderung des Korperschaftsteuergesetzes zuriickgefuihrt werden kann.

Die Prifung verschiedener Modelle durch die Geschaftsfuhrung der KOWISA KG flhrte zu
dem Ergebnis, dass eine Anderung der Rechtsform in eine Kapitalgesellschaft die
geeignetste Moglichkeit darstellt, die Steuerbelastung der Kommunen zuriickzufihren. Sie
ist nachhaltig und beeintrachtigt nicht die wirtschaftliche Starke der KOWISA.

2. Auswirkungen eines Wechsels der Rechtform in eine GmbH

Zivilrechtlich erfolgt ein Rechtsformwechsel nach 88 190 ff. UmwG identitatswahrend.

Die KOWISA erhélt nur ein neues rechtliches Kleid. Die Identitat der Gesellschaft und ihre
rechtlichen Beziehungen werden nicht geandert. Dieselben Anteilseigner sind weiterhin an
denselben Vermdgensrechten beteiligt.

Die Struktur der Gesellschaft, ihre Beteiligungen an den Gesellschaften der KOWISA-
Gruppe, ihre Geschaftstatigkeit und insbesondere die Stellung der Gesellschafter der
KOWISA sowie deren Beteiligungsverhaltnisse bleiben weitgehend unberuhrt, insbesondere
das bisherige Punktesystem wird unverandert tibernommen.

Die Stadt Kéthen (Anhalt) ist auch nach dem Rechtsformwechsel mit den gleichen Rechten
in H6he von 0,204 % (270 Punkten) an der KOWISA beteiligt.

Um fir die aus einem Rechtsformwechsel auf Ebene der Kommunen anfallende
Steuerbelastung die notwendige Sicherheit zu bekommen, wurde durch die KOWISA KG
eine verbindliche Auskunft des Finanzamtes Magdeburg eingeholt. Die Verbindliche
Auskunft ist nur gultig fir einen Rechtsformwechsel, der im Jahr 2015 beschlossen und zur
Eintragung ins Handelsregister angemeldet wird.

Um zu gewabhrleisten, dass der Rechtsformwechsel noch mit steuerlicher Ruckwirkung ftr
das Jahr 2015 erfolgen kann, ist es dartber hinaus zwingend erforderlich, dass die
Beschlussfassung in der Gesellschafterversammlung der KOWISA KG und die Anmeldung
zur Eintragung in das Handelsregister bis zum 31.08.2015 vorgenommen werden. Bei einer
spateren Anmeldung wirkt sich der Rechtsformwechsel steuerlich erst ab dem Jahr 2016
aus. Die beschriebene Entlastung von der Koérperschaftsteuer tritt dann auch erst ab 2016
ein.

Aus der verbindlichen Auskunft geht hervor, dass die KOWISA KG nach den zivilrechtlichen
Vorschriften in  eine  GmbH umgewandelt werden kann. Weiterhin darf der
Rechtsformwechsel unter Fortfiihrung der bisher in den Bilanzen der KOWISA KG fir die
Vermoégensgegenstande und Schulden angesetzten Werte durchgefiihrt werden, so dass es
im Rahmen des Rechtsformwechsels nicht zu einer Aufdeckung gegebenenfalls
bestehender stiller Reserven und deren Besteuerung kommt. Bei einer Verau3erung der
Beteiligung an der KOWISA durch einen Gesellschafter vor Ablauf von sieben Jahren nach



dem Rechtsformwechsel wird bei dem betroffenen Gesellschafter rickwirkend ein
sogenannter Einbringungsgewinn besteuert.



Des Weiteren resultiert aus dem Rechtsformwechsel mdglicherweise eine Einmalbelastung
der Kommunen mit Kapitalertragsteuer. Diese entfallt auf die in den Vorjahren aus nicht
ausgeschitteten Jahrestuberschiissen gebildeten Riicklagen. Durch den Rechtsformwechsel
gelten diese steuerlich als ausgeschuttet. Die Einmalbelastung liegt nach Berechnungen des
Steuerberaters der KOWISA KG fir die Stadt Kéthen (Anhalt) bei ca. 45 EUR/Punkt.

Die KOWISA GmbH wird nach Durchfiihrung des Rechtsformwechsels den Kommunen
diese Einmalbelastung im Rahmen einer Sonderausschittung ausgleichen.

Durch die mit dem Rechtsformwechsel verbundene Anderung der Besteuerungssystematik
entfallt fir die Gesellschafter die Erstattung der so genannten anrechenbaren Steuern.
Durch diese Erstattung, die in der Vergangenheit erheblich schwankte, flossen den
Kommunen (brutto) zusatzlich zu der festen Ausschittung der KOWISA KG Betrage in Hohe
von 1,71 EUR/Punkt im Jahr 2006 bis 52,65 EUR/Punkt im Jahr 2012 zu.

Es ist vorgesehen, die regulare jahrliche Ausschittung an die Gesellschafter von derzeit
brutto 65 EUR/Punkt auf brutto 110 EUR/Punkt zu erhohen, sofern die wirtschaftliche
Entwicklung der KOWISA GmbH eine Ausschiittung in dieser Hohe zulasst. Durch diese
Erhéhung soll auch der Wegfall der Steuererstattungen kompensiert werden. Gleichzeitig
wird durch das Entfallen der jahrlichen Schwankungen die Planungssicherheit fir die
kommunalen Haushalte erhéht. Zu dieser Erh6hung gibt es bereits einen
Grundsatzbeschluss des Aufsichtsrates der KOWISA KG.
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Anlage -1

Anlage 1 zum Beschlussvorschlag: Erlduterung der steuerlichen Details

1. Ausgangssituation

Steuerrechtlich stellt die Beteiligung an der KOWISA KG fiir die Stadt Kéthen (Anhalt) einen
eigenen Betrieb gewerblicher Art da, da es sich bei der Beteiligung an der KOWISA KG um
eine Beteiligung an einer Personengesellschaft handelt.

Neben der Stadt Kéthen (Anhalt) sind derzeit noch weitere 189 Kommunen aufgrund einer
Einlage von Anteilen an einem der Regionalversorgungsunternehmen sowie die Stadtwerke
Hettstedt GmbH als Kommanditisten Gesellschafter der KOWISA KG. Der groRte Komman-
ditist ist dabei mit 3,56 % an der KOWISA KG beteiligt. Einziger personlich haftender Gesell-
schafter (Komplementér) ist die Kommunalwirtschaft Sachsen-Anhalt Verwaltungs-GmbH,
deren einziger Gesellschafter der Stadte- und Gemeindebund Sachsen-Anhalt e.V. ist.

Die KOWISA KG hat die eingelegten Anteile an den Regionalversorgungsgesellschaften in
zwei Tochtergesellschaften, der KBM Kommunale Beteiligungsgesellschaft an der envia Mit-
teldeutsche Energie AG und der KBA Kommunale Beteiligungsgesellschaft an der Avacon
AG gebiindelt. Diese empfangen als Anteilseigner die entsprechenden Dividenden der Regi-
onalversorger. Bei der KBM ist die KOWISA KG Alleingesellschafter, bei der KBA halt sie
eine Mehrheitsbeteiligung von 61,15 %.

Daneben ist die KOWISA zu 25,1 % an der Gesellschaft fiir Organisation und Informations-
verarbeitung Sachsen-Anhalt mbH (GISA) und zu 28,82 % an der MIDEWA Wasserversor-
gungsgesellschaft in Mitteldeutschland mbH (MIDEWA) beteiligt.

Das Jahresergebnis (Jahresliberschuss/ Jahresfehlbetrag) der KOWISA KG resultiert im
Wesentlichen aus den Beteiligungsertréagen, die sie durch die Ausschiittungen der KBM, der
KBA und der GISA erzielt. Der Jahresiberschuss der Gesellschaft und die darin enthaltenen
Beteiligungsertrége stellen sich flir den Zeitraum 2011-2013 z.B. wie folgt dar:

Jahresiberschuss Beteiligungsertrage

2011 12,8 Mio. EUR 11,9 Mio. EUR
2012 25,1 Mio. EUR 25,3 Mio. EUR
2013 19,6 Mio. EUR 20,4 Mio. EUR

Als Personengesellschaft ist die KOWISA KG selbst nicht einkommen- bzw. kérperschafts-
teuerpflichtig, sondern ihr steuerrechtlicher Gewinn wird allen Gesellschaftern entsprechend
der Beteiligungsquote an der KOWISA KG anteilig zugerechnet und unterliegt dann bei die-
sen der Besteuerung. Dies gilt unabhéngig davon, ob der Gewinn ausgeschttet wird oder
nicht!

Der auf die Stadt Kéthen (Anhalt) entfallende anteilige steuerrechtliche Gewinn unterliegt bei
ihrem Betrieb gewerblicher Art ,Beteiligung an der KOWISA KG" der Kérperschaftsteuer, da
Betriebe gewerblicher Art kdrperschaftsteuerpflichtig sind.

Bis einschlie3lich 2012 ergab sich daraus jedoch in der Regel keine tatsachliche Korper-
schaftsteuerbelastung. Bei der Ermittlung des steuerrechtlich maRgeblichen Gewinns aus
dem Jahresergebnis der KOWISA KG durften bis dahin die Ertradge aus den Ausschiittungen
der KBA, KBM und GISA zu 95 % wieder herausgerechnet werden (§ 8b KStG). Da das Jah-
resergebnis jedoch hauptsachlich aus diesen Ausschiittungen resultierte, bewirkte das Her-
ausrechnen, dass als Ergebnis der Ermittlung in der Regel kein korperschaftsteuerlich maf-
geblicher Gewinn der Kommune zuzurechnen war und somit auch keine Kérperschaftsteuer
anfiel.





Seit Marz 2013 ist jedoch eine geénderte kérperschaftsteuerliche Rechtslage mafigeblich (§
8b Abs. 4 KStG). Danach darf die zuvor beschriebene Kiirzung bei der Ermittiung des Ge-
winns nur dann erfolgen, wenn die Beteiligung an der Gesellschaft, die die herausrechenba-
ren Ausschlttungen vornimmt, mindestens 10 % betragt. Dies gilt auch fiir Beteiligungen, die
nur mittelbar Uber die Beteiligung an einer Personengesellschaft gehalten werden.

Somit musste die Stadt Kothen (Anhalt) Uber ihre Beteiligung an der KOWISA KG durchge-
rechnet zu mindestens 10 % an der KBA, KBM bzw. GISA beteiligt sein, damit bei der Ermitt-
lung des anteiligen steuerrechtlichen Gewinns weiterhin die Ertrage aus den Ausschittungen
dieser Gesellschaften zu 95 % herausgerechnet werden dlirfen. Da jedoch allein die Beteili-
gung an der KOWISA KG lediglich 0,204 % betragt, ist dies nicht gegeben. Auch alle ande-
ren kommunalen Anteilseigner erfiillen diese Voraussetzung nicht. Daher entfallt ab 2013 flr
alle an der KOWISA KG beteiligten Kommunen die Herausrechnung der Beteiligungsertrége
bei der Ermittlung des anteiligen steuerrechtlichen Gewinns.

Dies hat zur Folge, dass bei einem Jahresliberschuss der KOWISA KG fiir die Betriebe ge-
werblicher Art der beteiligten Kommunen grundsatzlich kérperschaftsteuerpflichtige anteilige
Gewinne aus der Beteiligung an der KOWISA KG entstehen. Auf den anteiligen Gewinn ist
dann Kérperschaftsteuer (inklusive Solidaritdtszuschlag) in Hohe von 15,825 % zu entrich-
ten. Bei dem Betrieb gewerblicher Art ,Beteiligung an der KOWISA KG" der Stadt Kéthen
(Anhait) fiel vor der Gesetzesédnderung zum Beispiel flir das Jahr 2011 und fir das Jahr 2012
keine Kdrperschaftsteuer an, wohingegen die Korperschaftsteuerbelastung nach der Ande-
rung des Korperschaftsteuergesetzes flir das Jahr 2013 rund TEUR 6 betragt.

Nicht verandert hat sich dabei die von der Kérperschaftsteuerpflicht unabhangige Pflicht der
Kommunen, auf Ausschittungen der KOWISA KG und die Erstattung sogenannter anre-
chenbarer Steuern Kapitalertragsteuer zu entrichten, sofern bestimmte Gewinngrenzen
tberschritten werden.

Um schon fur das Jahr 2014 die kdrperschaftsteuerliche Belastung fir die Geselischafter der
KOWISA KG so gering wie mdglich zu halten, wurden die Gewinne der KBA und der KBM
aus dem Geschéftsjahr 2013 weitgehend thesauriert und nicht ausgeschittet. Damit die
KOWISA KG ihrerseits trotzdem Ausschiittungen an ihre Gesellschafter leisten konnte, wur-
den die dafir bendtigten liquiden Mittel durch die KBM im Wege der Darlehensvergabe zur
Verfugung gestellt. Diese Vorgehensweise kann allerdings keine dauerhafte Losung darstel-
len, da sie die KOWISA KG bilanziell und finanziell schwéacht.
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2. Auswirkungen eines Wechsels der Rechtform in eine GmbH

Durch den Wechsel in die Rechtsform der GmbH &ndert sich die Besteuerung dahingehend,
dass

¢ die neue KOWISA GmbH selbst kérperschaftsteuerpflichtig ist.
« die Beteiligung der Stadt Kothen (Anhalt) an der KOWISA GmbH keinen Betrieb ge-
werblicher Art mehr darstellt, sondern in den hoheitlichen Bereich fallt.

Der steuerrechtliche Gewinn der KOWISA GmbH wird direkt bei ihr und nicht bei den Gesell-
schaftern besteuert. Bei den Gesellschaftern unterliegen lediglich die Ausschiittungen der
KOWISA GmbH der Besteuerung.

Da bei den gemeindlichen Anteilseignern die Beteiligung an der KOWISA GmbH steuerlich
jedoch zum hoheitlichen Bereich gehért, sind die Ausschiittungen der KOWISA GmbH nicht
zusétzlich korperschaftsteuerpflichtig.

Bei der Ermittlung des kdrperschaftsteuerlichen Gewinns der KOWISA GmbH diirfen die
Beteiligungsertrage aus den Ausschiittungen der KBA, KBM und GISA weiterhin zu 95 %
herausgerechnet werden, da die KOWISA GmbH selbst zu mehr als 10 % an diesen Gesell-
schaften beteiligt ist. Dies fGhrt dazu, dass kein oder nur in geringem Umfang ein kérper-
schafisteuerlicher Gewinn der Besteuerung unterliegt.

Insofern wird die Gesamtbelastung mit Kérperschafisteuer auf das MaR vor Anderung des
Steuerrechts zuriickgefilhrt und die Kdrperschaftsteuerbelastung der Kommunen lasst sich
durch eine Rechtsformumwandiung in eine GmbH dauerhaft verhindern. Voraussetzung da-
flr ist, dass die Stadt Kéthen (Anhalt) ihre steuerlich dann im hoheitlichen Bereich befindli-
che Beteiligung auch dort belésst, Sollte spater ggf. die Ubertragung der Beteiligung auf ei-
nen Betrieb gewerblicher Art gewlinscht sein, muss sie die aus dieser Ubertragung resultie-
renden steuerlichen Konsequenzen erneut selbst Uberpriifen.

Auch nach dem Rechtsformwechsel besteht flr die Stadt Kéthen (Anhalt) die Pflicht zur Ent-
richtung von Kapitalertragsteuer auf Ausschittungen der neuen KOWISA GmbH. Hierbei
wirken sich keine Freigrenzen aus. Die Steuerbelastung ist definitiv, eine spitere Erstattung
oder Anrechnung ist nicht moglich. Verfahrenstechnisch wird die zu entrichtende Kapitaler-
tragsteuer einschlieflich des Solidaritdtszuschlages gleich von der ausschittenden KOWISA
GmbH einbehalten und an das zustdndige Finanzamt abgefihrt.

Aus der verbindlichen Auskunft des Finanzamtes Magdeburg geht hervor, dass die KOWISA
KG nach den zivilrechtlichen Vorschriften in eine GmbH umgewandelt werden kann. Weiter-
hin darf der Rechtsformwechsel unter FortfUhrung der bisher in den Bilanzen der KOWISA
KG fiir die Vermogensgegenstande und Schulden angesetzten Werte durchgefiihrt werden,
so dass es im Rahmen des Rechtsformwechsels nicht zu einer Aufdeckung gegebenenfalls
bestehender stiller Reserven und deren Besteuerung kommt. Bei einer VerduRerung der
Beteiligung an der KOWISA durch einen Gesellschafter vor Ablauf von sieben Jahren nach
dem Rechtsformwechsel wird bei dem betroffenen Gesellschafter riickwirkend ein sogenann-
ter Einbringungsgewinn besteuert,
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Folgende schematische Darstellung zeigt zusammenfassend die Besteuerung der KOWISA
und der kommunalen Anteilseigner vor und nach einem Rechtsformwechsel sowie den Ein-
fluss auf den Nettozufluss aus der KOWISA bei den Kommunen. Anrechenbare Steuern wur-
den hierbei aus Grinden der Klarheit und Ubersichtlichkeit vernachlassigt:

Besteuerung ' Besteuerung
KOWISA KG ' KOWISA-Neu -GmhH
vor nach -

Steuerrechtséinderung  nach Rechtsformwechsel

Gewinn KBA/KBM/GISA nach Steuern:

= Ausschiittung an KOWISA 100,00 100,00 100,00
abzgl. Korperschaftssteuer + Soli bei KOWISA nicht anwendbar; nahezu 0,00
kein Steuersubjekt _ (-0,79%)
abzgl. Gewerbesteuer bei KOWISA nahezu 0,00 0,00 nahezu 0,00
(-0,75%) (-0,79%)
Gewinn KOWISA = Ausschiittung an Kommunen 100,00 100,00 - . 100,00
abzgl. Koérperschaftssteuer + Soli bei Kommunen nahezu 0,00 -15,83 . nicht anwendbar;
(-0,79%) da Vermogensverwaltung
abzgl. Kapitalertragsteuer+ Soli bei Kommunen -15,83 -15,83 - -15,83
Netto-Zufluss bei Kommunen 84,18 68,35 84,18
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Anlage zur Sitzungsvorlage
Anlage 3 Analyse zum Rechtsformwechsel_Entwurf final_Köthen.pdf


Al ge

™

Kommunalwirtschaft Sachsen-Anhalt GmbH & Co. Beteiligungs-KG

ENTWURF

Beschlussvorschlag iiber die formwechselnde Umwandlung der Kommunalwirtschaft
Sachsen-Anhalt GmbH & Co. Beteiligungs-KG in eine Gesellschaft mit beschriinkter
Haftung und Feststellung des Gesellschaftsvertrages

Die Kommunalwirtschaft Sachsen-Anhalt Verwaltungs-GmbH als personlich haftende Ge-
sellschafterin der Kommunalwirtschaft Sachsen-Anhalt GmbH & Co. Beteiligung-KG und
der Aufsichtsrat schlagen den Gesellschaftern vor, Folgendes zu beschliefien:

a) Die Kommunalwirtschaft Sachsen-Anhalt GmbH & Co. Beteiligungs-KG wird gemaB
§§ 190 1f., §§ 214 ff. des Umwandlungsgesetzes in eine Gesellschaft mit beschrinkter
Haftung umgewandelt.

b} Der Rechtstriger neuer Rechtsform firmiert unter [ KOWISA Kommunalwirtschaft
Sachsen-Anhalt GmbH" und hat seinen Sitz in Magdeburg.

¢} Der Gesellschafisvertrag der KOWISA Kommunalwirtschaft Sachsen- Anhalt GmbH
wird hiermit mit dem sich aus der Anlage XXX ergebenden Wortlaut festgestellt.

d) Der Rechtsformwechsel erfolgt im Innenverhiltnis mit Wirkung zum 01.01.2015 und
mit steuerlichem Ubertragungsstichtag 31.12.2014.

) Der Formwechsel erfolgt unter ausschlieBlicher Beteiligung der zum Zeitpunkt der
Eintragung des Formwechsels in das Handelsregister dort eingetragenen Kommandi-
tisten der Kommunalwirtschaft Sachsen-Anhalt GmbH & Co. Beteiligungs-KG und
der persdnlich haftenden Gesellschafterin Kommunalwirtschaft Sachsen-Anhalt Ver-
waltungs-GmbH. Diese sowie die eingetragenen Kommanditisten werden Gesellschaf-
ter der KOWISA Kommunalwirtschaft Sachsen- Anhalt GmbH.

fy Das Stammkapital der KOWISA Kommunalwirtschafi Sachsen-Anhalt GmbH betriigt
50.000,00 EUR (in Worten: flinfzigtausend Euro). Es ist eingeteilt in eintausend Ge-
schiftsanteile zu einem Nennbetrag von jeweils 50 EUR (in Worten: finfzig Euro) mit
den Nummern | bis 1000.

g) Die Zuordnung der Geschiftsanteile zu den Gesellschafiern erfolgt gemiB Anlage
XXX und entspricht den Regelungen in § 4 Abs.2 des Gesellschaftsvertrages.

h) Die Beteiligung der Gesellschafter am Gesellschaftsvermdgen, an Gewinn und Verlust
der Gesellschaft und an einem im Fall der Liquidation der Gesellschaft bestehenden
Liguidationsiiberschuss, sowie der Umfang des den Gesellschaftern zustehenden
Stimmrechts werden wie beim bisherigen Rechtstriiger durch ein Punktesystem be-
stimmt. Die Hohe des nominellen Geschéftsanteils bleibt dabei aufer Betracht.

i) Den bisherigen Gesellschaftern der Kommunalwirtschaft Sachsen-Anhalt GmbH &
Co. Beteiligungs-KG wird nach dem Rechtsformwechsel als Gesellschafter der
KOWISA Kommunalwirtschaft Sachsen-Anhalt GmbH die gleiche Anzahl an Punkten
gewdhrt, die diesen zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens des Rechtsformwechsels zu-
standen. Die Hohe der Beteiligung nach Punkten ist aus Anlage XXX ersichtlich.

J)  Ein Abfindungsangebot wird nicht unterbreitet, da der Rechtsformwechsel nur bei ein-
stimmiger Beschlussfassung erfolgt.

k) Fir die einzige Arbeitnehmerin der Kommunalwirtschaft Sachsen-Anhalt GmbH &
Co. Beteiligungs-KG resultiert aus dem Rechtsformwechsel keine Verdnderung ihres
Arbeitsverhiltnisses. Es wird unverdndert fortgeflihrt.,

Le, o





Anlage zur Sitzungsvorlage
Anlage 4.1 Umwandlungsbeschluss Entwurf.pdf


Anlege I, 2

ENTWURF

Gesellschaftsvertrag der
Kommunalwirtschaft Sachsen-Anhait GmbH

§ 1 Firma und Sitz

{1} Die Firma der Gesellschaft lautet: Kommunalwirtschaft Sachsen-Anhalt GmbH, im Fol-
genden auch ,Gesellschaft” oder ,KOWISA”"

(2) Der Sitz der Gesellschaft ist Magdeburg.
§ 2 Gegenstand des Unternehmens

(1) Der Gegenstand des Unternehmens ist die Wahrehmung und Sicherung der kom-
munal- und wirtschaftsrechtlich zulassigen Interessenvertretung der Gesellschafter in
der Ver- und Entsorgungswirtschaft in Sachsen-Anhalt. Die Gesellschaft unterstiitzt
ihre Gesellschafter insbesondere bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben zur Sicherung
einer wirtschaftlich sinnvollen Daseinsvorsorge und bei der Darbietung einer sicheren
und preiswerten Ver- und Entsorgung in den Bereichen Strom, OI, Gas, Fernwarme,
Wasser, Abwasser, StraBenreinigung und Abfall.

(2) Zur Erreichung der in § 2 Abs. 1 beschriebenen Ziele hat die Gesellschaft die Aufga-
be,

a) darauf hinzuwirken, dass die auf die Gesellschaft (ibertragenen Beteiligungs- und
Mitwirkungsrechte in Ver- und Entsorgungsgesellschaften erhalten und nach
Méglichkeit gestarkt und ausgebaut werden;

b) Beteiligungen an weiteren Ver- und Entsorgungsgesellschaften zu (bernehmen
oder Vermdgensgegenstande zur Ver- oder Entsorgung zu erwerben, sowie diese
jeweils zu finanzieren und zu halten; das umfasst auch die Beteiligung an weite-
ren Unternehmen, die sich mit Dienstleistungen im Bereich der Ver- und Entsor-
gungswirtschaft betdtigen und/oder Leistungen im Zusammenhang mit der
kommunalen Daseinsvorsorge erbringen;

¢) die Interessen der Gesellschafter

- in Fragen der in ihren jeweiligen Einzugsgebieten zu erbringenden Versor-
gungs- und Entsorgungsleistungen sowie des angemessenen Einsatzes regi-
onaler Energietrager zu koordinieren und

- gegeniber etwaigen nicht-kommunalen Gesellschaftern, staatlichen Stellen,
anderen Verbanden und der Offentlichkeit wahrzunehmen und zu vertreten,
und





(3)

(4)

-

d) in allen Angelegenheiten des gemeinsamen Interesses der Gesellschafter tatig zu
werden, insbesondere den Beitritt weiterer Triger kommunaler Versorgungsinte-
ressen zu beférdern,

Die Geseilschaft ist zu allen Handlungen berechtigt, die geeignet erscheinen, ihre
Aufgaben unmittelbar oder mittelbar zu erfiillen oder deren Erfillung zu fordern. Sie
darf Zweigniederlassungen und Betriebsstatten errichten.

Die Gesellschafterversammlung kann durch einen mit 75 % der abgegebenen Stim-
men zu fassenden Beschiuss das Aufgabengebiet des § 2 Abs. 2 erweitern. Die Ver-
folgung weiterer, nicht in § 2 Abs. 1 beschriebener Ziele ist nur auf der Grundlage ei-
ner Anderung des Gesellschaftsvertrags maglich.

Gesellschafter kénnen nur Kommunen oder Zusammenschliisse von Kommunen oder
Kapitalgeseflschaften sein, deren einzige Gesellschafter Kommunen oder Zusammen-
schliisse von Kommunen oder der Stidte- und Gemeindebund Sachsen-Anhalt e.V.
sind.

§ 3 Stammkapital

e

Das Stammkapital der Gesellschaft betragt EUR 50.000 (in Worten: Euro flinfzigtau-
send). Es ist eingeteilt in eintausend Geschaftsanteile zu einem Nennbetrag von je-
weils EUR 50 {in Worten: Euro flinfzig) mit den Nummern 1 bis 1000.

Die Gesellschaft ist hervorgegangen aus der formwechseinden Umwandlung der
Kommunalwirtschaft Sachsen-Anhalt GmbH & Co. Beteiligungs-KG (,Kowisa KG”),
das Vermogen dieser Gesellschaft iiberschreitet das nominelle Stammkapital, das so
erbracht wird. Es besteht keine Nachschusspflicht der Gesellschafter.

Die Kosten etwaiger Kapitalerhohungen (Notar, Gericht, evtl, Genehmigungen, Anwalt,
Steuerberater) werden von der Gesellschaft getragen, soweit dies nicht im Erho-
hungsbeschluss anders geregelt wird.

§ 4 Beteiligungsverhiltnisse, Punktesystem

1)

Die Beteiligung der Gesellschafter am Gesellschaftsvermdgen, an Gewinn und Verlust
der Gesellschaft und an einem im Fall der Liquidation der Gesellschaft bestehenden
Liguidationsuberschuss, sowie der Umfang des den Gesellschaftern zustehenden
Stimmrechts werden durch ein Punktesystem bestimmt. Die Hohe des nominellen
Geschaftsanteils bleibt dabei auRer Betracht.

Den einzelnen Geschéftsanteilen sind Punkte zuzuordnen, wobei die folgenden Re-
geln gelten:

Stand: 25.03.2015





-3 -

a) Ist der Geschaftsanteil auf einen Kommanditanteil im Nominalbetrag von DM 100
der vormaligen Kowisa KG zurlickzufithren, der mit Punkten nach dem Gesell-
schaftsvertrag der Kowisa KG verbunden war, so entspricht die Anzahl der Punkte
gemal Abs. 1 der Anzah! der Punkte bei der Kowisa KG.

b) Dies gilt auch fir den Fall, dass ein Gesellschafter nicht nur einen Kowisa-KG-
Kommanditanteil in Hohe von urspringlich DM 100 hatte. Dies kann der Fall
sein, wenn auf einen Gesellschafter durch Eingemeindung oder Anteilserwerb
weitere Kommanditanteile in Hohe von nominell DM 100 iibergegangen sind. in
diesem Fall erhdlt der Gesellschafter mehrere Geschaftsanteile — fir e urspriing-
lich DM 100 Kommanditkapital der Kowisa KG einen Geschiftsanteil der Gesell-
schaft. Die diesem Geschaftsanteil jeweils zuzuordnenden Punkte bemessen sich
nach der Punkteanzahl bei der Kowisa KG, die dem urspriinglich bei der Kowisa
KG bestehenden Kommanditanteil - vor Eingemeindung oder Anteilserwerb — zu-
zuordnen waren,

¢} Die frihere Komplementdrin der Kowisa KG, Kommunalwirtschaft Sachsen-Anhalt
Verwaltungs GmbH (,Verwaltungs GmbH”) war an der Kowisa KG vermogens-
méBig beteiligt. Ihr waren auch Punkte iSd Kowisa-KG-Gesellschaftsvertrags zu-
geordnet. Diese vermogensmaBige Beteiligung der Verwaltungs GmbH an der
Kowisa KG resultierte aus Erwerben von Kommanditanteilen von ausgeschiede-
nen Gesellschaftern der Kowisa KG und wesentlich aus einer Zufiihrung von Bar-
mitteln. Die Gesellschafterin Verwaltungs GmbH erhait

¢ einen Geschéftsanteil, dem Punkte in der Anzahl zugeordnet sind, die den
Punkten entsprechen, die der Verwaltungs GmbH aufgrund der Barmittelzu-
fihrung in die Kowisa KG entsprechen,

* einen Geschaftsanteil, dem Punkte in der Anzahl zugeordnet sind, die fir die
von der Stadt Mildesheim erworbenen und in die KOWISA KG eingelegten
323.785 Aktien an der Avacon AG gewahrt wurden sowie

¢ eine solche Anzahl von weiteren Geschiftsanteilen, die den hinzuerworbenen
urspriinglichen  Kommanditanteilen im Nominalbetrag von urspriinglich
OM 100 entsprechen. Die insoweit solchen Kommanditanteilen vormals je-
weills zugeordneten Punkte der Kowisa KG sind in identischer Anzahl als
Punkte diesen Geschaftsanteilen zuzuordnen.,

d) Sofern Geschaftsanteile gemaB § 3 entstehen, denen zum Zeitpunkt des Wirk-
samwerdens des Formwechsels der Kowisa KG in die Gesellschaft keine Punkte
zuzuordnen sind, stehen diese Geschéftsanteile der Gesellschafterin Verwaltungs
GmbH zu.

Stand: 25.03.2015





(3) Die Zuordnung eines jeweiligen Geschaftsanteils zum Zeitpunkt der Beschlussfassung
der Gesellschafter der Kowisa KG ilber den Formwechsel zu einem Gesellschafter
ergibt sich aus der als Anlage 1 beigefligten Gesellschafterliste, die auch die zum
Zeitpunkt der Beschlussfassung der Gesellschafter der Kowisa KG iber den Form-
wechsel bestehende Zuordnung von Punkten zu den jeweiligen Geschaftsanteilen
ausweist. Flr interne Zwecke ist die Geschaftsfihrung verpflichtet, erganzend zur Ge-
sellschafterliste eine aktuelle Punktzuordnungsliste fort zu fiihren. Jeder Gesellschafter
kann von der Gesellschaft Auskunft Uber die fiir seinen Geschaftsanteil oder seine
Geschaftsanteile gefihrten Punkte verlangen.

(4) Grundlage fur die Berechnung der Anzahl der Punkte eines jeden Gesellschafters ist
die gemaB nachfolgender Grundsétze durchzufihrende Bewertung der von ihm in die
Geselischaft bzw. deren Vorgingerin Kowisa KG eingebrachten Wirtschaftsguiter. Brin-
gen mehrere Gesellschafter gemeinsam ein Wirtschaftsgut ein, richtet sich die Hohe
der Punkte jedes Gesellschafters nach deren anteiliger Berechtigung am eingebrach-
ten Wirtschaftsgut. Die hiernach jedem Einbringenden zustehenden Punkte werden
zunachst durch einen Geldbetrag wie folgt ermittelt, der dann fir die in § 4 Abs. 1
genannten Zwecke gemaB Abs. 4 lit. d} in Punkte Gbertragen wird:

a) Bestehen die eingebrachten Wirtschaftsgliter aus Aktien oder GmbH-
Geschdftsanteilen an

- der envia Mittefdeutsche Energie AG, Chemnitz (,enviaM"), so ist jede Aktie
aut die ihr entsprechende Anzahl urspriinglicher MEAG-Aktien zurdickzufih-
ren, die jeweils mit dem Wert von DM 840,43 anzusetzen sind;

- der Avacon AG, Helmstedt (,Avacon”), so ist jede Aktie auf die ihr entspre-
chende Anzahl urspriinglicher EVM-Aktien zurlickzufihren, die jeweils mit
dem Wert von DM 234,23 anzusetzen sind,

b} Zuklnftige Neubewertungen der Aktien vorstehend genannter Gesellschaften oder
threr Rechtsnachfolger sind auf die Wertverhaitnisse der urspriinglichen Geseli-
schaften zurlick zu beziehen.

¢) Andere Beteiligungen (Aktien/GmbH-Anteite) sind mit dem Wert anzusetzen, der
diesen Beteiligungen zum 1.1.1997 — umgerechnet in EUR - zukam, oder mit dem
Wert, den Geschaftsfiihrung und Einbringender aushandeln, vorbehaltlich der Zu-
stimmung des Aufsichtsrats. Der Wert solcher Beteiligungen ist aus einer Bewer-
tung nach betriebswirtschaftlichen Unternehmensbewertungsmethoden zu ermit-
teln. Hierbei sind neu eintretende Gesellschaften im Verhaltnis zu bestehenden
Gesellschaftern gleich zu behandeln. Werden Beteiligungen eingebracht, fiir die
wegen ihrer konkreten Ausgestaltung zum Zeitpunkt der Einbringung kein Markt
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besteht, und/oder kann wegen der konkreten Ausgestaltung eingebrachter Beteili-
gungen allenfalls langfristig mi% einem Ertrag zugunsten der Gesellschaft aus die-
sen Beteiligungen gerechnet vverden, so bestimmt die Geschaftsfitlhrung mit Zu-
stimmung des Aufsichtsrats die dem einbringenden Gesellschafter fiir die einge-
brachten Beteiligungen zuzurechnende Punkteanzahl. Eine spitere Neubewertung
bleibt gemaB nachfolgendem A.bs. 4 lit. d) vorbehalten.

d) Fir je EUR 511,29 (DM 1600) an Beteiligungswerten wird ein Punkt dem punktbe-
rechtigten Geschéftsanteil gewahrt. Haben sich die Gesellschaft (unter Zustimmung
des Aufsichtsrats) und der eintzringende Gesellschafter vor der Einbringung auf ei-
ne ihm zuzurechnende Punkizahl geeinigt, und stellt sich im Rahmen der Bewer-
tung der eingebrachten Wirtschaftsgiiter heraus, dass deren Wert zum Einiage-
stichtag die Zurechnung einer hoheren Punktzah! rechtfertigte, so bleibt die ver-
einbarte, niedrigere Punkizahl rmaBgeblich. Die Vereinbarung einer héheren Punkt-
zahl ist demgegenUber unbeachtlich. Nach der Einbringung eingetretene Wertver-
anderungen der eingebrachter: Wirtschaftsgiiter fihren nicht zu einer Anpassung
der dem Gesellschafter zugerechneten Punkte, Abweichend hiervon kann bei Ein-
bringung von Beteiligungen gemaB Abs. 4 lit ¢) der Gesellschafter die Anpassung
an Wertveranderungen der vory ihm eingebrachten Beteiligungen verlangen, wenn
flr die eingebrachten Beteiligunigen ein Markt feststellbar ist und/oder der Geseli-
schaft regelméBige Ertrage aus diesen Beteiligungen zufiieBen. Der Aufsichtsrat
beschlieBt Uber die Wertanpassung nach pflichtgemaBem Ermessen.

e) Die fur die Berechnung der Punkteanzahl eines Gesellschafters durchzufiihrende
Bewertung der von ihm in die Gesellschaft eingebrachten Wirtschaftsgiter ist auch
fur die Bilanzierung dieser Wirtschaftsgiiter gemaf §§ 242 ff. und §§ 264 ff. HGB
mafBgeblich.

Die Beteiligungshéhe jedes Geselischafters wird anhand des Verhaitnisses der Anzahl
der ihm zugerechneten Punkte zu den samtlichen Gesellschaftern insgesamt zuge-
rechneten Punkten errechnet.

Werden flr die Einbringung von .aktien an Avacon oder enviaM auch Gegenleistun-
gen vereinbart, die nicht in Geselischaftsrechten bestehen, bedarf es eines Beschius-
ses der Geselischafter mit einer Miehrheit von 75 % Uber die Vergabe von Punkten.

Jeder Geselischafter kann Aktien an den Gesellschaften gemaR Abs. 4 lit. a) in die
Gesellschaft einbringen. Fiir die dann zuzumessenden (weiteren) Punkte gilt Abs. 4.

Weitere Gesellschafter konnen der Gesellschaft beitreten, wenn sie Aktien an den
Gesellschaften gemaB Abs. 4 lit. a) oder Aktien, Geschiaftsanteile oder andere Beteili-
gungsinstrumente an Unternehmen iSd § 2 Abs. 2 lit a) und b) auf die Gesellschaft
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Ubertragen. In diesem Falf ist die Verwaltungs GmbH verpflichtet, einen ihrer nicht
mit Punkten ausgestatteten Geschéftsanteile im Nominalbetrag von EUR 50 auf den
beitrittswilligen Gesellschafter ohne Entgelt zu Ubertragen. Aktien an den Geselischaf-
ten iSd Abs. 4 lit. a) gleichgestellt sind Anspriiche aus Treuhandverhiltnis auf solche
Aktien, wenn die Aktien von der Gesellschaft oder einem verbundenen Unternehmen
verwaltet werden. Gleiches gilt, wenn ein Gesellschafter an Stelle der Erhdhung seiner
Punktzahl flr einen bestehenden Geschiftsanteil einen weiteren Geschiftsanteil fir
die Einbringung von Aktien oder Beteiligungsinstrumenten iSd Satzes 1 verlangt.

§ 5 Vertretung, Geschaftsfiihrung

1)

(4)

Die Gesellschaft hat einen oder mehrere Geschaftsfihrer. Die Verwaltungs GmbH hat
das Vorschlagsrecht fiir die Person des/der Geschaftsfihrer(s). Die Bestellung bzw.
Abberufung eines Geschéftsfihrers erfolgt durch den Aufsichtsrat mit einer Mehrheit
von 90 % der Stimmen.

Ist nur ein Geschaftsfiihrer vorhanden, so vertritt dieser die Gesellschaft allein. Sind
mehrere Geschaftsflihrer besteflt, so wird die Gesellschaft durch zwei Geschiftsfihrer
gemeinsam oder durch einen Geschaftsfiihrer zusammen mit einem Prokuristen ver-
treten. kinzelvertretungsbefugnis sowie die Befreiung von den Beschrankungen des
§ 181 BGB konnen gewahrt werden.

Vorstehende Regelung gilt auch fur Liquidatoren. Wird die Gesellschaft nach & 65
Absatz 1 GmbHG von den bisherigen Geschiftsfiinrern liquidiert, so besteht deren
konkrete Vertretungsbefugnis auch als Liquidatoren fort.

Die Geschaftsfihrer sind verpflichtet, die Geschafte der Gesellschaft mit der Sorgfalt
eines ordentlichen Kaufmanns in Ubereinstimmung mit dem Gesetz, mit diesem Ge-
sellschaftsvertrag sowie den Beschliissen des Aufsichtsrates und der Geselischafter zu
fithren. Die Geschaftsfuhrer sind verpflichtet, den Aufsichtsrat Uber alle wichtigen
Vorkommnisse zu unterrichten.

Die Geschaftsfiihrer bedlrfen zu folgenden MaBnahmen der vorherigen Zustimmung
durch den Aufsichtsrat, soweit nicht die Gesellschafterversammiung tber Zustimmung
oder Ablehnung der MaBnahmen entscheidet;

a) VerduBerungen von Beteiligungen, Ubertragung von Beteiligungen auf Tochter-
unternehmen, sowie Erwerb von Beteiligungen im Nominalwert von mehr als EUR
100.000,00, ausgenommen Einbringungen von Geselischaften nach § 4 Absatz 7,
hier bleibt bei Unterschreiten der Schwelle von EUR 100.000,00 die Berichtspflicht
gegenuber dem Aufsichtsrat unberihrt.
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Ubertragung von Geschaftsanteilen an der Gesellschaft im Rahmen von Einbrin-
gungen gemal § 4 Abs. 8 unter Zuschreibung von Punkten,

Zustimmung zu Verfligungen Gber Geschiftsanteile gemaB § 12 Abs. 2 und 3,

Erwerb von Grundstlicken und Grundstlcksrechten und Verfliigungen dartiber
sowie entsprechende Verpflichtungsgeschafte,

Errichtung und Aufhebung von Zweigniederlassungen und Betriebsstatten,

Abschluss von Anstellungsvertragen, in denen eine Gewinnbeteiligung oder Al-
tersversorgung zugesagt werden soll,

Ubernahme von Birgschaften oder dhnlichen Haftungen fur Dritte,

Kreditaufnahme und -gewéhrung von mehr als EUR 50.000,00 im Einzelfall, aus-
genommen die Aufnahme von Krediten zu marktiiblichen Bedingungen von und
an mit der Gesellschaft verbundene Unternehmen.

Bestellung von Prokuristen,

Rechtsgeschéfte mit Unternehmen, an denen der Geschaftsfiihrer/die Geschifts-
flhrer beteiligt sind oder die ihm/ihnen nahe stehen.

alle Geschafte und Handlungen, die der Betrieb der Gesellschaft nicht gewdhnlich
mit sich bringt.

Folgende MaBnahmen ddrfen nur mit vorheriger Zustimmung der Gesellschafterver-
sammlung vorgenommen werden:

Zustimmung zu Verfligungen Uber Geschéaftsanteile gemaB § 12 Abs. 1,
Einziehung gemal § 14,

VerduBerung des Geschiftsbetriebs der Gesellschaft im Ganzen oder von wesent-
lichen Teilen,

Aufldsung der Gesellschaft,

Die Gesellschafterversammlung kann durch Beschiuss weitere Geschafte festlegen, zu
deren Erledigung die Geschéftsfiihrer der vorherigen Zustimmung der Gesellschafter-
versammiung bedlrfen. Die Vertretungsbefugnis der Geschaftsfihrer gegeniiber Drit-
ten bleibt davon unberdhrt.
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§ 6 Aufsichtsrat

(1) Die Gesellschaft hat einen Aufsichtsrat. Er besteht aus fiinfzehn Mitgliedern. Die Ge-

{3)

(5)

sellschafterversammlung bestelit und abberuft hiervon dreizehn. Die Verwaltungs
GmbH bestellt zwei Mitglieder. Der Aufsichtsrat wahit aus seiner Mitte den Vorsit-
zenden und einen Stellvertreter. Der Vorsitzende, bei Verhinderung sein Stellvertreter,
vertritt den Aufsichtsrat nach aufen. Die in § 52 Abs. 1 GmbHG genannten Vorschrif-
ten des Aktienrechts sind nicht anzuwenden, es sei denn, in diesem Gesellschaftsver-
trag ist flr einzelne Vorschriften etwas anderes geregeit.

Mitglied des Aufsichtsrats kann nicht sein, wer

a) Geschaftsflhrer oder Arbeitnehmer der Gesellschaft oder einer Geselischaft, an
deren Kapital die Gesellschaft zu mehr als einem Viertel unmittetbar oder mittel-
bar beteiligt ist, oder

b) in seiner Entschluss- und Handlungsfreiheit durch Stimmbindung, Treuhandver-
héltnis, stille Beteiligung oder &hnlich eingeengt ist.

Die Mitglieder des Aufsichtsrats werden fir eine Amtszeit von fiinf Jahren gewahlt
bzw. bestellt. Die Amtszeit endet mit Ablauf der ordentlichen Gesellschafterversamm-
lung, auf deren Tagesordnung die Entlastung fir das fiinfte Geschaftsjahr nach Be-
ginn der Amtszeit zu stehen hat; hierbei wird das Geschéftsjahr, in dem die Amtszeit
beginnt, mitgerechnet.

Ein Mitglied des Aufsichtsrats scheidet auBer durch Tod oder Amtsniederlegung auch
dann aus seinem Amt aus, wenn es aus dem offentlichen Amt ausscheidet, auf Grund
dessen das Mitglied in den Aufsichtsrat gewdhlt worden war oder bestellt wurde.
Scheidet ein Mitglied aus dem Aufsichtsrat aus, so ist fiir die verbleibende Amtszeit
ein Nachfolger zu wihlen bzw. zu bestelien. Bis zur Neuwah| verbleibt das ausschei-
dende Aufsichtsratsmitgiied im Amt.

Die Aufsichtsratsmitglieder erhalten fiir ihre Tatigkeit eine Aufwandsentschadigung in
Form eines Sitzungsgeldes, dessen Hohe die Gesellschafterversammlung bestimmt.

§ 7 Aufgaben des Aufsichtsrats

(1

Der Aufsichtsrat (iberwacht und berat die Geschaftsfiihrung. Er ist verpflichtet, sich
uUber den Geschiftsverlauf der Gesellschaft unterrichtet zu halten. Hierzu kann jedes
Aufsichtsratsmitglied von der Geschiftsfiihrung Berichterstattung an den Aufsichtsrat
sowie Einsichtnahme in alle Unterlagen der Gesellschaft durch Aufsichtsratsmitglieder
oder durch vom Aufsichtsrat benannte Angehorige eines gesetzlich zur Verschwie-
genheit verpflichteten rechts-, wirtschafts- oder steuerberatenden Berufs verlangen.
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Dem Aufsichtsrat obliegt die Prifuing und Feststellung des Jahresabschlusses der Ge-
sellschaft und die Entlastung der Gieschéftsfihrer.

Die Aufsichtsratsmitglieder sind nach MaBgabe des § 93 AktG zur Verschwiegenheit
verpflichtet.

Der Aufsichtsrat kann sich eine Geschaftsordnung geben.

§ 8 Sitzungen und Beschiiisse des Au#fsichtsrats

D

(2)

(4)

Die Sitzungen des Aufsichtsrats wierden durch den  Vorsitzenden des Aufsichtsrates
unter Mitteilung der Tagesordnung mit einer Frist von mindestens sieben Tagen
schriftlich oder in Textform einberufen. Der Aufsichtsratsvorsitzende kann sich dabei
der Geschaftsflihrung bedienen. Eei der Berechnung der Frist werden der Tag der
Absendung der Einladung und der Tag der Sitzung nicht mitgerechnet. In dringenden
Fallen kann der Vorsitzende die Frist abkirzen und miindlich oder auf andere Weise
einladen. Ist (noch) kein Vorsitzencier des Aufsichtsrats gewahlt, beruft ein Geschafts-
fuhrer oder das alteste Mitglied des Aufsichtsrats unverziglich eine Aufsichtsratssit-
zung ein.

Der Vorsitzende hat eine Aufsichtsratssitzung einzuberufen

a) einmal jahrlich zur Feststellung des Jahresabschlusses und zur Vorbereitung der
Gesellschafterversammlung,

b) wenn es die Belange der Gesellschaft erfordern,

) wenn zwei Aufsichtsratsmitglieder die Einberufung mit schriftlicher Begrindung
verlangen.

Der Aufsichtsrat ist beschlussfahig, wenn mindestens finf seiner Mitglieder anwesend
oder durch schriftlich bevollmachiigte Aufsichtsratsmitglieder vertreten sind. Er be-
schlieBt in Sitzungen mit einfache:r Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Bei Stim-
mengleichheit zdhlt die Stimme des Vorsitzenden des Aufsichtsrats doppelt. Andere
Beschlussmodalitdten (Abstimmungen per Telefon, Telefax, E-Mail oder andere Kom-
munikationsmittel) sind mit Einverstandnis aller Aufsichtsratsmitglieder zulassig. Die-
ses Einverstandnis kann auch vorab erteilt werden; eine Teilnahme von mindestens
funf Aufsichtsratsmitgtiedern an der so erfolgenden Beschlussfassung ist dann ausrei-
chend.

Der Vorsitzende leitet die Aufsichtsratssitzungen und tragt Sorge fir die Ausfihrung
der Beschilisse. Erkldrungen des Aufsichtsrats werden durch den Vorsitzenden abge-
geben. Uber die Sitzungen oder fernmiindliche Beschlussfassungen des Aufsichtsrats
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sind innerhalb von einem Monat Niederschriften zu erstelien, die vom Vorsitzenden
zu unterzeichnen und den Mitgliedern des Aufsichtsrats zuzuleiten sind.

89  Gesellschafterversammiung

(1) Ordentliche Gesellschafterversammiungen werden in den ersten neun Monaten eines
Geschaftsiahres einberufen.

(2} AuBerordentliche Gesellschafterversammlungen sind einzuberufen, wenn
a) das Interesse der Gesellschaft es erfordert,

b) es von Geselischaftern, denen einzeln oder zusammen mindestens 20% der simt-
lichen Gesellschaftern gemaB § 4 zugerechneten Punkte zuzurechnen sind,
schriftlich und unter Angabe der Tagesordnung verlangt wurde, oder

¢) es vom Aufsichtsrat verlangt wird.

(3) Die Einberufung der Gesellschafterversammlung hat durch einen Geschaftsfihrer
schriftlich oder in Textform an samtliche Geselischafter mit einer Frist von mindestens
14 Tagen zu erfolgen. Bei der Berechnung der Frist werden der Tag der Absendung
der Einladung und der Tag der Sitzung nicht mitgerechnet. Die Absendung an die
letzte der Gesellschaft mitgeteilte Anschrift geniigt.

(4) Die Gesellschafterversammlung ist beschlussfihig, wenn sie ordnungsgemaB einberu-
fen ist und mindestens 25% der Punkte gemaR den in § 5 geregelten Beteiligungs-
verhaltnissen vertreten sind. Ist letzteres nicht der Fall, so ist eine zweite Gesellschaf-
terversammiung mit gleicher Ladungsfrist und gleicher Tagesordnung einzuberufen.
Diese Gesellschafterversammlung ist dann ohne Riicksicht auf die vertretenen Punkte
beschlussfahig. Auf diese Rechtsfolge ist in der zweiten Ladung hinzuweisen.

(5) Die Gesellschafterversammlung ist zustindig fur:

a) die Anderung des Gesellschaftsvertrages und alle weiteren Geschifte, die die
Grundlagen der Geselischaft betreffen, soweit nicht die Geschaftsfiihrung durch
den Gesellschaftsvertrag zu ihrer Vornahme ermichtigt ist,

b} die Wahl der Aufsichtsratsmitglieder der Gesellschaft vorbehaltlich des Bestel-
lungsrechts der Verwaltungs GmbH,

) die Beschliisse Uber die Verwendung des Jahresergebnisses und sonstige Aus-
schittungen,

d) die Bestellung des Abschlussprifers,
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e) Beschlisse i.5.d. §8 5 Abs. 5 und 6 Abs. 5,
f)  die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats.

Beschllsse der Gesellschaft werden nach MaBgabe der mit einem Geschaftsanteil
verbundenen Punkte gemif folgendem Absatz (7) mit einfacher Mehrheit der in der
Gesellschafterversammiung abgegebenen Stimmen gefasst, soweit nicht durch Gesetz
oder diesen Gesellschaftsvertrag andere Mehrheitsverhaltnisse vorgeschrieben sind. In
den Féllen des & 6 Abs. 5 lit. ¢} und d) entscheidet die Gesellschafterversammlung
Uber die Erteilung der Zustimmung mit 75% der in der Gesellschafterversammlung
abgegebenen Stimmen. Enthaltungen zéhien als nicht abgegebene Stimmen. Ande-
rungen des Gesellschaftsvertrages kénnen nur mit einer Mehrheit von drei Viertein
aller abgegebenen Stimmen beschlossen werden; dies gilt auch fir die Entscheidung
tber eine Abweichung von den Bestimmungen des Gesellschaftsvertrags im Einzelfall

Jeder Punkt gemiB den in § 4 geregelten Beteiligungsverhaltnissen gewahrt bei der
Beschlussfassung eine Stimme. Ein Gesellschafter kann die ihm aus mehreren Ge-
schaftsanteilen zustehenden Stimmen nur einheitlich ausiiben.

In der Gesellschafterversammlung kann sich ein Gesellschafter per in Schriftform vor-
zulegender Vollmacht durch Mitgesellschafter oder einen Bevollmachtigten entspre-
chend der anzuwendenden kommunairechtlichen Vorschriften vertreten lassen.

Uber die Verhandiungen und Beschliisse der Gesellschafterversammiung ist ein Pro-
tokoll aufzunehmen, jedem Geselischafter ist eine Abschrift dieses Protokolis zuzu-
senden.

{10) Gesellschafterbeschiiisse kénnen nur binnen acht Wochen seit der Beschlussfassung

durch Klage, die gegen die Gesellschaft zu richten ist, angefochten werden.

§ 10 Dauer der Gesellschaft, Geschiftsjahr

oy

(2)

Die Gesellschaft wird auf unbestimmte Zeit geschlossen.

Das Geschaftsjahr ist das Kalenderjahr.

§ 11 Jahresabschluss, Gewinnverwendung, Planung

(1)

Der Jahresabschluss (Bilanz, Gewinn-~ und Veriustrechnung nebst Anhang) sowie ggfs.
der Lagebericht sind alljahrlich innerhalb der gesetzlichen Fristen von den Geschifts-
fuhrern aufzustellen. Die Aufstellung des Jahresabschlusses hat nach den Grundsatzen
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ordnungsgemaBer Bilanzierung und den Vorschriften fiir groBe Kapitalgesellschaften
zu erfolgen. Der Jahresabschluss und ggf. der Lagebericht muss von einem Wirt-
schaftspriifer geprift werden. Der gepriifte Jahresabschluss ist unverziiglich dem Auf-
sichtsrat zur Feststellung vorzulegen. Der festgestellte Jahresabschluss ist mit dem
Prifungsbericht den Gesellschaftern rechtzeitig vor der ordentlichen Gesellschafter-
versammlung zuzuleiten.

(2) Zusatzlich hat die Geschéftsfihrung fiir jedes Wirtschaftsjahr einen Ergebnis- und
Finanzplan aufzustellen und dem Aufsichtsrat zur Kenntnis zu bringen.

(3) Soweit nicht in diesem Gesellschaftsvertrag Regeiungen getroffen wurden, gelten fur
den Jahresabschluss, die Gewinnverteifung und die Gewinnverwendung die gesetzii-
chen Vorschriften, Jahrestberschisse sind vorbehaitlich eines abweichenden Gesell-
schafterbeschlusses zum Ausgleich bestehender Veriustvortrage zu verwenden. Aus
verbleibenden Jahresiberschissen sind zum Zweck der Substanzerhaltung und
Schuldentilgung auch Gewinnriicklagen zu bilden. Soweit der Jahresiberschuss und
gegebenenfalls ein Gewinnvortrag nicht fiir Ausschiittungen verwendet wird, ist der
Jahrestiberschuss vorzutragen oder in die Gewinnriicklagen einzustellen. Der Auf-
sichtsrat soll entsprechende Ergebnisverwendungs- oder Ausschiittungsbeschliisse
vorschlagen. Hierbei soll ein Ausschiittungshetrag pro Punkt angegeben werden. Die
Gesellschafterversammlung kann nur nach Beschluss des Aufsichtsrats iiber Vora-
bausschlttungen entscheiden. Auf Vorschlag des Aufsichtsrats kann die Gesellschaf-
terversammlung Betrdge aus Kapitalriicklagen zur Verrechnung mit Verlustvortragen
entnehmen. Soweit die Liquiditatslage der Gesellschaft es erlaubt und nicht Mittel zur
Tilgung von Fremdfinanzierung oder zur Starkung des Eigenkapitals benétigt werden,
kann auf Vorschlag des Aufsichtsrates und Beschlussfassung der Geselischafterver-
sammlung die Kapitalriicklage an die Gesellschafter ganz oder teilweise ausgekehrt
werden, sofern nicht bei Bildung von Kapitairiicklagen anderes bestimmt wurde. Die
Auskehrung erfolgt im Verhaltnis der den Gesellschaftern zugerechneten Punkte.

§ 12 Verfligungen Gber Geschiftsanteile

(1) Rechtsgeschéftliche Verfugungen iber Geschiftsanteile oder Teile von solchen (ins-
besondere Ubertragungen, Verpfindungen, NieBbrauchsbestellungen) bedurfen der
Zustimmung der Geselischafterversammlung mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der
abgegebenen Stimmen. Die Zustimmung ist zu verweigern, wenn der Erwerber nicht
die Voraussetzungen des § 2 Abs. 5 erfiillt. Bei der Ubertragung von Teilgeschaftsan-
teilen, die auf Geschaftsanteile ehemaliger selbstindiger Gemeinden aufgrund von
Gebietsveranderungsvertragen zurlickzufiihren sind, sind den Gbertragenen Teiige-
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schaftsanteilen die auf den urspringlichen Geschéaftsanteil entfallenden Punkte zuzu-
ordnen.

Verfugungen an einen oder mehrere Mitgesellschafter bediirfen nicht der Zustim-
mung der Gesellschafterversammlung, sondem nur der Zustimmung des Aufsichtsra-
tes mit Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen. Einem Mitgesellschaf-
ter steht gleich eine Kapitalgesellschaft, an der ein Gesellschafter zu 100 % beteiligt
ist. Die Zustimmung des Aufsichtsrates ist zu erteilen, wenn bei einer Mehrheit von
Verfugungsempfingern einer dieser Verfligungsempfanger die Verwaltungs GmbH
ist, oder wenn die Verwaltungs GmbH allein erwirbt. Verfligungen iiber Teilgeschéafts-
anteile sind zuldssig, wenn der verfligende Gesellschafter seinen Geschaftsanteil ge-
teilt an mehrere Mitgesellschafter der Geselischaft (ibertragen will.

Verfugungen der Verwaltungs GmbH im Rahmen von Einbringungen gemiB § 4 Abs.
8 unter Zuschreibung von Punkten bedirfen nicht der Zustimmung der Gesellschaf-
terversammiung, sondern nur der Zustimmung des Aufsichtsrates mit Mehrheit von
zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen.,

§ 13 Kiindigung, Austritt

oy

Jeder Gesellschafter kann die Gesellschaft durch eingeschriebenen Brief mit Riick-
schein mit einer Frist von achtzehn Monaten zum Ende eines Geschiftsjahres kindi-
gen oder mit denselben Rechtswirkungen seinen Austritt aus der Gesellschaft erkla-
ren. Jeder Gesellschafter kann die Gesellschaft frihestens zu einem Zeitpunkt kiindi-
gen, zu dem seine Beteiligung volle zehn (10) Kalenderjahre bestand. Die Zeit als Ge-
sellschafter der Kowisa KG wird angerechnet. Das Recht zur Kiindigung oder zum
Austritt aus wichtigem Grund bleibt unberihrt.

Kindigt ein Gesellschafter die Gesellschaft, so wird sie durch die Gbrigen Gesellschaf-
ter fortgeflihrt, Die Gesellschaft kann die Geschéftsanteile des ausscheidenden Gesell-
schafters nach § 15 einziehen oder ihre Ubertragung auf sich oder von ihr benannte
Personen {Mitgesellschafter oder Dritte) verlangen. Dies gilt nicht im Fall der Kindi-
gung aus wichtigem Grund, sofern dieser Grund der Mehrheit der Gesellschafter ein
Kiindigungsrecht gibt und sie von diesem Gebrauch machen.

§ 14 Einziehung von Geschiftsanteilen

(1)

Die Einziehung von Geschéftsanteilen kann beschlossen werden, wenn der betroffene
Gesellschafter zustimmt oder wenn einer der folgenden Fille vorliegt:

a} In seiner Person liegt ein wichtiger Grund, der die AusschlieBung rechtfertigt; ein
solcher Grund liegt vor, wenn ein weiteres Verbleiben des Gesellschafters in der
Gesellschaft fir diese untragbar ist, insbesondere wenn der Gesellschafter eine
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ihm nach dem Gesellschaftsvertrag obliegende wesentliche Verpflichtung vorsétz-
lich oder aus grober Fahrlassigkeit verletzt oder sonst durch sein Verhalten die
Geseilschaftsinteressen erheblich schadigt.

b) Uber sein Vermdgen wird ein Insolvenzverfahren erdffnet.

¢) Der Gesellschafter hat die Gesellschaft gemaB § 14 gekiindigt oder seinen Aus-
tritt erklart und die Gesellschafterversammliung beschlieBt die Einziehung seines
Geschaftsanteils.

(2) Die Beschlussfassung erfolgt mit einer Mehrheit von 75 % der abgegebenen Stim-
men. Der betroffene Gesellschafter hat hierbei kein Stimmrecht.

(3) Der ausscheidende Gesellschafter erhalt eine Abfindung entsprechend § 16 dieses
Vertrages. Im Falle der Einziehung werden die dem Geschiftsanteil zugeordneten
Punkte geidscht.

(4) Die Einziehung wird unabhingig von der Zahiung der Abfindung mit der Bekanntga-
be des Einziehungsbeschiusses wirksam.

§ 15 Ausscheiden, Abfindung eines Gesellschafters

(1) Im Fall der Kindigung oder bei Eingreifen gesetzlicher Aufiosungs-, Ausscheidens-
oder Ausschlussgriinde wird die Gesellschaft von den (brigen Gesellschaftern fortge-
setzt; die Gesellschaft kann die Geschiftsanteile des ausscheidenden Geselischafters
nach § 15 einziehen oder ihre Ubertragung auf sich oder von ihr benannte Personen
{(Mitgeselischafter oder Dritte) verlangen. Dies gilt nicht im Fali der Kiindigung aus
wichtigem Grund, sofern dieser Grund der Mehrheit der Gesellschafter oder allen Ge-
sellschaftern ein Kindigungsrecht gibt und sie von diesem Gebrauch machen,

(2} Der ausgeschiedene Gesellschafter erhiit eine Abfindung, die auf der Grundlage der
Bilanz des Jahresabschlusses zu berechnen ist, der dem Stichtag des Ablaufs der
Klindigungsfrist entspricht. Endet die Kiindigungsfrist nicht mit einem Bilanzstichtag,
so ist der letzte Jahresabschluss maBgebend. Die Abfindung belauft sich auf die
Summe der dem Gesellschafter (anteilig nach MaBgabe des Punktsystems gemaB § 5)
zuzurechnenden Kapitalricklagen-, Gewinnriicklagen- und Gewinnvortragskonten zu-
zUglich des anteiligen Jahresiiberschusses des Jahres, in dem der Gesellschafter aus-
scheidet; sie vermindert sich um den anteiligen Verlustvortrag. Bestand die Gesell-
schafterstellung mehr als zwdélf volle Kalenderjahre, so erhsht sich die Abfindung je
Punkt gemaB § 5 des Gesellschaftsvertrages um das Zweifache der Ausschlttung je
Punkt (gemdB § 5), die flir das letzte Wirtschaftsjahr, das vor der Kiindigungserkls-
rung endet, an die Gesellschafter gezahit wurde. Bestand die Gesellschaftersteliung
mehr als 18 volle Kalenderjahre, so tritt an die Stelle des Zweifachen im vorstehenden
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Satz das Dreifache. § 14 Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend. Sitze 4 und 5 gelten nicht
fir Punkte, die auf die ELinbringung von Anteilen an der Gasversorgung Sachsen-
Anhalt GmbH oder ihre Rechtsnachfolger zuriickzufiihren sind. Als Beginn der Gesell-
schaftersteflung gilt das Datum der Aufnahme in die Geselischaft, Soweit die Liguidi-
tatslage der Gesellschaft es erlaubt, ist die Abfindung in zwei gleichen Jahresraten
zum 30.06. der jeweils auf das Ausscheiden folgenden Kalenderjahre zu bezahlen,
Andernfalls kann die Zahlung der Abfindung auf bis zu funf Jahre gleichmaBig verteilt
werden.

(3) Andern sich die Jahresabschiiisse flr die Zeit bis zum Ausscheiden des Geselischaf-
ters infolge einer steuerlichen AuBenpriifung der Gesellschaft oder durch anderweitig
veranlasste Anderungen der Veranlagungen, so ist dies in der Berechnung nach § 16
Abs. 2 zu beriicksichtigen.

§ 16 Auflosung der Gesellschaft

Im Fall der Auflésung der Gesellschaft steht Verwaltungs GmbH am Liquidationserlés ein
Vorabanspruch in Hohe von EUR 50.000,00 zu.

§ 17 Wettbewerbsverbot

Die Gesellschafter und die Geschaftsfiihrer unterliegen keinem Wettbewerbsverbot. Es ist
zuldssig, in gesonderter schriftlicher Vereinbarung (insbesondere in Anstellungsvertragen
der Geschaftsfiihrer) im Einzelfali oder generell Wettbewerbsverbote zu vereinbaren.

§ 18 Salvatorische Klausel

Soliten einzelne Bestimmungen dieses Geselischaftsvertrags ganz oder teilweise unwirk-
sam sein oder werden, so wird seine Wirksamkeit im Ubrigen nicht bertihrt. Die unwirk-
same, nichtige oder anfechtbare Bestimmung ist so umzudeuten, zu &ndern oder zu er-
ganzen, dass der damit verfolgte Zweck im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen so-
weit wie mdglich erreicht wird. Dasselbe gilt bei Vorhandensein von Liicken.
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Anlage

Geschiftsanteil Gesellschafter Betrag in EUR Anzahl Punkte Herkunft Punkte
Nr. (urspriingliche
Einlage durch )
269 Kothen (Anhalt) 50,00 95 Baasdorf
270 Kothen (Anhalt) 50,00 95 Dohndorf
271 Kothen (Anhalt) 50,00 80 Wiilknitz
150,00 270

/.3
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Gesellschaftsvertrag

der Kommunalwirtschaft Sachsen-Anhalt GmbH & Co. Beteiligungs-KG

L

Allgemeine Vorschriften

§ 1 Firma und Sitz
Die Gesellschaft hat die Firma
Kommunalwirtschaft Sachsen-Anhalt GmbH & Co. Beteiligungs-KG.

Sitz der Gesellschaft ist Magdeburg,.

§ 2 Gegenstand des Unternehmens

Gegenstand des Unternehmens der Gesellschaft ist die Wahmehmung und Sicherung der
kommunal- und wirtschafisrechtlich zuldssigen Interessenvertretung der Gesellschafter in der
Ver- und Entsorgungswirtschaft in  Sachsen-Anhait. Die Geselischaft unterstiitzt ihre
Gesellschafter insbesondere bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben zur Sicherung einer
wirtschaftlich sinnvollen Daseinsvorsorge und bei der Darbietung einer sicheren und
preiswerten Ver- und Entsorgung in den Bereichen Strom. Ol Gas, Fernwiirme, Wasser,

Abwasser, Strallenreinigung und Abfall,
Zur Erreichung der in § 2.1 beschricbenen Ziele hat die Gesellschaft die Aufgabe,

darauf hinzuwirken, dass die auf dic Gesellschaft iibertragenen Beteiligungs- und
Mitwirkungsrechte in Ver- und Entsorgungsgesellschaften erhalten und nach
Moglichkeit gestirkt und ausgebaut werden;

Beteiligungen an weiteren Ver- und Entsorgungsgesellschaften zu iibernehmen, zu
finanzieren und zu halten; das umfasst auch die Beteiligung an weiteren Unternehmen,

die sich mit Dienstleistungen im Bereich der Ver- und Entsorgungswirtschaft betatigen
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und/oder Leistungen im Zusammenhang mit der kommunalen Daseinsvorsorge

erbringen.

die Interessen der Gesellschafter
ein Fragen der in ihren jeweiligen Einzugsgebieten zu erbringenden Versorgungs-
und Entsorgungsleistungen sowie des angemessenen Einsatzes regionaler
Energietrdger zu koordinieren und

sgegeniiber etwaigen nicht-kommunalen Gesellschafiern, staatlichen Stellen,

anderen Verbinden und der Offentlichkeit wahrzunehmen und zu vertreten, und

in allen Angelegenheiten des gemeinsamen Interesses der Gesellschafter titig zu
werden, insbesondere den Beitritt weiterer Triager kommunaler Versorgungsinteressen zu

beférdern,

Die Gesellschaft ist zu allen Handlungen berechtigt, die geeignet erscheinen, ihre Aufgaben

unmittefbar oder mittelbar zu erfiillen oder deren Erfillung zu fordern.

Die Gesellschafterversammiung kann durch einen mit einfacher Mehrheit der abgegebenen
Stimmen zu fassenden Beschluss das Aufgabengebiet gemiB § 2.2 erweitern. Die Verfolgung

weiterer, nicht in § 2.1 beschriebener Ziele ist nur auf der Grundlage ciner Anderung des

!

Gesellschaftsvertrages moglich.

I1.

Gesellschafter, Gesellschaftsvermégen, Beteiligungsverhilinisse,

Gesellschafterkonten, Verfiigungen iiber Anteile

§ 3 Gesellschafter, Einlagen, Haftsummen

Enzig personlich haftende Gesellschafterin ist die Kommunalwirtschaft Sachsen-Anhalt
Verwaltungs GmbH, eingetragen im Handelsregister des Amtsgerichtes Magdeburg unter HRB
8754. Die Kommunalwirtschafl Sachsen-Anhalt Verwaltungs GmbH ist am Vermogen der
Gesellschaft beteiligt. Thr stehen mit Wirkung ab Beginn des Geschiftsjahres 2004 10.437

Punkte im Sinne des § 5 Abs. 2 zu. Finden rechisgeschifiliche Verfiigungen eines
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Gesellschafters tiber seinen Geschifisanteil an die Kommunalwirtschaft Sachsen-Anhalt
Verwaltungs GmbH als Verfligungsempfinger statt, erhabt sich die im vorstehenden Satz
genannte Punkizahl im Sinne des § 5 Abs. 2 in der Hohe, in der dem Verfigenden
entsprechende Punkie im Sinne § 5 Abs. 2 zustanden. Entsprechendes gilt fiir andere
Vermdgens- und  Beteiligungsrechte, insbesondere den  Kapitalanteil gemif  § 4.1,
Vorstehender Satz gilt entsprechend filr Verfligungen iiber Teilgeschiftsanteile an die

Kommunalwirtschaft Sachsen-Anhalt Verwaltungs GmbH.

Griindungskommanditist ist der Stddte- und Gemeindebund Sachsen-Anhalt e.V. mit einer
Griindereinlage von DM 100.000,00. Weitere Kommanditisten sind der Gesellschaft
beigetreten, indem der Stidte- und Gemeindebund Sachsenanhalt e.V. Teilgesellschafisanteile

auf sie {ibertragen hat..

Weitere Gesellschafter kénnen nur Kommunen oder Zusammenschliisse von Kommunen oder
Kapitaigesellschaften sein, deren einzige Gesellschafter Kommunen oder Zusammenschlisse

von Koemmunen sind.

3.4 Rechtsgeschiftliche Verfiigungen im Gescllschafterkreis bestimmen sich nach Mafgabe der

B
J

nachfolgenden Vorschriften:

4.1

4.2

Rechtsgeschiftliche Verfigungen eines Gesellschafters iiber seinen Gesellschaftsanteil
als Ganzes sind nur wirksam, wenn die Gesellschafterversammlung mit einer Mehrheit
von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen ihre Zustimmung hierzu erteilt. Die
Ubertragung von Teilgesellschaftsanteilen ist nur in den ausdriicklich in diesem

Gesellschaftsvertrag geregelten Fillen zuldssig.

Die Verfiigung an einen oder mehrere Mitgesellschafter bedarf nicht der Zustimmung
der Gesellschafterversammiung, sondern nur der Zustimmung des Aufsichtsrates mit
einer 2/3 Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Die Zustimmung des Aufsichtsrates ist zu
erteilen, wenn bei einer Mehrheit von Verfiigungsempfiingern einer dieser
Verfligungsempfiinger die Kommunalwirtschaft Sachsen-Anhalt Verwaltungs GmbH ist
oder wenn die Kommunalwirtschaft Sachsen-Anhalt Verwaltungs GmbH allein erwirbt.
Verfligungen diber Teilgeschifisanteile sind  zuldssig, wenn  der verfligende
Gescllschafler seinen Geschiftsanteil geteilt an mehrere Mitgesellschafter der
Gesellschaft tibertragen will.
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Die Aufnahme neuer Kommanditisten erfolgt ausschlieflich durch die Ubertragung von
Teilgeselschaftsanteilen des Stidte- und Gemeindebund Sachsen-Anhalt e.V. nach MaBgabe
der folgenden Vorschriften:

Ubertragen werden kénnen nur einen Einlagewert von Je DM 100,00 reprisenticrende
Teilgesellschaftsanteile des Stadte- und Gemeindebund Sachsen-Anhalt e.V.;

die Ubertragung erfolgt ausschlieBlich durch die persdnlich haftende Gesellschafierin
als Vertreterin des Stiidte- und Gemeindebund Sachsen-Anhalt ¢.V. zum Nominaiwert
und zu einem durch die personlich hafiende Gesellschafterin festzulegenden Stichtag;
der Stddie- und Gemeindebund Sachsen-Anhalt ¢ V. bevollmichtigt die personlich
haftende Gesellschafterin hiermit unwiderruflich, VerauBerungen in ihrem Namen

durchzufiihren und erteilt zugleich Einzugsermichtigung;

die Ubertragung soll nur unter der Voraussetzung erfolgen, dass die erwerbende Person
Beteiligungen und/oder Anspriiche auf Ubertragung von Beteiligungen und/oder

Bareinlagen in die Gesellschaft erbringt;

simtliche Gesellschafter stimmen den durch die persénlich haftende Gesellschafterin

betricbenen Ubertragungen bereits jetzt zu;

sdmtliche Gesellschafter werden einer Erhohung der Einlage des Stidte- und
Gemeindebund Sachsen-Anhalt e V. zustimmen, wenn diese flir die Aufnahme neuer

Gesellschafier durch VeriuBerung von Teilkommanditanteilen erforderlich ist,

Die Einlagen der Kommanditisten sind Haftsummen gemiB § 171 HGB, die in das
Handelsregister einzutragen sind. Eine Nachschusspflicht der Kommanditisten wird

avusdriicklich ausgeschlossen.

§ 4 Kapitalanteile

Die vom jeweiligen Gesellschafler neben seiner Haftsumme in das Vermogen der Gesellschaft
erbrachten Beteiligungen und/oder Anspriiche auf Ubertragung von Beteiligungen und/oder
Bareinlagen bilden dessen Kapitalanteil an der Gesellschaft.

In Hohe der Summe des Wertes der Kapitalanteile aller Gesellschafter ist bei der Gesellschaft

ein gesamthénderisch gebundenes Kapitaliriicklagekonto zu bilden. Der Wert des Kapitalanteils

Jedes einzelnen Gesellschafiers ergibt sich aus einer Bewertung der eingebrachten

Wirtschaltsgiiter nach betriebswirtschaftlichen Unternehmensbewertungsmethoden. Hierbei
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sind die neu eintretenden Geselischafter im Verhiiltnis zu den bestehenden Kommanditisten

gleich zu behandeln.

Werden Beteiligungen eingebracht, fiir dic wegen ihrer konkreten Ausgestaltung zum
Zeitpunkt der Einbringung kein Markt besteht, und/oder kann wegen der konkreten
Ausgestaltung eingebrachter Beteiligungen allenfalls langfristig mit einem Frtrag zugunsten
der Gesellschaft aus diesen Beteiligungen gerechnet werden, so bestimmt die persénlich
haftende Gesellschafterin im Einvernehmen mit dem Aufsichtsrat den Wert des dem
einbringenden  Gesellschafter fiir dic  eingebrachten Beteiligungen  zuzurechnenden

Kapitalanteils. Eine spitere Neubewertung bleibt dann gemiB § 5.2 vorbehalten.

Der Kapitalanteil der Komplementirin Kommunalwirtschaft Sachsen-Anhalt Verwaltungs
GmbH bemisst sich nach der Anzahl der ihr gem. § 3.1 zugewiesenen Punkte im Sinne des §
5.2, multipliziert mit EUR 511,29 (DM 1.000).

§ 5 Beteiligungsverhiltnisse

Die Beteiligung der Gesellschafter am Gesclischafisvermdgen, an Gewinn und Verlust der
Gesellschaft, an  einem im  Fall der Liquidation der Gesellschaft bestehenden
Liquidationsiiberschuss sowie der Umfang des dem Gesellschafter zustehenden Stimmrechts
wird durch die Kapitalanteile der Geselischafler bestimmt; hierfiir werden die jeweiligen
Kapitalanteile nach Mafigabe des § 5.2 in ein Punktesystem iibertragen. Die Hoéhe der

Haflsumme gemah § 3 bleibt dabei auBer Betracht.

Grundlage fiir die Berechnung des Kapitalanteils eines jeden Gesellschafters ist die gemaf §
4.2 und/oder § 4.3 durchzufiihrende Bewertung der von ihm in die Gesellschaft eingebrachten,
seinen Kapitalanteil bildenden Wirtschafisgiiter. Bringen mehrere Kommunen gemeinsam ein
Wirtschaftsgut ein, richtet sich die Héhe des Kapitalanteils jeder Kommune nach ihrer
anteiligen Berechtigung am eingebrachten Wirtschaftsgut. Der hiernach jedem Einbringenden
zuzurechnende Kapitalanteil wird zundchst durch einen DM-Beteiligungswert (ab 01.01.2002
€-Beteiligungswert) ausgedriickt. Fiir die in § 5.1 genannten Zwecke wird die Beteiligung

sodann mit folgender MaBigabe in ein Punktesystem iibertragen:

Jedem Gesellschafter wird fir jede angefangenen DM 1.000,00 (€ 511,29) seines
Kapitalanteils ein Punkt gewihrt. Haben sich die Gesellschaft und der cinbringende
Gesellschaiter vor der Einbringung auf eine ihin zuzurechnende Punktzahl geeinigt, und stellt
sich im Rahmen der Bewertung der eingebrachten Wirtschaftsgiiter heraus, dass deren Wert
zum Einlagestichtag die Zurechnung einer héheren Punktzahl rechtfertigte, so bleibt die
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vereinbarte, niedrigere Punktzahl fiir dic Berechnung des Kapitalanteils maBgeblich. Die
Vereinbarung einer hheren Punkezahl ist demgegeniiber unbeachtlich. Nach der Einbringung
eingetretene  Wertverinderungen der eingebrachten Wirtschaftsgiiter fiihren nicht zu einer
Anpassung der dem Gesellschafter zugerechneten Punkte. Abweichend hiervon kann in den
Fillen des § 4.3 der Gesellschafter die Anpassung an Wertverinderungen der von ihm
eingebrachten Beteiligungen verlangen, wenn fiir die eingebrachten Beteiligungen ein Mark(
feststellbar ist und/oder der Gesellschaft regelmaBige Ertriige aus diesen Beteiligungen
zuflielen; bei der Anpassung ist Satz 3 des § 4.2 zu beachten. Der Aufsichtsrat beschlieft iiber
die  Wertanpassung nach  pflichigemiBem Ermessen. Die Beteiligungshdhe  jedes
Gesellschafters wird anhand des Verhiltnisses der Anzahl der ihm zugerechneten Punkte zu

den simtlichen Gesellschaftern insgesamt zugerechneten Punkten errechnet.

§ 5.1 mit Ausnahme von dessen letztem Satz und § 5.2 gelten fiir die Beteiligung der
personlich haftenden Gesellschafterin am Gesellschafisvermdgen, an Gewinn und Verlust der
Gesellschaft, an  einem im Fall der Liquidation der Gesellschaft bestehenden
Ligtidationsiiberschuss sowie den Umfang des der persénlich haftenden Gesellschafterin

zustehenden Stimmrechts entsprechend nach MaBgabe des § 3.1 und § 4 4.

§ 6 Gesellschafierkonten, Ergebnisverwendung

Die Gesellschaft fiihrt unter Beachtung der Vorschriften des § 264¢ HGB folgende Konten fiir
die Gesellschafter:

scin festes Kapitalkonto, auf dem die Pflichteinlage. die der Einlage bezichungsweise der

Haftsumme entspricht, auszuweisen ist,
ecin - gesamthinderisch gebundenes - Kapitalriicklagekonto,
scin - gesamthinderisch gebundenes - Gewinnriicklagekonto,

scin  Verlustvortragskonto - gegebenenfalls  aufgegliedert nach den einzelnen

Gesellschaftern - und
ofiir jeden einzelnen Gesellschafter ein Privatkonto.

Jahresiiberschiisse  sind  vorrangig dazu  zu  verwenden, bestehende Verlustvortrige
auszugleichen. Erst nach einem Ausgleich kénnen Gewinne dem Gewinnriicklagekonto oder

den Privatkonten gutgeschriecben werden.
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Nach einem Ausgleich gemiB § 6.2 sind verbleibende Jahresitberschiisse auch zum Zweck der
Substanzerhaltung und Schuldentilgung zur Bildung einer Gewinnriicklage zu verwenden. Der
Aufsichtsrat - soll  entsprechende Ergebnisverwendungs- oder  Ausschiittungsbeschiiisse

vorschlagen.

Uber den nach §§ 6.2 und 6.3 verbleibenden Jahresiiberschuss fasst nach Vorschlag des
Aufsichtsrats die Gesellschafterversammiung Beschluss. Hierbei soll ein Ausschiittungsbetrag
pro Punkt gemiB § 5.2 angegeben werden. Fiir anrechenbare Steuern gilt § 6.7. Soweit der
Jahresiiberschuss und gegebenenfalls ein Gewinnvortrag nicht fiir Ausschiittungen verwendet

wird, ist der Jahresiiberschuss vorzutragen oder in die Gewinnriicklagen einzustellen.

Die Gesellschaflerversammlung kann nur nach Beschluss des Aufsichtrats {iber
Vorabausschiittungen entscheiden. Sofern Kapitalertragsteuer durch die Gesellschafl
cinzubehalten  ist,  mindert  sich dic  beschlossene  Ausschiittung  um  die

Kapitalertragsteuer.

Die Geschifisfibrung ist ermichtigt, den Zeitpunkt der Auszahlung beschlossener
Ausschiiftungen zu bestimmen; ist cine Kontoverbindung des auszahlungsberechtigten
Gesellschafters unbekannt, ist der auszuzahlende Betrag dem Privatkonto des

Gesellschafters gutzuschreiben.

Auf Vorschlag des Aufsichtsrats kann die Gesellschafterversammlung Betrdge aus

Kapitalriicklagen zur Verrechnung mit Verlustvortriigen entnchmen.

Soweit die Liquidititslage der Gesellschaft es erlaubt und nicht Mittel zur Tifgung von
Fremdfinanzierung oder zur Stirkung des Eigenkapitals benétigt werden, kann auf
Vorschlag des Aufsichtsrates und Beschlussfassung der Gesellschafterversammlung die
Kapitalriicklage an die Gesellschafler ganz oder teilweise ausgekehrt werden. sofern
nicht bei Bildung von Kapitalriicklagen anderes bestimmt wurde. Die Auskehrung

erfolgt im Verhilinis der den Gesellschaftern gemih 5.2 zugerechneten Punkte.
Jeder Gescllschafier kann verlangen, dass sein Privatkonto-Guthaben an ihn ausgezahlt wird.

Anrechenbare Korperschafisteuer und anrechenbare Kapitalertragsteuer sind als Bestandteil
des Jahresiiberschusses/Jahresfehlbetrages der Gesellschaft zu bilanzieren. Soweit danach ein
entsprechender Jahresiiberschuss ausgewiesen wird, gelten anrechenbare Kérperschalt- und
Kapitalertragsteuer als Vorabausschiittungen auf den verbleibenden Jahresiiberschuss gemih
§§ 6.3 und 6.4.

Alle vorstehend genannten Konten sind unverzinslich. Vereinbaren die Gesellschaft und
einzelne Gesellschafter die Hingabe von Darlehen durch den Gesellschafter an die
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Gesellschaft, sind insoweit gesonderte Darlehenskonten einzurichien, In diesem Fall ist

abweichend von Satz 1 eine Verzinsung maglich, die schriftlich zu vereinbaren ist.

HMI.

Geschiiftsfiibrung

§ 7 Geschiftsfiihrung, Vertretung, Wettbewerbsverbot

Zur  Geschiftsfithrung  und  Verretung st die  Kommunalwirtschaft = Sachsen-Anhalt
Verwaltungs GmbH als einzige persénlich haftende Gesellschafterin der Gesellschaft allein
berechtigt und verpflichtet.

Die Kommunalwirtschaft Sachsen-Anhalt Verwaltungs GmbH nimmt ihre Auigaben und
Befugnisse in  Anschung der Gesellschaft durch ihre(n) Geschifisfithrer war. Die
Geschiftsfihrung der Kommunalwirtschaft Sachsen-Anhalt Verwaltungs GmbH nimmt an
allen Sitzungen der Organe der Gesellschaft mit beratender Stimme teil. soweil ihr nicht
Stimmrechte auf Grund dieses Gesellschafisvertrages direkt zustehen. Ihr ist auf ihr Verlangen

das Wort auch auBerhalb der Rednerfolge zu erteilen.

Die Kemmunalwirtschaft Sachsen-Anhalt Verwaltungs GmbH und deren Geschiftsfiihrer, und
zwar jeder einzeln, sind von den Beschrinkungen des § 181 BGB und dem Wettbewerbsverbot
des § 112 Abs, 1 HGB beftreit.

Die personlich haftende Gesellschafterin fihrt die Geschifie der Gesellschaft mit der Sorgfalt
eines ordentlichen Kaufmanns in Ubereinstimmung mit dem Gesetz, dem Gesellschaftsvertrag
und den Beschliissen des Aufsichtsrats und der Gesellschafterversammlung,

Folgende Geschifte gelten nicht als Handlungen im Rahmen des gewdhnlichen Betriebs

des Handelsgewerbes:

«Entscheidungen tiber die Ergebnisverwendung. soweit sic von den Vorschrifien des § 6

abweichen;
«Erwerb und VerduBerung von Grundstiicken;

«Verdullerung von Beteiligungen;
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Rechtsgeschifle mit Geschifisfithrern der persénlich haftenden Gesellschafterin oder mit
Unternehmen, an denen deren Geschifistithrer beteiligt sind oder die ihnen nahe

stehen.

Die personlich haftende Geselischafterin ist verpflichtet, den Aufsichtsrat tiber alle wichtigen
Vorkommnisse  zu  unterrichten  wnd  dessen  Zustimmung  vor Vornahme  eines

aullergewohnlichen Geschifts einzuholen.

Die Auslagen der persénlich haftenden Gesellschafterin einschiieBlich angemessener Gehilter
threr Geschifisfithrer werden durch die Gesellschaft ersetzt. Die persénlich haflende
Gesellschafterin ist berechtigt, wegen dieser Kosten angemessene monatliche Entnahmen aus

dem Gesellschaftsvermégen zu machen.

V.

Aufsichtsrat

§ 8  Zusammenselzung

Die Gesellschaft hat einen Aufsichtsrat, Er besteht aus vierzehn Mitgliedern, die von der
Gesellschafterversammlung  bestellt und  abberufen werden und aus ihrer Mitte den
Vorsitzenden und einen Stellverfreter wihlen, Der Vorsitzende. bei Verhinderung sein

Stellvertreter, vertritt den Aufsichtsrat nach auBen.
Mitglied des Aufsichtsrats kann nicht sein, wer

sGeschifisfithrer oder  Arbeitnehmer der Gesellschaft oder der persénlich haftenden
Gesellschafterin oder einer Gesellschaft, an deren Kapital die Gesellschaft zu mehr als

einem Viertel unmittelbar oder mittelbar beteiligt ist, oder

*in seiner Entschluss- und Handlungsfreiheit durch Stimmrechtsbindung, Treuhandverhiltnis,

stille Beteiligung oder dhnlich eingeengt ist.

Die Mitglieder des Aufsichtsrats werden fiir eine Amtszeit von funf Jahren gewidhlt. Die
Amtszeit endet mit Ablauf der ordentlichen Jahrlichen Gesellschafterversammlung, auf deren
Tagesordnung die Entlastung fiir das funfte Geschiftsjahr nach der Wahl zu stehen hat; hierbei

wird das Geschifisjahy, in dem die Wahl erfolgt, mitgerechnet.
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Ein Mitglied des Aufsichtsrats scheidet auBer durch Tod oder Amtsniederlegung auch dann aus
seinem Amt aus, wenn es aus dem offentlichen Amt ausscheidet, auf Grund dessen das
Mitglied in den Aufsichtsrat gewihlt worden war. Scheidet ein Mitglied aus dem Aufsichtsrat
aus, so ist tiir die verbleibende Amtszeit ein Nachfolger zu wihlen. Bis zur Neuwahi verbleibt

das ausscheidende Aufsichtsratsmitglied im Amt.

Die Aufsichtsratsmitglieder erhalten fiir ihre Tatigkeit eine Aufwandsentschidigung in Form

cines Sitzungsgeldes, dessen Hohe die persinlich haftende Gesellschafterin festlegt.

§9  Aufgaben
Der Aufsichtsrat nimmt die Rechte der Kommanditisten aus §§ 164, 166 HGB wahr.

Der Aufsichtsrat {iberwacht und beriit die persénlich haflende Gesellschafterin. Fr st
verpflichtet, sich iiber den Geschéftsverlauf der Gesellschaft unterrichtet zu halten. Hierzu
Kann  jedes  AufSichtsratsmitglied von der persoénlich haftenden  Gesellschafterin
Berichterstattung an den Aufsichtsrat sowie Einsichtnahme in alle Unterfagen der Gesellschafi
durch Aufsichtsratsmitglieder oder von ihm benannte Angehérige eines gesetzlich zur

Verschwiegenheit verpflichteten rechts-, wirtschafis- oder steuerberatenden Berufs verlangen,

Die Aufsichtsratsmitglieder sind nach MaBgabe des § 93 ARG zur Verschwiegenheit

verpilichtet,

Der Aufsichtsrat kann sich eine Geschiftsordnung geben.

§ 10 Sitzungen und Beschliisse

Die Sitzungen des Aufsichtsrats werden im Finvernchmen mit dem Vorsitzenden des
Aufsichtsrats von der Geschéftsfithrung der persénlich haftenden Gesellschafterin unter

Mitteilung der Tagesordnung mit einer Frist von mindestens sieben Tagen einberufen.
Der Vorsitzende berufi eine Aufsichtsratssitzung ein:

.cinmal jdhrlich zur Feststellung des Jahresabschlusses und zur Vorberettung  der

Gesellschafterversammlung,

«wenn die Belange der Gesellschaft es erfordern,
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swenn die persénlich haftende Gesellschafterin oder zwei Aufsichtsratsmitglieder die

Einberufung mit schriftlicher Begriindung verlangen.

Der Aufsichtsrat ist beschlussfihig, wenn mindestens fiinf seiner Mitglieder anwesend oder
durch schriftlich bevollmichtigte Aufsichtsratsmitglieder vertreten sind. Er beschlieft in
Sitzungen mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit zghlt die
Stimme des  Vorsitzenden des Aufsichtsrats  doppelt.  Andere  Beschlussmodalititen
(Abstimmungen per Telefon, Telefax, E-Mail oder anderen Kommunikationsmitteln) sind mit
Einverstdndnis aller Aufsichtsratsmitglieder zulissig. Dieses Einverstindnis kann auch vorab
erteilt werden; eine Teilnahme von mindestens fiinf Aufsichtsratsmitgliedern an der so

erfolgenden Beschlussfassung ist dann ausreichend.

Der Vorsitzende leitet die Aufsichtssitzungen und trigt Sorge fiir die Ausfilhrung der
Aufsichtsratsbeschliisse. Erklarungen des Aufsichtsrats werden durch den Vorsitzenden
abgegeben. Uber die Sitzungen des Aufsichtsrats sind unverziliglich  Niederschriften
anzufertigen, die der Vorsitzende unterzeichnet und den Mitgliedern des Aufsichisrats sowie

der persénlich haflenden Geselischafierin zusendet.

V.

Gesellschafterversammlung, Gesellschafterbeschliisse

§ 1t Gesellschaflerversammlung

Ordentliche Gesellschafterversammlungen werden in den ersten neun Monaten eines

Geschifisiahres einberufen.
Auferordentliche Gesellschafterversammlungen werden einberufen, wenn
edas Interesse der Geselischaft es erfordert und/oder

ecs von Kommanditisten, denen einzeln oder zusammen mindestens 20 % der s@mtlichen
Gesellschaftern gemifl § 5.2 zugerechneten Punkte zuzurechnen sind, schriftlich und

unter Angabe der Tagesordnung verlangt wurde, und/oder

scs vom Aufsichtsrat verlangt wird.
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11.3 Die Einberufung einer Gesellschafterversammiung hat durch dic personlich baftende
Gesellschafterin unter Wahrung einer Frist von zwei Wochen seit Absendung der Einladung
und unter Angabe von Tagesordnung, Tagungsort und Tagungszeit an jeden Gesellschafter zu
erfolgen. Den Vorsitz in der Gesellschafterversammlung  fiibrt der Vorsitzende des

Aufsichtsrats,

§ 12 Stimmrecht

12.1 Auf jeden Punkt im Sinne des § 5.2 entfillt eine Stimme. Ein Gesellschafter kann die ihny aus

seinem Kapitalanteil zustehenden Stimmen nur einheitlich ausiiben.

122 Stimmrechtsvertretungen in der Gesellschafterversammlung sind nur durch einen mit
schriftlicher Vollmacht versehenen anderen Gesellschafter (Kommanditist oder persénlich
haftende  Gesellschafierin)  oder durch den mit schriftlicher Volimacht versehenen

Verbandsgemeindebiirgermeister bzw. Leiter des gemeinsamen Verwaltungsamts zuldssig.

§ 13 Zustdndigkeit der Geselischafterversammlung
Die Gesellschafterversammlung ist zustdndig fiir

edie Anderung des Gesellschaftsvertrages und alle weiteren Geschifle, die die Grundlagen
der Gesellschaft betreffen, soweit nicht die persénlich haflende Gesellschafterin durch

den Gesellschafisvertrag zu ihrer Vornahme ermichtigt ist,
edie Wahl der Aufsichtsratsmitglieder der Gesellschaft,

sdic Entlastung der personlich haftenden Gesellschafterin, ihrer Geschéftsfuhrer und der

Aufsichtsratsmitglieder,
s Ausschiittungsbeschiiisse nach §8 6.3. 6.4 und 6.5.
*Bestelung des Abschlusspriifers,

edie Auflosung der Gesellschaft.
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§ 14 Beschlussfdhigkeit und Beschlussfassung

Die Gesellschafterversammlung ist beschlussfahig, wenn nach ordnungsgemifer Ladung
mindestens cin Viertel aller Stimmen anwesend oder vertreten sind. Fehlt es daran, so ist
innerhalb von vier Wochen eine neue Versammlung mit gleicher Tagesordnung einzuberufen,

die stets beschlusstihig ist, hierauf ist in der Ladung hinzuweisen.

Die Gesellschafterversammlung beschlieBt nach Mafgabe der Punkte nach § 5 mit einfacher

Mehrheit der abgegebenen Stimmen, sofern nicht Gesetz oder Gesellschafisvertrag zwingend

¢ine héhere Mehrheit vorschreiben.

Anderungen des Gesellschaftsvertrages konnen nur mit einer Mehrheit von zwei Dritteln aller
abgegebenen Stimmen und nur mit Zustimmung der personlich hafienden Gesellschafierin
beschlossen werden; dies gilt auch fiir die Entscheidung tiber eine Abweichung von den
Bestimmungen des Gesellschaftsvertrags im Einzelfall, ausgenommen sind Beschliisse nach
§§ 6.3 und 6.4, fiir die die einfache Mehrheit gilt. Zur Auflosung der Gesellschaft bedarf es
eines mit einer Mehrheit von drei Vierteln aller vorhandenen Stimmen zu fassenden

Beschlusses der Gesellschafterversammiung.

Za Verhandlungsgegenstinden. die nicht auf der Tagesordnung stehen. kénnen Beschliisse nur
dann gefasst werden, wenn die Gesellschafterversammlung dies mit zwei Dritteln der

abgegebenen Stimmen beschlieft. Dies gilt nicht fiir Beschliisse nach § 14.3.

Uber die Verhandlungen und Beschliisse der Gesellschafterversamumlung ist ein Protokol]

aufzunehmen, jedem Gesellschafler ist eine Abschrift dieses Protokolls zuzusenden.

VI.

Geschiiftsjahr, Jahresabschluss, Dauver der Gesellschaft, Ausscheiden, Liquidation

§ 15 Geschiftsjahr und Jahresabschluss
Geschiiftsjahr der Gesellschaft ist das Kalenderjahr.

Die personlich haftende Gesellschafterin stellt den Jahresabschluss nach den Grundsitzen

ordnungsgeméfer Bilanzierung und den Vorschriften fiir grofie Kapitalgesellschaften auf.
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Der Jahresabschluss ist innerhalb der ersten sechs Monate des folgenden Geschiftsjahres

aufzustellen. Er muss von einem Wirtschaftspriifer gepriift werden.
Der gepriific Jahresabschluss ist unverziiglich dem Aufsichtsrat zur Feststetlung vorzufegen.

Der festgestellte Jahresabschluss ist den Kommanditisten zusammen mit dem Geschifisbericht

rechtzeitig vor der ordentlichen Gesellschafterversammlung zuzuleiten.

§ 16 Dauer und Kiindigung der Gesellschaft

Jeder Kommanditist kann die Gesellschafi durch eingeschriebenen Brief mit Riickschein unter
Einhaltung einer achtzehnmonatigen Frist auf den Schiuss eines Geschifisjahrs. erstmals zum
31.12.2007 gegeniiber der personlich haftenden Gesellschafierin kiindigen. Mit Ablauf der

Kundigungstrist scheidet der Gesellschafter aus der Gesellschaft aus.

Jeder einzelne Kommanditist kann die Gesellschaft frithestens zu einem Zeitpunkt kiindigen,
zu dem seine Kommanditistenstellung zehn volle Kalenderjahre bestand. Als Beginn der

Kommanditistenstellung gilt das Datum seiner Aufnahme in die Gesellschaft,

Die personlich haftende Gesellschafterin kann ihre Gesellschafterstellung frithestens zum
31.12.2032 unter Einhaltung einer 18-monatigen Frist auf den Schluss eines Geschiifisjabres

gegeniiber dem Vorsitzenden des Aufsichtsrates kiindigen.

Das Recht der vorzeitigen Kiindigung aus wichtigem Grund bleibt unberiihirt.

§ 17 Ausscheiden, Abfindung

Im Fall der Kiindigung oder bei Eingreifen gesetzlicher Auflosungs-, Ausscheidens- oder
Ausschlussgriinde wird die Gesellschaft von den iibrigen Gesellschaftern fortgesetzt: der
Anteil des ausscheidenden Gesellschafiers wiichst den verbleibenden Gesellschaftern an, Dies
gilt nicht im Fall der Kiindigung aus wichtigem Grund, sofern dieser Grund der Mehrheit der
Gesellschafter oder allen Gesellschaftern ein Kiindigungsrecht gibt und sie von diesem

Gebrauch machen.

Der ausgeschiedene Gesellschafter erhélt cine Abfindung, dic auf der Grundlage der Bilanz
des Jahresabschlusses zu berechnen ist, der dem Stichtag des Ablaufs der Kiindigungsfrist
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entspricht. Endet die Kiindigungsfrist nicht mit einem Bilanzstichtag, so ist der letzte
Jahresabschluss mafigebend. Die Abfindung belduft sich auf die Summe der dem
Gesellschafter (anteilig nach Malgabe des Punktsystems gemidB § 5) zuzurechnenden
Kapitalriicklagen-, Gewinnriicklagen- und Gewinnvortragskonten zuziiglich des anteiligen
Jahresiiberschusses des Jahres, in dem der Kommanditist ausscheidet; sie vermindert sich um
den anteiligen Verlustvortrag. sic vermehrt oder vermindert sich um den Saldo des
Privatkontos. Bestand die Kommanditistenstellung mehr als zwalf volle Kalenderjahre, so
erhoht sich die Abfindung je Punkt gemifh § S des Gesellschafisvertrages um das Zweifache
der Ausschiittung je Punkt (gemil § 5), die fiir das letzte Wirtschaftsjahr, das vor der
Kiindigungserklirung endet, an die Kommanditisten gezahlt wurde. Bestand  die
Kommanditistenstellung mehr als 18 volle Kalenderjahre, so tritt an die Stelle des Zweifachen
tm vorstehenden Satz das Dreifache. Sétze 4 und 5 gelten nicht fiir Punkte, die auf die
Einbringung von Anteilen an der Gasversorgung Sachsen-Aphalt GmbH oder ihre
Rechtsnachfolger zurickzuflihren sind. Als Beginn der Kommanditistensteliung gilt das
Datum der Aufnahme in die Gesellschaft. Soweit die Liquidititslage der Gesellschaft es

erlaubt. ist die Abfindung in zwei gleichen Jahresraten zum 30.06. der jeweils auf das

o

Ausscheiden folgenden Kalenderjahre zu bezahlen. Andernfalls kann die Zahlung der

Abfindung auf bis zu fiinf Jahre gleichmiBig verteilt werden,

I7.3 Andern sich die Jahresabschliisse fiir die Zeit bis zum Ausscheiden des Gesellschafters infolge
ciner steuerlichen AuBenpritfung der Gesellschaft oder durch anderweitlg  veranlasste

Anderungen der Veranlagungen, so ist dies in der Berechnung nach § 17.2 zu beriicksichtigen.

17.4 Die dem ausscheidenden Gesellschafier zugerechnete Haftsumme verbleibt der Gesellschaft
und wird nach Ablauf des fiinfien Jahres nach Ausscheiden des jeweiligen Geseltschafters aus

der Gesellschafl an den Stidte- und Gemeindebund Sachsen-Anhalt e.V. ausbezahlt.

§ 18 Austritt wihrend Ubergangszeit

Abweichend von den Vorschriften der §§ 16 und 7.1 bis 17.3 wird die persénlich haftende
Gesellschafterin hiermit bevollméchtigt, nach Ablauf des 31, Dezembers 2003 auf Verlangen einzelner
Kommanditisten mit diesen iiber deren Austritt aus der Gesellschaft zu verhandeln und mit diesen
Jeweils Austrittsvertriige gegen Gewdhrung einer angemessenen Abfindung, die sich am Kapitalanteil

orientiert, zu schliefien. Der jeweilige Austrittsverirag bedarf der Zustimmung des Aufsichisrats.
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§ 19 Liquidation der Gesellschaft

Im Fall der Auflosung der Gesellschafl erfolgt deren Liquidation durch die persénlich haftende

Gesellschafterin als alleiniger Liquidatorin.

20.1

VIIL

Schlusshestimmungen

§ 20 Salvatorische Klausel

Sellte eine Bestimmung dieses Vertrages oder eine kiinflig in ihn aufgenommene Bestimmung
ganz oder teilweise unwirksam oder undurchfiihrbar sein oder die Wirksamkeit oder
Durchfithrbarkeit spiter verlieren oder sollte sich im Vertrag eine Liicke herausstellen, sofl
hierdurch die Giiltigkeit der iibrigen Bestimmungen nicht beriihrt werden. An Stelle der
unwirksamen oder undurchfiihrbaren Bestimmung oder zur Ausfillung der Liicke soll eine
angemessene Regelung gelten, die, soweit rechtlich zuliissie. dem am néchsten kommt, was
die VertragsschlicBenden gewollt haben oder nach dem Sinn und Zweck des Vertrags gewollt

hitten, falls sie den Punkt bedacht hitten.

Beruht die Unwirksamkeit oder Undurchfiihrbarkeit einer Bestimmung auf einem darin
festgelegten Mal der Leistung oder der Zeit (Frist oder Termin), so soll das der Bestimmung

am nichsten kommende rechttich zulissige MaB als vereinbart gelten.

§ 21 Gerichtsstand

Erfillungsort und  Gerichtsstand  fiir alle  Streitigkeiten aus diesem Vertrag und  dem

Gesellschaftsverhiltnis ist Magdeburg.
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